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Anlage A 


Bemerkungen des Bundesrechnungshofs 
zur Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1951 

Seite 

nummer 

A. Allgemeines 1 bis 13 5 bis 12 

B. Bemerkungen auf Grund des § 107 Abs. 1 Nr. 1 RHO ...... 14 bis 16 12 

C. Bemerkungen auf Grund des § 107 Abs. 1 Nr. 2 und 3 RHO 

I. Vorjahre 17 12 und 13 

II. Rechnungsjahr 1951 18 bis 26 13 bis 23 

III. Buchungen an unrichtiger Stelle 27 bis 31 23 bis 28 

IV. Buchungen von Einnahmen und Ausgaben in einem unrichtigen 

Rechnungsjahr 32 bis 36 28 bis 30 
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I. Vorbehalte aus Vorjahren 37 und 38 31 

II. Rechnungsjahr 1951 39 31 

E. Prüfung von Unternehmen mit eigener Reditspersönlichkeit (§ 107 

Abs. 2 RHO) 40 31 

Anlage 1: Zusammenstellung der in der Bundeshaushaltsrechnung 1951 

bei der Rechnungsprüfung festgestellten Druckfehler ... — 32 bis 35 

Anlage 2: Nachweisung der Haushaltsstellen, zu denen die Aufstellung 

von Bemerkungen Vorbehalten bleibt (§ 107 Abs. 4 RHO) . — 36 bis 38 
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A. Allgemeines 


1. Gemäß § 107 RHO hat der Bundesrechnungs- 
hof nach Prüfung der für das Rechnungsjahr 
gelegten Rechnungen Bemerkungen als Grund- 
lage für die Beschlußfassung über die Ent- 
lastung der Bundesregierung aufzustellen (Art. 
114 Abs. 2 GG). Die Bemerkungen zu der 
Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungs- 
jahr 1951 werden hiermit vorgelegt. 

2. Nach den Anordnungen der Bundesregierung 
Ist erst vom 1. April 1953 an eine Bundesver- 
mögensrechnung zu führen. Der Bundesmini- 
ster der Finanzen hat deshalb für das Rech- 
nungsjahr 1951 eine Übersicht über das Ver- 
mögen und die Schulden des Bundes (Art. 114 
GG) noch nicht aufgestellt. 

3. Der Bundestag hat auf Grund des Mündlichen 
Berichts des Haushaltsausschusses (18. Aus- 
schuß) über die Prüfung der Bundeshaushalts- 
rechnungen für die Rechnungsjahre 1949 
(21. September 1949 bis 31. März 1950) und 
1950 In Verbindung mit den Bemerkungen des 
Bundesrechnungshofs und der Denkschrift des 
Präsidenten des Bundesrechnungshofs — 
Drucksachen 689, 270, 396 — in seiner 40 
Sitzung am 14. Juli 1954 beschlossen, 

a) die in der Anlage I derBundeshaushaltsrech- 
nungen für die Rechnungsjahre 1949 und 
1950 zusammengestellten und begründeten 
über- und außerplanmäßigen Ausgaben ge- 
mäß § 83 RHO nachträglich zu geneh- 
migen; 

b) die vom Bundesrechnungshof in seinen Be- 
merkungen zu den Bundeshaushaltsrech- 
nungen für die Rechnungsjahre 1949 und 
1950 festgestellten Haushaltsüberschreitun- 
gen und außerplanmäßigen Ausgaben 
— Drucksache 396 Anlage A — gemäß § 83 
RHO nachträglich zu genehmigen und die 
Bemerkungen des Bundesrechnungshofs zu 
den Bundeshaushaltsrechnungen bis auf die 


Vorbehalte (§ 107 Abs. 4, § 108 Abs. 2 
RHO) für erledigt zu erklären; 

c) die Bundesregierung wegen der Bundeshaus- 
haltsrechnungen für die Rechnungsjahre 
1949 und 1950 — Drucksache 270 — gemäß 
§ 108 RHO zu entlasten. 

4. Der Bundesrat hat in seiner 128. Sitzung am 
1. Oktober 1954 die gleichen Beschlüsse gefaßt. 
Er hat lediglich den Ausführungen des Bun- 
desrechnungshofs in den Bemerkungen zu den 
Bundeshaushaltsrechnungen 1949/1950 auf 
Seite 5/6 zum Fehlbetrag 1949 (Deckung der 
Ausgabereste und ihre Umlegung auf die Län- 
der) nicht zugestimmt und sich die Stellung- 
nahme insoweit bis zur Beratung der Bundes- 
haushaltsrechnung 1951 Vorbehalten. Ver- 
gleiche hierzu die Bemerkung Nr. 26 und die 
Ausführungen In der Denkschrift des Präsi- 
denten des Bundesrechnungshofs zur Bundes- 
haushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 
1951 Nr. 347 ff. 

5. Der Bundestag hat auf Grund des Mündlichen 
Berichts des Haushaltsausschusses In seiner 
54. Sitzung am 5. November 1954 beschlossen: 

Die in der Bundeshaushaltsrechnung für 
das Rechnungsjahr 1951 festgestellten über- 
und außerplanmäßigen Ausgaben — Druck- 
sache 304 — werden gemäß § 83 RHO 
nachträglich genehmigt. 

Die Genehmigung erfolgt vorbehaltlich 
der späteren Beschlußfassung über die 
Bemerkungen des Bundes rechnungshofs 
(§§ 107 und 108 RHO). 

Durch die Genehmigung wird den Er- 
innerungen des Bundesrechnungshofs aus 
Anlaß der Rechnungsprüfung 1951 nicht 
vor ge griffen. 

6. Die Beschlußfassung des Bundesirates hierüber 
steht noch aus. 
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7. Rechnungsergebnis des ordentlichen Haushalts für das Rechnungsjahr 1951 



Einnahme 

DM 

Ausgabe 

DM 

a) Nach dem Bundeshaushaltsplan für das Rech- 
nungsjahr 1951 beträgt das Haushaltssoll . . . 

17 363 440 800,— 

17 363 440 800,— 

b) Hinzu treten die aus dem Rechnungsjahr 1950 
übernommenen Haushaltsreste mit 


222 508 170,96 i) 

c) Summe der Sollbeträge und der aus dem Rech- 
nungsjahr 1950 übernommenen Haushaltsreste . 

17 363 440 800,— 

17 585 948 970,96 

ü) Nach der Biundeshaushaltsrechnung 1951 be- 
tragen die Isteinnahmen umdüie Istausgaben . . 

17 592 770 617,55 

17 593 601 218,36 

e) Hinzu treten die am Schluß des Rechnungsjahres 
1951 verbliebenen, auf das Rechnungsjahr 1952 
übertragenen Haushaltsreste, die wie wiirklich 
entstandene Einnahmen und Ausgaben das 
Rechnungsjahr 1951 ent- oder belasten, mit . . 

30 263 918,32 

508 743 219,18 

f) Summe der Istbeträge und der am Schluß des 
Rechnungsjahres 1951 verbliebenen Haushalts- 
reste 

17 623 034 535,87 

18 102 344 437,54 

g) Gegen die Summe der Sollbeträge und der aus 
dem Rechnungsjahr 1950 übernommenen Haus- 
haltsreste (c) beträgt .die Mehreinnaihme/Mehr- 
ausgabe 

+ 259 593 735,87 — 

516 395 466,58 

h) Mithin Fehlbetrag des Rechnungsjahres 1931 — 

§§ 75, 77 RHO — 

— 256 801 730,71 

DM 

i) Hiervon sind im Rechnungsjahr 1952 aus 
ordentlichen Einnahmen gedeckt worden (außer- 
planmäßige Ausgabe bei Einzelplan XXIII hin- 
ter Kapitel E 15) 

+ 830 600,81 

DM 

k) Der gegenwärtig noch ungedeckte Fehlbetrag 
des ordentlichen Haushalts ües Rechnungsjahres 
1951 beträgt 

— 255 971 129,90 DM -^) 


Der Fehlbetrag hätte nach § 75 RHO spätestens in den Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 
1953 als ordentliche Ausgaibe eingestellt werden müssen. § 13 des Haushaltsgesetzes 1953 vom 24. Juli 
1953 bestimmt jedoch, daß § 75 RHO im Rechnungsjahr 1953 keine Anwendung findet. Die gleidie 
Vorschrift enthält § 11 des Haushaltsgesetzes 1954 vom 26. Mai 1954. 

Anmerkung : 

Die Bundeshaushaltsrechnung 1950 S. 50, 56 und 57 weist einen Betrag von 222 966 950,34 DM aus. Der Unter- 
schied in Höhe von 458 779,38 DM erklärt sich aus der Übertragung von Haushaltsresten des ordentlichen Haus- 
halts des Rechnungsjahres 1950 in den außerordentlidien Haushalt des Rechnungsjahres 1951 (vgl, hierzu die Auf- 
stellung auf S, IV und V des Vorberichts zur Bundeshaushaltsrechnung 1951 — siehe auch Anmerkung 4 zu Nr. 9). 
Die Ausgabereste sind Teile der Fehlbeträge der Rcdmungsjahrc 1949 und 1950, obwohl Ausgaben darauf erst im 
Redinungsjahr 1951 und gegebenenfalls in den folgenden Rechnungsjahren geleistet wurden (vgl, hierzu die Bemer- 
kungen 1949/1950 S. 7 Abschnitt B II 2 a und d). 

Das sind die Beträge der am Schluß des Rechnungsjahres 1951 

verbliebenen Haushaltsreste unter e 508 743 219,18 DM Ausgabereste 

— 30 263 918,32 DM Einnahmereste 

478 479 300,86 DM Ausgabereste 

vermindert um die aus dem Rechnungsjahr 1950 

übernommenen Haushaltsreste unter b 222 508 170,96 DM Ausgabereste 

255 971 129,90 DM Ausgabereste 
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8. Auf Anordnung des Bundesniinisters der 
Finanzen vom 2. April 1953 sind unmittelbar 
vor dem Abschluß der Kassenbücher für das 
Rechnungsjahr 1951 464 Mio DM „zur teil- 
weisen Deckung des kassenmäßigen Fehlbetra- 
ges beim außerordentlichen Flaushalt“ in der 
Rechnung des ordentlichen Fiaushalts des Ein- 
zelplans XXllI hinter Kapitel E 17 außerplan- 
mäßig verausgabt und in der Rechnung des 
außerordentlichen Fiaushalts des Einzelplans 
XXIII hinter Kapitel 2 vereinnahmt worden 
— vgl. die Begründung auf Seite 1460 der 
Bundeshaushaltsrcchnung 1951. Ohne diese 
Maßnahme hätte sich in der Rechnung des 
ordentlichen Fiaushalts ein Überschuß statt 
eines Fehlbetrages ergeben: 

Die unter Nr. 7 g 
nach gewiesene Mehr- 
ausgabe von . . . . — 516 395 466,5 B DM 
hätte sich um .... + 464 000 000, — DM 
vermindert auf ... — 52 395 466,58 DM. 

Mit der Mehrein- 
nahme It. Nr. 7g von + 259 593 735,87 DM 

hätte sich ein Über- 
schuß von + 207 198 269,29 DM 

ergeben. 

Dieser Überschuß mußte nach § 75 RFiO 
zur Verminderung des Anleihebedarfs oder 
zur Schuldentilgung verwendet werden. Das 
ist nun zwar auch durch die Überweisung von 
464 Mio DM an den außerordentlichen Fiaus- 
halt für das Rechnungsjahr 1951 geschehen. 
Auch ist das Gesamtergebnis der Bundeshaus- 
haltsrechnung 1951 (ordentlicher und außer- 
ordentlicher Fiaushalt zusammengerechnet) 
durch das Verfahren nicht beeinflußt worden. 
Es entsteht jedoch insofern ein der tatsäch- 
lichen Lage nicht entsprechendes Bild, als das 
Ergebnis der Rechnung des ordentlichen Fiaus- 
halts ungünstiger dargestellt wird, als es wirk- 
lich ist. Deshalb sollte künftig darauf Bedacht 
genommen werden, daß derartige außerplan- 
mäßige Überw^eisungen an den außerordent- 
lichen Fiaushalt nur bis zur Fiöhe eines 
Übersdiusses im Sinne des § 75 RHO durch- 
geführt werden, also nicht in Höhe einer 
Mehreinnahme, die sich aus dem Unterschied 
zwischen Isteinnahmen und Istausgaben ohne 
Berücksichtigung der Haushaltsreste ergibt. 

Die Zulässigkeit des Verfahrens, einen 
zu erwartenden Überschuß vor dem Abschluß 
der Rechnung zur Verminderung dps An- 
leihebedarfs in den außerordentlichen Haus- 


halt zu überführen, ist im übrigen im Hin- 
blick auf die Vorschrift des § 75 RHO: „Die 
Verminderung des Anleihebedarfs ist in der 
Bundeshaushaltsrechnung zugleich mit dem 
Nachweis des Überschusses festzustellen“ nidit 
zweifelsfrei — vgl. hierzu die Anmerkung^). 
Der Bundesrechnungshof neigt der Auffassung 
zu, daß im Hinblick auf die Vorschrift des 
§ 75 RHO zum mindesten im Abschluß der 
Bundeshaushaltsrechnung darauf hingewiesen 
werden sollte, daß der Überschuß vor dem 
Absdiluß der Rechnung an den außerordent- 
lichen Haushalt überwiesen und so zur Ver- 
minderung des Anleihebedarfs verwendet wor- 
den ist. 

Anmerkung 

In der Denkschrift des Rcchnungshofs des Deut- 
schen Reichs zur Rcichshaushaltsrcchnung 1924, 
Drucksache 4054 Reichstag III. Wahlperiode 1924/8 
wird in Teil I Abschnitt A Nr. 4 (Allgemeine Be- 
trachtung über das Rechnungsergebnis 1924 und die 
Verwendung der Überschüsse aus den Rechnungs- 
jahren 1923 bis 1927) u.a. folgendes ausgeführt: 

„Im deutsdien Haushaltsrechtc besteht der Grund- 
satz der Gliederung und scharfen Trennung des 
Reidishaushalts in einen ordentlichen und einen 
außerordentlichen Haushalt (Artikel 87 der Reichs- 
verfassung und § 3 RHO). Bei formaler Betrach- 
tung könnten daher Bedenken dagegen erhoben 
werden, Übersdmssc des ordentlichen Haushalts 
in den außerordentlichen Haushalt zu überneh- 
men, um mit ihnen Schulden zu tilgen oder 
unter Vermeidung der Aufnahme von Anleihen 
Ausgaben zu decken. Von dem gleichen formalen 
Standpunkt aus gesehen, würde sich die Finanz- 
wirtsdiaft des Reichs dann in der Weise abspie- 
ien, daß eine Anleiheermächtigung restlos aus- 
gcschöpft, d. h. zur Deckung der Ausgaben des 
außerordentlichen Haushalts neue Schulden ein- 
gegangen werden, obwohl im ordentlichen Haus- 
halt infolge besonderer Umstände, z. B. eines 
vorübergehenden Aufsdiwunges der Wirtschaft, 
die Einnahmen die Ausgaben übersteigen. Der 
Überschuß würde in diesem Falle für weitere 
Ausgaben des ordentlichen Haushalts in späteren 
Jahren verfügbar bleiben. Dies könnte zu ver- 
mehrten Ausgaben oder zu einer Steuersenkung 
führen, die in einer solchen einmaligen Mehrein- 
nahmc keine Berechtigung finden. Es entspricht 
aber nur einer sachlichen und weitsid'itigcn 
Finanzpolitik, Überschüsse aus den ordentlichen 
Einnahmen, die sich auf nur vorübergehende 
günstige Umstände gründen, dazu zu verwenden, 
die Aufnahme neuer Schulden hintanzuhaltcn 
oder die vorhandenen Sdmldcn beschleunigt zu 
tilgen, denn jede öffentliche Körperschaft sollte 
im Interesse der Steuerzahler und der Hebung 
ihrer Kreditwürdigkeit alle Möglichkeiten be- 
nutzen, ihre Schuldenlast zu verringern. Dies war 
der Grundsatz der Finanzpolitik des Reichs vor 
Erlaß der Reichshaushaltsordnung. Auch diese 
hat den Grundsatz beibehalten. Sie schreibt in 
§ . 75 vor, daß ein Überschuß der Einnahmen 
über die Ausgaben des ordentlichen Haushalts 
zur Verminderung des Anleihebcdarfs oder zur 
Schuldentilgung zu verwenden ist. 
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Nadi der Absicht des § 75 in Verbindung mit 
§ 77 RHO wird man fordern müssen, daß der 
Überschuß der Einnahmen über die Ausgaben 
des ordentlichen Haushalts in der Reichshaus- 
haltsrechnung ausgewiesen wird. Jedenfalls wird 
dadurch die Haushaltsführung in dem Rechnungs- 
jahr, in dem der Überschuß entstanden ist, durdi- 
sichtiger und die Rechnungslegung klarer. § 75 
RHO gibt keine Vorschrift, in welchem Rech- 
nungsjahre der Überschuß der Einnahmen über 
die Ausgaben des ordentlichen Haushalts zu ver- 
wenden ist, so daß man zu der Auffassung ge- 
langen kann, daß § 75 RHO einer Verwendung 
des Überschusses noch im gleichen Rechnungs- 
jahre nicht im Wege steht. Bei diesem Verfahren 
wäre ein Ausweis der Überschüsse der Einnah- 
men über die Ausgaben des ordentlichen Haus- 
halts in der Reichshaushaltsrechnung wohl mög- 
lich, aber bei dem Aufbau der Rechnung nicht 
zwangsläufig, weil man ihn, wie die Praxis ge- 


zeigt hat, in der Reichshaushaltsrechnung vorweg 
an anderer Stelle in Einnahme und Ausgabe 
nachweisen kann, ohne daß er als Überschuß in 
die Erscheinung tritt. Es kommt hinzu, daß nach 
dem Sprachgebrauche von einem Überschuß im 
allgemeinen erst die Rede sein kann, wenn das 
Ergebnis einer abgesdilossenen Rechnung vor- 
liegt, nach welchem die Einnahmen die Ausgaben 
übersteigen. Infolgedessen kann man zu der An- 
sicht kommen, daß es dem Sinne des § 75 RHO 
entspricht, den Überschuß der Einnahmen über 
die Ausgaben des ordentlichen Haushalts erst 
in einem der folgenden Rechnungsjahre zu ver- 
wenden. Allerdings ist es zweifelhaft, ob die 
Vorschrift des § 75 RHO so zwingend ist, daß 
eine Verwendung des Überschusses noch im glei- 
chen Jahre aus Erwägungen finanzpolitischer Art 
als im Widerspruch mit dieser Gesetzesvorschrift 
stehend angesehen werden muß.“ 


9. Rechnungsergebnis des außerordentlichen Haushalts für das Rechnungsjahr 1951 (ohne ERP-Mittel) 


Einnahme Ausgabe 

DM DM 


a) Nach dem Bundeshaushaltsplan für das Rech- 
nungsjahr 1951 beträgt das Haushaltssoll . . 

2 334 327 100,00 

2 334 327 100,00 

b) Hinzu treten die aus dem Rechnungsjahr 1950 
übernommenen Haushaltsreste mit 

_ 

96 272 095,46«) 

c) Summe der Sollbeträge und der aus dem Rech- 
nungsjahr 1950 übernommenen Haushaltsreste 

2 334 327 100,00 

2 430 599 195,46 

d) Nach der Bundeshaushaltsrechnung 1951 betra- 
gen die Isteinnahmen und die Istausgaben . . 

691 134 385,61") 

1 999 297 561,63 

e) Hinzu treten die am Schluß des Rechnungs- 
jahres 1951 auf das Rechnungsjahr 1952 über- 
tragenen Haushaltsreste, die wie wirklich ent- 
standene Ausgaben das Rechnungsjahr 1951 be- 
lasten 


180 789 688,43 

f) Summe der Istbeträge und der am Schluß des 
Rechnungsjahres 1951 verbliebenen Haushalts- 
reste 

691 134 385,61 

2 180 087 250,06 

g) Gegen die Summe der Sollbeträge und der aus 
dem Rechnungsjahr 1950 übernommenen Haus- 
haltsreste (c) beträgt die Mindereinnahme/Min- 
derausgabe 

— 1 643 192 714,39 + 

250 511 945,40 


h) Mithin Fehlbetrag des Rechnungsjahres 1951 

— §§ 75, 77 RHO — — 1 392 680 768,99 DM 


Anmerkung 

Die Bundeshaushaltrechnung 1950 S. 52, 56 und 57 weist einen Betrag von 95 813 316,08 DM aus. Der Unterschied in 
Höhe von 458 779,38 DM beruht auf der Übernahme von Haushaltsresten des ordentlichen Haushalts des Rechnungs- 
jahres 1950 in den außerordentlichen Haushalt des Rechnungsjahres 1951 (vgl. hierzu S. IV, V und XXIV des Vorbe- 
richts zur Bundeshaushaltsrechnung 1951 — siehe auch Anmerkung zu Nr. 7). 

Die Ausgabereste sind Teile der Fehlbeträge der Rechnungsjahre 1949 und 1950, obwohl Ausgaben darauf erst im 
Rechnungsjahr 1951 und ggf. in den folgenden Rechnungsjahren geleistet wurden (vgl. hierzu die Bemerkungen 1949/ 
1950 S. 7 Abschnitt B II 2 a und d). 

Hierin sind die aus der Rechnung des ordentlichen in die Rechnung des außerordentlidien Haushalts übertragenen 
464 Mio DM enthalten (vgl. Nr. 8). 
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Einnahme 

DM 


Ausgabe 

DM 


i) Hiervon sind aus ordentlichen Einnahmen ge- 
deckt worden: 

im Rechnungsjahr 1952 (außerplanmäßige Aus- 
gabe bei Einzelplan XXIII hinter Kapitel E 15) 300 436 649,96 DM 

im Rechnungsjahr 1953 (Ausgabe bei Kapi- 
tel 6002 Titel 999) 1 007 726 526,06 DM 

zusammen 1 308 163 176,02 DM 

k) Der gegenwärtig noch ungedeckte Fehlbetrag 
des außerordentlichen Haushalts des Rech- 
nungsjahres 1951 beträgt 84 517 592,97 DM^) 


Anmerkung 

Das ist der Betrag der am Schluß des Rechnungsjahres 1951 verbliebenen 

Haushaltsrcste unter e mit 180 789 688,43 DM 1 

vermindert um die aus dem Rechnungsjahr 1950 übernommenen Haushalts- [ Ausgabe- 
reste unter b mit 96 272 095,46 DM ^ reste 

- 84 517 592,97 DM. ] 


Der Fehlbetrag von 1 392 680 768,99 DM 
ist dadurch entstanden, daß im außerordent- 
lichen Haushaltsplan veranschlagte Ausgaben 
geleistet werden mußten, obwohl die zur Dek- 
kung vorgesehenen Einnahmen aus Anleihen 
nicht in ausreichendem Maße zur Verfügung 
standen. Statt der veranschlagten 2143 708650 
DM sind nur 36 550 290 DM eingegangen 
(vgl. Rechnung des Einzelplans XXI außer- 
ordentlicher Haushalt S. 1280, 1281 der Bun- 
deshaushaltsrechnung 1951). Die Bundeshaus- 
haltsrechnung enthält weder im Vorbericht, 
noch in der Rechnung des Einzelplans XXI An- 
gaben über die Gründe der Mindereinnahme. 

§ 75 RHO bestimmt nichts über die Dek- 
kung eines Fehlbetrags im außerordentlichen 
Haushalt, weil außerordentliche Ausgaben nur 
aus außerordentlichen Einnahmen und in der 
Regel erst geleistet werden dürfen, wenn die 
zur Deckung veranschlagten Einnahmen zur 
Verfügung stehen (vgl. §§ 3 Abs. 2 und 26 
Abs. 5 RHO), ein Fehlbetrag im außerordent- 
lichen Haushalt also bei Beachtung dieser 
Grundsätze nicht entstehen kann. Werden aus 


zwingenden Gründen Ausgaben geleistet, ohne 
daß Deckungsmittel verfügbar sind oder bis 
zum Abschluß der Rechnung noch eingehen 
oder Einnahmereste zur Deckung verbleiben, 
so werden die ungedeckten Ausgaben zu sol- 
dien des ordentlidien Haushalts. Deshalb ist 
auch der Fehlbetrag von 1 392 680 768,99 DM 
der Sache nach ein Fehlibetrag des ordentlichen 
Haushalts 1951 und muß gemäß § 75 E.HO 
gedeckt werden. Der Bundesminister der 
Finanzen hat bereits vor dem Abschluß der 
Rechnung des Rechnungsjahres 1951 im Hin- 
blick auf einen erwarteten Überschuß der 
Rechnung des ordentlichen Haushalts 464 Mio 
DM zu Lasten des ordentlichen Haushalts in den 
außerordentlichen Haushalt überwiesen. Ohne 
diese Zuweisung hätte der Fehlbetrag des 
außerordentlichen Haushalts 1 392 680 768,99 
DM + 464 000 000 DM = 1 856 680 768,99 
DM betragen (vgl. hierzu Nr. 8). 

Für die Einstellung des nach Nr. 9 k noch 
ungedeckten Fehlbetrages von 84 517 592,97 
DM als ordentliche Ausgabe in den Bundes- 
haushaltsplan gilt das zu Nr. 11 Gesagte. 
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10. Rechnungsergebnis des außerordentlichen Haushalts für das Rechnungsjahr 1951 (ERP-Mittel) 



Einnahme 

DM 

Aussabe 

DM 

a) Nach dem Bundeshaushaltsplan für das Rech- 
nungsjahr 1951 beträgt das Haushaltssoll . . 

1 375 294 500,00 

1 375 294 500,00 

b) Hinzu treten die aus dem Rechnungsjahr 1950 
übernommenen Haushaltsreste mit c . . . . 

901 154 001,80 

982 811 453,85 

und der zum Ausgleich der höheren Ausgabe- 
reste verwendete Bestand am Schluß des Rech- 
nungsjahres 1950 von 

81 657 452,05 


c) Summe der Sollbcträge, der aus dem Rechnungs- 
jahr 1950 übernommenen Haushaltsreste und 
des Bestandes 

2 358 105 953,85 

2 358 105 953,85 

d) Nadi der Bundeshaushaltsrechnung 1951 betra- 
gen die Isteinnahmen und die Istausgaben . 

1 274 744 632,68 

1 274 744 632,68 

e) Hinzu treten die am Schluß des Rechnungsjah- 
res 1951 verbliebenen, auf das Rechnungsjahr 

1952 übertragenen Haushaltsreste, die wie wirk- 
lich entstandene Einnahmen und Ausgaben das 
Rechnungsjahr 1951 ent- oder belasten, mit . 

943 567 890,91 

943 567 890,91 

f) Summe der Istbeträge und der am Schluß des 
Rechnungsjahres 1951 verbliebenen Haushalts- 
reste 

2 218 312 523,59 

2 218 312 523,59 


Die Rechnung ist ausgeglichen. 


11. Der gegenwärtig noch ungedeckte Fehlbetrag 
des Rechnungsjahres 1951 beträgt 

nach Nr. 7 k 255 971 129,90 DM 

nach Nr. 9 k 84 517 592,97 DM 

zusammen 340 488 722,87 DM. 


Aus dem Rechnungsjahr 1949 sind noch un- 
gedeckt (vgl. Abschnitt B I Nr. 2 der Bemer- 
kungen 1949 S. 5) . . . 130 208 317,90 DM. 

Aus dem Rechnungsjahr 1950 sind noch un- 
gedeckt (vgl. Absdmitt B II Nr. 3 der Be- 
merkungen 1950 S. 8. Der Unterschied zu 
dem dort genannten Betrag von 

188 571 934,18 DM beruht auf Abrundung.) 

188 571 948,52 DM. 

Insgesamt sind mithin aus den Rechnungs- 
jahren 1949 bis 1951 noch zu decken 

659 268 989,29 DM. 


Die Summe der ungedeckten Fehlbeträge 
hat sich inzwischen um rund 259 Mio DM 
aus dem Absdiluß der Bundeshaushaltsrech- 
nung 1952 auf rund 918 Mio DM erhöht. 
Dieser Betrag entspricht der Summe der den 
einzelnen Rechnungsjahren (1949 bis 1952) 
zur Last fallenden Haushaltsausgabereste; die 
kassenmäßigen Mehrausgaben dieser Rech- 
nungsjahre sind abgedeckt. Eine weitere Er- 
höhung der ungedeckten Fehlbeträge ist aus 
dem Abschluß der Bundeshaushaltsrechnung 
1953 zu erwarten; nach vorläufigen Feststel- 
lungen des Bundesministeriums der Finanzen 
wird sich der Fehlbetrag des Rechnungsjahres 
1953 auf rund 1 157 Mio DM belaufen (rund 
641 Mio DM Mehrausgabe — Istausgabe ab- 
züglich Isteinnahme — , rund 516 Mio DM 
dem Rechnungsjahr 1953 zur Last fallende 
Ausgabereste). Die Gesamtsumme der unge- 
deckten Fehlbeträge am Ende des Rechnungs- 
jahres 1953 wird danach rund 2 075 Mio DM 
betragen. Weder der Haushaltsplan für das 
Rechnungsjahr 1954 noch der Entwurf des 
Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1955 
sehen Mittel zur Abdeckung der Fehlbeträge 
vor. 
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12. Die nach der Rechnung für das Rechnungs- 
jahr 1950 in die Bundeshaushaltsrechnung 
1951 zu übernehmenden Bestände (vgl. § 78 
RHO), und zwar 

— 139 149 060,68 DM der Rechnung des 

ordentlichen Haus- 
halts für das Rech- 
nungsjahr 1950 

— 199 304 324,98 DM der Rechnung des 

außerordentlidien 
Haushalts für das 
Rechnungsjahr 1950 

sind ordnungsmäßig übertragen worden. 

Die im Laufe des Rechnungsjahres 1951 der 
Bundeshauptkasse als Betriebsmittel überwie- 
senen Geldbestände (vgl. § 78 BJiO) sind in 
der Anlage XII zur Bundeshaushaltsrechnung 
1951 S. 1593 nur insoweit nachgewiesen, als 
Betriebsmittel durch Begebung von Bundes- 
wechseln beschafft wurden. Nicht erwähnt 
sind die durch Begebung von Bundesschatz- 
anweisungen und durch Kreditaufnahme bei 
der Bank deutscher Länder und beim Haupt- 
amt für Soforthilfe beschafften Beträge. Sie 
sind in der Beilage 2 zur Anlage V der Bun- 
deshaushaltsrechnung 1951 S. 1489 unter II 
Nr. 1 bis 4 aufgeführt. Von dem Betrag unter 
II Nr. 4 sind jedoch 196,15 Mio DM im Rech- 
nungsjahr 1950 als Haushaltseinnahme nach- 
gewiesen (außerordentlicher Haushalt Einzel- 
plan XXI Kapitel 1); dieser Betrag kommt 
daher als Betriebsmittelkredit nicht in Be- 
tracht. 

In der Anlage XII ist ferner die der Bun- 
deshauptkasse zur Verfügung stehende Be- 
triebsmittelrücklagc von 7,3 Mio DM nicht 
aufgeführt; sie war bis zum Schluß des Rech- 
nungsjahres 1951 im Verwahrungsbuch der 
Bundeshauptkasse gebucht und bildete somit 
einen Teil des Kassenbestandes. Sie wird jetzt 
in der Vermögensrechnung nacEgewiesen. 

13. Die Haushaltsüberschreitungen (über- und 
außerplanmäßige Ausgaben) des ordentlichen 
Haushalts für das Rechnungsjahr 1951 sind ln 
der Anlage I zur Bundeshaushaltsrechnung 
1951 nachgewiesen. Sie betragen insgesamt 
1 898 505 622,53 DM, das sind rund 11 v. H. 
des Haushaltssolls von 17 363 440 800 DM. 
Die wesentlichsten Überschreitungen sind ein- 
getreten: 


Beim 

mit rund 


Einzelplan 

Mio DM 


VIII 

23,8 

Davon entfallen rund 
22,5 Mio DM auf die 
Erhöhung der Entschä- 
digung an die Länder 
für die Mitwirkung bei 
der Verwaltung der 
Bundesabgaben als Fol- 
ge des Mehraufkom- 
mens an solchen Ab- 
gaben 

X 

2,2 

zur Förderung der 
landwlrtschaftlidien 
Erzeugung und ähnli- 
cher Aufgaben 

XI 

322,8 

für Arbeitslosenfürsor- 
geunterstützungen. Die 
Haushaltsansätze ent- 
sprachen nicht der tat- 
sächlichen Zahl der Un- 
terstützungsempfänger 

XXIII 

464,0 

Überweisung an den 
außerordentlichen 
Haushalt (vgl. Nr. 8) 

XXIV 

und XXV 

976,0 

Die Haushaltsansätze 
für Verteidigungslasten 
einschließlich Besat- 
zungskosten und Auf- 
tragsausgaben entspra- 
chen nicht den tatsäch- 
lichen Anforderungen 
der Besatzungsmächte 

XXVI 

104,0 

Mehrbedarf für die 
Kriegsfolgenhilfe und 
die Kriegsopferversor- 
gung 

Zusammen 

1 892,8 

Mio DM. 


Die Haushai tsüberschireitungen sind durch 
Mehreinnahmen und Minderausgaben so weit 
ausgeglichen worden, daß die Rechnung mit 
einem Fehlbetrag von rund 256 Mio DM ab- 
schließt (vgl. Nr. 7 k). 

Zu einzelnen Fällen der Überschreitungen 
hat der Bundesrechnungshof Einzelbemerkun- 
gen aufgestellt, vgl. Nr. 18 und 21. 


11 



Wegen der Beschlußfassung nach § 83 RHO 
siehe Nr. 5 und 6. 

Für das Rechnungsjahr 1951 ist zwar ein 
Nachtragshaushalt fest gestellt worden (Gesetz 
vom 20. August 1952), er berücksichtigt jedoch 
die über- und außerplanmäßig notwendig ge- 
wordenen Ausgaben nicht. Der Nachtragshaus- 
halt ergab sich lediglich aus der Notwendig- 
keit, den sogenannten „Überrollungshaushalt“ 
1951 (vgl. Haushaltsgesetz vom 7. Dezember 
1951) wegen der gegenüber dem Bundeshaus- 
haltsplan 1950 eingetretenen Änderungen zu er- 
gänzen; der Nachtrag war im Gesetz vom 
7. Dezember 1951 von vornherein vorgesehen, 
er stellt keinen Nachtragshaushaltsplan im 
eigentlichen Sinne dar. 

Im Hinblick auf die besonderen Verhältnisse 
in den Jahren des Aufbaus der Bundesverwal- 
tungen sowie auf die nicht voraussehbare Ent- 
wicklung des Ausgabebedarfs auf den verschie- 
densten Gebieten hat der Bundesrechnungshof 
keinen Anlaß gesehen, zu dem Verzicht der 
Bundesregierung auf Vorlegung von Entwür- 
fen zu Nachtragshaushaltsplänen für die we- 
sentlichen Überschreitungen Stellung zu neh- 
men. 

In der Rechnung des außerordentlichen 
Haushalts des Einzelplans VIII Kapitel 5 Ti- 
tel (287) Bundeshaushaksrechnung 1951 S. 654/ 
655 ist eine überplanmäßige Ausgabe von 
51,36 DM nachgewiesen. Nach § 33 Abs. 2 
RHO dürfen Ausgabebewilligungen im außer- 
ordentlichen Haushalt nicht überschritten wer- 
den. Mit Rücksicht auf den geringen Betrag 
und die besonderen Umstände des Falles — 
vgl. die Begründung in der Anlage I der Bun- 
deshaushaltsrechnung 1951 S. 1463 — hat der 
Bundesrechnungshof davon abgesehen, eine 
Einzelbemerkung aufzustellen. 


B. Bemerkungen auf Grund des § 107 
Abs. 1 Nr. 1 RHO 

14. Die In der Bundeshaushaksrechnung 1951 auf- 
geführten BiC/träge stimmen mit denjenigen 
überein, die In den Kassenrechnungen für 1951 
in Einnahme und Ausgabe nachgewiesen wor- 
den sind. Beträge, die nicht ordnungsmäßig be- 
legt waren, sind, abgesehen von unwesentli- 
chen Einzelfällen, nicht festgestelk worden. 

15. Die Übereinstimmung der Beträge und Ihre 
ordnungsmäßige Belegung ist auch für die Kas- 


senrechnung des Bundesrechnungshofs festge- 
stelk worden, die gern. § 88 Abs. 4 RHO von 
dem Präsidenten des Bundesrechnungshofs ge- 
prüft ist. 

16. Bei der Rechnungsprüfung sind in der Bundes- 
haushaksrechnung die in der Anlage 1 zusam- 
mengestelken Druckfehler festgestelk worden. 
Auf den Rechnungsabschluß haben diese 
Druckfehler keinen Einfluß gehabt. 

C. Bemerkungen auf Grund des § 107 
Abs. 1 Nr. 2 und 3 RHO 

I. Vorjahre 

Einzelplan VI — Bundesministerium des 
Innern — 

Ordentlicher Haushalt 
Fortdauernde Ausgaben 
Kapitel 2 — Sonstige Bewilligungen 
Titel 61 — Für zentrale Maßnahmen auf 
dem Gebiete der Jugendwohl- 
fahrt 

Die Mittel sind übertragbar. 

17. Auf Grund des allgemeinen Vorbehalts Nr. 2 
für die Rechnungsjahre 1949 und 1950 (Anla- 
ge 2 der Bemerkungen 1949/1950 Teil I S. 34), 
der im übrigen aufrediterhalten bleibt, wird 
folgende Bemerkung aufgestellt: 

Der Bundesminister des Innern hat der 
Deutschen Sportjugend — Jugendausschuß im 
deutschen Sportbund — , München (DSJ), im 
Rahmen des 1. Bundes jugenidplanes am 6. März 
1951 für zentrale Führungsaufgaben einen Zu- 
schuß in Höhe von 62 500 DM gezahlt. In dem 
Bewilligungsschreiben des Bundesministers des 
Innern vom 6. März 1951 ist der DSJ mitge- 
teilt worden, daß vor der Bewilligung eines 
weiteren Betrages die Verwendung des vorher 
gezahlten Betrages zahlenmäßig nachzuweisen 
ist. Die DSJ war zu der Zeit noch nicht in der 
Lage, den Bundeszuschuß zweckentsprechend 
zu verwenden; sie hat im Abrechnungszeit- 
raum für den 1. Bundesjugendplan (1. Okto- 
ber 1950 bis 30. Juni 1951) nur 29 261,38 DM 
verbraucht. Trotzdem sind ihr am 28. April 
1951 aus Mitteln des 1. Bundesjugendplanes 
weitere 62 500 DM für zentrale Führungsauf- 
gaben, ferner 115 000 DM für staatspolitische 
Erziehung und 65 000 DM für internationalen 
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Jugendaustausch überwiesen worden. Bis zum 
30. Juni 1951 sind von dem Zuschuß für staats- 
politische Erziehung nur 1 836 DM und von 
dem Zuschuß für internationalen Jugendaus- 
tausch nur 4 770,55 DM verbraucht worden. 
Die DSJ hat die nicht verbrauchten Bundeszu- 
schüsse in Höhe von rund 269 132 DM erst 
im Zeitraum des 2. und 3. Bundesjugendplanes 
(Rechnungsjahre 1951 und 1952) verbraucht. 
Sie hat die Mittel in der Zwischenzeit auf 
Bankkonto gelegt und bis zum 31. März 1953 
Zinsen in Höhe von 5 603,60 DM vereinnahmt. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundes- 
minister des Innern auf die Vorschrift des § 26 
Abs. 1 REIO hingewiesen, wondch die Haus- 
haltsmittel nur soweit und nicht eher in An- 
spruch genommen werden dürfen, als es zur 
wirtschaftlichen und sparsamen Führung der 
Verwaltung erforderlich ist. Der Bundesmini- 
ster des Innern hat dazu allgemein ausgeführt, 
daß die vorgesehenen Zuschüsse grundsätzlich 
erst dann zur Zahlung angewiesen werden, 
wenn die Zuschüsse aus dem vorletzten Bun- 
desjugendplan abgerechnet seien; ein anderes 
Verfahren sei nicht möglich, da die Abrech- 
nung bei den Verbänden selbst mindestens 
zwei bis drei Monate in Anspruch nehme, die 
Prüfung der Nachweise beim Ministerium den 
gleichen Zeitraum erfordere und dann die An- 
weisung vom Ministerium bis zu den Letzt- 
empfängern nochmals mehrere Wochen dau- 
ere, so daß die Verbände meihrere Monate 
ohne Bundeshilfe wären und eine stetige Ar- 
beit unmöglich wäre. 

Der Bundesrechnungshof kann die Ausfüh- 
rungen des Bundesministers ides Innern nicht 
als ausreichende Begründung für die Zahlung 
am 28. April 1951 in Höhe von 242 500 DM 
ansehen. Aus einem ikurzen Zwischenbericht 
der DSJ — der auf Grund der Mitteilung im 
Bewilligungsschreiben vom 6. März 1951 er- 
wartet werden durfte — hätte entnommen 
werden können, daß die DSJ den Zuschuß von 
62 500 DM nicht verbraucht hatte und die Zu- 
weisung weiterer Mittel im Zeitraum des 
1. Bundes jugendplanes nicht erforderlich war. 
Es liegt ein Verstoß gegen die Vorschrift des 
§ 26 Abs. 1 RHO vor. 

Der Bundesrechnungshof hat verlangt, daß 
die bei der DSJ aufgelaufenen Habenzinsen 
den Bundesmitteln zugeführt werden. Der 
Bundesminister des Innern hat die DSJ aufge- 
fordert, die Habenzinsen in Höhe von 
5 603,60 DM an die Bundeshauptkasse zu 
überv/eisen. 


11. Rechnungsjahr 1951 
Einzelplan II — Deutscher Bundestag — 

Ordentlicher Haushalt 
Fortdauernde Ausgaben 
Kapitel 1 — Deutscher Bundestag 
Titel 16 — Bewirtschaftung von Dienst- 
grundstücken und Diensträumen 

18. Zu den Haushaltsmitteln des Einzelplans II 
Kapitel 1 Titel 16 war aus Mitteln eines an- 
deren Einzelplans ein Betrag von 4 388,02 DM 
zu erstatten. Die Verwaltung des Deutschen 
Bundestages nahm an, daß derBetrag noch vor 
diem Abschluß der Bücher zurückgezahlt und 
von den Ausgabemitteln wieder abgesetzt 
würde (§ 70 Abs. 2 Satz 2 RHO). Demgemäß 
verfügte sie über die Ausgabemittel so, als seien 
sie um diesen Betrag höher. Die 4 388,02 DM 
gingen aber nicht mehr bis zum Abschluß der 
Bücher für das Rechnungsjahr 1951, sondern 
erst später ein. Infolgedessen wurde der Haus- 
haltsansatz (249 500 DM) um 2 431,13 DM 
überschritten, ohne daß dazu vorher die Zu- 
stimmung des Bundesministers der Finanzen 
eingeholt worden war (§ 33 Abs. 1 RHO). 

Der Bundesminister der Finanzen hat dem 
Bundesrechnungshof mitgeteilt, daß er bei 
einer reditzeitigen Antragstellung Einwendun- 
gen gegen die Leistung der überplanmäßigen 
Ausgabe von 2431,13DM nicht erhoben hätte. 
Der Bundesrechnungshof hat ebenfalls keine 
sachlichen Bedenken gegen die Mehrausgabe. 
Ein Sdiaden für den Bund ist nicht entstan- 
den. Die Ersatzpflicht eines Beamten oder An- 
gestellten nadr § 33 Abs. 3 RHO kommt nicht 
in Betracht. 

In der Überschreitung des Haushaltsansat- 
zes ohne die Zustimmung des Bundesministers 
der Finanzen liegt ein formeller Verstoß gegen 
§ 33 Abs. 1 RHO, 

Einzelplan VI — Bundesministerium des 
Innern — 

Ordentlicher Haushalt 
Fortdauernde Ausgaben 
Kapitel 2 — Sonstige Bewilligungen 
Titel 43 — Bekämpfung der Suchtgefahren 
und der mit den Suchtgefahren 
zusammenhängenden Gesund- 
heitsschäden 

Titel 61 — Für zentrale Maßnahmen auf 
dem Gebiete der Jugendwohl- 
fahrt 

Die Mittel sind übertragbar. 
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Einzelplan XI — Bundesministerium für 
Arbeit — 

Ordentlicher Haushalt 
Fortdauernde Ausgaben 
Kapitel 1 — Bundesniinisterium für Arbeit 
Titel 32 — Unterstützung und Förderung 
der Arbeits-, Lo'hn- und Ge- 
sundheitsverhältnisse von Ar- 
beitnehmern einschl. der Unter- 
stützung von Einrichtungen zur 
Untersuchung und Verhütung 
von Unfallgefahren, der Mit- 
glieds- und Unkostenbeiträge zu 
Organisationen, Verbänden, 
Ausschüssen usw., die auf dem 
Gebiet des Arbeitsschutzes tätig 
sind 

19. Der Bundesminister des Innern hat der Deut- 
schen Hauptstelle gegen die Suchtgefahren, 
Fiamm (DHS), im Rechnungsjahr 1951 aus 
Einzelplan VI Kapitel 2 Titel 43 zur Unter- 
stützung der Bestrebungen der DHS sowie der 
Arbeit der in dieser Organisation zusammen- 
geschlossenen Verbände Zuschüsse in Höhe 
von 40 000 DM gezahlt. Er hat derselben Or- 
ganisation im Rechnungsjahr 1951 aus Einzel- 
plan VI Kapitel 2 Titel 61 zur Durchführung 
von Jugendschutz Wochen im gesamten Bun- 
desgebiet und für die Materialverteilung zur 
Propagierung des Gesetzes zum Schutze der 
Jugend in der Öffentlichkeit Zuschüsse in 
Höhe von 60 000 DM gezahlt. Die Zuschüsse 
sind für Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Suchtgefahren im Rahmen des Jugendschutzes 
verwendet worden. Außerdem hat der Bun- 
desminister für Arbeit der DHS im Rech- 
nungsjahr 1951 aus Einzelplan XI Kapitel 1 
Titel 32 zur Bekämpfung der Suchtgefahren 
im Hinblick auf den Arbeitsschutz einen Zu- 
schuß in Höbe von 6 000 DM gezahlt. 

Der Bundesredinungshof hat den Bundes- 
niinister des Innern und den Bundesminister 
für Arbeit auf die Vorschrift des § 43 RHO 
hingewiesen, wonach für einen und denselben 
Zweck Mittel nicht an verschiedenen Stellen 
des Bundeshaushalts verausgabt werden dür- 
fen, soweit sich nicht aus dem Haushaltsplan 
etwas anderes ergibt. Der Bundesminister des 
Innern hat u. a. erwidert, daß der Bekämpfung 
der Suchtgefahren hier aus drei im Haushalt 
zu Recht berücksichtigten Motiven gedient 
werde. Man könne also im Sinne des § 43 
RHO die Auffassung vertreten, daß der Bun- 
deshaushalt, wenn er die Ziele spezialisiere, 
zugleich anerkenne, daß nicht „ein und der- 


selbe Zweck“ im Sinne des § 43 RHO vorliege, 
wenn Ausgaben an eine Stelle geleistet werden, 
die diese Ziele unter einem weitergehenden 
Begriff zusammenfasse. 

Der Bundesrechnungshof hat sich dieser 
Auffassung des Bundesministers des Innern 
nicht angeschlossen. Es ist zwar richtig, daß 
Suchtgefahren auch durch Maßnahmen des 
Jugendschutzes und Arbeitsschutzes bekämpft 
werden können. Aber darin, daß im Bundes- 
haushaltsplan bei Einzelplan VI Kapitel 2 
Titel 43 ein besonderer Haushaltsansatz (Be- 
kämpfung der Suchtgefahren und der mit die- 
sen zusammenhängenden Gesundheitsschäden) 
geschaffen worden ist, kommt zum Ausdruck, 
daß nur aus diesem Titel Mittel zur Bekämp- 
fung der Suchtgefahren bewilligt werden dür- 
fen. In der Erläuterung zu dem Titel heißt 
es, daß der Betrag zur Unterstützung der Ein- 
riditungen dient, die sich mit der Bekämpfung 
der Suchtgefahren und der mit diesen zusam- 
menhängenden Gesundheitsschäden befassen 
und deren Geschäftsbereich sich über die Län- 
dergrenzen hinaus auf das ganze Bundesgebiet 
erstreckt. 

Die Zahlung von Zuschüssen für denselben 
Zweck aus Einzelplan VI Kapitel 2 Titel 61 
und Einzelplan XI Kapitel 1 Titel 32 war 
nicht zulässig. Es liegt ein formeller Verstoß 
gegen § 43 RHO vor. 

Der Bundesminister des Innern hat nach 
weiterer Erörterung künftige Beachtung zu- 
gesagt. 

Der Bundesminister für Arbeit hat im 
Rechnungsjahr 1954 keine Zuwendungen 
mehr für die DHS bereitgestellt. 

Einzelplan VI — Bundesministerium des 
Innern — 

Ordentlicher Haushalt 
Fortdauernde Ausgaben 
Kapitel 8 — Statistisches Bundesamt 
Titel 35 — Herstellung und Vertrieb von 
Veröffentlichungen 
Die Mittel sind übertragbar. 

20. Das Statistische Bundesamt veröffentlidit mo- 
natlich bestimmte statistische Ergebnisse, die 
von den Behörden und der Wirtschaft für 
ihre Planungen und Arbeiten benötigt wer- 
den. Zur rechtzeitigen Fertigstellung der Ver- 
öffentlichungen sind Dienstreisen zu den 
Druckereien notwendig. Die Reisekosten sind 
aus den Haushaltsmiteln des Statistischen Bun- 
desamts zu bestreiten. 
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Der Bundesredinungshof hat f es tges teilt, 
daß die Druckereien von September 1950 bis 
März 1951 auf Grund einer unzulässigen Ab- 
sprache Reisekosten im Betrage von 1 384,97 
DM gezahlt und im Rechnungsjahr 1951 bei 
den Satz- und Korrekturkosten verschleiert 
in Rechnung gestellt haben. Dies geschah in 
der Annahme, daß für diese Dienstreisen im 
Herbst 1950 nicht genügend Haushaltsmittel 
zur Verfügung stehen würden. Eine Berichti- 
gung in den Kostenrechnungen hat das Sta- 
tistische Bundesamt nicht vorgenommen. Die 
Unterlagen über die ausgeführten Dienstreisen 
sind vernichtet v/orden. 

Auch wenn für die Durchführung der not- 
wendigen Dienstreisen im Rechnungsjahr 1950 
nicht genügend Haushaltsmittel zur Verfü- 
gung gestanden hätten, wäre eine solche Ab- 
sprache nicht zulässig gewesen. Bei einem un- 
vorhergesehenen und unabweisbaren Bedürf- 
nis für die Möhrausgaben hätte die Zustim- 
mung des Bundesministers der Finanzen zu 
einer Überschreitung des Haushaltsansatzes 
eingeholt werden müssen. Dadurdi, daß das 
Statistische Bundesamt die unrichtigen Kosten- 
rechnungen mit dem Feststellungsvermerk 
„Sachlich richtig und festgestellt‘‘ versehen hat, 
hat es gegen die Bestimmungen der §§78 ff. 
RRO verstoßen. Die Vernichtung der Unter- 
lagen über die ausgeführten Dienstreisen war 
unzulässig. 

Der Ausgleich der Buchungen an unrichtiger 
Stelle gemäß § 67 Abs. 2 RHO ist im Rech- 
nungsjahr 1952 durchgeführt worden. 

Der Bundesrechnungshof hat das Statistische 
Bundesamt ersucht, die Beamten und Ange- 
stellten auf die Bedeutung der Feststellungs- 
bescheinigungen hinzuweisen und dafür zu 
sorgen, daß diese entsprechend den Bestim- 
mungen der §§ 78 ff. RRO abgegeben werden. 

Das Statistische Bundesamt hat künftige Be- 
achtung der Bestimmungen zugesagt. 

Emzelplan VII — Bundesministerium der Ju- 
stiz — 

Ordentlicher Haushalt 
Fortdauernde Ausgaben 
Kapitel 1 — Bundesministerium der Justiz 
Titel 18 — Haltung der Dienstkraftwagen 
und Krafträder 

21. Nach den Haushaltsplänen der Rechnungs- 
jahre 1949 bis 1953 durften während dieser 
Zeit 15 Kraftwagen beschafft oder von ande- 


ren Stellen übernommen und 7 Kraftwagen 
in Abgang gestellt werden. Der bei Ablauf 
des Rechnungsjahres 1953 hiernach zulässige 
Bestand von 8 Kraftwagen war zwar vorhan- 
den, jedoch sind in den Rechnungsjahren 1949 
bis 1953 nicht 15, sondern 28 Wagen beschafft 
oder übernommen worden, während sich die 
Abgänge nicht auf 7, sondern 20 Wagen be- 
liefen. 

Es sind zusätzlich 

1 Kraftwagen vom Rechtsamt des VWG 
Frankfurt (Main), 

1 Kraftwagen vom Deutschen Obergericht 

Köln und 

2 Kraftwagen von der Bundesanzeiger-Ver- 

lagsgesellschaft mbH, Frank- 
furt (Main) — Bonn — 
unentgeltlich übernommen 
worden; 

6 Kraftwagen vom Zentraljustizamt der Bri- 
tischen Zone, Hamburg, zum 
Schätzungswert von 18 325 DM, 
welche der Finanzbehörde der 
Hansestadt Hamburg erstattet 
wurden, übernommen worden; 
2 Kraftwagen aus den Mitteln des Titels 18 
im Rechnungsjahr 1951 neu be- 
schafft worden; ferner ist 
1 Kraftwagen durch Tausch gegen 3 alte 
Kraftwagen beschafft worden 

Zusammen mehr 
13 Kraftwagen. 

Die Erlöse bei der Verwertung der über- 
zählig vorhanden gewesenen oder planmäßig 
auszusondernden 20 Kraftwagen wurden nur 
In 10 Fällen den Bundeseinnahmen zugeführt. 
Die Erlöse für 5 Kraftwagen wurden im Rech- 
nungsjahr 1951 durch Absetzen in Rot bei 
den Ausgaben des Titels 18 vereinnahmt. Aus 
den Mitteln dieses Titels wurden ohne Er- 
mächtigung durch den Haushaltsplan 2 Kraft- 
wagen neu beschafft; hierdurch wurde eine 
überplanmäßige Haushaltsausgabe von 9 471,19 
DM verursacht. Der Bundesminister der 
Finanzen hat einer überplanmäßigen Haus- 
haltsausgabe von 9 800 DM bei Titel 18 im 
Rechnungsjahr 1951 zwar gemäß § 33 RHO 
zugestimmt; in dem Antrag des Bundesmini- 
sters der Justiz war aber nicht zum Ausdruck 
gekommen, daß die Erlöse von 5 alten Kraft- 
wagen bei der Beschaffung von 2 neuen Kraft- 
wagen verwendet werden sollten. Die Begrün- 
dung der überplanmäßigen Haushaltsausgabe 
bei Einzelplan VII Kapitel 1 Titel 18 in der 
Anlage I zur Bundeshaushaltsrechnung 1951 
S. 1433 ist insoweit unvollständig. 
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Weitere 3 Kraftwagen wurden gegen einen 
neuen Kraftwagen getauscht und ein Kraft- 
wagen wurde ohne Werterstattung an eine 
andere Bundesdienststelle abgegeben; ein wei- 
terer Kraftwagen ist anläßlich der Überfüh- 
rung der Reditsschutzstelle auf das Auswärtige 
Amt auf diese Dienststelle übergegangen. 

Nach Art. 110 Abs. 1 GG und § 9 RHO 
müssen alle Einnahmen und Ausgaben des 
Bundes für jedes Rechnungsjahr veranschlagt 
und in den Haushaltsplan eingestellt werden. 
Hiernach ist weder bei den Zugängen noch 
bei den Abgängen an Kraftwagen verfahren 
worden. Es kann jedoch dem Bundesminister 
der Justiz zugute gehalten werden, daß die 
beanstandeten Maßnahmen in der Aufbauzeit 
der Rechnungsjahre 1950 und 1951 getroffen 
worden sind. Hinzu kam, daß er in der Zeit 
des Aufbaus Vermögenswerte zonaler Körper- 
schaften übernehmen mußte, ohne daß er dies 
jeweils bei Beginn des Rechnungsjahres hätte 
voraussehen können. Vom Rechnungsjahr 
1952 an hat sich die Kraftfahrzeugbewirtsdiaf- 
tung des Ministeriums im Rahmen der haus- 
haltsrechtlichen Bestimmungen vollzogen. 

Nach § 47 Abs. 6- RHO bedürfen Tausdi- 
geschäfte der vorherigen Zustimmung des 
Bundesministers der Finanzen; sie ist nicht 
eingeholt worden. 

Nach § 69 Abs. 1 RHO sind alle Einnah- 
men mit ihrem vollen Betrag an der für sie 
vorgesehenen Stelle in der Rechnung nachzuwei- 
sen. Eine Ersatzbeschaffung aus den Mitteln 
des Titels 18 war im Rechnungsjahr 1951 nur 
unter der Voraussetzung möglich, daß sie 
keine höheren Kosten verui^sadite als die In- 
standsetzung des alten Fahrzeugs. Grundsätz- 
lich war bei Neubeschaffung von Kraftwagen 
der Erlös der abzugebenden alten Kraftwagen 
als Einnahme und 'der volle Preis der neu zu 
beschaffenden Kraftwagen als Ausgabe zu ver- 
anschlagen. Nur wenn ausnahmsweise auf 
Grund eines einheitlichen Vertrags ein neues 
Kraftfahrzeug gegen Hingabe eines alten unter 
Anrechnung seines Wertes auf den Preis des 
neuen Fahrzeugs beschafft wurde, durfte vom 
Bruttoprinzip abgewichen und der Erlös für 
das alte Fahrzeug von dem Kaufpreis für das 
Ersatzfahrzeug abgezogen werden (Anlage 2 
zu § 54 Abs. 7 RWB). Diese Voraussetzungen 
haben nicht Vorgelegen. 

Vom 1. April 1955 an ist bestimmungsge- 
mäß bei Neubeschaffung von Kraftwagen der 
Erlös aus dem Verkauf des alten Fahrzeugs 
als Einnhme und der Preis für den neuen 
Kraftwagen als Ausgabe nachzu weisen. 


Der Bund hat durch die Maßnahmen kei- 
nen Schaden erlitten; den Mehrausgaben steht 
ein entsprechender Vermögenszuwachs des 
Bundes in Form der beschafften Kraftwagen 
gegenüber. Soweit nach der inzwischen ver- 
flossenen Zeit Feststellungen noch getroffen 
werden konnten, haben sie keinen Anhalt da- 
für gegeben, daß unwirtschaftlich oder nicht 
sparsam verfahren worden wäre. Eine Ersatz- 
pflicht der für diese Maßnahmen und für die 
Haushaltsüberschreitung verantwortlichen Be- 
amten oder Angestellten ist daher haushalts- 
rechtlich nicht gegeben. 

Es liegen formelle Verstöße gegen die Vor- 
schriften des Art. 110 Abs. 1 GG, die §§ 9, 47 
Abs. 6 und 69 Abs. 1 RHO vor. Über die 
Titelverwechslung, die dadurch entstanden ist, 
daß die Erlöse von 5 Kraftwagen unzulässi- 
gerweise den Ausgabemitteln zugeführt wur- 
den, siehe die Sammelbemerkung Nr. 30 
unter 10. 

Einzelplan XII — Bundesministerium für Ver- 
kehr — 

Ordentlicher Haushalt 
Fortdauernde Ausgaben 
Kapitel 4 — Seewasserstraßcnverwaltung 
Titel 32 — Unterhaltungs- und Betriebs- 
kosten 

c) Lotsenwesen 

Unterhaltung und Betrieb 
einschließlich persönlicher 
Ausgaben für freie Lotsen 

22. a) Unzulässige Verausgabung von Reisekosten 
zu Lasten des Kapitels 4 Titel 32 

Um bei dem ständig wechselnden Ver- 
kehr auf dem Nord-Ostsee-Kanal alle 
Schiffe rechtzeitig mit Lotsen besetzen zu 
können, ist es häufig, aber zu völlig un- 
vorhersehbaren Tageszeiten notwendig, 
Lotsen mit dem Kraftwagen von Nübbel 
nach Brunsbüttelkoog oder umgekehrt 
oder von Holtenau nach Nübbel oder um- 
gekehrt zu befördern. Dazu hat die Ver- 
waltung mit privaten Fuhrunternehmern 
in Brunsbüttelkoog und Holtenau Ver- 
träge über die Lotsenbeförderung abge- 
schlossen. Diese Unternehmer haben die 
erforderlidien Kraftwagen Tag und Nacht 
bereitzuhalten, um im Bedarfsfälle jeder- 
zeit jede Anzahl von Lotsen befördern zu 
können. Über den Einsatz der Lotsen führt 
die Lotsenbrüderschaft ein Wachbuch, aus 
dem ersichtlich ist, wann und in weldier 
Zahl die Lotsen nach beendeter Kanalfahrt 
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mit dem Kraftwagen zu ihrer Station zu- 
rückgefahren sind. Die Fuhrunternehmer 
erhalten von der Verwaltung Blocks mit 
vorgedruckten Bescheinigungen. In diese 
trägt der Kraftfahrer Datum, Uhrzeit, 
Anzahl der gefahrenen Lotsen, Nummer 
des Kraftwagens und die gefahrene Strecke 
ein und läßt die Bescheinigungen vom mit- 
gefahrenen Lotsen Nr. 1 unterschreiben. 
Der Fuhrunternehmer legt die Bescheini- 
gungen monatlich mit seiner Rechnung 
dem Kanalamt in Holtenau vor. Nachdem 
die Rechnungen nebst den Bescheinigun- 
gen rechnerisch geprüft sind, bescheinigt 
der Hafenkapitän in Brunsbüttelkoog, der 
Leiter des Kanalamts in Holtenau oder der 
geschäftsleitende Beamte dieses Amts die 
sachliche Richtigkeit. Einer der beiden letzt- 
genannten Beamten weist den Betrag zur 
Zahlung aus Einzelplan XII Kapitel 4 
Titel 32 an. In Brunsbüttelkoog zog man 
das Wachbuch nie, in Holtenau seit dem 
1. Juni 1951 nicht mehr zur Kontrolle der 
Beförderungsrechnungen der Fuhrunter- 
nehmer heran. Die Richtigkeitsbescheini- 
gungen der Rechnungsfeststeller stützten 
sich also damals allein auf die von den 
Fuhrunternehmern eingereichten Belege. 

Bel der Rechnungsprüfung wurde fest- 
gestellt, daß in der Zeit von Oktober 1950 
bis Januar 1952 Beamte des Kanalamts in 
einer Reihe von Fällen die Lotsenwagen 
für andere Zwecke benutzt hatten. 

Diese Fahrten führten auch über andere 
Strecken als die Lotsenfahrten, z. B. nach 
Kiel und in die weitere Umgebung Kiels 
bis nach Hamburg. Im Wachbuch der Lot- 
senbrüderschaft waren diese Fahrten na- 
turgemäß nicht eingetragen. Die Unter- 
nehmer stellten über sie jedoch die für Lot- 
senfahrten üblichen Bescheinigungen aus, 
und als „Lotse“ Unterzeichneten der Leiter 
des Kanalamts (in 44 Fällen) oder der ge- 
schäftsleitende Beamte dieses Amts (in 23 
Fällen). Einen Teil dieser Bescheinigungen 
hatten die beiden Beamten den Unterneh- 
mern als Blankobescheinigungen überge- 
ben, und diese hatten sie weisungsgemäß 
— unrichtig — ausgefüllt und die angeb- 
lichen Lotsenfahrten jeweils so in ihre mo- 
natlichen Abrechnungen eingesetzt, daß sie 
auf Tage fielen, wo in Wirklichkeit keine 
oder nur eine Lotsenfahrt stattgefunden 
hatte. Der geschäftsleitende Beamte machte 
sich hierüber Notizen, um am Monats- 
schluß kontrollieren zu können, ob die von 
den Unternehmern angerechneten Ki'lome- 


terzahlen stimmten. Nach der Monatsab- 
rechnung vernichtete er die Notizen. 

Zutreffend hat der Bundesminister für 
Verkehr, der sich in die Untersuchungen 
maßgebend eingeschaltet hatte, diese Be- 
scheinigungen* verglichen mit Verrech- 
nungsschecks über Werte von 170 und 
100 km Fahrstrecke, zahlbar durch Ver- 
rechnung am Monatsende zu Lasten des 
Titels 32, Unterabschnitt Lotsenwesen. Sie 
befreiten die Beamten von allen Reise- 
kostenvorschriften, Mittelzuweisungen, 
Dienstwagenanforderungen, Rcisegenehmi- 
gungen und anderen „bürokratischen Un- 
bequemlichkeiten“. Die Untersuchung er- 
streckte sich vor allem auf folgende Fragen: 

ob sämtliche unechten Lotsenfahrten von 
den Unternehmern überhaupt ausge- 
führt worden waren; soweit sie tatsäch- 
lich ausgeführt worden waren, ob sie 
sämtlich nur dienstlichen Zwecken ge- 
dient haben, 

soweit auch dies zutrifft, ob die Fahrten 
in diesem Umfang dienstlich notwendig 
waren, 

bejahendenfalls, in welchen Fällen für 
diese Dienstfahrten ein Dienstwagen bei 
rechtzeitiger Anforderung hätte gestellt 
werden können, 

in den übrigen Fällen, ob nicht billigere 
Beförderungsmittel hättten benutzt v/er- 
den können. 

Die Untersuchung war dadurch erschwert, 
daß Belege über den Zweck der einzelnen 
Fahrten fehlen. Ein Fahrtenbuch wurde 
von den Unternehmern nicht geführt. Der 
geschäftsleitende Beamte hat seine Noti- 
zen nach der monatlichen Abrechnung je- 
desmal vernichtet. Reisekostenrechnungen 
der beteiligten Beamten liegen nur für ein- 
zelne Fahrten vor und decken sich in kei- 
nem Falle mit den Daten <der Bescheinigun- 
gen. Manche Punkte haben sich nicht mehr 
ganz aufklären lassen. 

Die Beamten haben ihr Verhalten wie 
folgt zu begründen versucht: Das Kanal- 
amt habe keinen eigenen Dienstwagen, 
und auf die Dienstwagen der Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion in Kiel und des Was- 
ser- und Schiffahrtsamts in Holtenau hät- 
ten sie nicht immer zurückgreifen können. 
Autotaxen seien nachts schwer erreichbar; 
außerdem verfügten die Fahrer nicht im- 
mer über die notwendigen Ortskenntnisse 
auf der Kanalstrecke. Der Bereisungsdamp- 
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fer sei zu langsam, um in einigen Fallen, 
z. B. bei Havarie, das Reiseziel schnell zu 
erreichen. Auch aus Mangel an Reise- 
kostenmitteln (Titel 19) hätten sie die Lot- 
senwagen (Titel 32) auch für andere Dienst- 
fahrten einsetzen müssen. 

Demgegenüber steht fest, daß das Kanal- 
amt bei der Wasser- und Schiffahrtsdirektion 
weder um die vorübergehende Überlassung 
eines Dienstwagens gebeten noch versucht 
hat, für die dienstlich notwendigen Fahr- 
ten Mittel von der Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektion zu erhalten. Der Leiter 
der Wasser- und Schiffahrtsdirektion hat 
erklärt, daß er dem Leiter des Kanalamts 
für dringende Dienstfahrten niemals einen 
Wagen abgeschlagen hätte. 

Das Verhalten der beiden Beamten ver- 
stieß gegen die §§ 26 Abs. 1, 30 Abs. 1, 64 
Satz 1 RHO, 78 RRO und hat zu einer 
Schädigung der Bundeskasse geführt. Für den 
entstandenen Schaden sind in Höhe von 
1 559,75 DM der Leiter und der geschäfts- 
leitende Beamte des Kanalamts in Holte- 
nau als Gesamtschuldner und in Höhe von 
1 442,20 DM die Fuhrunternehmer haft- 
bar. Die Firmen haben inzwischen gezahlt, 
die Beamten zahlen in Raten. 

b) Unzulässige Beschaffung von Büromöbeln 
zu Lasten des Kapitels 4 Titel 32 

Der Leiter und der geschäftsleitende Be- 
amte des Kanalamts haben zur Verbesse- 
rung der Ausstattung ihrer Geschäftszim- 
mer Schreibtische und einen Büroschrank 
beschafft. Die Lieferfirma stellte zunächst 
eine richtige Rechnung über die Büro- 
möbel in Höhe von 899,44 DM aus. Da 
aber beim zuständigen Titel 12 nicht ge- 
nügend Mittel zur Verfügung standen, 
veranlaßten die Beamten die Firma, ein 
vordatiertes fingiertes Kostenangebot und 
eine fingierte Rechnung über Reparatur- 
arbeiten an Bord zweier verwaltungseige- 
ner Schiffe einzureichen. Angebot und 
Rechnung waren im einzelnen aufgeglie- 
dert; der Endpreis entsprach dem Kauf- 
preis für die Möbellieferung. Außerdem 
wurden nachträglich Bestellzettel über diese 
fingierten Schiffsreparaturarbeiten ausge- 
stellt, von denen die Firma aber keine Aus- 
fertigungen erhielt. Sodann wurde die 
Rechnung aus Mitteln des Titels 32 be- 
glichen. 

Das Verhalten der Beiden Beamten ver- 
stieß gegen § 30 Abs. 1 RHO und § 78 
RRO. Eine Schädigung des Bundes, für 


welche die verantwortlichen Beamten haf- 
ten würden, ist in diesem Falle nicht nach- 
weisbar. 

Zu a ) und b ) 

Gegen beide Beamte hat der Bundesministcr 
für Verkehr förmliche Disziplinarverfahren 
eingeleitet, die noch nicht reditskräftig ent- 
schieden sind. Die Einleitung förmlicher Diszi- 
plinarverfahren war vor allem deshalb erfor- 
derlich, weil die Beamten sowohl ihnen unter- 
stellte Verwaltungsangehörige als auch andere 
Personen veranlaßt haben, wissentlich falsche 
Bescheinigungen abzugeben. Die Beamten ha- 
ben dadurch dem Ansehen der Verwaltung 
nach außen schwer geschadet. 

Sie sind inzwischen an andere Wasser- und 
Schiffahrtsdirektionen versetzt worden. Auf 
Anregung des Bundesrechnungshofs hat der 
Bundesminister für Verkehr angeordnet, daß 
sie bis auf weiteres Kassen- und Haushaltsan- 
gelegenheiten nicht bearbeiten dürfen. 

Einzelplan XII — Bundesministerium für Ver- 
kehr — 

Ordentlicher Haushalt 
Einmalige Ausgaben 

Kapitel E 14 — Seewasserstraßen Verwaltung 
Titel 8 — Ergänzung der Befeuerung 

und Betonnung auf Zwangs- 
wegen 

Außerordentlicher Haushalt 
Ausgaben 

Kapitel E 14 — See Wasserstraßenverwaltung 
Titel (2) — Beseitigung von Kriegsschä- 

den, 5. Teilbetrag 

Titel (7) — Wiederherstellung der Ver- 

kehrssicherheit des Nord- 
Ostsee-Kanais und seiner An- 
lagen, 2. Teilbetrag 

Titel (9) — Beschaffung von Spülroh- 

ren für das Wasserbauamt 
Brunsbüttelkoog 

23. Ein Wasser- und Schiffahrtsamt überwies In 
den letzten Monaten des Rechnungsjahres 
1951 (vom 24. Januar 1952 bis 7. April 1952) 
zu Lasten der oben angeführten Titel auf die 
Bankkonten von 14 Firmen einen Gesamtbe- 
trag von 1 831 720 DM, obwohl die Firmen 
noch keine Gegenleistungen erbracht hatten. 
Es handelte sich um Lieferungen im Rahmen 
eines großen Bauprogramms zur Beseitigung 
von Kriegsschäden und zur Wiederherstellung 
der Verkehrssicherheit des Nord-Ostsee- 
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Kanals. Über die Konten durften die Firmen 
allerdings nur mit Zustimmung des Wasser- 
und Schiffahrtsamts verfügen. Dieses gab die 
Konten im Laufe der Rechnungsjahre 1951 
und 1952 frei, sobald und soweit die Firmen 
geliefert hatten. 115 000 DM, die zur Zeit der 
Prüfung durch den Bundesrechnungshof noch 
nicht freigegeben waren, wurden auf seine 
Veranlassung im Dezember 1952 dem Aus- 
gabetitel (9) des Kapitels E14 des außerordent- 
lichen Fiaushalts als Einnahme zugeführt. 

Die Zinsen aus den Sperrkonten verein- 
nahmte der Bund. Bei einem Zinssatz von 1 
bis IV 2 V. H. beliefen sie sich auf insgesamt 
6 683,82 DM. Die Bank deutscher Länder be- 
rechnete dem Bund damals Zinsen in Höhe 
von 4,5 bis 6 v. H., und zwar Haben- und 
Soll-Zinsen in gleicher Höhe. Die Festlegung 
der Beträge auf Sperrkonto, ob sie nun die 
Guthaben des Bundes bei der Bank deutscher 
Länder minderte oder seine Verbindlichkeiten 
ihr gegenüber erhöhte, führte also immer zu 
Zinsverlusten, die die Verwaltung nach Ab- 
zug des Betrages von 6 683,82 DM auf 
23 216,96 DM errechnet hat. 

Der Leiter des Wasser- und Schiffahrtsamts 
hat seine Maßnahmen wie folgt zu rechtferti- 
gen versucht: 

Aus dem vorangegangenen Rechnungsjahr 
1950 seien ihm die nicht verbrauchten über- 
tragbaren Mittel erst im September 1951 wie- 
der zur Verfügung gestellt worden. Er habe 
befürchten müssen, daß sich dies für das Rech- 
nungsjahr 1951 wiederhole. Die verspätete 
Freigabe der Ausgabereste hätte aber die In- 
standsetzungsarbeiten verzögert, und weil 
sich die Schäden inzwischen vergrößert haben 
würden, die Arbeiten audi verteuert. Endlich 
seien damals für Baustoffe Lieferfristen bis zu 
16 Monaten nichts Ungewöhnliches gewesen. 
Schnelle Lieferungen habe nur erwarten kön- 
nen, wer sofort bezahlt habe. Angesichts der 
besonderen Verhältnisse habe er sich für be- 
fugt gehalten, die Mittel vorzeitig zu veraus- 
gaben. Der Zinsverlust werde schon dadurch 
aufgewogen, daß die Arbeiten erheblich teurer 
geworden wären, wenn sie — wie ohne sein 
Vorgehen nacli seiner Auffassung unvermeid- 
lich — später vorgenommen worden wären. 
Einen besonderen Vorteil habe der Bund da- 
durch erzielt, daß die Stahlpreise in der Zeit 
vom April bis August 1952 beträchtlich ge- 
stiegen seien, die Lieferanten dem Bund aber 
im Hinblick auf die Vorauszahlungen nur die 
alten, niedrigeren Preise ln Rechnung gestellt 
hätten. 


Der Beamte hat gegen § 26 Abs. 1 RHO 
verstoßen. Er hat Bundesmittel eher als er- 
forderlich in Anspruch genommen. Der da- 
durch verursachte Zinsverlust kennzeldinet 
seine Maßnahme als unwirtschaftlich. 

Bei richtiger Behandlung (z. vgl. § 30 Abs. 2 
RHO) hätten die am Schluß des Rechnungs- 
jahres nicht verbrauchten Beträge als Aus- 
gabereste nachgewiesen und als solche in die 
Rechnung des folgenden Rechnungsjahres 
übertragen werden müssen (§ 77 RHO). 

Der Beamte umging schließlich das Gebot 
des § 45 d Abs. 1 RHO. Ihm war bei Ab- 
schluß der Lieferungsverträge bekannt, daß 
ein Teil der Baustoffe erst im folgenden Rech- 
nungsjahr eintreffen würde. Da nicht ver- 
wendete übertragbare Mittel des alten Rech- 
nungsjahres zur Bezahlung dieser Lieferungen 
dienen sollten, war insoweit die Zustimmung 
des Bundesministers der Finanzen erforderlich. 

Es liegen mithin Verstöße gegen die §§ 26 
Abs. 1, 30 Abs. 2, 45 d Abs. 1 RHO vor. 

Der Bundesminister für Verkehr hat das 
Verhalten des Beamten aufs schärfste mißbil- 
ligt und in einem Erlaß an die nachgeordneten 
Behörden vom 20. April 1954 — Z 5 1/04 — 
1 Nr. 2079 R — auf die Unzulässigkeit dieses 
Verfahrens und auf die Haftpflicht der ver- 
antwortlichen Beamten für Zinsverluste hin- 
gewiesen (§ 78 BBG, früher § 23 Abs. 1 DBG). 
Damit dürfte einer Wiederholung derartiger 
Verstöße vorgebeugt sein. 

In diesem besonderen Fall ist dem Bund ein 
Schaden jedoch nicht entstanden. Einer der 
Stahllieferanten hat nämlich in glaubhafter 
Weise erklärt, er habe den Teil seiner Liefe- 
rung, den er nach der letzten Stahlpreiserhö- 
hung vom 20. August 1952 erbrachte, nur aus 
Entgegenkommen zum niedrigeren alten Preis 
berechnet, well das Wasser- und Schiffahrts- 
amt den Kaufpreis schon im März 1952 auf 
das Sperrkonto eingezahlt hatte. Allerdings 
konnte der Beamte in dem Zeitpunkt, als er 
die Sperrkonten bestimmungswidrig einrich- 
tete, mit dieser Entwicklung der Dinge nicht 
rechnen. Die Ersparnisse, die der Bund auf 
diese Weise erzielt hat, übersteigen seinen ge- 
samten Zinsverlust erheblich. Da es sich um 
zusammenhängende Baumaßnahmen zur Be- 
seitigung von Kriegsschäden und zur Wieder- 
herstellung der Verkehrssicherheit des Nord- 
Ostsee-Kanals handelte, ist es gerechtfertigt, 
die gesamten Zinsverluste mit den erzielten 
Preisvorteilen als ausgeglichen anzusehen. 
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Einzelplan XII — Bundesministerium für Ver- 
kehr — 

Außerordentlicher Haushalt 
Ausgaben 

Kapitel 2 ^ Binnenwasserstraßenverwaltung 
Titel (37) — Verbesserungsarbeiten gelegent- 
lich der Beseitigung von Berg- 
schäden an den westdeutsdien 
Kanälen 

Einnahmen an Selbstkosten für 
die zu Lasten Dritter ausgeführ- 
ten Leistungen fließen den Mit- 
teln zu. 

24. a) Entstehen an Kanalanlagen Schäden durch 
bergbauliche Maßnahmen, so haben die be- 
treffenden Bergbauunternehmen (Zechen- 
verwaltungen) die Instandsetzungskosten 
zu tragen. 

Es war jahrelange Verwaltungsübung, 
die Beiträge der Zechen nicht als Haus- 
haltseinnahmen, sondern als Beträge anzu- 
sehen, welche das Amt als Treuhänder der 
Zechen zu verwalten hatte. Von diesem 
Standpunkt aus gesehen ist es erklärlich, 
daß die Vorschüsse der Zechen als „fremde 
Gelder“ zunächst bei den Verwahrungen 
vereinnahmt und im Laufe der Bauaus- 
führung nach Bedarf durch Rotabsetzung 
dem Haushaltstitel zugeführt wurden, dem 
die Ausgaben für die Verbesserungen an 
den westdeutschen Kanälen gelegentlich 
der Beseitigung von Bergschäden zur Last 
fielen. 

Ein Wasser- und Schiffahrtsamt hat da- 
bei in den Rechnungsjahren 1948 bis 1951 
Arbeiten, die von den Zechen zu bezahlen 
waren, teilweise aus den Haushaltsmitteln 
des Bundes bestritten, ohne dem Haus- 
halt die entsprechenden Beträge aus den 
Verwahrungen zuzuführen. Hierdurch 
trat ein Überhang an Zechenvorschüssen 
ein, der bei ihrer Endabrechnung im 
Jahre 1953 durch die Verwaltung auf 
rund 1 Mio DM festgestellt wurde. 
Dieses Verfahren ist nicht zu billigen. 
Auf die Erinnerung des Bundesrech- 
nungshofs wurden die Beträge In den 
Rechnungsjahren 1952 (bei Einnahmekapi- 
tcl 2 hinter Titel 16) und 1953 (bei Kapi- 
tel 1203 hinter Titel 13) vereinnahmt. Fer- 
ner wurde auf seine Anregung die Bewirt- 
schaftung der von den Bergbauunterneh- 
men für die Beseitigung von Bergschäden 
zu zahlenden Beträge vom Rechnungsjahr 
1953 an unter Beachtung des Bruttoprin- 


zips durch getrennte Veranschlagung der 
Einnahmen und Ausgaben im Bundeshaus- 
halt neu geregelt (vgl. Bundeshaushaltsplan 
1953 Kapitel 1203 Titel 13, 957 und 958). 
Hierfür war die Auffassung bestimmend, 
daß die Zechenvorschüsse auf Grund be- 
reits bestehender Schadensersatzansprüche 
der Verwaltung gezahlt werden müssen. 
Infolgedessen sind die Voraussetzungen für 
eine Buchung dieser Beträge bei den Ver- 
wahrungen nicht gegeben (vgl. § 63 Abs. 1 
RHO). 

b) Anläßlich der örtlichen Prüfung bei einer 
Wasser- und Schiffahrtsdirektion für das 
Rechnungsjahr 1951 hat der Bundesrech- 
nungshof folgendes festgestellt: 

Der Leiter eines Wasser- und Schiffahrts- 
amts hatte in der Zeit vom September 1948 
bis Januar 1949 vier Verrechnungsschecke 
der Zechen über zusammen 65 000 DM bei 
einer Bank bar abgehoben, den Betrag im 
Panzorschrank des Amts aufbewahrt und 
erst im April 1949 an die zuständige Re- 
gierungskasse eingezahlt. Diese hat den Be- 
trag bei den Verwahrungen — Konto 
„Vorschüsse der Zechen für die Beseiti- 
gung von Bergschäden“ — vereinnahmt. 
In den folgenden Jahren wurde er bei der 
Abrechnung der einzelnen Bauvorhaben 
über den jeweiligen Bergschädenfonds ver- 
rechnet. 

Der Beamte hat sein Verhalten mit man- 
gelhafter Zuweisung von Betriebsmitteln 
und dem Drängen der Kasse auf Ausräu- 
mung der Verwahrkonten begründet. 
Demgegenüber Ist festzustellen: Nach da- 
maliger Auffassung (s. oben unter a) wa- 
ren die Beiträge der Zechen Fremdgelder. 
Deshalb schied die Möglichkeit, damit 
Lücken bei den Betriebsmitteln auszufül- 
len, von vornherein aus. Wenn ferner die 
Kasse wirklich hätte erkennen lassen, daß 
ihr daran lag, die Verwahrungen möglichst 
niedrig zu halten, so hätte das den Beam- 
ten keinesfalls berechtigt, die Gelder in 
eigene Verwahrung zu nehmen (Verstoß 
gegen § 1 RKO). 

Die Verwaltung des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiets hat durdi die Festlegung der 
65 000 DM Verluste an Zinsen im Abrech- 
nungsverkehr mit der Bank deutscher Län- 
der erlitten. Der Bundesrechnungshof hat 
verlangt, daß der Beamte den Schaden, der 
sich auf 780,42 DM beläuft, ersetzt (§§ 26 
Abs. 1, 30 Abs. 1 Satz 1, 68 Abs. 1 Satz 1 
RHO, §§ 1, 33 RKO, § 23 Abs. 1 DBG 
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vom 26. Januar 1937 — RGBl. I S. 39 — ). 
Der Beamte tilgt die Schuld seit dem 
1. November 1953 in Raten. 

Einzelplan XIV — Bundesministerium für 
Wohnungsbau — 

Ordentlicher Haushalt 
Fortdauernde Ausgaben 

Kapitel 1 — Bundesministerium für Woh- 
nungsbau 

Titel 33 — Zur Förderung des sozialen 
Wohnungsbaues auf Grund des 
Ersten Wohnungsbaugesetzes 
Die Mittel sind übertragbar. 

25. Die Bundeshaushaltsmittel für den sozialen 
Wohnungsbau werden von den Ländern im 
Rahmen der ihnen zugeteilten Kontingente 
entsprechend dem Bedarf, der zur Abdeckung 
fälliger Zahlungsverpflichtungen für die mit 
diesen Mitteln zu finanzierenden Bauvorha- 
ben voraussichtlich erforderlich ist, beim Bun- 
desminister für Wohnungsbau angefordert. 
Die Länder haben bei^ jedem Abruf zu bestä- 
tigen, idaß keine nennenswerten Bestände 
an Bundeshaushaltsmitteln aus früheren Über- 
weisungen bei Ablauf des Vormonats vorhan- 
den sein werden. 

Ein Land hatte bis zum März 1952 die für 
das Rechnungsjahr 1951 zugeteilten Bundes- 
haushaltsmittel von 18,27 Mio DM in Teilbe- 
trägen voll abgerufen und dabei jeweils die 
vorstehend genannte Bestätigung abgegeben. 
Am Schluß des Rechnungsjahres waren 7 Mio 
DM nicht verbraucht. Das Land hat den vor- 
zeitigen Abruf damit begründet, daß es die 
Bundesmittel 1951 noch vor Ende des Rech- 
nungsjahres vereinnahmen wollte. Die Mittel 
waren übertragbar. 

Ein anderes Land hatte 2,176 Mio DM Bun- 
deshaushaltsmittel 1951 aus dem voll abgeru- 
fenen Kontingent von 10,116 Mio DM am 
Schluß des Rechnungsjahres 1951 nicht veraus- 
gabt. Der vorzeitige Abruf ist damit begrün- 
det worden, daß der Bundesminister für Woh- 
nungsbau im Februar 1952 auf den vollen Ab- 
ruf der Bundesmittel bis zum Ende des Rech- 
nungsjahres Wert gelegt und zum Ausdruck 
gebracht habe, daß es möglich sein müßte, un- 
ter Zurückstellung der Landesmittel zunächst 
die Bundesmittel einzusetzen. 

In beiden Fällen liegt ein Verstoß gep^en 
§ 26 Abs. 1 RHO vor, wonach Haushaltsmit- 
tel nicht eher in Anspruch genommen werden 
dürfen, als es zur wirtschaftlichen und spar- 


samen Führung der Bundesverwaltung erfor- 
derlidi ist. Der Bundesminister für Wohnungs- 
bau ist hierauf hingewiesen worden. Der Bun- 
desrechnungshof hat gefordert, daß das Land 
im ersten Falle die vorzeitig abgerufenen 
7 Mio DM verzinst. Die Angelegenheit 
ist noch nicht abgeschlossen. Im zweiten 
Falle hat der Bundesrechnungshof im Hin- 
blick darauf, daß möglicherweise eine Anord- 
nung des Bundesministers für Wohnungsbau 
mißverstanden worden und der dem Bund 
entstandene Schaden geringfügig ist, von wei- 
terem abgesehen. 

Einzelplan XXIII — Allgemeine Finanzver- 
waltung — 

Ordentlicher Haushalt 
Einmalige Ausgaben 

Kapitel E 15 (neu) — Fehlbetrag aus Vor- 
jahren 

Titel 1 (neu) — Zur Deckung des Fehl- 

betrages aus dem Rech- 
nungsjahr 1949 

26. a) Im Bundeshaushaltsplan für das Rech- 
nungsjahr 1951 sind bei dem oben bezeich- 
neten Titel 244 007 100 DM mit folgender 
Erläuterung ausgebracht worden: „Nach 
§ 75 RHO ist der Fehlbetrag eines Redi- 
nungsjahres spätestens in den Haushalts- 
plan für das zweitnächste Rechnungsjahr 
als ordentliche Ausgabe einzustellen. Der 
Fehlbetrag aus dem Rechnungsjahr 1949 
beträgt 244 007 091,12 DM, aufgerundet 
244 007 100 DM." 

Der Bundesminister der Finanzen ord- 
nete am 15. April 1952 die Buchung einer 
Ausgabe von 244 007 091,12 DM an. In 
der Anordnung wurde der Betrag als „der 
beim Jahresabschluß des Rechnungsjahres 
1949 bei den Istausgaben gegenüber den 
Isteinnahmen sich ergebende Fehlbetrag 
ohne Ausgabereste" bezeichnet. Der Betrag 
wurde im Vorschußbuch der Bundeshaupt- 
kasse vereinnahmt, wo er nach dem Ab- 
schluß der Haushaltsrechnung 1949 zu- 
nächst verausgabt worden war. 

Der Abschluß der Bundeshaushaltsrech- 
nung 1949 (S. 36) weist als Mehrausgabe 
nur den Unterschied zwischen Isteinnahme 
und Istausgabe mit — 244 007 091,12 DM 
aus. In der Erläuterung dazu (S. 37) ist 
vermerkt; 

„Unberücksichtigt sind die am Schluß des 
Redinungsjahres vorhandenen Ausgabe- 
reste im Betrage von 130 208 317,90 DM 
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gebliöben, weil gemäß § 1 1 Abs. 1 des Haus- 
haltsgesetzes 1949 der Bundesminister der 
Finanzen nur insoweit die Länder in An- 
spruch nehmen konnte, als die Ausgaben 
in den Einnahmen keine Deckung finden.“ 

Am Schluß des Rechnungsjahres 1949 
(vgl. S. 34 der Bundeshaushaltsrechnung 
1949) sind 130 208 317,90 DM Ausgabe- 
reste in die Bundeshaushaltsrechnung 1950 
übertragen worden (vgl. S. 51 und 53 der 
Bundeshaushaltsrechnung 1950 und die Er- 
läuterungen zum Abschluß auf S. 57). 

b) Der Bundesrechnungshof hat zu diesem 
Tatbestand dem Bundesminister der Finan- 
zen folgendes mitgeteilt: 

Der nach §§75 ff. RHO festzustellende 
und spätestens in den Haushaltsplan für 
das zweit nächste Rechnungsjahr (hier: 
Rechnungsjahr 1951) als ordentliche Aus- 
gabe einzustellende Fehlbetrag des ordent- 
lichen Haushalts für das Rechnungsjahr 1949 
beträgt 244 007 091,12 + 130 208 317,90 
“ 374 215 409,02 DM. Die Ausbringung 
von nur 244 007 100 DM im Haushalts- 
plan für das Rechnungsjahr 1951 entsprach 
nicht der Vorschrift des § 75 RHO; sie 
mußte sich auch auf die Ausgabereste von 
130 208 317,90 DM erstrecken. Eine Be- 
gründung für den Verzicht auf die Aus- 
bringung dieses Betrages ist im Bundes- 
haushaltsplan für 'das Rechnungsjahr 1951 
nicht gegeben. Das Haushaltsgesetz und 
das Nachtragshaushaltsgesetz 1951 enthal- 
ten keine Vorschrift, die eine Abweichung 
von § 75 RHO zuläßt. 

Die gesetzliche Verpflichtung, den die 
Ausgabereste umfassenden Fehlbetrag im 
Bundeshaushaltsplan 1951 als ordentliche 
Ausgabe zu veranschlagen, wird durch die 
Vorschrift über die Deckung des Fehlbe- 
trages des Rechnungsjahres 1949 durch die 
Länder (§ 11 des Haushaltsgesetzes 1949) 
nicht berührt. 

Der Bundesminister der Finanzen hat 
den Mitteilungen des Bundesrechnungshofs 
zugestimmt, jedoch noch folgendes ausge- 
führt: 

„Die Ausgabereste aus dem Rechnungs- 
jahr 1949 wirken sich bezüglich der aus 
den Resten geleisteten Ausgaben in der 
Rechnung für das Rechnungsjahr 1950 
aus. Die Reste 1949 sind Ausgaben des 
Jahres 1950 und evtl, folgender Jahre. 
Sie sind also in das Abschlußergebnis 
dieses Rechnungsjahres eingegangen und 


somit in dem Fehlbetrag dieses Jahres 
enthalten, und zwar die verausgabten 
Reste im kassenmäßigen Fehlbetrag des 
Rechnungsjahres 1950, die etwa nicht 
verausgabten Reste in den Ausgaberesten 
des gleichen Rechnungsjahres. Da der 
kassenmäßige Fehlbetrag des Rechnungs- 
jahres 1950, in dem der im Rechnungs- 
jahr 1950 verausgabte Teil der Ausgabe- 
reste 1949 enthalten ist, in den Haushalt 
des Rechnungsjahres 1952 eingestellt 
worden ist, und hinsichtlich der Aus- 
gabereste 1950 der § 7 des Gesetzes über 
die Feststellung eines Nachtrags zum 
Bundeshaushaltsplan für das Rechnungs- 
jahr 1952 vom 9. April 1953 — BGBl. II 
S. 99 — bestimmt, daß § 75 RHO in- 
soweit keine Anwendung findet, ist tat- 
sächlich und rechtlich der Mangel der 
Nichtaufnahme der Ausgabereste in den 
Haushalt des Rechnungsjahres 1951 nach- 
träglich geheilt.“ 

Der Bundesrechnungshof hat zu den in 
iden Ausführungen des Bundesministers der 
Finanzen berümten Fragen bereits in sei- 
nen Bemerkungen zu den Bundeshaushalts- 
rechnungen 1949/1950 S. 5, 6 und 8 Stel- 
lung genommen. Hierauf wird zur Ver- 
meidung von Wiederholungen hingewiesen. 

c) Die Einstellung eines Fehlbetrages in den 
Bundeshaushaltsplan für das Rechnungs- 
jahr 1951 ohne Berücksichtigung der am 
Schluß des Rechnungsjahres 1949 verblie- 
benen Ausgabereste verstößt gegen § 75 
RHO. Der Verstoß hat für das Rech- 
nungsjahr 1951 materielle Bedeutung inso- 
fern, als idie Ausbringung eines entspre- 
chenden Ausgabeansatzes ohne gesetzliche 
Ermächtigung unterblieben ist. Durch die 
Einbeziehung dieser Ausgabereste in den 
im § 7 des Nachtragshaushaltsgesetzes 1952 
genannten Betrag von 318 780 266 DM ist 
die Deckung des Fehlbetrages des Rechnungs- 
jahres 1949 in Höhe des aus den Aus- 
gaberesten herrührenden Betrages von 
130 208 317,90 DM auch im Rechnungs- 
jahr 1952 offengelassen worden (vgl. hier- 
zu die unter b letzter Absatz bezeichne- 
ten Bemerkungen). Dabei ist es in den 
Rechnungsjahren 1953 und 1954 geblie- 
ben (vgl. § 13 des Haushaltsgesetzes 1953 
und § 11 des Haushaltsgesetzes 1954). Auch 
für das Rechnungsjahr 1955 ist die Dek- 
kung nicht vorgesehen (vgl. § 10 des Ent- 
wurfs des Haushaltsgesetzes 1955 — Bun- 
destagsdrucksache 1100 — ). 
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Da unterstellt werden kann, daß § 7 des 
Nachtragshaushaltsgesetzes 1952 sich — 
entgegen dem Wortlaut — nicht nur aui 
den Fehlbetrag des Rechnungsjahres 1950, 
sondern auch auf den Fehlbetrag des Rech- 
nungsjahres 1949 erstrecken sollte, soweit 
beide aus Ausgaberesten herrühren, sind 
Folgerungen aus dem Verstoß nicht zu 
ziehen. 


IIL Buchungen an unriditiger Stelle 

27. Die in ider Nachweisung (Nr. 30) aufgeführten 
Beträge sind bei nicht zutreffenden Fiaushalts- 
stellen gebucht worden. Es sind nur solche Ti- 
telverwechselungen berücksichtigt, durch die 
eine wesentliche Überschreitung eine Bewilli- 
gung vermieden oder verursacht worden ist 
oder die eine Angelegenheit von grundsätz- 
licher oder sonst erheblicher Bedeutung betref- 
fen (§ 107 Abs. 3 RHO). 


28. In einer Reihe von Fällen hat der Bundes- 
minister der Finanzen die Budiung von Aus- 
zahlungen entgegen § 27 RHO im Vorschuß- 
buch angeordnet. Die Auszahlungen sind durch 
Einzahlungen, die gleichfalls im Vorschußbuch 
gebucht wurden, ausgeglichen. Da somit eine 
Belastung des Haushalts in keinem Falle ein- 
getreten ist, hat der Bundesrechnungshof da- 
von abgesehen, die Beträge einzeln darzustel- 
len (vgl. hierzu Abschnitt III 5 betr. Buchung 
von Haushaltsausgaben als Vorschuß in der 
Denkschrift 1949/1950 S. 73). 

29. Die Verstöße gegen die Vorschriften über die 
Buchung der Haushaltseinnahmen und -aus- 
gaben veranlassen den Bundesrechnungshof, 
erneut auf die Notwendigkeit der sorgfältigen 
Beachtung der §§ 30 Abs. 1 Satz 1 und 33 
RHO in Verbindung mit Artikel 112 GG hin- 
zuweisen — vgl. hierzu Abschnitt III 5 betr. 
Buchungen an unrichtiger Stelle und im un- 
richtigen Rechnungsjahr in der zu Nr. 28 be- 
zeichneten Denkschrift — . 


30. Nachweisung der Buchungen an unrichtiger Stelle 
(Erläuterungen in Nr. 31) 


Lfd. 

Nt. 

Es sind gebucht [ 

Betrag 

DM 

Bei richtiger Buchung der Beträge wären 

bei 

statt bei 

als Haushalts- 
Überschreitung 
ggf. als Haus- 
haltsvorgrifl (V) 
oder als außer- 
planmäßige Aus- 
gabe nachzuweisen 
gewesen 

DM 

die Haushaltsüberschreitungcn 
ggf. Haushaltsvorgriffe (V) oder die 
außerplanmäßigen Ausgaben 

Einzelplan 
Ordentlicher 
Haushalt (OH) 
Außer- 
ordentlicher 
Haushalt 
(AoH) 

Kapitel 

Einnahme 

(E) 

Ausgabe 

(A) 

Titel 

Einzelplan 
Ordentlicher 
Haushalt (OH) 
Außer- 
ordentlicher 
Haushalt 
(AoH) 

Kapitel 

Einnahme 

(E) 

Ausgabe 

(A) 

Titel 

' 

höher 

niedriger 

nachzuweisen gewesen 

um 

DM 

um 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

1 

IV 

1 

4 

IV 

1 

15 

9 658,71 


9 658,71 



(OH) 

(A) 


(OH) 

(A) 




(Tit. 15) 


2 

IV 

3 

23a 

IV 

3 

aplm. 

743,59 

743,59 

— 



(OH) 

(A) 


(OH) 

(A) 

hinter 


aplm. 









Tit. 23 





3 

VI 

8 

35 

VI 

8 

19a 

1 384,97 

— 

— 

— 


(OH)- 

(A) 


(OH) 

(A) 






4 

VI 

25 

7a 

VI 

25 

1 

15 148,54 

— 

— 

— 


(OH) 

(A) 


(OH) 

(E) 








(Absetzung) 









5 

VI 

25 

4 

VI 

25 

11 

8 335,70 

— 

— 

— 


(OH) 

(A) 


(OH) 

(E) 








(Absetzung) 









6 

VI 

25 

34 

VI 

E35 

5 

485 263,80 

— 

— 1 

— 


(OH) 

(A) 


(OH) 

(A) 




1 


7 

VI 

25 

1 




4 173,60 

— 

— 

— 


(OH) 

(E) 

11 




2 300,82 











6 474,42 








VI 

25 

6 

67,02\ 








(OH) 

(E) 











25 

‘ 7a ; 

— 525,— > 

— 

— 

— 






(A) 

, 14 i 

— 21,80 


1 








i 16 

— 5 860, 60l 








i 



6 474,42 
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Einzelplan ! 
Ordentlieher 
Haushalt (OH), 
Außer- ■ 
ordentlicher 
Haushalt 
; (AoH) I 


Kapitel 

Einnahme 

(E) 

Auspahe 

(Ä) 


Es sind fl cbucht 

I statt bei 


Bei richtiger Buchung der Beträge wären 


j Einzelplan | 
I Ordentlicher 1 
Haushalt (OH) 
i Außer- 
ordentlicher 1 
I Haushalt 
i (AoH) I 


Kapitel 

Einnahme 

(E) 

Ausgabe 

(A) 


als Haushalts- 
Überschreitung 
ggf. als Haus- 
haltsvorgriff (V) 
oder als außer- 
planmäßige Aus- 
gabe nachzuweisen 
gewesen 
i DM 


die Haushaltsüberschreitungen 
ggf. Haushaltsvorgriffe (V) oder die 
auß erplanmäßigen Ausg aben 

höhe r nied riger 

nachzuweisen gewesen 


2,30 
5 538,22 
1 565,10 
144,70 
498,85 
36 828,11 
55 937,66 

5 901,15 
14 062,63 

591,50 
12 623,54 
31 619,83 
20 511,72 
4 302,33 

6 926,28 
1 320,82 

195 244,54 


3 678,431 
127,28 
331,60 
17 643,30/ 
29 1(12,18 
884,45 
175,301 
83 166,44 
878,841 

19 789,90 
109,40 

14 870,08 
812,70} 
3 297,68 
1 397,42 
332,70 

20 009, 36j 
6198,86 

169,86) 


41 568,68 


6 198,86 


195 244,54 


1 626,62 

1 364,70 1 

2 323,38 { 

45,20 


5 359,90 


24 



Es sind gebucht 
I statt bei 


Bei richtiger Buchung der Beträge wären 


I Einzelplan 
Ordentlicher 
Haushalt (OHl 
I Außer- 
i ordentlicher 
Haushalt 
(AoH) 


Kapitel 

Einnahme 

(E) 

Ausgabe 

(A) 


1 Einzelplan 
1 Ordentlicher j 
Haushalt (OH) 
i Aiißer- 

I ordentlicher 
! Haushalt 
I (AoH) 


Kapitel 

Einnahme 

(E) 

Ausgabe 

(A) 


i als Haushalts- i 
I Überschreitung ' 
ggi. als Haus- l 
haltsvorgriif (V) 

I oder als außer- j 
; planmäßige Aus- 
gabe nachzuweisen 
I gewesen ^ 
DM i 


die Haushaltsüberschreitungen 
ggL Haushaltsvorgrit'fe (V) oder die 
außerplanmäßigen Ausgaben 
_ höher ! niedriger 
nachzuweisen gewesen 



25 





31. Erläuterungen zur Nachweisung (Nr. 30) 

Soweit nichts anderes vermerkt Ik, ist ein 
Ausgleich nach § 67 RHO nicht erforderlich. 

2u lfd. Nr. 1 

Die Kosten für Gartenarbeiten, die durch 
einen Gartenbaubetrieb ausgeführt wurden, 
waren bei Titel 1 5 (Unterhaltung der Dienst- 
gebäude) zu buchen. Weil dort keine Mittel 
mehr verfügbar waren, ist der auf Arbeits- 
löhne entfallende Teil des Rechnungsibetrages 
entgegen § 30 Abs. 1 RHO bei Titel 4 
gebucht worden. 

2u lfd. Nr. 2 

Der Betrag stellt die Summe mehrerer Ein- 
zelbeträge dar. Ausgaben für außergewöhn- 
lichen Aufwand aus dienstlicher Veranlassung 
in besonderen Fällen sind mangels eines ent- 
sprechenden Haushaltsansatzes beim Eiinzel- 
plan IV Kapitel 3 Titel 23 a — Vermischte 
Ausgaben — gebucht worden. Diese Zweck- 
bestimmung ist nur für Ausgaben vorgesehen, 
die wegen ihrer geringen Bedeutung nicht be- 
sonders zu veranschlaigien sind; für Ausgaben 
der hier in Betracht kommenden Art ist des- 


für 2 900 000 DM Bekleidungs- und Aus- 
rüstungsstücke für die erstmalige Ausstattung 
von weiteren 1 0 000 Mann Bundesgrenzschutz 
beschafft worden, da damals mit der baldigen 
Verstärkung gerechnet wurde. Da die Ver- 
stärkung im Rechnungsjahr 1951 nicht geneh- 
migt wurde, sind beschaffte Stücke im Werte 
von 2 414 736,20 DM im Laufe der Rech- 
nungsjahre 1952 und 1953 für die Ergänzung 
aufgetragener Stücke der ersten 1 0 000 Mann 
des Bundesgrenzschutzes verwendet worden. 
Die restlichen Stücke im Werte von 
485 263,80 DM sind in den Rechnungsjahren 
1953 und 1954 für die erstmalige Ausstattung 
der vom DeutschenBundestag am 19. Juni 1953 
beschlossenen Verstärkung des Bundesgrenz- 
schutzes verwendet worden. Für diesen Be- 
trag wurde der Ausgleich nach § 67 RHO 
durchgeführt. 

Die Inanspruchnahme der Haushaltsmittel 
entsprach nicht der Zweckbestimmung (§30 
RHO), auch wurde gegen § 26 RHO versto- 
ßen, da Haushaltsmittel früher in Anspruch 
genommen worden sind, als es nach der Sach- 
lage erforderlich war. 


halb in anderen Fällen ein besonderer Titel 
vorgesehen worden. Die Ausgabe hätte nach 
vorheriger Zustimmung des Bundesministers 
der Finanzen (§ 33 Abs. 1 RHO, Art. 112 GG) 
außerplanmäßig nachgewiesen werden müssen. 

Zw lfd. Nr. 3 

Vgl. hierzu die Einzelbemerkung zu Ein- 
zelplan VI Kapitel 8 Titel 35 Nr. 20. 

2u lfd. Nr. 4 

Mieteinnahmen sind irrtürmlich durch Ab- 
setzen von den Ausgaben für Trennungsent- 
scliädigungen gebucht worden. Die Ausgabe- 
mittel des Titels 7 a wurden dadurch unzu- 
rässigerweise verstärkt. 

2u lfd. Nr. 5 

Einnahmen aus dem Verpflegungswesen sind 
irrtümlich von den Ausgaben für Hilfslei- 
stungen durch nicht beamtete Kräfte abge- 
setzt worden. Die Ausgabemittel des Titels 4 
wurden hierdurch unzulässigerweise ver- 
stärkt. 

2u lfd. Nr. 6 

Aus den Mitteln des Titels 34, die für die 
Instandsetzung und Ergänzung aufgetragener 
Bekleidungs- und Ausrüstungsstücke der 
ersten 10 000 Mann des Bundesgrenzschutzes 
bestimmt waren, sind im Rechnungsjahr 1951 


2u lfd. Nr. 7 und 8 

Die Beträge ergeben sich aus rund 900 ein- 
zelnen Titelverwechslunigen von insgesamt 
258 078 DM (aus sämtlichen Rechnungen des 
Bundesgrenzschutzes), die sich zum Teil über- 
schneiden. Der Übersichtlichkeit halber sind 
hier in beiden Abschnitten („bei“ und ,, statt 
bei“) für jeden berührten Titel nur die Ge- 
samtbeträge dargestellt. 

Die Buchungen an unrichtigen Stellen sind 
auf irrige Auslegung der Zweckbestimmun- 
gen zurückzuführen. Das mit den Zahlungs- 
anweisungen betraute Verwaltungspersonal 
war z. Z. des Aufbaues des Bundesgrenz- 
schutzes mit den haushaltsrechtlichen Vor- 
schriften nicht genügend vertraut. (Vgl. hier- 
zu die Ausführungen in der Denkschrift 
Nr. 164 ff.) 

2u lfd. Nr. 9 

Die Beträge ergeben sich aus 29 einzelnen 
Titelverwechslungen von insgesamt 7 398,11 
DM, die sich zum Teil überschneiden. Im 
übrigen gilt das zu lfd. Nr. 7 und 8 Gesagte. 

Zu Titel 34 ist der nach § 67 RHO er- 
forderliche Ausigleich durchgeführt worden. 

2u lfd. Nr. 10 

Vgl. hierzu die Einzelbemerkung zu Einzel- 
plan VII Kapitel 1 Titel 18 Nr. 21. 
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Zw lfd. Nr. 11 

Die von den Ländern der französischen Be- 
satzungszone für Rechnung des Bundes in 
der Zeit vom 21. September 1949 bis 31. März 
1950 geleisteten und vom Bund im Rech- 
nungsjahr 1951 erstatteten Ausgaben für die 
Bekämpfung pflanzlicher und tierischer 
Schädlinge sind irrtümlich beim Titel 31 statt 
beim Titel 38 gebucht worden. 

Von einem Ausgleich wurde abgesehen, da 
die im Bundeshaushaltsplan 1951 ausgebrach- 
ten Ansätze die aus Anlaß der finanziellen 
Auseinandersetzung mit der französischen 
Zone im Rechnungsjahr 1951 erforderlich 
gewordenen Erstattungen nicht berücksichtig- 
ten und die Ausgaben deshalb zweckmäßiger 
außerplanmäßig nachgewiesen worden wären. 

Zu lfd. Nr. 12 

Die Bundesforschungsanstalt für Milchwirt- 
schaft in Kiel hat die Ausgabe von 720 DM 
für einen dringend benötigten Apparat man- 
gels anderer Mittel bei Titel 38 buchen lassen. 
Die Ausgabe mußte nach Erfüllung der Vor- 
aussetzungen des § 33 RHO außerplanmäßig 
nachgewiesen werden. Der Ausgleich ist im 
Rechnungsjahr 1952 durchgeführt. 

Zu lfd. Nr. 13 bis 13 

Die Bundesanstalt für Getreideverarbeitung 
in Detmold hat durch die Buchung einer Ein- 
nahme von 10 000 DM an Untersuchungs- 
gebühren bei Titel 11 statt bei Titel 10 den 
mit Titel 11 korresportdierenden Ausgabe- 
titel 31 zu Unrecht begünstigt. Andererseits 
ist durch die unter Nr. 13 und 14 nachgewie- 
senen Titelvcrwechslungen der Titel 31 um 
5 217,10 DM benachteiligt worden. Von einem 
Ausgleich der Titelverwechslungen ist im 
Hinblick auf den nicht erheblichen Unter- 
schiedsbetrag abgesehen worden. 

Zu lfd. Nr. 16 

Vgl. hierzu die Einzelbemerkung zu Ein- 
zelplan XII Kapitel 4 Titel 32 Nr. 22. 

Zu lfd. Nr. 17 

Der Betrag setzt sich aus mehreren Einzel- 
beträgen zusammen. Einnahmen aus Zinsen 
für Darlehen aus Bundesmitteln sind bei dem 
Haushaltsansatz Einzelplan XXI Kapitel 2 
Titel 32 ,, Verzinsung der zur vorübergehen- 
den Verstärkung der Betriebsmittel der Bun- 
deshauptkasse aufgenommenen Mittel“ durch 
Absetzen von den Ausigaben gebucht worden 
mit der Begründung, es handele sich um Ein- 


nahmen, die mit der Verwendung der Be- 
triebsmittelkredite und den dafür zu zahlen- 
den Zinsen in Zusammenhang stehen. Diese 
Annahme traf nicht zu. Tatsächlich sind die 
Zinsen (Spalte 8) für Darlehen aus Bundesmit- 
teln erhoben worden, ohne daß die Darlehns- 
hingaben und die Zinszahlungen dafür durdi 
die Aufnahme von Betriebsmittelkrediten ver- 
anlaßt worden wären. Die E>arlehnsauszahlun- 
gen waren in der Rechnung ües Einzelplans 
XXIII nachzu weisen, sie sind jedoch über das 
Vorschußbuch abgewickelt worden (vgl. hier- 
zu Nr. 28). Entsprechend waren 'die Zinsein- 
nahmen in der Rechnung des Einzelplans 
XXIII Kapitel 7 Titel 1 der Einnahmen zu 
buchen. 

Zu lfd. Nr. 18 

Das Land Hessen hatte als Bundesanteil an 
der Einkommen- und Körperschaftsteuer 
2 514 732 DM zuviel abgeführt und dadurch 
vom Bund 100 426,03 DM Entschädigung für 
die Mitwirkung bei der Verwaltung dieser 
Steuern zuviel erhalten. 

Die Erstattung des an das Land zurück- 
zuzahlenden Betrages von insgesamt 
2 414 305,97 DM wurde bei Einzelplan XXIII 
Kapitel 9 durch Absetzen von den Einnah- 
men vorgenommen. Richtig hätten abgesetzt 
werden müssen: 

2 514 732, — DM bei Einzelplan XXIIl Ein- 
nahmekapitel 9, 

100 426,03 DM bei Einzelplan VIII Aus- 
gabekapitel 4 Titel 29. 

Zu lfd. Nr. 19 

Der Betrag wurde irrtümlich bei Kapitel 7 
Titel 1 gebucht. Er war als Einnahme des 
Münzwesens bei Kapitel 5 Titel 1 nachzuwei- 
sen. Die Einnahmen bei dieser Haushaltsstelle 
sind zweckgebunden im Sinne des § 29 BTfO; 
die dürfen nur zur Förderung des Wohnungs- 
baues (Einzelplan XIV Kapitel 1 Titel 33 und 
34 der Ausgaben) verwendet werden. Der 
Ausgleich ist im Rechnungsjahr 1953 durch- 
geführt worden. 

Zu lfd. Nr. 20 

Eine außerplanmäßige Einnahme aus Anlaß 
der Rechnungsprüfung 1950 ist statt am 
Schluß der ordentlichen Einnahmen des Ein- 
zelplans XXVI ,, Außerplanmäßig aus Anlaß 
der Rechnungsprüfung“ bei Kapitel 1 Titel 11 
nachgewiesen worden. Ein Ausgleich nach 
§ 67 BuHO kommt nicht in Betracht, da keine 
zweckgebundenen Einnahmen beteiligt waren. 
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Xu lfd, Nr. 21 und 24 

Die Beträge setzen sich aus mehreren Ein- 
zelbeträgen zusammen. Einnahmen, die bei 
Einzelplan XXVI Kapitel 1 Titel 11 und 13 
hätten nachgewiesen werden müssen, sind 
von den bei Titel 31 und 33 gebuchten Aus- 
gaben abgesietzt worden. Der Ausgleich nach 
§ 67 Abs. 2 RHO ist veranlaßt. 

2h lfd. Nr. 22 und 23 

Die Titelverwechslungen beruhen auf irr- 
tümlicher Auslegung der Zweckbestimmun- 
gen. Der Ausgleich nach § 67 RHO ist durch- 
geführt worden, 

2h lfd. Nr. 23 

Die nach § 11 Abs. 3 des Ersten Über- 
leitungsgesetzes in der ab 1. April 1950 gül- 
tigen Fassung vom 21, August 1951 gewähr- 
ten Baukostenzuschüsse zur Errichtung von 
Wohnungen für bisher in Lagern unter- 
gebrachte Empfänger von Kriegsfolgenhilfe 
sind irrtümlich bei Titel 33 statt bei Titel 37 
gebucht worden. Nach der Zweckbestimmung 
zu Titel 37 (Leertitel) durften dort Ausgaben 
nur in Höhe der bei den Titeln 31 bis 33 er- 
zielten Einsparungen geleistet werden. Diese 
Einsparungen betrugen im Rechnungsjahr 
1951 5 350 000 DM. Der Ausgleich nach § 67 
RHO ist im Rechnungsjahr 1954 durchgeführt 
worden. 

2u lfd, Nr. 26 

Die Ausgabe (2. Teilbetrag eines unverzins- 
lichen Darlehens von 70 Mio DM an das 
Land Schleswig-Holstein auf 'Grund des Ge- 
setzes über eine Finanzhilfe für das Land 
Schleswig-Holstein vom 29. März 1951) ist 
entgegen § 27 RHO als Vorschuß gebucht 
worden. Sie mußte nach Erfüllung der Vor- 
aussetzungen des Art. 112 GG und des § 33 
RHO gemäß §§ 68 Abs. 1 und 74 RHO im 
Rechnungsjahr 1951 außerplanmäßig als 
Haushaltsausgabe nachge wiesen werden. Der 


Ausgleich ist durch Buchung der Auszahlung 
in der Rechnung für 1952 Einzelplan XXIII 
ordentlicher Haushalt Kapitel E 18 hinter 
Titel 1 außerplanmäßig unter Vereinnahmung 
im Vorschußbuch durchgeführt worden. 

Der Bundesrechnungshof erkennt das Vor- 
liegen eines unvorhergesehenen und unabweis- 
baren Bedürfnisses für die Haushaltsüber- 
schreitungen und die außerplanmäßigen Aus- 
gaben in den Spalten 9 und 10 der Nachwei- 
sung (Nr. 30) an. Diese Ausgaben bedürfen 
noch der nachträglichen Genehmigung des 
Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
gemäß § 83 RHO. 

IV, Buchungen 

von Einnahmen und Ausgaben in einem 
unrichtigen Rechnungsjahr 

32. Die in der Nachweisung (Nr. 35) aufgeführ- 
ten Beträge sind entgegen den Vorschriften 
des § 68 RHO in den Büchern eines anderen 
als desjenigen Rechnungsjahres rechnungs- 
mäßig nachgewiesen worden, in dem die Ein- 
nahme oder Ausgabe igeleistet wurde oder ihr 
Entstehungsgrund lag. 

33. In der Nachweisung sind in sinngemäßer An- 
wendung des § 107 Abs. 3 RHO nur Ver- 
wechselungen berücksichtigt, durch die eine 
wesentliche Überschreitung einer Bewilligung 
vermieden oder verursacht worden ist oder 
die eine Angelegenheit von grundsätzlicher 
oder sonst erheblicher Bedeutung betreffen. 

34. Die Verstöße veranlassen den Bundesrech- 
nungshof erneut zu dem Hinweis, daß die 
Vorschriften des § 68, auch der §§ 30 Abs. 1 
Satz 1 und 33 RHO in Verbindung mit 
Art. 112 GG sorgfältig beachtet werden müs- 
sen (vgl. hierzu die Ausführungen in der Denk- 
schrift 1949/1950 S. 73 betr. Buchungen an 
unrichtiger Stelle und im unrichtigen Rech- 
nungsjahr). 
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35. Nach Weisung 

der Buchungen in einem unrichtigen Rechnungsjahr 

(Erläuterungen in Nr. 36) 



Haushalt 



Ist gebucht 

War zu buchen 

Bei 

richtiger Buchung 

wäre 

Lfd. 

Nr. 

Einzolplan 


* 

netraij 

iin Rechnungsjahr 

, 1 1 

eine Haushalts* ^ 
Überschreitung 

die Haushai tsüberschreitung 
ggf. Haushaltsvorgriff (V) 

Ordentlich t^r 
Haushalt (OH) 

Kapitel : 

Titel 




ggf. Haushalts- 
Vorgriff (V) 

höher 

geringer 


Außerordentlicher 

1 





entstanden von ■ 

gewesen uni 


Haushalt (AoH) 







DM 

DM 




DM 

; ! 


DM 1 

1 

2 


4 ; 

5 

6 1 

7 i 

8 

9 i 

10 


a) Einnahmen 







1 


1 

XIV (OH) 

1 

10 

104 228,54 

1952 

1951 

— 

— 

— 

2 

XXVI (OH) 

1 

11 ^ 

723 164,94 

1951 

— 

— 

— 

— 






! 

1950 





723 164,94 



1 




(durch Ab- 










setzen von 










der Ausgabe 
beiEpl.XXVI 










Kap. 1 (A) 










Tlt. 31) 





b) Ausgaben 









3 i 

VI (OH) 

1 

20 ‘ 

8 649,15 

1950 


— 


— 


(Absetzung) 



1951 

— 

— 

8 649,15 

4 

VI (OH) 8 

18 

2 353,49 

1951 


— 

— 

— 







1950 

2 351,85 

— 

— 

5 

VIII (OH) 

1 

13 

3 589,39 

1951 


[ — 

— 

— 





1950 

i 3 550,54 

— 

— 

6 

X (OH) 

11 

12 

1 899,20 

1951 


' — 

— 

— 





1950 

1 896,66 

i — 

— 

7 

X (OH) 

11 

16 

3 454,60 

1951 


— 

— 

— 


1 




i 1950 

3 454,47 

— 

— 

8 

XII (OH) 

E 14 

8 

7 940,— 

1951 


— 

— 

— 






! 1952 

— 

— 

— 

9 

XII (AoH) 

E 14 

(2) 

364 280,— 

1951 


— 

— 

— 






1952 

— 

— 

— 

10 

XII (AoH) 

E 14 

(7) 

1 194 500,— 

1951 


— 

' 

— 





' 1952 

— 


— 

11 

XII (AoH^ 

E 14 

(9) 

265 000,— 

1951 

1 


— i 

— 






1952 

— 

— ; 

— 

12 

XXVI (OH) 

4 

20 

83 986,88 

1951 


— 

— ^ 

— 


4 : 

36 



1950 

— 

83 986,88 

— 

13 

XXVI (OH) 

4 ; 

31 

5 128 649,50 

1950 



' — 

— 

1 

1 




1951 

— 

i 5 128 649,50 

— 

14 

XXVI (OH) 

4 

37 

35 000,— 

1950 


— 

' — 

— 






1951 



35 000,— 


36. Erläuterungen zur Nachweisung (Nr. 35) 

2.U lfd. Nr. 1 

Durch Erlaß des Bundesministers für Woh- 
nungsbau vom 17. März 1952 wurde die 
Überweisung der im Rechnungsjahr 1951 aus 
Reichsbaudarlehen vereinnahmten Rückflüsse 
an die Amtskasse des Bundesministers für 
Wirtschaft zugunsten des Rechnungsjahres 
1951 angeordnet. Die verspätete Ausfüh- 


rung des erst am Ende des Rechnungsjah- 
res 1951 ergangenen Erlasses hatte zur Folge, 
daß ein Teil der Rückflüsse im Rechnungs- 
jahr 1952 bei dem Einzelplan XIV Kapitel 1 
Titel 10 vereinnahmt worden ist. 

Zu lfd. Nr. 2 

Der Betrag setzt sich aus mehreren Einzel- 
beträgen zusammen. Die am Schluß des Rech- 
nungsjahres 1951 bei Stadt- und Landkreisen 



verbliebenen Bestände an Bundesmitteln, die 
den Kreisen zur Leistung von Ausgaben für 
Zwecke der Kriegsfolg enhiilfe für Rechnung 
des Bundes zur Verfügung gestellt worden 
waren, mußten entsprechend der Weisung des 
Bundesm/inisters des Innern und des Bundes- 
ministers der Finanzen vom 17. Marz 1950 
vor dem Abschluß in den Sachbüchern für 
das Rechnungsjahr 1950 von den Ausgaben 
des Titels 31 abgesetzt und als Auszahlung zu 
Lasten des Rechnungsjahres 1951 in den Sach- 
büchein für dieses Rechnungsjahr als Aus- 
gabe gebucht werden. Der Betrag wurde je- 
doch im Rechnungsjahr 1950 als Ausgabe 
beim Titel 31 und im Rech nun gsjiahr 1951 als 
Einnahme beim Titel 11 nachgewiesen. 

Zu lfd. Nr. 3 

Vgl. Begründung der überplanmäßigen 
Haushaltsausgaben zu Einzelplan VI Kapitel 1 
Titel 20 (Bundeshaushaltsrechnung 1951 
S. 1427). 

Zu lfd. Nr. 4 

Die Ausgabe betrifft die Vorratsbeschaffung 
von Treibstoffen für die Kraftwtagenhaltung 
für das Rechnungsjahr 1951. Zum Zeitpunkt 
der Beschaffung waren die Treibstoffe noch 
bewirtschaftet. Da in Auswirkung der Korea- 
krise Verknappung, Preissteigerung und Ver- 
schärfung der Kontingentierunjg befürchtet 
wurden, sind die Treibstoffe gegen Ende des 
Rechnungsjahres 1950 bestellt und geliefert, 
die Ausgaben aber entgegen der Vorschrift 
des § 68 RHO erst im Rechnuntgsjahr 1951 
gebucht worden, vermutlich zur Vermeidung 
einer Haushaltsüberschreitung im Rechnungs- 
jahr 1950. 

Zu lfd. Nr. 5 

Zeitungsgebühren sind im Rechnungsjahr 
1951 statt 1950 gebucht worden, vermutlich 
um eine Haushaltsüberschreitung im Rech- 
nungsjahr 1950 zu vermeiden. 

Zu lfd. Nr. 6 und 7 

Die Ausgaben sind vermutlich zur Ver- 
meidung von Haushaltsüberschreitungen im 
Rechnungsjahr 1950 erst im Rechnungsjahr 
1951 gebucht worden. 

Zu lfd. Nr. 8, 9, 10, 11 

Vgl. Einzelbemerkung zu Einzelplan XII 
Kapitel E 14 Titel 8 (ordentlicher Haushalt) 
und Kapitel E 14 Titel (2), (7) und (9) (außer- 
ordentlicher Haushalt) — Nr. 23. 


Zu lfd. Nr. 12 

Es handelt sich um Ausgaben für Kosten 
in Versorgungsanigelegenheiten, die im Rech- 
nungsjahr 19^0 geleistet und ursprünglich 
auch zu Lasten dieses Rechnungsjahres ge- 
bucht worden waren. Da Unklarheiten über 
die Zuweisung von Haushaltsmitteln für das 
Rechnungsjahr 1950 bestanden, ist der Betrag 
später irrtümlich zu Lasten des Rechnungs- 
jahres 1951 umgebucht worden. 

Zu lfd. Nr. 13 

Eine im Rechnungsjahr 1950 nicht in voller 
Höhe verbrauchte Abschlagsauszahlung an die 
Post zur Zahlung von Renten für Kriegs- 
beschädigte, Über die am Schluß des Rech- 
nungsjahres 1950 noch nicht abgerechnet 
worden war, wurde im August 1951 von der 
Generalpostkasse zurückgezahlt; sie wurde 
durch Absetzung von den Ausgaben zugun- 
sten des Rechnungsjahres 1951 vereinnahmt. 
Der im Rechnungsjahr 1950 als Ausgabe ge- 
buchte, aber nicht abgerechnete Betrag mußte 
in Höhe der Rückzahlung der Generalpost- 
kasse im Recihnungsjahr 1950 von der Aus- 
gabe abgesetzt und auf das Rechnungsjahr 
1951 übertragen, d. h. in diesem Rechnungs- 
jahr als Ausgabe gebucht werden. Das ist 
unterblieben. 

Bei richtiger Buchung hätten die Ausgaben 
des Rechnungsjahres 1951 um den Betrag von 
5 128 649,50 DM höher und die Ausgaben 
des Rechnungsjahres 1950 um den gleichen 
Betrag niedriger nachgewiesen werden 
müssen. 

Zu lfd. Nr. 14 

Auszahlungen auf Unterhaltsbeihilfen sind 
irrtümlich im Rechnungsjahr 1950 statt 1951 
gebucht worden. Die gebuchten Beträge wur- 
den sodann im Rechnungsjahr 1951 bei Ka- 
pitel 4 Titel 37 in Ausgabe und bei Kapitel 4 
Titel 6 in Einnahme gebucht. Dieser Aus- 
gleich war nicht zulässig, da die Vorausset- 
zungen des § 67 Abs. 2 RHO nicht gegeben 
waren. 


Der Bundesrechnungshof erkennt das Vor- 
liegen eines unvorhergeseihenen und unabweis- 
baren Bedürfnisses für die Haushaltsüber- 
schreitungen in den Spalten 8 und 9 der 
Nachweisung (Nr. 35) an. Diese Ausgaben 
bedürfen noch der nachträglichen Geneh- 
migung des Deutschen Bundestages und des 
Bundesrates gemäß § 83 RHO. 
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D, Vorbehalte 

(§ 107 Abs. 4, § 108 Abs. 2 RHO) 

I. Vorbehalte aus Vorjahren 

37. A. Die allgemeinen Vorbehalte 

in den Bemerkungen zu den Haushaltsrech- 
nungen der Verwaltung des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes für die Rechnungsjahre 1947 
bis 1949 S. 16/17"*) und zu den Bundeshaus- 
haltsrechnungen für die Rechnungsjahre 1949 
und 1950 S. 34 können noch nicht aufgehoben 
werden, weil noch nicht in allen Fällen die 
Verhandlungen abgeschlossen und endgültige 
Entscheidungen getroffen worden sind. Auf 
Grund des allgemeinen Vorbehalts Nr. 2 zu 
den Bundeshaushaltsrechnungen 1949 und 
1950 ist die Bemerkung Nr, 17 aufgestellt 
worden. 

38. B. Einzelvorbehalte 

in den Bemerkungen des Bundesrecbnungs- 
hofs zu den Bundeshaushaltsrechnungen 1949 
und 1950 (S. 34 ff.). 

1. Folgende Vorbehalte werden aufgehoben, 
weil nach der inzwischen erfolgten weite- 
ren Prüfung und den beendeten Verhand- 
lungen kein Anlaß zu einer Bemerkung be- 
steht: 

Nr. 2 und 3 für das Rechnungsjahr 1949 
(Bemerkungen 1949/1950 S. 34), 

Nr. 1, 7, 11 und 13 für das Rechnungsjahr 
1950 (Bemerkungen 1949/1950 S. 35, 36). 

2. Folgende Vorbehalte werden aufrechter- 
halten, weil die Verhandlungen noch nicht 
abgeschlossen und endgültige Entscheidun- 
gen noch nicht getroffen werden konnten: 

Nr. 1 für das Rechnungsjahr 1949 (Bemer- 
kungen 1949/1950 S. 34), 

Nr. 2 bis 6, 8 bis 10, 12, 14 bis 27 (Bemer- 
kungen 1949/1950 'S. 35 bis 37). 

•) Anmerkung 

Drucksache Nr. 3341 Deutscher Bundestag 1. Wahlperiode 


11. Rechnungsjahr 1951 

39. Zu den in der Anlage 2 aufgeführten Haus- 
haltsstellen ibdhält sich der Bundesrechnungs- 
hof die Aufstellung von Bemerkungen vor, 
weil die Verhandlungen über die Ergebnisse 
der Prüfung der bei diesen Haushaltsstellen 
rechnungsmäßig nachgewiesenen Einnahmen 
und Ausgaben noch nicht abgeschlossen sind 
und der Bundesrechnungshof infolgedessen 
eine endgültige Entscheidung noch nicht hat 
treffen können. 

E. Prüfung von Unternehmen 
mit eigener Rechtspersönlichkeit 

40. Mit den Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofs zur Bundeshaushaltsrechnung ist nach 
§ 107 Abs. 2 RHO ein Bericht darüber zu 
verbinden, welche wesentlichen Anstände sich 
aus der Prüfung von Unternehmen mit eige- 
ner Rechtspersönlichkeit (Abschnitt IVa 
RHO) ergeben haben. Der Bericht vom 8. Ja- 
nuar 1954, der mit den Bemerkungen 1949/ 
1950 verbunden worden ist, ist nach dem 
Stande vom 31. Dezember 1953 auf gestellt 
worden. Der Schriftwechsel über die in der 
Zwischenzeit vorgenommenen Prüfungen, dem 
grundsätzliche Bedeutung zukommt, ist zum 
großen Teil noch nicht abgeschlossen. Es ist 
beabsichtigt, mit den Bemerkungen zu einer 
späteren Bundeshaushaltsrechnung einen aus- 
führlichen Bericht nach § 107 Abs. 2 RHO 
zu verbinden. 

Frankfurt (Main), den 21. Dezember 1954 

Bundesrechnungshof 

Mayer 
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Anlage 1 
(Zu Nr. 16) 


Zusammenstellung 

der in der Bundesthaushaltsrechnung 1951 bei der Reohnungsprüfung festgestellten Druckfehler 


In der Bundeshaushaltsrechnung 1951 sind — 
außer einer Anzahl bedeutungsloser Schreibfehler 
— folgende Druckfehler fest/gestellt worden. 


Seite Haushaltsstelle Spalte unrichtig richtig 

DM DM 


Vorbericht 




IV 

2 

Kap. E 11 Tit. 7 

(OH) 

Kap. E 1 1 Tit 7 


1 

E. PI. XII 

(OH) 

Epl. XII 

V 

2 

Kap. E 12 Tit. 9 

(OH) 

Kap. E 12 Tit. 9 


1—3 




Textzeile 5 

außerordentlichen 

ordentlichen 


1 

Kap. E 12 Tit. 1 

(OH) 

Kap. E 12 Tit. 1 


2 

Kap. 2 

(OH) 



Tit. 31 

Kap. 2 Tit. 31 

VI 

III. 




vorletzte Zeile 

deren 

dessen 

X 

die 18. Zahl in 
der Zahlenreihe 

1,70 Mio 

1,17 Mio 

XXVII 

10. Zeile 

Engelsheim 

Ingelheim 

XXX 

3 

Sonstiges 0,37 

Arbeitslosenhilfe 




0,32 




Sozialversicherung - 
Sonstiges 0,05 

XXXV 

10 




Zusammen 

7 637,9 

7 657,9 

XXXVI 

1 



11. Zeile 

XII, ao. 4 und E 14 

XII, ao. E 14 


13. Zeile 

XII, ao. 12 
und E 22 

XII, ao. E 22 


20. Zelle 

IX, ao. 1, 

IX, ao. 1, 



11 — 16 

11 — 17 


26. Zeile 

aus V ao. 1 a 

aus V ao. (1) 2 

Gesamtrechnung 



29 Epl. XXI 

8 

390 389 01,— 

390 389,01 

Summe 


39 Epl. XII 




Kap. E 25 

9 

15 505,— 

15 000,— 

60 Kap. X 

4 

87 510 371,93 

87 510 731,93 
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Seite 


Haushaksstelle 


Spalte 


unrichtig 

DM 


richtig 

DM 



(Gesamtrechnung) 




62 

Epl. I 

1 A. a 

— 139 149 060,69 

— 139 149 060,68 

74 

Kap. 2 Tlt. 25 

Epl. IVa 

4 u. 6 

53 217,60 

53 217,70 

147 

Kap. 2 Tit. 5 


100,— 



(Einnahmen) 

7 

100,— 

100,— 

208 \ 
210/ 

Epl. V 

Kopf 

Außerordentlidher 

Ordentlicher 

209 

Summe Kap. 2 

7 u. 9 

3 463,400 

3 463 400,— 

215 

Zu Tit. 2 

in Spalten 7/8 
(1. Vor spalte 
zu Spalte 12) 





Zeilen 10/11 

Epl. IX a.o.H. 

Epl. IX AoH 




Kap. 6 

Kap. 8 



Zeilen 39/40 

Epl. IX a.o.H. 

Epl. IX AoH 




Kap. 6 

Kap. 8 



Zeile 60 

Kap. 6 Tit. 1 

Kap. 8 Tit. 1 



Zeile 61 

6 Tit. 2 

8 Tit. 2 



Zelle 62 

6 Tit. 3 

8 Tit. 3 

218 

Zu Kap. 1 

in Spalten 3/4 

Titel 20 

Titel 21 


I. 

(1. Vorspalte 
zu Spalte 13) 

Exportinidu strie 

Exportindustrie 

222 

Kap. 1 Tit. 24 

3 

Beteiligung 

Beteiligung 




von 

an 


Epl. VI 




277 

Kap. 27 Tit. 6 

10 

27,90 

27,70 

293 


10 (Kopf) 

weniger 

mehr 



11 (Kopf) 

mehr 

weniger 

432 

Kap. E 35 Tit. 19 

Epl. VII 

4 

424 939,74 

424 999,74 

451 

Kap. 1 Tit. 9 

7, 9, 11 

300,— 

— 

464 

Kap. 1 Tit. 24 

4 

15 981,81 

15 981,82 

500 

Epl. VIII 

Kopf 1. Zeile 

IV. 

VII. 

511 

Vorwort 

Zeile 7 

Verwaltungs- 

Verwaltungs- und 




ausgaben 

allgemeinen Haus- 





haltsausgaben 

537 

Kap. 1 Tit. 25 

11 

1 159,60 

1 959,60 


Summe Tit. 11 — 30 

11 

265 444,18 

265 494,18 

545 


10 (Kopf) 

weniger 

mehr 



11 (Kopf) 

mehr 

weniger 

568 

Kap. 6 Tit. 4 

4 

11 212 769,67 

11 212 769,47 


Kap. 6 Tit. 15 

6 

312 797,07 

312 799,07 

573 

Kap. 6 Tit. 26 

13 

S. 1434 

S. 1437 

597 

Zu Kap. E 15 Tit. 1 

13 




Abs. 2 des Ver- 
merks (5. Zeile) 

4 000 

400 000,— 

- 


33 




Seite 

Haushaksstelle 

Spalte 

unrichtig 

richtig 




DM 

DM 


(Gesamtrechnung) 




600 

E 15 u. E 17 

Kopf 1. Zeile 

Außerordentlicher 

Ordentlicher 

649 

Kap. 5 Tit. (259) 





(bisher Tit. 100) 

9 

86 276,45 

86 278,45 

721 

Dazu Summe Tit. 1 — 10 

Epl. X 

9 

209 100,— 

209 200,— 

754 

Kap. 2 Tit. 3 

6 

24 324,31 

24 324,21 

756 

Kap. 2 Tit. 12 

6 

70 949,91 

70 949,01 

762 

Kap. 5 Tit. 17a 

6 

9 370 23 

9 370,23 

845 

Kap. 5 Tit. 35 

13 




Zu Tit. 35 

9 370,29 

9 370,23 



daselbst 

Zusammen 

15 370,29 

15 370,23 

855 

Kap. 6 Tit. 31 

13 


890 


letzter Absatz 

Minderausgabe 

Mehrausgabe 

Kap. 14 Tit. 11 

6 

999,40 

999,98 


Tit. 12 

6 

999,98 

999,40 

891 

Kap. 14 




S'umme Tit. 1 — 10 

7 u. 9 

48 300,— 

42 300,— 



11 

4 351,92 

9 351,92 

894 

Kap. 15 

Dazu Summe Tit. 11 — 30 

4 u. 6 

58 176,33 

58 176,95 

906 

Kap. (Eli) Tit. 21 

3 

hinter Bunkerkolhle 




fehlen die Worte 

und Heizöl 


Tit. (26) 

3 




(bisher Tit. 22) 

Zeile 2 

(E. PI. VI . . . 

Epl. X . . . 

964 

Epl. XI 

Summe Kap. 1 b 

5 

6 281 073,91 

6 281 973,91 

966 

Kap. 1 c Tit. 41 




(neu) 

Epl. XII 

7 

10 0000,— 

10 000 000,— 

1035 

Kap. 4 Tit. 37 

13 





Zu Tit. 37 





11. ZeUe 

781,57 

781,75 

1066 

Kap. 11 Tit. 31 

4 u. 6 

4 981,37 

4 981,97 

1088 

Kap. E 12 



Tit. (62) 

3 

Weser- 

Wesel- 

1091 

Kap. E 14 

13 





Zu Tit. 8 




Kap. E 14 

(Spalte 5) 

93,91 

95,91 


Tit. 23 

9 

1 750 331,— 

17 503,31 

1098 

Kap. E 25 




(neu) 


Ausstellungs- 

Ausstattungs- 


bei Tit. 2 u. 3 

Epl. XIV 

3 

gegenständen 

gegenständen 

1170 

Epl. XV 

letzte Zahl 

1 035 000,— 

1 036 000,— 

1215 

Kap. 2 Tit. 16 

11 

33 113,67 

23 113,67 


34 


Seite 


Haushaksstelle 


Spalte 


unrichtilg 

DM 


richtig 

DM 


(Gesamtrechnung) 


1218 

Kap. 2 Tit. 16 





(neu) 

6 

310,75 

318,75 

1220 

Kap. 2 Tit. 21 

Epl. XX 

4 

6 938,21 

6 938,11 

1260 

Dazu Summe Tit. 1 — 10 

Epl. XXII 

5 

1 125,— 

1 225,- 

1285 

Summe Kap. 1 

Epl. XXIV 

9 

650 000,— 

560 000,— 

1346 

Kap. 1 Tit. 36 

3 

Barzahlung 

Barzahlungen 

1348 

Kap. 2 Tit. 31 

4 

87 653 670,46 

87 643 670,46 

1353 

Summe der Ausgaben des or- 
dentlichen Haushalts 

10 


650 650 175,31 



11 

650 650 175,31 

— 


Epl. XXV 




1358 

Einnahmen 

A) im Bundesgebiet 

6 

— 12 591 505,31 

— 12 591 503,31 

1359 

Zu Kap. 1 — 4 

13 

(11/12) 

1951 

1950 



1952 

1951 

1362 

Kap. 2 Tit. 38 B 

2 

38 B 

38 B 




(neu) 


Epl. XXVI 




1393 

Kap. 4 

Summe Tit. 31 — 40 B 

7. u. 9 

3 224 745,— 

3 224 745 000,— 


Summe Tit. 11 — 30 

11 

3 318 140,32 

3 318 140,42 


Summe Kap. 4 

7. u. 9 

3 363 055,— 

3 363 055 000,— 

1402 

Tit. 38 

3 

Hauptversorgtungs- 

Landesversorgunigs- 




amt 

amt 


Anlage I 




1425 

Kap. (IVa/2) 

Tit. hinter 30 

5 

Dienststellen 

Dienststelle 


Zeile 5 

IVA 

IV 

1463 

Kap. VIII 

5 

(Tit. 287) 

5 

Umbau 

Neubau 

1464 

rechte Spalte 

Summe Spalte 1 2 




am Ende 

der Gesamtrech- 





nung 

(vgl. S. . . .) 

(vgl. S. 59) 




(vgl. S. . . .) 

(vgl. S. 59 u. 1463) 


Anlage II 




1466 

Kap. VIII, 6 

letzte Spalte 

22 299,85 

5 437,20 


(entsprechend ändern sich die Summen) 


Anlagen VI u. VII 




1517 

Anhang 4 

Anlagen VI u. VII 

9 

24 762 492,29 

24 762 292,29 

1536 

Nachweis der Darlehen . . . 

2 

1951 

1950 



Überschrift 




Anlage XII 




1593 

Übersicht 

Abs. 2 

576 590 000,— 

576 580 000,— 
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Anlage 2 
(Zu Nr. 39) 


Nachweisung 

der Haushaltsstellen der Bundeshaushaltsrechnung 1951, zu denen die Aufstellung von Bemerkungen 

Vorbehalten bleibt (§ 107 Abs. 4 RHO) 


a) Allgemeine Vorbehalte 

Der Bundesrechnungshof behält sich ciie Auf- 
stellung von Bemerkungen allgemein vor, 

1. wegen der Ausgaben, über die für einen län- 
geren Zeitraum als ein Rechnungsjahr durch 
Titelbücher oder über die noch durch beson- 
dere Bau- oder sonstige Rechnungen Rechnung 
zu legen ist, 

2. wegen der Haushaltsmittel, die außerhalb der 
Bundesverwaltung stehenden Stellen zur Erfül- 


lung bestimmter Zwecke zur Verfügung ge- 
stellt worden sind (§ 64 a RHO) und deren 
bestimmungsmäßige Verwendung der Bundes- 
rechnungshof noch zu prüfen hat, 

3. wegen der Einnahmen und Ausgaben, die in 
Büchern oder Rechnungen nachgewiesen wer- 
den, deren Prüfung nach § 93 RHO Verwal- 
tungsbehörden übertragen worden ist und die 
daher vom Bundes rechnungshof nur von Zeit 
zu Zeit angefordert werden. 


b) Einzelvorbehalte 


Lfd. 

Nr. 

Einzel- 

plan 

Ordentlicher 

— OH — 
oder Außer- 
ordentlicher 

— AoH — 
Haushalt 

1 

Einnahme 

1 - E - 

oder Ausgabe 

i 

Kapitel 

1 

Titel 

i 

Zweckbestimmung 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 


IV a 

OH 

A 

1 


Auswärtiges Amt 

Auswärtiges Amt 

1 





11 bis 31 

Sächliche Verwaltungs- und 
allgemeine Haushaltsausgaben 







Vertretungen des Bundes im 
Ausland 

2 





1 1 bis 26, 
hinter 30 
aplm. 

S ä ch lieh e Ve r wa 1 1 u n gs^a usg abe n 

3 




E 11 

sämtliche 

Auswärtiges Amt 

4 

1 

1 

j 



E12 

sämtliche 

Vertretungen des Bundes im 
Ausland 


' 

V 

1 

1 

i 

i 



j 

Bundesministerium für den Mar- 
shall-Plan 


i 

OH ! 

A 

1 


Bundesministerium für den Mar- 
shall-Plan 

5 




t 

32 

1 

1 

Kosten der Veröffentlichungs- 
verpflichtungen aus dem ERP- 
Vertrag 

6 


AoH 

j 

E 

1 

1 

sämtliche ^ 

I 

Bundesministerium für den Mar- 
shall-Plan 
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Ordentlidier 
— OH — 

Einnahme 




Lfd. 

Nr. 

Einzel- 

plan 

oder Außer- 
ordentlidier 

— E — 
oder Ausgabe 

Kapitel 

Titel 

Zwedtbestimmung 



— AoH — 

— A — 






Haushalt 





1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

7 



A 

1 

sämtliche 

Bundesministerium für den Mar- 
shali“Plan 

* 

VI 





Bundesministerium des Innern 

8 


OH 

E 

14 

sämtliche 

Institut für Raumforschung 




A 

8 


Statistisches Bundesamt einschl. 
Außenstellen Düsseldorf und 
Hamburg, Zweigstelle Berlin und 
Verbindungsstelle Bonn 

9 





35 

Herstellung und Vertrieb von 
V eröf f entliciiungen 

10 




14 

sämtliche 

Institut für Raumforschung 





17 


Amt für Landeskunde (Bundes- 
anstalt für Landeskunde) 

11 





hinter 31 

Zuschüsse des Bundes zu den 






aplm. 

nicht durch eigene Einnahmen 
gedeckten Ausgaben des Amtes 







für Landeskunde 





E27 


Amt für Landeskunde (Bundes- 
anstalt für Landeskunde) 

12 





hinter 3 

Zuschüsse des Bundes zu den 






aplm. 

Kosten der Sitzverlegung des 





• 


Amtes für Landeskunde von 





! 


Landshut nach Remagen und 
zur Beschaffung einer Druck- 







maschine 


VII 





Bundesministerium der Justiz 

13 


OH 

E 

1 

' sämtliche 

1 

Bundesministerium der Justiz 

14 



A 

1 

sämtliche 
aoißer 18 

Bundesministerium der Justiz 


vin 

OH 

A 

1 


Bundesministerium der Finanzen 

Bundesministerium der Finanzen 

15 





11 bis 35 

Sächliche Verwaltungsausiga’ben 
und allgemeine Haushaltsaus- 







gaben 


X 





Bundesministerium für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten 

16 


OH 

E 

1 

sämtliche 

Bundesministerium für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten 

17 




9 

sämtliche 

Bundesanstalt für Fischerei in 
Hamburg 
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Ordentlidier 
— OH — 

Einnahme 




Lfd. 

Nr. 

Einzel- 

plan 

oder Außer- 
ordentlicher 

— E — 
oder Ausgabe 

Kapitel 

Titel 

Zweckbestimmung 



— AoH — 

~ A — 






Haushalt 





1 

2 ! 

3 

4 

5 ■ 

6 

7 

18 



A 

1 

11 bis 66 

Bundesmiaisterium für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten 

19 




9 

11 bis 34 

Bumdesanstalt für Fischerei in 
Hamburg 

20 




Eli 

sämtliche 

Bundesministerium für Ernäh- 
rung, Landwirtsdiaft und Forsten 

21 




E19 

sämtliche 

Bundesanstalt für Fischerei in 
Hamburg 


XI 

OH 

A 

1 a 

1 

1 

Bundesministerium für Arbeit 
Arbeitslosenhilfe 

22 





31 

Arbeitslosenfürsorgeuinterstüt- 







zung 

23 





31 B 

Arbeitslosenfürsorgeunterstüt- 






(neu) 

zung im Lande Berlin 

24 





35 B 

Pausdialabgeltung der persön- 






(neu) 

liehen und sächlichen Verwal- 
tungsausgaben für die Durch- 
führung der Arbeitslosenfür- 







sorge im Lande Berlin 


XXII 





Finanzielle Hilfe für Berlin 

25 


AoH 

A 

1 

• (1) 
(bisher 3) 

Zur Förderung des Absatzes der 
West-Berliner Wirtschaft in den 






Dollarraum 


XXIII 

OH 

E 

6 


Allgemeine Finanzverwaltung 
Interessenquote der Länder 

26 





6 

Kriegsopferversorgung eins chl. 
V erwaltungsk osten 




A 

3 


Bewilligungen besonderer Art 

27 


1 


1 

2 

Sonderbeihilfen für Umzüge 

28 





4 

Darlehen an Verwaltungsange- 
hörige zur Beschaffung von 
Hausrat in besonderen Fällen 


XXVI 





Soziale Kriegsfolgelasten 

29 


OH 

E 

4 

sämtliche 

Kriegsopfierversorgung 




A 

1 


Kriegsfolgenhilfe 

30 





31 

Kosten der individuellen Für- 
sorge 

31 




4 

.sämtliche 

Kriegsopferversorgung 


38 
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L Einleitung 

41. Den Bemerkungen des Bundesrechnungshofs 
für das Rechnungsjahr 1951 füge ich gemäß 
§ 107 Abs. 6 RHO diese Denkschrift bei. Um 
Bundestag und Bundesrat möglichst frühzeitig 
zu unterrichten, beziehe ich die hauptsäch- 
lichen Prüfungsergebnisse für das Rechnungs- 
jahr 1952, soweit sie berichtsreif sind, in meine 
Darlegungen ein. Wo es zweckmäßig erschien, 
habe ich die Darlegungen bis in die neueste 
Zeit erstreckt. 

Wie schon die Vorlage der Denkschrift 
1949/50, so hat sich auch die Vorlage dieser 
Denkschrift verzögert, und zwar aus den glei- 
chen Gründen: Die Haushaltsgesetze waren 
verspätet verabschiedet worden. Dadurch ver- 
zögerten sich die Rechnungslegung und die 
Vorprüfung. Die Bundeshaushaltsrechnung für 
das Rechnungsjahr 1951 ist dem Bundesrech- 
nungshof erst im März 1954 zugegangen; die 
für das Rechnungsjahr 1952 Hegt ihm noch 
nicht vor. Die Verzögerung der Rechnungs- 
prüfung war die unvermeidliche Folge. Hem- 
mend wirkten sich zum Teil auch im Berichts- 
zeitraum die Mängel wieder aus, über die ich 
schon in der Denkschrift 1949/50 berichtet 
habe: Die Vorprüfungsstellen, namentlich in 
den Ländern, waren vielfach zu schwach und 
nicht immer mit den geeigneten Kräften be- 
setzt. Auch haben manche Verwaltungen, vor 
allem die der Lander, die Prüfungsmitteilun- 
gen des Bundesrechnungshofs häufig nicht 
sorgfältig und nicht schnell genug beantwortet. 

Ich habe mich Im allgemeinen darauf be- 
schränkt, solche Prüfungsergebnisse in der 
Denkschrift zu behandeln, die von grundsätz- 
licher oder sonst erheblicher Bedeutung sind 
oder bei denen mir wegen der besonderen 
wirtschaftlichen oder finanziellen Bedeutung 
des Prüfungsstoffs eine Mitteilung angebracht 
schien. 


IL Vorbemerkungen 

Neugestaltung des Bundeshaushaltsplans 

42. In der Denkschrift 1949/1950 S. 59 habe Ich 
eine Übersicht über die ersten Maßnahmen zur 
förmlichen Neugestaltung ides Bundeshaushalts- 
plans gegeben, wie sie vom Rechnungsjahr 
1953 an durchgeführt sind. Bei dieser Neuglie- 
derung handelte es sich in erster Linie darum, 
den Bundeshaushaltsplan den seit Jahren 
zweckmäßiger geordneten Haushaltsplänen der 


Länder anzupassen. Die Änderungen - waren 
im wesentlichen nur formaler Natur. 

43. Inzwisdien sind in Zusammenarbeit des Bun- 
desministers der Finanzen und des Bundes- 
rechnungshofs die Arbeiten zu einer grund- 
sätzlichen Reform des Bundeshaushaltsplans 
aufgenommen worden. In einem „Sofortpro- 
gramm“ soll zunächst eine Neugliederung des 
Bundeshaushaltsplans verwirklidit werden, die 
den finanz- und volkswirtschaftlichen Er- 
kenntnissen und Forderungen der Gegenwart 
Rechnung trägt. Die Neugestaltung wird an 
den verschiedenen Stellen eine Änderung der 
seit 1923 in Kraft befindlichen Reichshaus- 
haltsordnung und der zu Ihrer Durchführung 
erlassenen Verwaltungsvorschriften erforder- 
lich machen. 

44. Die hohen Steuerlasten führen fortgesetzt zur 
Kritik an den Staatsausgaben. Will man die 
Ausgaben kritisieren, muß man die Aufgaben 
kennen. Die sich hierbei ergebenden Fragen, 
ob die einzelne Aufgabe überhaupt erfüllt 
werden muß, ob ihre Erfüllung nicht besser 
einer anderen Stelle zu überlassen ist, in wel- 
chem Umfang sie zu erfüllen ist und welchen 
Mindestaufwand sie erfordert, lassen sich nur 
beantworten, wenn der Haushaltsplan die Auf- 
gabe und die für sie vorgesehenen Ausgaben 
nach Art und Höhe zeigt. Der hiernach nahe- 
liegende Gedanke, von dem bisher üblichen 
„institutioneilen“ Haushaltsplan, der nach 
Verwaltungszweigen gegliedert Ist, zu einem 
nach Aufgaben und Aufgabengruppen geglie- 
derten „funktionellen“ Fiaushaltsplan überzu- 
gehen, ist zur Zeit nicht zu verwirklichen. Vor 
allem sieht man die Ressortverantwortlichkeit 
dabei gefährdet und die praktische Brauchbar- 
keit Im Vollzug nicht hinreichend gesichert. 
Gleichviel wie die hier berührten Fragen 
schließlich zu beantworten sein mögen, halte 
Ich soviel für sicher, daß der Übergang zu 
einem funktionellen Haushaltsplan nidit im 
Rahmen eines Sofortprogramms verwirklicht 
werden kann. Um auch lin einem solchen engeren 
Rahmen, also unter Beibehaltung des institu- 
tionellen Gliederungssystems, bestimmte Auf- 
gaben mit ihrem Aufwand ersichtlich machen 
zu können, ist daran gedacht, in dem künfti- 
gen Haushaltsplan neben „Behördenpränen“ 
und „Behördenkapiteln“ besondere „Sach- 
pläne“ und „Sachkapitel“ vorzusehen. Das be- 
deutet, daß die Einnahmen und Ausgaben für 
gewisse Aufgaben oder Aufgabengruppen ent- 
weder für den gesamten Haushalt — in einem 
Sachplan — oder innerhalb des Einzelplans 
eines Verwaltungszweigs — in einem Sach- 
kapitel — auszubringen wären. 
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45. Um den Haushaltsplan aufzuhellen, werden 
seit längerer Zeit Übersichten und Quer- 
schnitte hergestellt, die tiefere Einblicke ver- 
mitteln sollen. Aber diese Darstellungen kön- 
nen naturgemäß nur zeigen, was im Haus- 
haltsplan an Einnahmen und Ausgaben er- 
sichtlich gemacht ist. Was sich hinter schlecht 
gewählten oder zu allgemein gefaßten Zweck- 
bestimmungen verbirgt, bleibt auch ihnen ver- 
schlossen. Im Haushaltsplan des Bundes — 
auch in denen der Länder — sind die Einnah- 
men und Ausgaben nach überkommenen 
staatswirtschaftlichen Gesichtspunkten zusam- 
mengefaßt, die heute keinen rechten Sinn 
mehr haben. So ist z. B. die Scheidung der 
Ausgaben in ordentliche und außerordentliche, 
der ordentlichen wiederum in fortdauernde 
und einmalige in ihrem Wert zweifelhaft ge- 
worden, da die Zuordnung einer Ausgabe zu 
der einen oder der anderen Gruppe oft mehr 
vom Zufall als von sachlichen Gegebenheiten 
abhängt. Der Staat als Mitträger und Mitge- 
stalter der Volkswirtschaft muß seine finanz- 
wirtschaftliche Planung heute auch nach volks- 
wirtschaftlichen Gesiditspunkten ausrichten. 
Eine Reform des Haushaltsplans verlangt des- 
halb auch Innerhalb der Kapitel eine völlig 
neue Gruppierung der Einnahmen und Aus- 
gaben. 

46. Seit Jahren hat sich die Erkenntnis durchge- 
setzt, daß nicht Ausgabe gleich Ausgabe ist, 
sondern daß es ein Unterschied ist, ob eine 
Ausgabe zum unmittelbaren Verbrauch führt 
oder ob sie sich in Vermögen umwandelt und 
damit über das Rechnungsjahr hinaus Wir- 
kung hat, eine Wirkung, die teils positiv 
(Schaffung eines Vermögenswertes), teils nega- 
tiv ist, weil die Gewinnung eines neuen Ver- 
mögenswertes vielfach zu einer Vorbelastung 
künftiger Haushalte führt. Die Artikel 110 
und 114 des Grundgesetzes rücken deshalb 
heute auch das Vermögen und die Schulden 
des Bundes mehr als bisher in das Blickfeld 
des Parlaments und der Öffentlichkeit. Die 
nach Artikel 110 dem Haushaltsplan beizu- 
fügende Nachweisung über üas Vermögen und 
die Schulden Ist eine übersichtliche Darstellung 
des Bestandes, die einer gewissen Tiefengliede- 
rung nicht entbehren darf. Demgegenüber soll 
die nach Artikel 114 zu führende Vermögens- 
rechnung insbesondere zeigen, wie sich das 
Vermögen und die Schulden im Laufe des 
Rechnungsjahres verändert haben und welcher 
Art diese Veränderungen sind. Eine solche 
Vermögensrechnung muß beim Haushaltsplan 
beginnen. Eine klare Scheidung der Einnah- 
men und Ausgaben in solche, die auf das Ver- 


mögen und die Schulden einen Einfluß haben 
(vermögenswirksame Einnahmen und Aus- 
gaben oder Kapitaleinnahmen und Kapital- 
ausgaben) und in solche der laufenden Ver- 
waltung oder Verbrauchswirtschaft, durch die 
Vermögen und Schulden nicht berührt wer- 
den (vermögensunwirksame Einnahmen und 
Ausgaben), vereinfacht nicht nur das Rech- 
nungswerk, sondern ist auch aus haushalts- 
wirtschaftlichen Gründen geboten. 

47. Mit einer klaren systematischen Durchgliede- 
rung des Haushaltsplans muß eine Verein- 
fachung ides Rechnungswesens Hand in Hand 
gehen. Die gesamte Rechnungslegung muß 
gegenwartsnäher gestaltet werden. Nur so ist 
es möglich, aus den Ergebnissen und Erfah- 
rungen des abgelaufenen Rechnungsjahres 
nützliche Erkenntnisse für die Planung des 
kommenden zu gewinnen. Die Haushaltsrech- 
nung ist die notwendige Ergänzung zum 
Haushaltsplan. Eine Beschleunigung der Rech- 
nungslegung schafft erst die Voraussetzung 
für einen fristgerechten Abschluß der Rech- 
nungsprüfungsarbeiten. 

Die kommende Haushaltsreform, wie ich 
sie mir vor stelle, wird diesen Gedanken Rech- 
nung tragen. 

Beteiligung der gesetzgebenden Körperschaften 
bei der Veräußerung von Bundesvermögen; 
hier: zur Auslegung des § 47 Abs. 1 RHO 

48. Der Bund hat der Aktiengesellschaft für Berg- 
und Hüttenbetriebe, deren alleiniger Aktionär 
der Bund (das Reich) ist, sowie der Reichswerke 
Aktiengesellschaft für Erzbergbau und Eisen- 
hütten, ideren Aktien überwiegend der er- 
wähnten Aktiengesellschaft für Berg- und 
Hüttenbetriebe gehören, für iden Wiederauf- 
bau der zerstörten Anlagen, für Bausicherungs- 
maßnahmen usw. aus Haushaltsmitteln Dar- 
lehen von insgesamt 14,36 Mio DM gewährt 
(jeweils aus Einzelplan XXIII Kapitel 11 Titels 
des außerordentlichen Haushalts, und zwar im 
Rechnungsjahr 1950 5,5 Mio DM, im Rech- 
nungsjahr 1951 6,36 Mio DM und 2,5 Mio DM 
— Nachtragshaushalt — ). 

49. Der Bundesminister der Finanzen hat dem 
Bundesrechnungshof später mitgeteilt, es sei 
beabsichtigt, die Darlehen bei Kapitalerhöhun- 
gen ider Gesellschaften als Sacheinlagen einzu- 
bringen, um die durch Maßnahmen der De- 
montage und der Demilitarisierung stark ge- 
troffenen Gesellschaften, deren finanzielle 
Lage im Hinblick auf den Wiederaufbau des 
Stahl- und Walzwerks außerordentlich ange- 
spannt sei, mit den erforderlichen eigenen Mit- 
teln zu versehen (vgl. die Erräuterungen zum 
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Einzelplan XXIII Kapitel 1 1 Titel 14 des außer- 
ordentlidien Haushalts für das Rechnungsjahr 
1952). Bundeshaushaltsmittel würden hierfür 
nicht benötigt; es ergebe sich die Frage, ob für 
die Einbringung der Darlehen eine Ermächti- 
gung durch den Gesetzgeber notwendig sei. 
Der Bundesrechnungshof hat hierzu wie folgt 
Stellung genommen; 

50. Für Sacheinlagen des Bundes bei Kapitalerhö- 
hungen gelten neben den Bestimmungen des 
§ 60 Abs. 4 RWB, wonach die Änderung „des 
Stammanteils des Bundes“ der vorherigen Zu- 
stimmung des Bundesministers der Finanzen 
bedarf, die Vorschriften des § 47 RHO. Ge- 
genstände, die im Eigentum des Bundes stehen, 
dürfen nach § 47 Abs. 1 Satz 1 nur gegen 
einen dem vollen Werte entsprechenden Preis 
veräußert werden. Veräußerung im Sinne die- 
ser Vorschrift ist der Verkauf, wie die Be- 
zeichnung 'der Gegenleistung als Preis erken- 
nen läßt. Der Tausch von Gegenständen ist 
ln § 47 Abs. 6 besonders geregelt. Ausnahmen 
von dem Grundsatz des § 47 Abs. 1 Satz 1 
darf der Bundesminister der Finanzen zulas- 
sen, wenn es im dringenden Bundesinteresse 
geboten Ist und der Wert der Gegenstände 
den Betrag von insgesamt 5000 DM nicht 
übersteigt (§ 47 Abs. 1 Satz 2). Weitergehende 
Abweichungen bedürfen der Genehmigung 
durch den Haushaltsplan (^47 Abs. 1 Satz 3). 
Derartige Abweichungen können sich daraus 
ergeben, daß eine Sache zu einem Preis, der 
unter ihrem Werte liegt, verkauft oder daß 
sie unentgeltlich abgegeben werden soll oder 
daß sie zwar gegen ihren vollen Wert ver- 
äußert werden soll, aber In anderer Form als 
durch Kauf oder Tausch. Eine abweichende 
Art 'der Veräußerung Ist nach Auffassunig des 
Bundesrechnungshofs die Embrlngung von 
Sacheinlagen (z. B. Maschinen) bei der Grün- 
dung von Gesellschaften und bei Kapital- 
erhöhungen (vgl. 20, 150 des Aktien- 
gesetzes). Eine genehmigungspflichtige Sach- 
einlage stellt auch die Einbringung von For- 
derungen des Bundes gegen eine Aktiengesell- 
schaft bei der Kapitalerhöhung dieser Gesell- 
schaft dar. Der Bundesrechnungshof hat des- 
halb den Standpunkt vertreten, daß zur Ein- 
bringung ider Darlehen in die genannten Ge- 
sellschaften die Genehmigung durch den Haus- 
haltsplan erforderlich sei, und zwar In der 
Form eines Vermerks in der Zwechbestim- 
mungsspalte; eine Ermächtigung durch das 
Haushaltsgesetz hat er ebenfalls für zulässig 
gehalten. 

51. Der Bundesminister der Finanzen hat sich der 
Auffassung des Bundesrechnungshofs ange- 


schlossen. Dementsprechend ist in den außer- 
ordentlichen Haushalt des Bundeshaushalts- 
plans für das Rechnungsjahr 1952 — Einzel- 
lan XXIII Kapitel 11 Titel 14 — ohne Aus- 
rlngung eines Betrages -die Zweckbestimmung 
„Erhöhung der Beteiligung des Bundes an der 
Aktiengesellschaft für Berg- und Hütten- 
betriebe, Watenstedt-Salzgitter“ aufgenommen 
worden. 

Zuwendungen des Bundes an außerhalb der 
Bundesverwaltung stehende Stellen gemäß 
§ 64 a RHO 

Vorschläge für eine planmäßigere Bewirt- 
schaftung der Zuwendungsmittel, vor allem 
durch Schaffung einer zentralen Melde- und 
Auskunftsstelle 

52. Der moderne Verwaltungsstaat geht, da er 
sein staatsunmittelbares Verwaltungssystem 
nicht weiter ausbauen kann oder will, immer 
mehr dazu über, Aufgaben durch Organisa- 
tionsgebilde erfüllen zu lassen, die außerhalb 
seines Behördensystems stehen. So mußten 
auch die Mittel des Bundes für Zuwendungen 
(Darlehen, Zuschüsse, Beihilfen und andere 
Zuweisungen) an außerhalb der Bundesverwal- 
tung stehende Stellen in den letzten Jahren 
nach Zahl und Höhe der Ansätze laufend er- 
heblich verstärkt werden. Auch für diese Mit- 
tel gilt das Gebot des § 26 Abs. 1 RHO, daß 
die Haushaltsmittel wirtschaftlich und spar- 
sam zu verwalten sind. Aber gerade bei ihnen 
begegnet das besonderen Schwierigkeiten, weil 
die Antragsteller so zahlreich und die Zweck- 
bestimmungen so vielfältig sind. 

53. Bereits vor 1933 hat der Rechnungsunteraus- 
schuß des Reichstages den Mangel der plan- 
mäßigen Bewirtschaftung 'dieser Mittel kritisch 
erörtert. Der Ausschuß wies darauf hin, daß 
es nicht gelungen sei, die mehrfachen Bewilli- 
gungen aus den verschiedensten Titeln für 
einen und denselben oder zumindest für einen 
verwandten Zweck ganz zu vermelden oder 
doch wenigstens sichtbar zu machen und so zu- 
sammenzufassen, daß bei der Bewilligung ein 
wirklich wirtschaftliches Verfahren möglich 
sei. In manchen Fällen seien die Reichsmittel 
im wesentlichen gar nicht mehr für irgend- 
welche Sachausgaben, sondern für Personal- 
und Verwaltungsausgaben verwendet worden; 
die Ministerien ließen sich allzu leicht mit all- 
gemeinen Angaben über die Verausgabung 
von RelchxSmItteln zufriedenstellen und küm- 
merten sich nicht ausreichend um die Verwen- 
dung der von ihnen hergegebenen Mittel. Es 
fehle die Zusammenarbeit der bewilligeinden 
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Stellen; in einzelnen Fällen wisse die eine Be- 
hörde nicht, was die andere tue. 

54. Diese Feststellungen treffen ohne Einschrän- 
kung auch auf den Bundeshaushalt zu. So flie- 
ßen im Rechnungsjahr 1954 z. B. Bunidesmittel 
für Zwecke ider wissenschaftlichen Forschtuig 
noch aus mehr als 75 Haushaltsstellen, obwohl 
bereits auf Empfehlung des Bundesrechnungs- 
hofs die Zuschüsse des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten für 
mehrere wissenschaftliche Institute und Aus- 
stellungen im Einzelplan 'des Bundesministers 
für Wirtschaft oder des Bundesministers des 
Innern mit veranschlagt worden sind. Aus 
dieser Praxis ergeben sich Überschneidungen, 
die den zweckmäßigen Einsatz der Mittel in 
Frage stellen. 

Obgleich nach § 18 RHO und der damit 
korrespondiereniden Vorschrift des § 43 RHO 
Mittel grundsätzlich nicht an verschiedenen 
Stellen des Haushaltsplans veranschlagt und 
verausgabt werden dürfen, hat der Bundes- 
rechnungshof bis in die neueste Zeit hinein 
immer wieder festgestellt, daß Mittel für den- 
selben Zweck nicht nur aus verschiedenen Ein- 
zelplänen, sondern sogar aus verschiedenen 
Ansätzen desselben Einzelplans bewilligt wor- 
den sind. 

55. Häufig werden mehrfache Bewilligungen für 
denselben Zweck durch die nicht eindeutige 
Fassung der Zweckbestimmungen verursacht. 
Daher müssen die Zweckbestimmungen klarer 
gefaßt und schärfer abgegrenzt werden. Zu- 
sätzliche Erläuterungen mit Anführung der 
sonstigen Finanzierungsquellen und gegen- 
seitige Verweisungen sind notwendig. 

56. Nach den Bundesrichtlinien 1953 zu § 64 a 
RHO hat die Verwaltung, die über einen An- 
trag auf Gewährung einer Zuwendung ent- 
scheidet, zu prüfen, ob und in welcher Höhe 
andere Stellen zu dem Vorhaben beitragen 
werden. Bei dem derzeitigen Stand der Dinge 
kann Unterlage dieser Prüfung nur die Erklä- 
ruhg der Antragsteller auf die Frage sein, ob 
sie Mittel für denselben Zweck bei anderen 
Stellen beantragt haben oder beantragen wol- 
len oder ob ihnen von anderer Seite bereits 
Mittel bewilligt oder in Aussicht gestellt sind. 
Diese Erklärungen stellen sich häufig als un- 
vollständig oder unrichtig heraus. Oft mag 
das auf mangelnder Sorgfalt beruhen. Manch- 
mal ist jedodi die Vermutung nicht von der 
Hand zu weisen, daß Antragsteller von vorn- 
herein beabsichtigen, Zuschußmittel von einer 
Reihe von Behörden zu erlangen, ohne die 


eine Behörde über die Bemühungen bei den 
anderen zu unterrichten. Sie nutzen den Um- 
stand aus, daß Mittel für denselben Zweck an 
verschiedenen Stellen veranschlagt sind oder 
daß eine Zweckbestimmung unscharf gefaßt 
ist. Mitunter ist auch zu beobachten, daß 
Spitzenverbände Teilbeträge der ihnen be- 
willigten Zuschüsse an angeschlossene Organi- 
sationen weiterleiten, die ihrerseits schon un- 
mittelbar Zuschüsse für denselben Zweck er- 
halten haben. Daher Ist auch heute die Fest- 
stellung 'berechtigt, daß „besonders hartnäckige 
Geldsucher, die die einzelnen Titel des Haus- 
haltsplans genau kennen, leider noch zu viel 
Erfolg haben“ (so 1930 der Rechnungsunter- 
ausschuß des Reichstages). 

57. Diesem Mißstand kann schon dadurch ge- 
steuert werden, daß die Antragsteller Im An- 
tragsformular nach etwaigen weiteren Anträgen 
besonders eindringlich befragt und auf die Fol- 
gen unvollständiger oder unrichtiger Angaben 
in zivilrechtlicher und gegebenenfalls straf- 
rechtlicher Hinsicht nachdrücklich aufmerksam 
gemacht werden. 

58. Darüber hinaus halte ich zunächst im Bereich 
der Bundesverwaltung die Einrichtung einer 
zentralen Auskunfts- und Meldestelle für er- 
wägenswert, die Mitteilungen der Ressorts 
über Zuschußanträge und über Bewilligungien 
von Zuschüssen sammelt und anfragende Stel- 
len über derartige Anträge und Bewilligungen 
unterrichtet. Eine solche Stelle war bereits 
vor 1933 auf Grund einer Forderung des 
Reichstages geschaffen worden. 

Die Auskunfts- und Meldestelle wäre zweck- 
mäßigerweise beim Bundesminister der Finan- 
zen zu errichten; die eben erwähnte Melde- 
stelle für die Reichsverwaltung bestand beim 
Reichsminister der Finanzen. Wenn eine solche 
Regelung jedoch Bedenken begegnen sollte, so 
könnte auch erwogen werden, die Meldestelle 
bei dem Ressort zu errichten, das die meisten 
Zuwendungen bewilligt (z. Z. der Bundes- 
minister des Innern), Es ließe sich aber auch 
die Angliederung an das Ministerium für 
Angelegenheiten des Bundesrates rechtfertigen, 
wenn erwartet werden kann, daß die Länder 
ebenfalls von der Auskunftsstelle Gebrauch 
machen. Daß die Länder neben dem Bund für 
dieselbe Maßnahme Mittel gegeben haben, ist 
häufig festgestellt worden. In einem Falle wa- 
ren es neben dem Lastenausgleichsfonds acht 
verschiedene Bundes- und Länderbehörden, 
die Zuschüsse bewilligt hatten. 

Wenn das Meldeverfahren einfach und 
zweckmäßig gestaltet wird, ist nicht zu be- 
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fürditen, <daß di« Sdiaffxmg einer solchen 
Meldestelle (Kartei) nennenswerten Verwal- 
tungsaufwand verursacht. 

Verwendung von Zuwendungsmitteln zur 
Deckung des Verwaltungs-( Personal-) Aufwan- 
des der Zuwendungsempfänger 

59. Zuwendungen, -die der Bund zur Durchfüh- 
rung oder Förderung von Maßnahmen, die in 
seinem oder überwiegend in seinem Interesse 
liegen, an außerhalb der Bundesverwaltung 
stehende Stellen gibt, sollen in erster Linie der 
Deckung des SaAaufwandes dienen (vgl. die 
Zweckbestimmungen und die Erläuterungen 
im Haushaltsplan). Die Durchführung der 
Aufgaben erfordert aber bei den betreffenden 
Stellen in der Regel auch einen gewissen Per- 
sonalaufwand. In den Fällen, in denen die Zu- 
wendungsempfänger mit Hilfe der Zuwen- 
dungen einen Verwakungsapparat als blei- 
bende Einrichtung aufbauen, werden zwangs- 
läufig beachtliche Mittel dem eigentlichen 
Sachzweck laufend entzogen. In manchen Fäl- 
len gestehen die Zuwendungsempfänger ihren 
Bediensteten höhere Vergütungen zu, als sie 
Bundesbediensteten bei vergleichbarer Tätig- 
keit gezahlt werden. Nach Nr. 13 Abs. 2 
Buchst, d der (Bundesrichtlinien 1953 zu § 64 a 
RHO hat die 'bewUligende Stelle nach Lage 
des einzelnen Falles durch besondere Bewilli- 
gungsbedingungen zu regeln, in welchem Um- 
fang persönliche Vergütungen aus der Zuwen- 
dung bestritten werden dürfen und inwieweit 
sich (die Verwaltung ein Mitwirkungsrecht bei 
der Festsetzung derartiger Vergütungen vor- 
behält. Die Bundesressorts sollten von diesem 
Mitwirkungsrecht ausgiebiger Gebrauch ma- 
chen und darauf achten, daß die Höhe des 
Personalaufwands ersichtlich gemacht wird 
und in einem angemessenen Verhältnis zu dem 
Gesamtaufwand der bezuschußten Einrichtung 
oder Maßnahme steht; sie sollten ferner dar- 
auf hinwirken, daß <die aus den Zuwendungen 
gezahlten persönlichen Vergütungen nach den 
für die Bundesverwaltung geltenden Vergü- 
tungsgrundsätzen vertretbar sind. 

Die zentrale Besoldungskasse (Besoldungsstelle) 
bei der Bundeshauptkasse in Bonn 

60. Seit dem 1. April 1953 besteht bei der Bundes- 
bauptkasse eine Besoldungsstelle. Sie sollte für 
alle Bundesministerien und Bundesbehörden 
in Bonn (außer Bahn und Post) die Gehälter, 
Löhne und Versorgungsbezüge zentral berech- 
nen und zahlen. Sie 'bearbeitet z. Z. jedoch nur 
die Bezüge der Versorgungsempfänger der 


Bundesministerien sowie die Bezüge der Be- 
amten und Angestellten folgender Ressorts: 

Bundesminister der Finanzen, 
Bundesminister der Justiz, 

Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen, 
Bundesminister für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit, 

Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge 
und Kriegsgeschädigte, 
Bundesminister für Familienfragen, 
Bundesminister für besondere Aufgaben 
und 

Auswärtiges Amt (Inlandsbedienstete). 

Die übrigen Ressorts haben es bisher abge- 
lehnt, sich der Besoldungsstelle anzuschließen. 

61. Zentrale Besoldungskassen (auch Besoldungs- 
Stellen der Kassen oder kurz Besoldungsstellen 
genannt) sind keine neuen, unerprobten Ein- 
richtungen. Große Städte, aber auch Länder 
und Reichsverwaltungen, z. B. Justiz, Finanz, 
Post, schufen sie sich seit etwa 1935* um die 
Zahlung von Gehältern und Löhnen zu ver- 
einfachen. Auch der Reichshauptkasse wurde 
eine Besoldungsstelle angeschlossen, die die Ge- 
hälter der Beamten und Angestellten nahezu 
aller Reichsministerien zahlbar zu machen und 
nachzuweisen hatte. Diese Besoldungsstellen 
haben sich bewährt und bestehen, soweit sie 
nicht infolge der politischen Veränderungen 
seit 1945 weggefallen sind, noch heute. Die 
Bundespost z. B. unterhält für die einzelnen 
Oberpostdirektionsbezirke Besöldungskassen, 
von denen Geh*älter, Löhne und Versbrgungs- 
bezüge an bis zu 50 000 Empfänger gezahlt 
werden. 

In den Nachkriegsjahren haben die Länder 
Schleswig-Holstein, Nordrhein- Westfalen, 

Rheinland-Pfalz, Hessen und Niedersachsen 
ebenfalls die Berechnung und die Zahlung der 
Gehälter und Löhne für alle oder für einen 
Teil der Bediensteten (immer aber einschl. der 
Bediensteten der Länderministerien) mit 
gutem Erfolg bei einer Stelle zusammengefaßt. 

Zentrale Besoldungsstellen sind auch geplant 
für die Wasserstraßenverwaltung und für die 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung. 

62. Bei zentralen Besoldungsstellen können tech- 
nische Hilfsmittel (Buchungsautomaten, Adres- 
siermaschinen usw.) verwendet werden, deren 
Einsatz bei kleineren Kassen nicht lohnend 
wäre. Infolgedessen können Verrichtungen, die 
sich allmonatlich oder öfter wiederholen und 
jeweils mehrfach ausgeführt werden müssen 
(z. B, das Schreiben der Empfängeranschriften 
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in den Auszahlungsnadiwelsungen, in den 
Bankibenachriditigungen und in den Postauf- 
trägen, oder das Schreiben der für die Empfän- 
ger bestimmten Gehalts- und Lohnzettel), ma- 
schinell, zum Teil vollautomatisch unid im 
Durchschreibeverfahren in einem Arbeitsgang 
vollzogen werden. Der Einsatz von Maschinen 
erspart nicht nur menschliche Arbeitskraft, er 
schaltet auch manche Fehler aus. Andere Feh- 
ler, die sich aus der Schw’ierigkeit und Un- 
übersichtlichkeit des Besoldungs- und Tarif- 
rechts erklären, werden (gleichfalls er*heblich 
seltener, wenn alle einschlägigen Arbeiten bei 
einer Besoldungsstelle zusammenjgefaßt wer- 
den, wo sich die Arbeitskräfte weitgehend spe- 
zialisieren können. Dort können ferner die 
Arbeiten nach Art und Schwierigkeit klar 
unter die verschiedenen Gruppen von Be- 
diensteten verteilt werden; bei anderen Be- 
hörden, zumal bei kleineren, läßt es sich nicht 
immer vermeiden, daß der Beamte des ge- 
hobenen Dienstes Arbeiten miterledigt, die 
auch eine geringer bezahlte Kraft, z. B. der 
Vergütungsgruppe TO.A VII oder VIII aus- 
führen könnte. Die Zusammenfassung der Be- 
soldungsberechnung und -Zahlung für viele 
Behörden bei einer zentralen Stelle gewähr- 
leistet weiter eine bessere Auslastung des Per- 
sonals, da die Hilfskräfte, die zunächst die 
Stammkarten mitbearbeiten, auch für die Auf- 
stellung der Gehaltszahlungslisten und der 
Ausschreibung der Postscheck- und Bankauf- 
träge zur Verfügung stehen. Endlich lassen 
sich die Vorprüfung und die Rechnungsprü- 
fung bei einer zentralen Besoldungsstelle viel 
einfacher, schneller und vor allem wirksamer 
durchführen als bei einer Vielzahl von Be- 
hörden. 

63. Zusammen mit dem Bundesminister der 
Finanzen hat sich der Bundesirechnungshof be- 
müht, die noch abseits stehenden Ressorts 
ebenfalls zum Anschluß an die Besoldungs- 
stelle ZU bewegen. Vieles von dem, was sie zur 
Begründung ihrer ablehnenden Haltung vor- 
brachten, glaubt der Bundesrechnungshof 
widerlegt zu haben. Zuletzt haben die Ressorts 
jedenfalls im wesentlichen nur noch an folgen- 
dem festgehalten: Sie müßten bezweifeln, daß 
die zentrale Berechnung und Zahlung der Be- 
züge nennenswerte Personaleinsparungen zur 
Folge habe; sie befürchteten, sie könnten nach 
einem Anschluß an die Besoldungsstelle ihrer 
Fürsorgepflicht gegenüber ihren Bediensteten 
nicht mehr hinreichend nachkommen; sie 
könnten auch nicht damit einverstanden sein, 
daß der Bundesminister der Finanzen seine 
Befugnisse ausweite. 


Dazu ist folgendes zu sagen: 

Die Ressorts, die sich der ßesoldungsstelle 
angeschlossen haben, haben allerdings aus die- 
sem Anlaß weniger Kräfte freigemacht, als bei 
der Zahl der abgegebenen Stammkarten nach 
bewährten Erfahrungsgrundsätzen zu erwar- 
ten war. Das erklärt sich aber daraus, daß sie 
die meisten der entbehrlichen Kräfte für 
andere, zusätzliche Aufgaben eingesetzt haben. 
Der Bundesminister der Finanzen hat sich damit 
abgefunden, weil die Ressorts Ihren Aufbau 
damals noch nicht abgeschlossen hatten und 
sonst wahrscheinlich zusätzliche Kräfte bean- 
tragt hätten. Überdies ist die Personalerspar- 
nis bei den Ressorts nur einer der Gründe, 
die für die zentrale Besoldungss teile sprechen; 
es muß auch die Arbeitsersparnis in Betracht 
gezogen werden, die für Vorprüfung und 
Rechnungsprüfung mit der Einrichtung der 
Besoldungsstelle verbunden ist, vor allem aber 
auch die organisatorische Verbesserung, die sie 
gegenüber dem früheren Zustand darstellt. 

In der Fürsorge für seine Bediensteten wird 
ein Ressort durdi den Anschluß an die Besol- 
dungsstelle in keiner Weise behindert. Nichts 
beweist dies besser als die guten Erfahrungen, 
die in dieser Hinsicht seit Jahren mit den Be- 
soldungsstellen überall und seit dem 1. April 
1953 namentlich auch mit der Besoldungsstelle 
in Bonn gemacht worden sind. Das kann auch 
nicht anders sein, weil der Besoldungsstelle nur 
rein rechnerische und kassenmäßige Aufgaben 
übertragen werden; die Befugnis zu personel- 
len Maßnahmen verbleibt ohne Einschränkung 
dem Ressort. Deshalb entbehrt auch die An- 
sicht, die Besoldungsstelle bei der Bundeshaupt- 
kasse verstärke den Einfluß des Bundesmini- 
sters der Finanzen oder enge die Ressorts ein, 
der Begrünjdung. 

64. Der Bundesrechnungshof hält es für notwen- 
dig, daß sich auch die Ressorts, die jetzt noch 
abseits stehen, der Besoldungsstelle bei der 
Bundeshauptkasse anschließen. Erst wenn das 
geschehen ist, kann sich die Nützlichkeit dieser 
Einrichtung voll auswirken. 


IIL Allgemeine Prüfungsergebnisse 

Allgemeine Mängel 

65. Auch im Berichtszeitraum hat der Bundes- 
redinungshof wie in den Vorjahren (vgl. 
Denkschrift 1949/1950 S. 64) zahlreiche Ver- 
stöße sachlicher und formeller Art gegen 
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grumdlegende haushaltsrechtlidie Vorschriften 
feststellen müssen. Im einzelnen seien hervor- 
gehoben: 

a) Die Führung der Kassenbücher und die 
Aufstellung der Belege ließen vielfach noch 
zu wünschen übrig. Zahlreiche Beanstan- 
dungen hätten sich erübrigt, wenn die Kas- 
senbücher oridnungsmäßig geführt und die 
Einnahmen und Ausgaben entsprechend 
den Vorschriften der RJKO belegt worden 
wären. 

b) Die Kassenbestände überschritten häufig 
die nach § 47 RKO zulässige Höhe (vgl. 
Denkschrift 1949/1950 S. 74 ff.). 

c) Von der Möglichkeit, bei der Bezahlung 
von Rechnungen den von den Lieferf irmen 
eingeräumten Skontoabzug auszunutzen, 
ist nicht immer Gebrauch gemacht worden 
(vgl. Denkschrift 1949/1950 S. 68). 

d) Bei Bauvorhaben wurden vielfach Ab- 
schlagsauszahlxmgen — auch solche in be- 
trächtlicher Höhe — geleistet, ohne daß 
die Voraussetzungen dafür dargetan waren. 
Es fehlten z. B. die von den Forderungs- 
berechtigten beizubringenden Nachweise 
über den Umfang der bereits ausgeführten 
Leistungen. Abschlagsauszahlungen wurden 
oft nicht mit der nötigen Besdileunigung 
abgerechnet. Die Nachweisungen über die 
Abschlagsauszahlungen fehlten oder waren 
unvollständig. 

Persönliche Verwaltungsausgaben 

Allgemeines 

66. In den Rechnungsjahren 1951 und 1952 sind 
wichtige Teile des Besoldungsrechts sowie -des 
Arbeitsrechts 'des öffentlichen Dienstes er- 
gänzt, geändert oder neu gestaltet worden. 
Das neue Recht hat die Verwaltungsarbeit z. T. 
erheblich erschwert. 

Für die Ausgabenhöhe wesentlich waren ins- 
besondere die verschiedenen Maßnahmen, die 
zum Ziele hatten, die Gehälter und Löhne der 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes an das 
allgemeine Preis- und Lohngefüge hcranzufüh- 
ren. Als Maßnahme von erhe’blicher finan- 
zieller Tragweite ist ferner die Neuregelung 
der Bestimmungen über den Wohnungsgeld- 
zuschuß für Beamte und Angestellte und über 
den Kinderzuschlag für Beamte, Angestellte 
und Arbeiter zu erwähnen. Weiter sind die 
Personalausgaben durch neue Vorschriften be- 
einflußt worden, wie etwa die Wiedergut- 
machungsgesetze für die Angehörigen des 


Öffentlichen Dienstes und das Gesetz zu 
Art. 131 GG mit ihren umfangreichen Durch- 
führungsvorschriften sowie zahlreiche Tarif- 
verträge und Tarif Vereinbarungen, u. a. über 
die zusätzliche Alters- und Hinterbliebenen- 
versorgung der Angestellten und Arbeiter so- 
wie die Überstundenpausch Vergütung der 
Kraftfahrer bei den obersten Bundiesorganen 
und den obersten Bundesbehörden. 

Bei der Anwendung der neuen Vorschriften 
haben sich im Anfang naturgemäß Zweifels- 
fragen ergeben, auch sind manche Fehler 
unterlaufen. Auf einige bei der Rechnungs- 
prüfung zutage getretenen Mängel und Fra- 
gen von größerer oder allgemeinerer Bodeu- 
tung wird nachstehend näher eingegangen. Im 
ganzen gesehen hat die Prüfimg den Eindruck 
vermittelt, daß sich das Verantwortungsbe- 
wußtsein der mit der Anweisung der persön- 
lichen Gebührnisse befaßten Dienststellen wei- 
ter gefestigt hat. 

Einzelne Prüfungsergebnisse 

67. Bei der Prüfung der Beamtenbezüge hat vor 
allem die Festsetzung 'der Besoldungsdienst- 
alter zu Beanstandungen Anlaß gegeben. Da- 
bei haben die Fehler überwogen, die auf die 
Unübersichtlichkeit der Vorschriften oder ihre 
schwierige Handhabung zurückzuführen sind. 
Neben den mehrfach geänderten eigentlichen 
Besoldungsvorschriften ist regelmäßig eine 
Vielzahl von Anordnungen, Richtlinien, Hin- 
weisen und Erläuterungen aus den letzten 
25 Jahren zu beachten. Infolgedessen ist eine 
Beherrschung des Stoffes im allgemeinen nur 
von Bediensteten zu erwarten, die in dieser 
Materie groß geworden sind. Die Festsetzung 
der Besoldtingsdienstalter bindet infolge ihrer 
Schwierigkrit die Arbeitskraft einer nach Auf- 
fassung des Bundesrechnungshofs zu großen 
Zahl von qualifizierten Beamten des gehobe- 
nen Dienstes. Neben dem Gebot, die Haus- 
haltsmittel sparsam zu verwenden, zwingen 
auch personalpolitische Gründe dazu, das Be- 
soldungsrecht zu vereinfachen und damit die 
Zahl der jetzt für die Errechnung des Besol- 
dungsdicnstalters benötigten Fachkräfte herab- 
zusetzen. Nach Auffassung des Bundesrech- 
nungshofs läßt sich das, auch bei Beibehaltung 
des gegenwärtigen Berechnungssystems, er- 
reichen. Einiges ist in dieser Richtung bereits 
geschehen. Weitere Erleichterungen sind mit der 
Besoldungsneuregelung in Aussicht genommen. 
Es muß angestrebt werden, die Bestimmungen 
so übersichtlich und klar zu gestalten, daß 
jeder Beamte das ihm zustehende Besoldungs- 
dienstalter selbst errechnen kann. 
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68. Die Tatsache, fdaß idie Bezüge im öffentlichen 
Dienst hinter den in der Privatwirtschaft ge- 
zahlten Vergütungen zurückgeblieben waren, 
hatte vielfach dazu verleitet, für die Arbeit- 
nehmer des öffentlichen Dienstes auf andere 
Weise einen Ausgleich zu schaffen. So sind 
z. B. Arbeitsplätze höher bewertet worden, 
als das nach den Gesetzen und Tarifverträgen 
oder nach der ständigen Verwaltungsübung 
zulässig war. Oder es sind gesetzlich oder ta- 
riflich nicht vorgesehene Zulagen, Aufwands- 
e nts chädigungen , Neben vergütunge n , schließ- 
lich auch nicht vertretbare Überstundenvergü- 
tungen gewährt worden. Soweit die Einwei- 
sung in die Dienstaltersstufen dem Ermessen 
der Dienststelle obliegt, ist von dieser Ermes- 
sensfreiheit teilweise in einem Ausmaß Ge- 
brauch gemacht worden, das mit allgemeinen 
Grundsätzen des Beamten- und Besoldungs- 
rechts nicht mehr in Einklang steht. In Ein- 
zelfällen haben sich so Besoldungsdienstalter 
ergeben, die vom 11. oder 12. Lebensjahr an 
rechnen. 

Der Bundesrechnungshof ist dieser Entwick- 
lung entgegengetreten. Er hat die Zurückfüh- 
rung auf das ge’botene Maß allgemein oder im 
Einzelfall veranlaßt. Bei der Einstufung der 
Schreibkräfte Ist 'besonders häufig der zuläs- 
sige Rahmen verlassen worden. Auf Anregung 
des Bundesrechnungshofs hat der Bundesmini- 
ster der Rnanzen einen entsprechenden allge- 
meinen Hinweis herausgegeben. 

69. Mehrfach sind auch untertarifliche Bezahlun- 
gen festgestellt worden. Hier hat der Bundes- 
rechnungshof für einen tarifgemäßen Aus- 
gleich gesorgt. Soweit die Abweichung vom 
Tarifrecht mit dem Hinweis auf unzurei- 
chende Ausgabemittel begründet worden ist, 
hat der Bundesrechnungshof unter Hinweis 
auf § 24 RHO klargestellt, daß die Verpflich- 
tung zur Einhaltung der Tarifverträge durch 
den Haushaltsplan nicht berührt wird, daß 
diese Verpflichtung aber im Hinblick auf 

33, 36 RHO dazu zwingt, den arbeitsmä- 
ßigen Einsatz der Kräfte mit den Haushalts- 
ansätzen in Einklang zu bringen und zu halten. 

70. Überschreitungen der Haushaltsmittel für Be- 
amte und der Zahl der vorgesehenen Plan- 
stellen sind nicht beobachtet worden. Wohl 
sind in Binzelfällen freie Stellen unzulässlger- 
weise (§ 36 Abs. 2 RHO) mit Beamten einer 
anderen Laufbahngruppe fbesetzt worden, doch 
konnte hier die Verwaltung durch organisato- 
rische Maßnahmen die gestörte Ordnung wie- 
derherstellen. Von der Möglichkeit, freie Be- 
amtenstellen vorübergehend durch Angestellte 


verwalten zu lassen, ist — hauptsächlich wegen 
Fehlens geeigneter Bewerber — noch immer 
in erheblichem Ausmaß Gebrauch gemacht 
worden, wenn auch nicht mehr in dem Um- 
fange wie in den Vorjahren. In solchen Fällen 
Ist geprüft worden, ob nicht, den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechend, eine Verminde- 
rung 'der Zahl der Beamtenstellen anzuregen 
war. Die bei der Prüfung der Stellenbewirt- 
schaftung gewonnenen Erkenntnisse konnten 
mit Nutzen bei den Beratungen ider Voran- 
schläge für die folgenden Rechnungsjahre ver- 
wendet werden. 

Auch bei den Mitteln für beamtete Hilfs- 
kräfte und für nichtbeamtete Kräfte sind 
Haushaltsüberschreltujigen nicht festgestellt 
worckn. Obwohl die Ausgaiben für diese 
Kräfte nur durch den zur Verfügimg gestell- 
ten Geldbetrag begrenzt sind, haben sich idie 
Dienststellen im allgemeinen doch an die in 
den Erläuterungen des Haushaltsplans gege- 
bene zahlen- und gruppenmäßige Aufgliede- 
rung der Mittel gehalten. Bei erheblicheren 
Abweichungen hat der Bundesrechnungshof 
die Gründe dafür festgestellt und auf eine 
künftige Abstimmung zwisdien den Erläute- 
rungen des Haushaltsplans und dem tatsäch- 
lichen Kräfteeinsatz hingewirkt. 

71. Mehrfach ist )die nach der VO über den Bun- 
despersonalausschuß vom 15. Juni 1950 (BGBl. 
S. 216) notwendige Zustimmung des Bundes- 
personalausschusses zu Abweichungen von den 
Grundsätzen über die Einstellung, Anstellung 
und Beförderung vom 14. Oktober 1936 so- 
wie über die Vorbildung xmd die Laufbahnen 
der deutschen Beamten vom 28. Februar 1939 
— Bundesfassungen vom 24. Januar 1951 — 
nicht eingeholt worden. Es handelte sich da- 
bei insbesondere um Abweichungen von den 
Mindestvoraussetzungen für Einstellungen, 
Anstellungen und Beförderungen sowie von 
sonstigen Grundsätzen (keine Anstellungen In 
Beförderungsgruppen, kein Überspringen von 
Besoldungsgruppen bei Beförderungen, keine 
mehrfachen Beförderungen innerhalb eines 
Jahres). Hier hat der Bundesrechnungshof das 
Fehlen der Zustimmung beanstandet und die 
künftige Beachtung der Vorschriften über die 
Beteiligung des Bundespersonalausschusses ge- 
fordert. 

72. Ein großer Teil der verdrängten und wieder- 
eingestelltein Bediensteten könnte infolge der 
Kriegs- und Nachkriegsereignisse keine aus- 
reichenden Unterlagen über das frühere 
Dienstverhältnis, den beruflichen Werd^ang 
und die frühere Regelung der Bezüge beibrin- 
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gen. Die Dienststellen haben in solchen Fäl- 
len ihre Entscheidungen über die Bemessung 
der Bezüge vielfach auf die bloßen Angaben 
•der Bediensteten gestützt. Die Erfahrungen 
haben jedoch gezeigt, daß solche einfachen Mit- 
teilungen nicht ohne weiteres als zuverlässig 
hingenommen werden können. Im Hinblick 
auf die finanziellen Auswirkungen, die die 
Entscheidungen über die Bemessung der Be- 
züge für die Dauer des Dienstverhältnisses 
und gegebenenfalls auch noch für die Versor- 
gung haben, hat der Bundesrechnungshof zur 
Vermeidung objektiv unrichtiger Festsetzun- 
gen veranlaßt, daß in jedem Fall alle Mög- 
lichkeiten ausgeschöpft werden, um zu sorg- 
fältigen Feststellungen über die früheren Ge- 
gebenheiten, insbesondere über die Vordienst- 
zeiten, Anstellungs- und Beförderungszeit- 
punkte zu gelangen. Er. hat darauf hinge- 
wiesen, daß brauchbare Ergebniisse sich meist 
durch Einholung ausführlicher Stellungnah- 
men von früheren Vorgesetzten und Mitar- 
beitern oder durch Inanspruchnahme von Ar- 
chiven und sonstigen amtlichen Nachweisen 
erzielen lassen und daß auch aus den Veröf- 
fentlichungen in den früheren Amtsblättern 
und Fadizeitschriiften wertvolle Hinweise zu 
gewinnen sind. 

73. In verschiedenen Fällen haben Dienststellen 
mit Beschäftigten Werkverträge abgeschlossen, 
obwohl die Art des Beschäftigungs Verhältnis- 
ses zum Abschluß von Arbeitsverträgen genö- 
tigt hätte. Größtenteils ist das darauf zurück- 
zuführen, daß sich die Dienststellen über die 
unterschiedlichen Voraussetzungen für die Be- 
gründung der beiden Vertrags Verhältnisse und 
■über die unterschiedlichen Auswirkungen in 
arbeits-, Steuer- und versicherungsrechtlicher 
Beziehung nicht im klaren gewesen sind. Hier 
hat der Bundesrechnungshof unter Hinweis 
auf die in Schrifttum und Rechtsprechung ent- 
wickelten Unterscheidungsmerkmale die An- 
passung der Vertragsverhältnisse an die Art 
der tatsächlichen Beschäftigung veranlaßt. Das 
war geboten, um NachforderTungen vorzubeu- 
gen, die sich fast regelmäßig dann ergeben, 
wenn Beschäftigte arbeits-, oder versicherungs- 
rechtlich unzutreffend behandelt worden sind. 

74. In vielen Fällen haben ledige Beamte und An- 
gestellte den vollen Wohnungsgeldzuschuß 
weiter erhalten, obwohl die Voraussetzung 
dafür, nämlich die Gewährung von Wohnung 
und Unterhalt an unterstützungsbedürftige 
Angehörige, inzwischen weggefallen war. Zur 
künftigen Vermeidung solcher Überzahlungen 
hat der Bundesrechnungshof angeregt, von den 
Zahlungsempfängern die Abgabe einer ent- 


sprechenden Jahresenklärung einzuholen und 
sie den Rechnungsunterlagen beizufügen. In- 
zwischen hat der Bundesminister der Finanzen 
eine allgemeine Weisung ln (diesem Sinne er- 
lassen. 

75. Den an einen anderen Ort Versetzten oder 
den von auswärts Eitiberufenen war es regel- 
mäßig nicht möglich, alsbald eine Familien- 
wohnung am Dienstort zu erlangen. Es muß- 
ten daher in erheblichem Umfange Tren- 
nungsentschädigungen (Ersatz -der Mehrkosten 
für getrennte Haushaltsführung usw.) gezahlt 
werden. Die Rechnungsprüfung hat gezeigt, 
daß dabei nicht selten gegen Wortlaut und 
Sinn der Vorschriften verstoßen worden ist. 
So istz. B. Trennungsentschädigung auch an sol- 
che zum Umzug verpflichtete Bedienstete ge- 
zahlt worden, die von vornherein nicht oder 
im Laufe der Zeit nicht mehr die Absicht hat- 
ten, ihren bisherigen Hausstand an den neuen 
Dienstort zu verlegen. Meist handelte es sich 
dabei um Bedienstete, die einige Zeit vor Er- 
reichen der Altersgrenze wieder eingestellt 
oder versetzt worden waren oder um den 
Verheirateten gleichgestellte Ledige. War aus 
den Umständen zu folgern, daß der Umzugs- 
wille nicht oder nicht die ganze Zeit über be- 
standen hatte, ist die Rückzahlung der zu Un- 
recht verausgabten Trennungsentschädigung 
veranlaßt worden. Der Bunidesrechnungshof 
hat weiter darauf hlngewlrkt, daß bei der Zu- 
weisung freien Wohnraums möglichst die zeit- 
liche Reihenfolge der Bewerber eingehalten 
wird, um zu vermeiden, daß einzelne Bedien- 
stete ungerechtfertigt lange Trennungsent- 
schädigung beziehen. 

76. Von der Rückforderung zuviel gezahlter 
Dienstbezüge kann aus Billigkeitsgründen latb- 
gesehen werden (Nr. 116 a BV; sek 1. Sep- 
tember 1953: § 87 Abs. 2 BBiG). Bei der An- 
nahme derartiger Billigkeitsgründe ist nach 
Auffassung des Bundesrechnungshofs In der 
Vergangenheit durchweg zu großzügig verfah- 
ren worden. »Er hat deshalb darauf hingewie- 
sen, daß die zuviel gezahlten Dienstbezüge 
grundsätzlich zurückzufordern waren, daß 
also ein Verzicht auf «die Rückforderung nur 
(die Ausnahme bilden konnte, die durch 'be- 
sondere Billigkeitsgründe gerechtfertigt sein 
mußte, und daß im übrigen ein Verzicht all- 
gemein erst nach Erstattung eines angemesse- 
nen Teiles der Überzahlung in Betracht zu 
ziehen war. Dem Verzicht auf die Rückforde- 
rung kommt insofern besondere Bedeutung 
ZU, als die Abstandnahme von der Wiederein- 
ziehung gegenüber dem Zahlungsempfänger 
auch die Schadenshaftung derjenigen Bedien- 
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steten zum Erlöschen bringt, die die Über- 
zahlung veranlaßt und zu vertreten haben. 

Konnte ein überzahlter Betrag vom Emp- 
fänger nidit wieder eingezogen werden, z. B. 
wegen Zahlungsunfähigkeit oder — s. Z. nur 
bei Angestellten un d Arbeitern — wegen Weg- 
falls der Bereicherung, so ist viielfadi verab- 
säumt worden, die für die Überzahlung ver- 
antwortlichen Bediensteten zum Ersatz des 
Sdiadens heranzuziehen. Das konnte während 
der Zeit des Aufbaus der Verwaltung hinge- 
nommen werden, soweit damals Anlaufschwie- 
rigkeiten personeller Art bestanden und -die 
notwendigsten Hand- und Erläuterungsbücher 
fehlten. Nachdem idiese Mängel im allgemeinen 
behoben sind, wird darauf geachtet, daß bei 
allen Überzahlungen infolge schuldhafter Ver- 
letzung der Amtspflichten die Ersatzforderun- 
gen des Bundes geltend gemacht werden. In- 
zwischen hat der Bundesminister der Finan- 
zen eine allgemeine Weisung im gleichen Sinne 
erlassen. 

77. Die Grundsätze für die Berechnung der Be- 
züge der Auslandslbeamten und der Angestell- 
ten des diplomatischen und konsularischen 
Dienstes werden durch den Haushaltsplan und 
seine Anlagen bestimmt (vgl. Nr. 3 Abs. 2 BV). 
Danach setzten sich s. Z. die Auslandsbezüge 
zusammen aus dem Grundgehalt zuzüglich der 
Zulage von 40 v, H. (der Grundvergütung), 
der Auslandszulage, dem Anpassungszuschkg, 
der Aufwandsentschädigung oder der Kanzler- 
zulage, dem Verheiratetenzuschlag, dem Kin- 
derzuschlag, dem Ortszuschlag oder Ortsab- 
schlag und dem Trennungszuschlag. Die Er- 
rechnung der Bezüge nach diesen Grundsät- 
zen ist in jedem Einzelfall recht zeitraubend, 
zumal da die Berechnungsgrundlagen für die 
Festsetzung der einzelnen Besoldungsbeständ- 
teile voneinander abweichen. 

Der Bundesrechnungshof hat diese Rege- 
limg dahin überprüft, ob es möglich ist, eine 
andere, einfachere und dabei doch klare Be- 
rechnungsmethode einzuführen, und ob die 
Höhe der einzelnen Bestandteile der Bezüge 
angemessen ist. Die Überprüfung hat ergeben, 
daß jeder der einzelnen Besoldungsbestandteile 
einem bestimmten, in den besonderen Verhält- 
nissen ides Auslandsdienstes begründeten Fak- 
tor Rechnung trägt und daß es deshalb, im 
Augenblick jedenfalls, nicht ratsam erscheint, 
auf eine größere Aufgliederung der Bezüge 
ganz zu verzichten. Dennoch hält es der Bun- 
desrechnungshof für notwendig, das Ziel einer 
Vereinfachung der Berechnung weiter im Auge 
zu behalten. Das ist schon im Hinblick darauf 


geraten, daß die jetzige Berechnungsart große 
Fehlerquellen in sich birgt und eine unge- 
wöhnlich große Anzahl unzutreffender Be- 
soldungsfestsetzungen zur Folge gehabt hat. 
Die Prüfung hat weiter den Eindruck vermit- 
telt, daß idie jetzige Berechnungsmethode bei 
einzelnen Gruppen von Bediensteten und an 
einzelnen Orten im Ausland zu Gesamtbezü- 
gen führt, die nicht ohne weiteres gerechtfer- 
tigt erscheinen. Der Bundesrechnungshof hat 
seine Bedenken den beteiligten Dienststellen 
im einzelnen mitgeteilt. Inzwischen ist die Be- 
rechnung der Gesamtbezüge durch Zusam- 
menlegung zweier ßesoldungsbestandtelle we- 
nigstens etwas vereinfacht und die Höhe eini- 
ger Besoldungsbestandteile herabgesetzt wor- 
den. Hinsichtlich anderer Punkte schweben 
noch ähnliche lErwägungen. Ein abschließendes 
Urteil ist z. Z. noch nicht möglich, weil die 
Entwicklung ihn Fluß ist und insbesondere die 
Vergleichsmaßstäbe aus fremden Staaten teils 
fehlen und teils noch nicht durchgearbeitet 
werden konnten. 

Sächliche Verwaltungsausgaben 
Kosten für Sachverständige (Titel 20) 

78. Der Bundesrechnungshof hat vielfach die 
Wahrnehmung gemacht, daß Dienststellen 
Sachverständige zur Beurteilung von Fragen 
heranziehen, für die sie selbst oder andere 
Dienststellen über geeignete Fachkräfte ver- 
fügen. Wenn dafür keine besonderen — näher 
darzulegen«den — Gründe nötigen, wider- 
spricht dies dem Grundsatz einer sparsamen 
Wirtschaftsfühnmg. In einzelnen F'^len sind 
Honorare gezahlt worden, die (der Höhe nach 
nicht gerechtfertigt waren. 

Ich halte es für notwendig, bei der Veran- 
schlagung dieser Haushaltsmittel einen stren- 
geren Maßstab anzulegen. 

Haushaltsmittel für außergewöhnlichen Auf- 
wand aus dienstlidTer Veranlassung in beson- 
deren Fällen (Titel 24) 

79. Auch im Berichtszeitraum sind aus diesen Mit- 
teln wieder Ausgaben geleistet worden, die 
mit tder Zweckbestimmung nicht im Einklang 
standen (z. B. für Blumenspenden und Ge- 
schenke zur Ehrung von Behördenangehöri- 
gen, für Veranstaltungen — Empfänge — in- 
nerhalb der Verwaltungen, bei (denen es sich 
also nicht um Repräsentation gegenüber 
außerhalb der Bundesverwaltung stehenden 
Stellen oder Persönlichkeiten handelte). In 
mehreren Fällen wurden entgegen der Vor- 
schrift des § 38 Abs. 1 RHO außerordentliche 
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Vergütungen an Bundesbedienstete gezahlt. 
Der Bundesrechnungshof hat in den zuletzt 
genannten Fällen die Rückerstattung der ge- 
zahlten Beträge verlangt, sich aber im übrigen 
im Hinblick darauf, daß im Rechnungsjahr 
1951 die vom Bundesrechnungshof herausge- 
stellten Grundsätze (vgl. Denkschrift 1949/ 
1950 S. 67) noch nicht überall bekannt waren, 
darauf beschränkt, auf die Verstöße hinzuwei- 
sen und der Erwartung Ausdruck zu geben, 
daß künftig entsprechend verfahren wird. 

Ausgaben für Hochbauten 

Grunderwerb 

80. Der Bundesrechnungshof hat wiederholt fest- 
gestellt, daß die Bundesverwaltung zur Er- 
richtung von Bauten Grundstücke erworben 
hat, die für die vorgesehene Zweckbestim- 
mung nicht ausreichten oder so erihebliche 
Gründungs- und Aufschließungskosten be- 
dingten, daß sie die Wirtschaftlichkeit ides 
ganzen Projekts in Frage stellten. 

Seine Ursache hatte das meist darin, daß 
infolge der Zeitnot nicht die nötigen Planun- 
gen und Voruntersuchungen vorgenommen 
werden konnten. Der Bundesrechnungshof 
hat daher empfohlen, die Grundstückspolitik 
vorausschauend auszurichten. 

Beispiele: 

a) Neubau des Dienst gebäudes für das Bun- 
desamt für Verfassungsschutz in Köln, 
Brückenstraße/Ecke Ludwigstraße 

81. Für die Errichtung des Dienstgebäudes wurde 
durch die Bundesvermögens- und Bau'abtei- 
lung der Oberfinanzdirektion Köln ein 
Grundstück an der Brückenstraße/Ecke Lud- 
wigstraße in Köln im Tausch gegen ein bun- 
deselgenes Grundstück In der Friesenstraße 
von der Stadtverwaltung Köln erworben* 

Die mit dem Tausch verbundenen zusätz- 
lichen Kosten betragen nach den Unterlagen 
des Finanzbauamts Köln 

Vermessung 500, — DM 

Grunderwerbsteuer ... 20 020, — DM 

Ablösung für Ersatzpark- 
platz 21 000, — DM 

dazu: 

Sonderkosten für erschwer- 
te Ausschachtung, Beseiti- 
gung von alten Mauern, 


Fundamenten usw. im Erd- 
reich und die Sicherung 
der unmittelbar an der Bau- 
grube vorbeiführenden 

Straßen 51 125,93 DM 

für eine besondere Funda- 
mentplatte infolge schlech- 
ten Baugrundes . . . . 36 864,38 DM 

insgesamt 129 510,31 DM. 

Mit den Bauarbeiten wurde ohne die nötige 
Vorbereitung überstürzt begonnen; die ver- 
anschlagten Kosten wurden um 127 000 DM 
überschritten. Schon kurze Zeit, nachdem das 
Gebäude seiner Zweckbestimmung zugeführt 
worden war, stellte sich heraus, daß der ge- 
schaffene Raum nicht ausreichte. Da eine Er- 
weiterungsmöglichkeit auf dem Grundstück 
nicht besteht, sind für die Errichtung eines 
neuen Verwaltungsgebäudes im Bundeshaus- 
halt 1953 und 1954 insgesamt 3,07 Mio DM 
Baukosten einschließlich Grunderwerb einge- 
stellt worden. 

b) Neubau eines Dienstgebäudes für das Bun- 
desverkehrsministerium, Abteilung See- 
verkehr, in Hamburg 

82. Das Grundstück (etwa 5000 m-) wurde dem 
Bund von der Freien und Hansestadt Ham- 
burg unentgeltlich überlassen. In diesem Falle 
ist Bei Errichtung des dritten Bauabschnittes 
(Hochhaus) die Überbauung eines unzerstör- 
ten zweistöckigen Tiefbunkers notwendig. 
Da der Bunker nicht die notwendige Trag- 
kraft besitzt, muß er freitragend überspannt 
werden. Die Mehrkosten, die hierfür ent- 
stehen, betragen etwa 90 000 DM. Zwingende 
Gründe für die Wahl gerade dieses Baugrund- 
stücks lagen von vornherein nicht vor. 

Feststellungen des Bundesrechnungshofs bei 
örtlichen Erhebungen während der Ausfüh- 
rung von Bundesbauten 

83. Schon in meiner Den kschrift 1949/1950 S. 68 ff. 
habe ich dargelegt, daß die mangelnde Vorbe- 
reitung von Bauvorhaben und zu kurz ange- 
setzte Fertigstellungstermine in zahlreichen 
Fällen die Ursache unwirtschaftlicher Aufwen- 
dungen waren. Entsprechende amtliche An- 
weisungen und Verfügungen und zahlreiche 
Hinweise der Bauindustrie und des Bauhand- 
werks In Fachzeitschriften haben es bisher 
leider nicht vermocht, diese Mängel im Bau- 
schaffen zu beseitigen. 

Hierzu nachstehende Beispiele: 


51 



Neubau des Instituts für Ernährung 
und Technik in Stuttgart- 
Hohenheim 

84. Bei der Vorplanung und Planung dieser Bau- 
niaßnahmen wurden die örtUdien Gelände- 
verhältnisse nicht hinreichend Berücksichtigt. 
Die Steigung des Baugeländes von der Straße 
bis zur hinteren Grundstücksgrenze beträgt 
4,90 m. Die Stellung des Hauptgebäudes be- 
dingt einen tiefen Einschnitt in das anstei- 
gende Gelände. 

Das Garagengebäude ist an der hochgele- 
genen Grundstücksgranze im Bodenein- 
schnitt errichtet worden. Dadurch wurde die 
Herstellung einer sehr kostspieligen Zufahrt 
erforderlich. Als Garagenraum hätte ungenutz- 
ter Raum im Hörsaalgebäude verwendet wer- 
den können. 

Diese unvorteilhafte Anordung der Bau- 
körper hat die nachstehend auf geführten Maß- 
nahmen erforderlich gemacht und dadurch 
erhebliche, vermeidbare Ausgaben verursacht, 
den unnötigen Bodenaushub, z. T. von 
Felsboden, 

die infolge des Bodenaushubs nötigen 
Böschimgsbefestigungen und die Herstel- 
lung einer festen Zufahrt an der Ost- und 
Nordseite des Hauptgebäudes, 
die Herstellung der infolge der tiefen Ab- 
schaditung notwendigen Grundwasserab- 
leitung im Felsboden, 

kostspielige Isolierungen der Keller im 
Grundwasserstand, 

die Drainage in den abgeschachteten, Grund- 
wasser führenden Geländeflächen. 

Dazu treten noch die Mehrkosten für die un- 
zweckmäßige Anordnung des Heizkelleirs und 
der schweren, technisch nicht bedingten Über- 
dachung des Verbindungsganges zwischen 
Hörsaal und Hauptgebäude. 

Wären vor der Planung ordnungsgemäß 
Geländepläne erstellt und die notwendige 
Baugrunduntersuchung durchgeführt worden, 
so wären bei der Entwurfsbearbeitung die Ge- 
ländeverhältnisse und die Beschaffenheit des 
Baugrundes gebührend berücksichtigt worden. 

Neubau eines Dienstgebäudes für die 
Bundesanstalt für Straßenbau in Köln 

85. Der Bundesminister für Verkehr hat den Ver- 
kehrsminister des Landes Nordrhein- West- 
falen (Oberste Straßenbaubehörde) mit der 
Errichtung des Neubaues am 5. September 
1951 beauftragt mit der Auflage, die Planung 


und die künstlerische Oberleitung einjm Pri- 
vat architekten in Kassel zu übertragen. Die 
Baukosten waren mit 860 000 DM vorge- 
sehen. Die Bauarbeiten wurden am 5. Dezem- 
ber 1951 begonnen. Die notwendigen Pla- 
nungsunterkgen waren zu diesem Zeitpunkt 
jedoch noch nicht erstellt und die Grunder- 
werbsverhandlungen noch nicht abgeschlossen. 

Nach Fertigstellung des Rohbaues hat der 
Verkehrsminister des Landes Nordrhein- 
Westfalen den Bauauftrag wegen zu starker 
Belastung durch aigene neue Bauvorhaben zu- 
rückgegeben. Die Fortführung des Bauvor- 
habens wurde der Oberfinanzdirektion Köln 
übertragen. 

Bei der örtlichen Erhebung im Oktober 
1952 stellte der Bundesrechnungshof folgen- 
des fest: 

a) Der Grunderwerb war noch immer nicht 
abschließend geregelt. 

b) Die Planungs- und Vergabeunterlagen 
waren unvollständig; Entwurfszeichnungen 
und Kostenberechnungen gemäß § 45 
RHO lagen nicht vor. 

c) Das von der Hochbauabteilung der Ober- 
sten Straßenbaubehörde beim Verkehrs- 
minister des Landes Nordrhein- Westfalen 
durchgeführte Ausschreibungsverfahren 
für die Hauptbauarbeiten verstieß gegen 
die Vorschriften der VOB und des § 46 
RHO. Die Arbeiten sind ohne stichhaltige 
Begründung (unter Aufforderung von nur 
drei Firmen) beschränkt ausgeschrieben 
worden. Wegen der unannehmbar hohen 
Angebotspreise hat die oberste Straßen- 
baube'hörde die Ausschreibung aufgeho- 
ben, aber nun nicht etwa öffentlich aus- 
geschrieben, sondern mit den Bietern 
mündlich verhandelt und den Auftrag an 
einen von ihnen bei einem Preisnachkß 
von 6 V. H. freihändig vergeben. 

Nach Rückgabe des Auftrags durch den 
Verkehrsminister des Landes Nordrhein- 
Westfalen wurde mit der Fortführung der 
Baumaßnahmen das Finanzbauamt der 
Oberfinanzdirektion Köln beauftragt. Die- 
ses hat die Wirtschaftsvereinigung Bauin- 
dustrie (NRW), Geschäftsstelle Köln, gut- 
achtlich zur Höhe der Vergabepreise ge- 
hört. Im Gutachten vom 24. Mai 1953 
heißt es u. a. „Unser Sachverständiger ist 
der Ansicht, daß er (der Unternehmer) gut 
gerechnet hat, so daß tatsächlich die für 
den II. Abschnitt des Bauvorhabens gefor- 
derten Preise etwas überhöht sind.“ In der 
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Verhandlungsniederschrift der Baugruppe 
der Oberfinanzdirektion Köln vom 
27. Mai 1953 über das vorgenannte Gut- 
achten wird eine um 12 v. H. überhöhte 
Preisforderung errechnet. 

Auf Veranlassung des Bundes rechnungs- 
hofs wurde die Preisprüfungsstelle mit 
einer Preisprüfung beauftragt. Sie hat eine 
ungerechtfertigte Forderung von rund 
23 000 DM festgestellt. 

d) Die Überschreitung der Baukosten beträgt 
rund 100 000 DM. Eine weit höhere Über- 
schreitung ist jedoch zu erwarten, 

e) Der festgelegte Termin für die Fertigstel- 
lung der Baumaßnahmen wird nicht ein- 
gehalten werden können, 

86. Im Fiinblick auf die schwerwiegenden Ver- 
luste, die dem Bund durch mangelihafte Pla- 
nung und Baudurchführung zugefügt werden, 
weise ich erneut darauf hin, daß mit der Bau- 
ausführung erst dann begonnen werden darf, 
wenn durch die Vorlage baureif ausgearbeite- 
ter Entwurfsunterlagen die wirtscliaftliche 
Durchführung gewährleistet ist; die Haus- 
haltsmittel sollten erst dann freigegeben wer- 
den, wenn diese Voraussetzungen vorliegen. 

Holzhausprogramm am T aunusrand 

87. Die ehemalige Verwaltung für Wirtschaft des 
Vereinigten Wirtschaftsgebiets in Frank- 
furt (Main) hat in den Jahren 1948 bis 1950 
ein umfangreiches Holzhausprogramm am 
Taunusrand durchgeführt. Von 200 beschaff- 
ten montagefertigen Holzhäusern wurden 111 
in eigener Verantwortung errichtet, und zwar 
70 auf bun des eigenen Grundstücken, 36 für 
private Bauherren (Bedienstete der Verwal- 
tung) und 5 für eine Gemeinde. Die Baukosten 
für die 111 Häuser betragen 1 944 712,51 R.M 
und 4 845 673,44 DM. Mit der Durchführung 
der Baumaßnahmen wurde ein bei der Ver- 
waltung für Wirtschaft des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiets gebildetes Holzhausreferat be- 
auftragt. Dieser Stelle, die nicht von einem 
Baufadhmann geleitet wurde, oblagen neben 
der technischen Oberleitung die Auftragsver- 
gabe, die Feststellung der Rechnungen und die 
Führung des buchungsmäßigen Nachweises. 
Die Vorbereitung der Vergabe, die Baufüh- 
rung und die Aufmaßarbeiten wurden Privat- 
architekten übertragen. 

88. Die Verwaltung für Wirtschaft des Vereinig- 
ten Wirtschaftsgebiets verpflichtete sich gegen- 
über den privaten Bauherren, die Häuser auf 
deren Grund und Boden zu errichten und den 


Bau sowie den Grunderwerb vorzufinanzie- 
ren; sie unterließ es jedoch, vertragliche Ab- 
machungen über ihre Gegenansprüche und de- 
ren dingliche Sicherung zu treffen. 

Während der Bauausführung ergaben sich 
durch Witterungsschäden, Diebstahl usw. Ver- 
luste, die von den privaten Bauherren nicht 
zu vertreten waren. Außerdem wurden 
die gesamten Vorbereitungsarbeiten unzu- 
länglich durchgeführt und die Bestimmungen 
der VOB über die Vergabe von Bauarbeiten 
niclit in allen Teilen beachtet. 

Die wirtschaftliche Durchführung der Bau- 
maßnahmen war also nicht gewährleistet; das 
führte zu einer erheblichen Kostensteigerung. 
Dazu kamen noch Überzahlungen an Bau- 
firmen in Höhe von rund 90 000 DM, die 
zum großen Teil als verloren angesehen wer- 
den müssen. 

Dara/ufhin lehnten die privaten Bauherren 
die Übernahme der tatsächlich entstandenen 
Baukosten ab. Um dem Bund nicht durch Pro- 
zesse noch weitere Kosten zu verursachen, ließ 
man die Häuser durch einen unparteiischen 
Sachverständigen nach ihrem Zeitwert abschät- 
zen. Mit den Bauherren sch weben Verhandlun- 
gen, die vom Bundesminister der Finanzen 
unter Beteiligung des Bundesministers für 
Wirtschaft geführt werden. Es wird ange- 
strebt, in Höhe der Aufwendungen des Bun- 
des, die sich aus dem Grundstückspreis, den 
Anliegerbeiträgen, den Kosten der Außen- 
anlagen und dem geschätzten Zeitwert des 
Hauses zusammensetzen, mit den Bauherren 
Darlehnsverträge zu einheitlichen Bedingun- 
gen abzuschließen. Der Schaden, »der dem 
Bund aus der Durchführung dieser privaten 
Bauten entstanden ist, beläuft sich auf rund 
15 V. H. des investierten Betrages von ins- 
gesamt 1 310 878,91 DM. 

89. Auch die Errichtung der bundeseigenen Häu- 
ser hat zu beträchtlichen Vermögenseinbußen 
geführt, weil die Baukosten infolge der ge- 
schilderten Umstände weit über die normale 
Grenze hinausgingen. 

90. Der Redinungshof, damals noch der Rech- 
nungshof im Vereinigten Wirtschaftsgebiet, 
hat schon während der Anlaufzeit anläßlich 
von örtliclien Erhebungen auf diese Entwick- 
lung hingewiesen und Abhilfe gefordert. Erst 
als die Hauptbauarbeiten nahezu abgeschlos- 
sen waren und auf die Vergabe und das übrige 
Baugeschehen kein wirksamer Einfluß mehr 
ausgeübt werden konnte, wurden dem fach- 
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fr-emden Referatsleiter einige technische An- 
gestellte zugewiesen. Der Bundesrechnungshof 
fand bei der Im Januar 1951 einsetzenden 
Prüfung die seiner Zeit geäußerten Bedenken 
voll bestätigt. Dies traf nicht nur für den 
finanziellen Teil infolge technischer Fehldls- 
positionen zu, auch der vorhandene buchungs- 
mäßige Nachweis ließ weder eine Bewertung 
der fiskalischen Baumaßnaihmen noch eine 
Abrechnung mit den privaten Bauherren zu. 
Das Buchungswesen mußte lumgestellt werden, 
um dem mit der Schätzung beauftragten Sach- 
verständigen, den privaten Bauherren, der 
Llegenschaftsveirwaltung und den übrigen be- 
teiligten Stellen zuverrässiges Material an die 
Hand geben zu können. 

Da bei einem eingesetzten Privatarchitekten 
der Verdacht der Interessenkollision nahe lag, 
forderte der Bundesrechnungshof die Über- 
prüfung sämtlicher Auf maße und anerkannten 
außervertraglichen Preise. Hierdurch konnten 
noch rechtzeitig rund 230 000 DM an über- 
setzten Forderungen gekürzt werden. Da- 
neben wurden von den bereits bewirkten Aus- 
gaben rund 36 000 DM der Bundeskasse wie- 
der zugeführt. 

91. Nach Auffassung des Bundesrechnungshofs 
sind die Haushaltsmittel nicht wirtschaftlich 
und sparsam verwendet worden (§ 26 RHO). 
Die eingetretenen Verluste hätten durch ge- 
eignete Maßnahmen verhindert oder zumin- 
dest eingeschränkt werden können. Besonders 
hätte von vornherein zwischen den bundes- 
eigenen und den privaten Häusern scharf un- 
terschieden werden müssen. Es war nicht zu- 
lässig, ohne die erforderlichen Sicherheits- 
maßnahmen Haushaltsmittel In die privaten 
Bauten zu investieren und die verantwort- 
liche Ausführung ohne klare Vertragsab- 
machung noch mitzu übernehmen. Ferner war 
es nicht vertretbar, für eine solche umfang- 
reiche Baumaßnahme Referats lei ter ohne bau- 
technische Vorbildung einzusetzen und die 
Vergabe und Durchführung der Bauarbeiten 
ohne Beachtung der Verdingungsordnung für 
Bauleistungen einzuleiten. 

Der Bundesrechnungsihof vermag die Be- 
gründung des Bundesministers für Wirtschaft, 
wonach Personalmangel und sonstige Schwie- 
rigkeiten bestanden haben, Im Hinblick auf 
die Tragweite dieser Angelegenheit nicht an- 
zuerkeninen. Der iBundesminlster für Wirt- 
schaft Ist daher gebeten worden, die Frage der 
Verantwortlichkeit, notfalls im Prozeßwege, 
zu klären. 


Preisermittlung für Bauleistungen 

92. Wie bei der Prüfung der Baurechnungen fest- 
gestellt wurde, sind die Kosten von den Bau- 
ämtern der Landesbauverwaltungen in vielen 
Fällen nur überschläglich geschätzt und nicht 
durch eigene Kalkulationen ermittelt worden. 
Diese Unterlassung wirkte sich in doppelter 
Hinsicht nachteilig aus: 

l.Bei der Veranschliagung wurden die Kosten 
vielfach zu hoch geschätzt und dadurch zu 
viel Mittel gebunden oder zu niedrig ge- 
schätzt und damit Kostenüberschireltungen 
verursacht. 

, 2 . Bei der Wertung der Firmenangebote nach 
§ 25 DIN 1960 VOB, d. h. der Ermittlung 
des für den Zuschlag in Betracht kommen- 
den Angebotes, konnte nicht In allen Fäl- 
len einwandfrei beurteilt und festgestellt 
werden, welches Angebot das angemessene, 
annehmbarste war. 

Da die Wirtschaftlichkeit eine,r Bauausfüh- 
rung weitgehend von der Veranschlagung und 
Vergabe abhängig Ist, — siehe Preisabreden, 
Nr. 94 ff. — hat der Bundesrechnungshof 
wiederholt auf die Notwendigkeit eigener 
Preisermittlungen hingewiesen. 

Um diese Bestrebungen zum Erfolg zu füh- 
ren, hält es der Bundesrechnungshof für not- 
wendig, daß als Vertragssachbearbeiter nur 
Kräfte verwandt werden, die in der Kalkula- 
tion bewandert und hinreichend erfahren sind. 
Nützlich wäre es auch, wenn diesen Sachbe- 
arbeitern iGelegenheit gegeben würde, sich in 
besonderen Kursen über den neuesten Stand 
lauf dem Gebiet der Kalkulation, Veranschla- 
gung und Prüfung der Angebote zu unter- 
richten und auf dem laufenden zu halten. 

Einschaltung von Privatarchitekten 

93. An der Planung und Durohführung von Bun- 
desbauten im Hochbau waren auch im Rech- 
nungsjahre 1951 neben der Staatsbauverwal- 
tung Privatarchitekten beteiligt (vgl. Denk- 
schrift 1949/1950 S. 70). Soweit diesen Ar- 
chitekten neben der Planung auch die Bau- 
führung und Abrechnung oblag, wurde ihnen, 
um DoppeJarbeit zu ersparen, die Befugnis zur 
rechnerischen und faoh technischen Feststel- 
lung der Rechnungen übertragen. Die sach- 
liche Feststellung und idie Vollziehung der 
Zahlungsanordnungen liegen dagegen bei der 
Dienststelle, die mit der Überwachung und 
Oberleitung des Bauvorhabens beauftragt ist. 
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Der Anregung einer Landesdiensts teile, den 
Arcliitekten auch die Befugnis Ziur saohlidien 
Fesi:stellung oder gar zur Vollziehung der 
Zahiliungsanordnungen zu erteilen, konnte 
nidht entsprochen werden, weiil sich bei der 
Abrechnung der Bauten durch Privatarchi- 
tekten !auoh im Berichtszeitraum Schwierig- 
keiten ergaben. Oiberwiegend haben die Pri- 
vatarchitekten auf die schnell durchzuführen- 
'den und gutbezahlten Teilleistungen der Pla- 
nung dais Hauptaugenmerk gefegt, wahrend 
die Aufstellung der Massenberechnungen, Lei- 
sttmgsJbeschreibungen und Abrechnungen zu 
wünschen übrig ließ. Soweit die Architekten 
nicht mit den behördlichen Bestimmungen 
und Grundsätzen vertraut waren, mußten die 
Abrechnungen zum Teil neu erstellt werden, 
um der Liegensehaftsverwaltung für die Be- 
wertung und Verwaltung der Grundstücke 
und Bauten zuverlässige Grundlagen an die 
Hand zu geben. In einigen Fällen gaben die 
Architekten nach der Abredhnung des Hono- 
rars grundsätzlich keine Auskünfte mehr, so 
daß bei Rückfragen erst Erhebungen zur Auf- 
klärung des Sacihverhalts angestellt werden 
mußten. 

Im Hinblick^auf diese Schwierigkeiten hat 
der Bundesreohnung^hof bei den zuständiigen 
Stellten erneut darauf hingewiesen, daß ibeim 
Abschluß ider Arcd^Itektenver trage die Leistun- 
gen klar abzugrenzen riind. Die Verweisung 
auf die Gdbührenordnung für Architekten 
allein genügt dazu nicht, weil die Gebühren- 
ordnung die Teiilldlstungen, die bei der Ab- 
rechnung nach Behördengrundsätzen zu er- 
bringen sind, nidht vollständig erfaßt. 


Preisabrederiy Baupreisrecht und Wettbewerb 

94. Am 30. Juni 1954 ist das Wirtschafts Straf- 
gesetz in der Fassung vom 25. März 1952 
außer Kraft getreten, damit lauch die Bestim- 
mung des § 19, wonach Preistreiberei unzu- 
lässig und strafbar war. Diese gesetzliche Vor- 
schrift war bisher eine wichtige Stütze des 
Öffenthehen A'uftraggebers ibel der Abwehr 
unangemessen hoher Preise für Bauleistungen. 
(Das neue Wirtschaftsstrafgesetz 1954 — giürig 
bis Ende 1955 — enthält keine solche allge- 
meine Vorschrift gegen Preistreiberei. Nach 
seinem § 2 sind nur Verstöße geg-en die Preis- 
regelung zu ahnden. Es wird äbzuwarten sein, 
ob dies ausreicht. 


95. Die Bauindustrie erstrebt auch die Beseitigung 
wichtiger ßaupreisivorschriften, insbesondere 
der Baupreisverordnung. Der Bundesrech- 
nungshof hat sich bisher dagegen ausgespro- 
chen, weil nach seinen Erfahrungen bei der 
Größe und Vielgestaltigkeit der Bauvorhaben 
der öffentlichen Hand ohne solche Vorschrif- 
ten nicht auszukommen ist. Die Vergabever- 
fahren allein, besonders die beschränkte Aus- 
schreibung, bieten dem öffentlichen Auftrag- 
geber keine Gewähr dafür, daß die Angebots- 
preise im echten Wettbewerb zustande gekom- 
men und daß namentlich zwischen den betei- 
Jigten * Firmen keine Preisabreden getroffen 
worden sind. 

96. Feststellungen des Bundesrechnungshofs über 
Preisabreden der Bauindustrie in Hamburg im 
Rechnung sjahr 1952 haben die Gefahr und 
den Umfang der Ausschaltung des Wett- 
bewerbs mit aller Deutllohkeit aufgezeigt. 
Hiernach bestehen im Bundesgebiet Betrlebs- 
büros oder Informationsstellen, die unterein- 
ander in Verbindung stehen. Auf Grund eines 
Meldesystems erhalten sie Kenntnis von dem 
jeweiligen Teilneh merkreis hei Ausschreibun- 
gen. Damit ist idie Möglichkeit gegeben, Ein- 
fluß auf die Ange^botspreise zu nehmen. Bei 
einigen Betriebsbüros (beschlagnahmtes Matie- 
rial hat erkennen lassen, daß das In einer 
Reihe von Fällen gesdiehen 'ist. 

Die Feststellungen in Hamburg nahmen 
ihren Ausgang von dem Ergebnis einer be- 
schränkten Ausschreibung der Bauarbeiten 
zum zweiten Bauabschnitt des Neuibaues des 
Bundesverkehrsmiinisteriums, Abteilung See- 
verkehr, in Hamburg. Die ungewöhnlich 
hohe Preisübersetzung in den Angeboten ließ 
hier eine Preisabrede vermuten. Von 16 An- 
geboten war das Mindestangebot um rund 
204 000 DM übersetzt. Die Vergabestelle hatte 
die Arbeiten mit 376 000 DM veranschlagt, 
das billigste Angebot lag !bei 580 000 DM. 
Die darauf vorgenommene öffentliche Aus- 
schreibung -bestätigte die hohe Preisüberset- 
zung ln der vorgen^annten Höhe. Die Ermitt- 
lungen der zuständigen Preisbehörde Ham- 
burg {Preisbildungsstelle) führten zur Feststel- 
lung der bereits oben erwähnten Preis- 
abreden. 

97. Zu Preisabreden kam es in Hamburg u. a. auch 
beim Neubau des Landesarbeitsamtes Hamiburg 
am Besenbin der<hof. Nach dem vorläufigen 
Ergebnis der Nachprüfung durch die Bau- 
behörde in Hamburg hat sich ibei der be- 
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schränkten Anssdireibung der Bauleitungen 
zum dritten Bauabschnitt eine Überforderung 
von 10 v.H. ergeben, bei der Bausumme von 
1 950 000 DM also 195 000 DM, In diesem 
Falle ist 'die Überforderung erst naeh ider Zu- 
schlagserteilung festgestellt worden. Die ab- 
schliießende Prüfung steht noch aus. 

98, Beim Neubau des Fernmieldehochhauses in 
Frankfurt (Main) — Bauteil N 23 — haben 
Ermittlungen der KriminalpoHzei den Nach- 
weis geliefert, daß zwischen acht am Wettbe- 
werb beteiligten Firmen Abreden zur Erzie- 
lung höherer Preise getroffen worden waren. 
Bei einem Objekt von 824 900 DM betrug 'die 
Überforderung rund 80 000 DM. Das Verfah- 
ren ist noch nicht abgeschlossen. 

99- Bei einem anderen Postbauvorhaben in Frank- 
furt (Main) wurde bei der Ausschreibung 
der Erd- und Gründungsarbeiten der Min- 
destforuernde von 8 Firm<en mit rund 199 000 
DM ermittelt. Da diese Forderung erheblich 
über die veranschlagte Summe hinausglng, lag 
die Vermutung einer Praisabrede nahe. Die 
Ausschreibung wurde aufgehoben. Die er- 
neute Ausschreibung unter Flieranziehung an- 
derer Firmen batte ein um 43 000 DM gün- 
stigeres Ergebnis. 

1 00. Preisabsprachen noch größeren Ausmaßes hat 
'der Bundesreohnungshof auf dem Gebiete der 
Besatzungs'bauten festgestelk. 

101. In diesem Zusammenhang sei erwähnt, daß 
das Amtsgericht in Frankfurt (Main) in letz- 
ter Zeit gegen 34 ideutsche Baufirmen wegen 
Preisabspraohen auf Grund des Gesetzes 
Nr. 56 der Militärregierung Deutschland, 
amerikanische Zone, Strafbefehle über insge- 
samt 200 000 DM erlassien hat; die Straf- 
befehle sind rechtskräftig geworden. 

102. Geeignete Maßnahman zur Abwendung der 
Übervorteilung durch Proisabreden sind 

a) die Aufstellung ibaureif ausgearbeiteter 
Planungsunterlagen, d. s. Bauentwurf, Lei- 
stungsverzeichnis, Massenberechnung, Ko- 
stenansichlag und Br läuterungsbericht; sie 
ermöglichen der ausschreibenden Bau- 
-behörde, die Angemessenheit der ein- 
gehenden Angebote zu beurteilen (§ 14 
RHO) — siehe auCh Nr, 86, 92 — , 


b) die öffentliche Ausschreibung gemäß § 3 
Teil A der VOB und § 46 RHO, 

c) eine wirksame Preisregelung für öffentliche 
Bauaufträge, weil sonst zu befürchten list, 
daß die oben geschilderten Mißstände noch 
mehr um sich greifen. 

Ausbildung des technischen Nachwuchses für 
den mittleren und den gehobenen Dienst 

103. Mit der Beendigung des Krieges wurde die 
verwaltungsmäßiige Ausbildung der bautech- 
nischen Beamten unterbrochen. I>as Oberprü- 
fungsamt für den höheren Dienst hat sAon 
im Oktober 1946 seine Tätigkeit wieder auf- 
genommen. 

Der Bundesreohnungshof hat im I>ezem;ber 
1951 (vgl. Denkschrift 1949/1950 S. 69) an- 
geregt, auch für die Aushildung 'des Nach- 
wuchses im mittleren und im gehobenen bau- 
technischen Dienst wieder Ausbildungsricht- 
linien und eine Prüfungsordnung zu erlassen. 
Die Bekanntgabe dieser Vorschriften steht 
noch aus. In den Bundeshaushalt für das Rech- 
nungsjahr 1954 sind erstmalig bei der Bun- 
de sbaudirektion Anwärterstellen des gehobe- 
nen Dienstes eingestellt worden. 

Der Biundesrecbnungshof hat ferner emp- 
fohlen, auch die Baubeamten der Länder, so- 
weit sie mit Bundesbauaufgaben befaßt sind, 
mit den Baubestimmungen des Bundes in be- 
sonderen Ausbildungskursen vertraut zu 
machen. Die Länder haben ihr Einverständnis 
hiermit in Verwaltungsabkommen inzwischen 
ausdrücklich erklärt. 

Ausstattung von Diensträumen 

a) Richtlinien für Raumausstattung 

104. Auch im Berich'tszeitraum sind die Beschaf- 
fungsdienststellen nicht immer mit der ge- 
botenen Wirtschaftlichkeit verfahren. Der 
Anregung des Bundesrechnungshofs (vgl. 
Denkschrift 1949/1950 S. 71), Richtsätze über 
Art, Umfang und Kosten 'der Ausstattung von 
Diensträumien anaifzustellen und bekanntzu- 
geben, ist bisher nur durc^h eine Rahmenvor- 
schrift entsprochen worden. Einheitliche Be- 
messungsgrundsätze würden von großem Nut- 
zen sein und dazu beitragen, daß 'bei der Be- 
schaffung von Ausstattungen 'dem Gesichts- 
punkt der Wirtschaftlichkeit mehr als bisher 
Rechnung getragen wird. 
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b) Wiede raiufbau des iDlenstgebäudes des Bun- 
desaufsiichtsamtes für das Versicberungs- 
und Bausparwesen in Berlin 

105. Im Präsidenten-Zimmer des Diensttgebäudes 
sind folgende ■Schreinerarbeiten ausgeführt 
worden: 


37,93 qm Paneel in Rü- 
sternhöl'Z mit Sockel und 
AbschJußgesims je qm 
99,50 DM = 

2 schallsichere doppelte 
Eingangstüren, 2,62 m 
hoch, 1,69 m breit 
je Stück 2 459, — DM — 

1 Doppeltür wie vor, je- 
doch in anderer Futcerciefe = 

2 Fensterleibungen mit 
Ff e i z k ö rp e r v er k 1 e i d u n g en 

je Stück 573, — DM = 

1 eingebauter Wandschrank 
für Akten, 2,15 m breit, 
2,62 m hoch — 

1 eingebauter Wand- 
schrank wie vor, jedoch als 
Garderobe- 'und Wand- 
schrank 

zusammen 


3 774,04 DM 

4 918,— DM 
2 239,— DM 

1 146,— DM 

1 985,— DM 


1 378,— DM 
15 440,04 DM. 


Dazu treten noch die Kosten für den Fuß- 
boden und 'die übrigen Arbeiten sowie die 
Ausgaben für die bewegliche Ausstattung des 
Zimmers. 


Ffier ist nach Ansicht des Bundesirechnungs- 
hofs des Guten zuviel getan worden. Eine 
bescheidenere und damit beträchtlich billigere 
Ausführung hätte auch in architektonischer 
Fiinsicht der Zweckbestimmung entsprochen. 

Die Ausgaiben in dieser Flöhe sind vom 
Bundesrechnungshof beanstandet worden; das 
Prüfungsverfahren ist noch nicht abgeschlos- 


sen. 

106. Soweit die in diesem Abschnitt behandelten 
Fälle Anlaß zu Einzelbemerkungen nach § 107 
RFfO geben, behält sich der Bundesrechnungs- 
hof das Weitere vor. 


IV. Besondere Prüfungsergebnisse 

Bundesministerium für den Marshallplan 

(Einzelplan V) 

Das ERP-Sondervermögen und der außer- 
ordentliche Haushalt des Bundesministeriums 
für den Marshallplan 

(Rechnungsjahre 1950 und 1951) 


107. Die ERP-Sondervermögensverwaltung beim 
Bundesministerium für den Marshallplan 
(jetzt Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit) hat sich infolge Arbeits- 
überlastung noch nicht abschließend zu den 
Ergebnissen äußern können, die die Prüfun- 
gen des ERP-Sondervermögens (ERP-SV) 
durch den Bundesrechnungshof für die Rech- 
nungsjahre 1950 und 1951 gehabt haben. Es 
muß deshalb nochmals Vorbehalten bleiben, 
über die Erledigung in einer spateren Denk- 
schrift zu berichten. Auf die Ausführungen 
in der Denkschrift 1949/1950 S. 76 bis 78 darf 
ich verweisen, 

108. Die Prüfungen des Bundesrechnungshofs für 
die Rechnungsjahre 1950 und 1951 erstreck- 
ten sich auf 

die übernommenen Vermögenswerte und 
V erpf lichtungen, 

die Abschlüsse und die Geschäftsführung, 
die Sonderkontenführung bei der Bank 
deutscher Länder, 

die Verwakungstätigkeit der beteiligten 
Bankinstitute, 

Daneben waren die Rechnungsführung und 
die Rechnungslegung zum außerordentlichen 
Haushalt des Bundesministers für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit zu prüfen. 

109. Bei seinen Prüfungen hat der Bundesrech- 
nungshof unter anderem untersucht, ob 

die der Bundesregierung in Rechnung ge- 
stellten Dollarkosten nach den Notification 
Reports der Marshallplan- Verwaltung rich- 
tig ermittelt worden waren, 
die DM-Zuführungen zum ERP-SV den in 
Rechnung gestellten Dollarkosten entspra- 
chen, 

die gebuchten Einnahmen des ERP-SV an 
Zinsen und an Tilgungen vollständig ermit- 
telt und richtig berechnet waren, 
die Entnahmen aus dem ERP-SV von den 
hierfür zuständigen Stellen genehmigt und 
bestimmungsgemäß verwendet worden 
waren, 

der rechnungsmäßig ausgewiesene Bestand 
des ERP-SV richtig ermittelt worden und 
tatsächlich vorhanden war. 

110. Der gesamte Geldverkehr, der sich aus der 
Verwaltung des ERP-SV ergibt, wickelt sich 
unmittelbar zwischen dem Bundesminister für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit als anweisen- 
der Stelle, der Biank deutscher Länder — in 
Westberlin der Berliner Zentralbank — als 
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Kassenhalterin des ERP-SV sowie den Haupt- 
leih'instit'uten usw. ab und läuft nicht über 
die Bundeshauptkasse. 

Die Kassenhaltung bei der Bank deutscher 
Länder und bei der Berliner Zentralbank war 
erforderliich, weil entsprechend einem Ver- 
langen der ECA-Mlssion die Mittel des ERP- 
SV von den sonstigen Bundesmitteln auch 
kassenmäßig getrennt gehalten werden soll- 
ten. Die Belege über die Auszahlungen und 
die Einnahmen befinden sich beim Bundes- 
minister für wirtschaftliche Zusammenarbeit. 
Er führt für das ERP-SV eine doppelte kanf- 
männische Buchführung lin Form einer Lose- 
blatt-Buchführung — ERP-Buchführung — , 
worin die jeweiligen Veränderungen und der 
Bestand des ERP-SV, der Erwerb von Forde- 
rungen, der Eingang von Verpflichtungen 
usw., ausgewiesen werden. Die Einrichtung 
dieser B'uchführiung erwies sich als notwen- 
dig, um den in die Verwaltung der ERP-Gel- 
der eingeschalteten FFauptileih Instituten ein 
flüssiges, ihren bankwirtsdiaftlichen Belangen 
entsprechendes Zahlungsverfahren zu gewähr- 
leisten; sie ergab sich auch aus der Kassenhal- 
tung bei der Bank ideutscher Länder und den 
vielfältigen wirtschaftlichen Vorgängen bei 
der Verwaltung des ERP-SV. 

111. Nicht nur der Zahlungsverkehr des ERP-SV 
spielt sich außerhalb der Bundeshauptkasse 
ab, auch die Einnahmen und Ausgaben zur 
Ausführung des außerordentlichen Fiaushal- 
tes des Bundesministers für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit werden primär nicht bei der 
Bundeshauptkasse, sondern in der EBJ^-Buch- 
führung nach gewiesen. 

112. Die Bundeshauptkasse erhält für die Einnah- 
men und Ausgaben des außerordentllichen 
Fiau’sh altes vom Bundesminister für wirt- 
schaftliche Zusam menarbeit keine Kassen-, 
sondern nur Buchungsanwieisungen. Ehe 
Titelbücher der Bundeshauptkasse enthalten 
nur die Buchung der Jahreseiinn ahmen und 
-ausgaben zum außerordentlichen Ffaushalt 
nach den vom Bundesminister für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit erteilten Buchungsan- 
weisungen. Die Bundeshauptkasse bucht mit- 
hin Einnahmen, die nicht von ihr angenom- 
men, und Ausgaben, die nicht von ihr geleistet 
worden sind. 

Da die Jahresbuchungen der Bundeshaupt- 
kasse einen Einblick in die einzelnen Einnah- 
men und Ausgaben des außerordentllichen 
Fiaushaltes nicht gestatten, kommt der Rech- 


nungslegung der Bundeshauptkasse keine un- 
mittelbare Beweiskraft zu. 

113. Die für die Rechnungslegunig im außerordent- 
lichen Fiaushalt bei der Bundeshauptkasse 
vorzunehmenden Einnahme- und Ausgabe- 
buchungen sind aus der ERP-Buchführung 
abgeleitet. Die ERP-Buchführung ersetzt mit- 
hin die Buchführung der Bundeshauptkasse. 

Bei der Prüfung der Rechnungslegung zum 
außerordentlichen Fiauishalt waren die Jah- 
resbuchungen der Bundeshauptkasse an Fiand 
der Unterlagen des Bundesministers für wirt- 
schaftliohe Zusammenarbeit in die einzelnen 
Geschäftsvorfälle und in die sich daraus für 
die Rechnungslegung ergebenden Einnahmen 
und Ausgaben aufzulösen und unter Zugrunde- 
legung der ERP-Buchführung im einzdnen 
zu untersuchen. Zur Vervollständigung der 
Prüfung mußten die Buchungen bei der Bank 
deutscher Länder herangezogen und Prüfun- 
gen bei den Fiauptleihinstituten vorgenom- 
men werden. 

114. Während es im Rechnungsjahr 1950 noch die 
Fiauptaufgabe der ERP-Buchführung war, das 
Aufkommen an Gegeriwertmitteln und ihre 
Verteilung festzuhalten, traten im Rechnungs- 
jahr 1951 die Erfassiung der Aufkommen an 
Darleihnszinsen und Darlehnstilgungen sowie 
ideren Wiederviorwendung in den Vorder- 
grumd. 

115. Die ERP-Buchführung wurde erst im Laufe 
des Rechnungsjahres 1950 neu eingerichtet. 
Sie mußte für einen lerheblichen Teil 'der Ge- 
schäftsvorfälle nachträglich aufgestellt wer- 
den und war für das Rechnungsjahr 1950 in 
V er schieden er FÜnsicht lückenhaft. 

Die im Rechnungsjahre 1950 noch vorhan- 
denen Mängel der ERP-Buohführung, die im 
wesentlichen zu Lasten einer vorgangslosen, 
überstürzten Entwicklung gehen, sind vom 
Rechnungsjahre 1951 an beseitigt worden. Die 
ERP-Buchführung entspricht nunmehr den 
Anforderungen, die vom Standpunkt der Prü- 
fung aus gestellt werden müssen und ist in 
der gewählten Form zweckmäßig. 

116. Auf Grund der Prüfungen des Bundesrech- 
nungshofs waren in den vom Bundesmini- 
ster für wirtschaftliche Zusammenarbeit auf- 
gestellten Jahresrechnungen 1950 und 1951 
des ERP-SV Umbuchungen notwendig und 
Nachträge vorzunehmen, die in der Rechnung 
als ,, Einnahmen“ und ,, Ausgaben“ erschei- 
nen. Am Bestand und an der Zusammenset- 
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zunig des ERP-SV ibeim Jahresabschluß ändert 
sich dadurch nichts, da die Buchuingen silch 
ausgleichen. 

Die vom Bundesrechniungshof für notwen- 
dig gehaltenen Änderungen der Jahresrech- 
nungen 1950 und 1951 des ERP-SV sind vom 
Bundesminist er für Wiirtschaftliche Zusam- 
menarbeit anerkannt worden. 

117. Der Bundesrechnungshof hat die endgültige 
Rechnung des ERP-SV für die Rechnungs- 
jahre 1950 und 1951 im Benehmen mit der 
Verwaltung des ERP-SV an Hand der von 
dieser vorgelegten Entwürfe neu aufge stellt. 

118. Das sich auf Grund der ERP- Buchführung 
ergebende Sondervermogen zum 31. März 
1951 und zum 31. Marz 1952 war nach den 
Feststellungen des Bundesrechnungshofs rich- 
tig ermittelt, im Nachweis des Bestandes des 


ERP-SV zum 31. März 1951 und zum 
31. März 1952 vollständig ausgewiesen und in 
der ausgewiiesenen Höhe tatsächlich vorhan- 
den. 

Die Buchführung der Bank deutscher Län- 
der und der sogenannten Hauptleihinstitute, 
nämlich der Kreditanstalt für Wiederaufbau, 
der Finanzierungs-AG, Speyer, der Lastenaus- 
gleichsbank AG und der Berliner Industrie- 
bank AG wiesen als Guthaben des ERP-SV 
die gleichen Beträge 'aus, die die ERP-Buoh- 
führung als Forderungen an die genannten 
Geldinstitute nachwies. 

1 19. Unter Berücksichtigung der vom Bundesrech- 
nungshof veranlaßten Umbuchungen und 
Nachträge stellt sich das Ergebnis der Rech- 
nung des ERP-SV für die Zeit bis zum Ablauf 
des Rechnungsjahres 1951 wie folgt dar: 


Bestand des ERP -Sondervermögens hei Übernahme der Vermögenswerte und Verpflichtungen 


durch den Bund am - 


30. November 


29. Dezember 


1949 


Bankguthaben 

Forderungen aus Krediten 

Wertpapiere 

Zinsforderungen . . . . 


DM DM 

1 200 330 600,23 
311 801 533,91 
497 000 000,— 

14 353 245,23 

2 023 485 379,37 


Verpflichtungen, die im Zusammenhang mit der 
Übernahme der ERP- und GARIOA- Vermögens- 
werte entstanden sind 723 501 345,26 1 299 98^ 


Zugänge zum ERP-Sondervermögen in der Zeit bis zum Ablauf des Rechnungsjahres 1949 
Gegenwerte für empfangene Lieferungen und 


Dienstleistungen 690 791 198,53 

Zinsen 12 792 857,34 703 584 055,87 

2 003 568 089,98 


Abgänge vom ERP-Sondervermögen in der Zeit bis zum Ablauf des Rechnungsjahres 1949 


Transportkosten für Lidbesgabensendungen aus 

den USA 487 628,07 

Aufwendungen für technische Hilfeleistung ... 64 429,25 

Abführung für Verwaltungskosten an die ECA- 

Mission 27 805 180,46 


Bestand des ERP-Sondervermögens am 31. März 1950 

Bankguthaben 886 537 595,94 

Forderungen aus Krediten 1 061 000 000, — 

Wertpapiere 465 000 000, — 

Zinsforderungen 12 792 857,34 

Übertrag 2 425 330 453,28 


28 357 237,78 
1 975 210 852,20 


1 975 210 852,20 
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DM 

Übercrag 2 425 330 453,28 

Verpflichtungen, die im Zusammenhang mit der 
Übernahme der ERP- und GARIOA- Vermögens- 
werte entstanden sind 450 119 601,08 

Bestand des ERP-Sondervermögens am 31. März 

1950 (vgl. Bundeshaushaltsrechnung 1950, S. 1081) 1 975 210 852,20 


Zugänge im Rechnungsjahr 1950 
Gegenwerte für empfangene Lieferungen und 

Dienstleistungen 2 440 698 457,33 

Zinsen 96 500 201,18 


Abgänge im Rechnungsjahr 1950 

Verlorene Zusdiüsse 218 573 100, — 

Transportkosten für Lieibesgabensendungen aus 

den USA 19 019 567,70 

Aufwendungen für technische Hilfeleistung . . . 497 791,05 

Abführung für Verwaltungskosten an die ECA- 

Mission 69 066 439,47 

Abzüge der USA gemäß Art. V Nr. 3 des bilate- 
ralen Abkommens 195 000 000, — 


Bestand des ERP-Sondervermögens am 31. März 1951 
(vgl. Bundcshaushaltsrechnung 1951, S. 1572) 

Bankguthaben 889 208 158,06 

Forderungen aus Krediten 2 859 390 000, — 

Beteiligungen 3 000 000, — 

Wertpapiere 290 000 000, — 

Zinsforderungen 45 931 967,83 

4 087 530 125,89 

Verpflichtungen, die im Zusammenhang mit der 
Übernahme der ERP- und GARIOA-Vcrmögens- 

wertc entstanden sind 77 277 513,40 


Zugänge im Rechnungsjahr 1951 
Gegenwerte für empfangene Lieferungen und 

Dienstleistungen 1 467 980 811,41 

Zinsen 126 382 568,— 


Abgänge im Rechnungsjahr 1951 

Verlorene Zuschüsse 32 590 049,06 

Transportkosten für Liebesgabensendungen aus den 

USA 1 887 884,71 

Aufwendungen für technische Hilfeleistung . . . 256 841,81 

Abführung für Verwaltungskosten an die ECA- 

Mission 70 715 550,24 

Abzüge der USA gemäß Art. V Nr. 3 des bilate- 
ralen Abkommens 262 300 000.— 


Übertrag 


DM 

1 975 210 852,20 


2 537 198 658,51 
4 512 409 510,71 


502 156 898,22 


4 010 252 612,49 


1 594 363 379,41 
5 604 615 991,90 


367 750 325,82 
5 236 865 666,08 
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DM 

Überürag 

Bestand des ERP -Sondervermögens am 31. März 1952 
(vgl. Bundeshaushaltsrechnung 1951 S. 1575) 


Bankguthaben 1 214 743 884,50 

Forderungen aus Krediten 3 720 452 238,91 

Beteiligungen 3 000 000, — 

Wertpapiere 301721 500, — 

Sonstige Forderungen 86877508, 74 

5 326 795 132,15 

Verpflichtungen, die im Zusammenhang mit der 
Übernahme der ERP- und GARIOA- Vermögens- 
werte entstanden sind 89 929 466,07 


DM 

5 236 865 666,08 


5 236 865 666,08 


Bis zum Schluß des Rechnungsjahres 1951 
waren beim ERP-SV noch keine Ausfälle 
eingetreten. 

120. Der Bundesrechnungshof hat u. a. bei seinen 
Prüfungen der Hauptlieihinstitute in einem 
Falle Zinsansprüche des ERP-SV festgestellt, 
die die lERP-Buchführung nicht ausgewiesen 
hatte. Die nicht gezahlten Zinsen wurden an- 
gefordert. 

J 21. Aus der Einschaltung der Kreditanstalt für 
Wiiederaufbau als Fiauptleihlnstitut und als 
Darlehnsnehmerin des ERP-SV haben sich 
zahlreiche Fragen rechtlicher, wirtschaftlicher 
und verfahrensmäßiger Art ergeben, die von 
Fall ZU Fall geregelt wurden. Seit dem Jahre 
1949 laufen zwisdien dem Bundesminister für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und der Kre- 
ditanstalt für Wiederaufbau unter Mitwirkung 
des Bundesrechnungshofs Verhandlungen mit 
dem Ziele, die bisherigen Einzelregelungen In 
einem Rahmenkreditvertrag zusammenizufas- 
sen. Diese Verhandlungen sind bisher noch 
nicht zum Abschluß gekommen. 

Entsprechend den Ergebnissen der Verhand- 
lungen mit 'der Kreditanstalt für Wiederauf- 
bau sollen auch mit den übrigen Hauptleih- 
instituten Rahmenkreditverträge abgeschlos- 
sen werden. 

Einfuhren der Militärregierungen in den 
Jahren 1945 bis 1950 

(GARIOA-Einfuhren über die JEIA) 

122. In den Jahren 1945 bis 1950 wurden von den 
Militärregierungen im Rahmen der GARIOA- 
Hilfe über die JEIA Waren der verschieden- 
sten Art (Nahrungsmittel, Saatgut, Dünge- 
mittel, medizinischer Bedarf, Rohstoffe, Halb- 
erzeugnisse, Betriebsmaterialien usw.) einge- 
führt und zugunsten der öffentlichen Hand 
(Vereinigtes Wirtschaftsgeibiet und Bund) ver- 


kauft. Hieraus entstanden für die Verwaltung 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes und für 
den Bund Dollarverpflichtungen — nach den 
Berechnungen der Militärregierungen rund 
1,877 Mrd Dollar — , die zunächst gestundet 
wurden und ihre endgültige Regeliung im Lon- 
doner Schuldenabkommen gefunden haben. 

123. Die Einfuhren wurden an der deutschen 
Grenze oder im deutschen Seehafen von „Ein- 
fuhrkontoren“ übernommen, die auf Veran- 
lassung des Vli wditungsamtes für Wirtschaft 
für die jeweilige Warenart durch Zusammen- 
schiluß inländlschier Importeure gebildet wor- 
den waren. Die Einfuhrkontore übernahmen 
die Waren käuflich, veräußerten sie im In- 
lande und rechneten über die Erlöse ab. Die 
Abrechnungen wurden vom Bundesrech- 
nungshof geprüft. Diese Prüfungen erstreck- 
ten sich bis in das Jahr 1953 und sind jetzt 
abgeschlossen. 

124. Die Einfuhrkontore hatten die übernomme- 
nen Waren gemäß Anordnung der Militär- 
regierungen bis zum 31. Juli 1948 an die Ge- 
meinsame Außenhandelskasse und vom 1. Au- 
gust 1948 an — dem Tage der Überleitung der 
Gemeinsamen Außenhandelskasse auf die Bank 
deutscher Länder — an die Bank deutscher 
Länder zu bezahlen und ihnen gegenüber 
Rechnung zu legen. Die Gemeinsame Außen- 
handel skasse war ein Organ der JEIA. 

125. Die RM/DM-Zahlungen der Einfuhrkontore 
flössen in den GARIOA-Counterpartfund der 
Militärregierungen für Hilfeleistungen in den 
besetzten Gebieten. Der Fonds wurde vom 
1. August 1948 an bei der Bank deutscher 
Länder geführt. Über den Fonds verfügten 
die Militärregierungen. Er wurde in das auf 
den Namen der Bundesrepublik lautende 
GARIOA-Sonderkonto umgewandelt. Die 
darauf vereinnahmten Bet räge bilden einen Teil 
des ERP-Sondervermögens. Dieses unterliegt 
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der Prüfung durch den Bundesrechnungshof. 
Aus diesem Grunde — und für die Zeit vor 
dem 31. Januar 1950 auf Grund besomderen 
Auftrages der Mdlitärregierungen — hat 'der 
Bundesrechinungshof die Abrechnuingen der 
Einfuhrkontore geprüft. 

126. Für das Einfuhrverfahren und die Abrech- 
nung der Einfuhren hatten die Militärregie- 
rungen durch ihre Organe (JEIA, BICO, 
Allied Bank Commission, Gemeinsame Außen- 
handelskasse) Vorschriften grundsätzlicher 
Art erlassen. Die Ausfüihrungsanordnungen 
trafen die betoiligten deutschen Verwaltungs- 
stellen und die Bank deutscher Länder. 

127. Die Einfuhrkontore rechneten unmittelbar 
mit der Gemeinsamen Außenhandelskasse und 
der Bank deutscher Länder ab, die auch die 
Zahlungen für den GARIOA-Counterpart- 
fund entgegennahmen. Solange die JEIA die 
Einfuhren an den ausländischen Exporteur zu 
Lasten des Vereiinigten Wirtschaftsgetbietes, 
später des Bundes, bezahlte, mußten diese dar- 
auf achten, daß die Einfuhren auch tatsäch- 
lich nach der im Einfuhrkontrakt festgelogten 
Art, Menge und Güte in das Inland gelang- 
ten, von den Einfuhrkontoren ordnungsgemäß 
übernommen und zugunsten des GARIOA- 
Ccunterpiartfunds bezahlt und abgerechnet 
wurden. Da 'die Verwaltung des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes und der Bund von den 
Einfuhrkontoren vielfach zunächst keine aus- 
‘reichenden Abrechnungen erhielten, mußten 
die Einfuhrabrechnungen vom Bundesrech- 
nungshof, zu einem Teil auch von der Ver- 
waltung für Wirtschaft im Vereinigten Wirt- 
schiaftisgebiet und vom Bundesminister für 
Wirtschaft, bei den Einfuhrkontoren örtlich 
geprüft und ergänzt werden. 

128. Die Bestimmungen über die Einfuhren unter- 
schieden zwischen Einfuhren der Warenkate- 
goriie A (Nahrungsmittel, Saatgut, Düngemit- 
tel usw.) und der Warenkategorie B (Einfuh- 
ren der gewerblichen Wirtschaft). 

129. Für die Einfuhr von Waren der Kategorie A 
galt folgendes: Bei Beginn deir Einfuhren war 
es zunächst nicht möglioh, von den Einfuhr- 
konto.ren den RM/DM-Gegenwert der vollen 
De Visen einstandskosten (Weltmarktpreise) zu 
verlangen, mit denen die JEIA das Vereinigte 
Wirtschaftsgebiet/den Bund belastete, denn 
im Inlande galten zunächst noch gebundene, 
nicht auf den Weltmarktpreisen beruhende 
Preise. Die Einfuhrkontore hatten für die Ein- 
fuhren der Warenkategorie A — soweit sie 
bis zum 28. Februar 1949 eingingen — nur 
die gesetzlich zulässigen Inlandspreise 


(— Stoppreise auf der Grundlage der Vor- 
kriegspreise) zu entrichten. Davon durften — 
ebenfalls bis zum 28, Februar 1949 — jedoch 
bestimmte, lim Inland entstandene, der Art 
nach festgelegte Kosten der Einfuhr und Ver- 
teilung sowie eine von Fall zu Fall festgelegte 
Einfuhr- und Verteilungsspanne von den Ein- 
fuhrkontoren abgezogen werden. Den Rest 
(Nettoerlös) hatten die Einfuhrkontore an die 
Gemeinsame Außenhandelskasse — später an 
die Bank ideutscher Länder — zugunsten des 
GARIOA-Counterpartfunds zu zahlen. 

130. Die EinfuhrkontOire mußten nach Weisung 
der Militärregierungen vom 1. März 1949 an 
den vollen gesetzlichen Inlandspreis an die 
Bank deutscher Länder entrichten, durften 
also keine Kosten mehr abziehen und keine 
Einfuhr- und Verteilungsspanne mehr ein- 
behalten; sie konnten aber beides den Käufern 
weiter berechnen. Diese Regeluing galt bis 
30. April 1949, also nur zwei Monate. 

1 3 1. Schließlich waren vom 1. Mai 1949 an die 
Einfuhren der Warenkategorie A ^dem GA- 
RIOA-Counterpartfund zu den vollen De- 
viseneins tands kosten und ohne jeden Abzug 
zu veirgüten. 

132. Für die Einfuhren der Warenkategorie B gal- 
ten die vorstehenden Regelungen nicht. Für 
sie mußten vielmehr bereits vom 15. Mai 1948 
an die vollen Devisenpreise (Weltmarktpreise) 
zuzüglich der in Devisen von der JEIA bezahl- 
ten Nebenkosten (Seefrachten usw.) an den 
GARIOA-Counterpartfund entrichtet wer- 
den (Operational Memorandum Nr. 25 der 
JEIA vom 25. Mai 1948). 

133. Infolge der Pr eis re gelungen floß dem GA- 
RIOA-Counterpartfund weit weniger an RM/ 
DM-Gegenwerten zu, als den Devisenbeträgen 
entsprach, mit denen die Verwaltung des 
Vereinigten Wlrts'chaftsgebietes und später der 
Bund belastet wurden. Die Minder erlöse gin- 
gen ZU Lasten der öffentlichen Hand. Die 
Mindererlöse und die ebenfalls der öffent- 
lichen Hand zur Last fallenden abzugsfähiigen 
Kosten sowie die Einfuhr- und Verteilungs- 
spanne stellen ,, verdeckte Subventionen“ dar. 
Sie sind ohne Unterschied bei allen Einfuhren 
der Militärregierungen entstanden, und zwar 
bei Einfuhren der Warenkategorie B bis zum 
14. Mai 1948, bei Einfuhren der Warenkate- 
gorie A bis zum 28. Februar 1949, bei ein- 
zelnen Warenarten auch über diese Zeitpunkte 
hinaus, soweit auf Grund von Ausnahmegeneh- 
migungen der Militärregierungen auch danach 
noch zum Inlandspreis — mit oder ohne Ko- 
stenabzug — labgerechnet werden durfte. 
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134. Die Mindererlöse erhöhten sieh noch dadurch, 
daß die im Zeitpunkt der Wahrungsumsteh 
lung bei der Gemeinsamen Außenhandelskas^se 
vorhandenen RM-Guthaben nicht auf DM 
umgestellt wurden und die Guthaben aus den 
Einzahlungen der Eijifuhrkontore infolgedes- 
sen dem GARIOA-Counterpartfund — und 
damit auch dem ERP-SandervermÖgen — 
verloren gingen. Da die Gemeinsame Außen- 
handelskasse seinerzeit 'die Einnahmen aus dem 
VArkauf der GARIOA-Einfuhrcn nicht ge- 
trennt von den Einnahmen aus anderen Ein- 
fuhren gebucht hatte, ließ sich nicht feststel- 
len, wieviel von den bei ihr am 21. Juni 1948 
vorhandenen und untergegangenen mnd 
1,9 Mrd RM auf die GARIOÄ-Einfuhren ent- 
fielen. 

135. Die verdeckten Subventiionen machten — wie 
die Ausführungen im Abschnitt ,,E>lingem'it- 
tcleinfuhren“ (Nr. 219 ff.) zeigen — bei den 
einzelnen einigef ührten Warenarten erheb- 
liche Beträge aus. 

Die verdeckten Subventionen ermäßiigten 
sich für die Zeit vom 1. März 1949 bis 
30. April 1949 bei den Einfuhren der Waren- 
kategorie A um die nicht mehr zum Abzmg 
zugelassenen Kosten der Einiuhrkontore und 
um die Einfuhr und Verteilungsspanne. 

136. Aus abrechnungstechnischen Gründen erhielt 
der GARIOA-Counterpartfund auch währ- 
rend dieser Zeit nur den um die Kosten und 
die Einfuhr- und Verteilungsspanne vermin- 
derten Erlös. Die Abzüge mußten ihm jedoch 
aus Haushaltsmitteln (Subventionsmitteln) 
nachträglich wieder vergütet werden. 

137. Vom 1. Mai 1949 an entfielen für die Einfuh- 
ren der Warenkategoric A alle verdeckten 
Subwntionen. Es war aber nicht möglich, 
sofort für alle diese Einfuhren zur Abrech- 
nung zum Devisenpreis überzu gehen. Sow’eit 
die Verwailtung des Vereinigten Wirtsdinfts- 
g^ebietes oder der Bund sich für die Beibehal- 
tung von Abrechnungspneisen, die unter den 
Devisenpreisen lagen, über den 30. April 1949 
hinaus entsdiieden hatten, mußten dem 
GARIOA-Counterpartfund die Untersdiiedc 
gegenüber den vollen Devisenpreisen als offene 
Subventionen aus Haushaltsmitteln erstatte r 
werden. Diese offenen Subventionen — in der 
Hauptsache für Getreide- und Dlingemittel- 
einfuhren — ergeben sich, soweit sie dem 
GARIOA-Counterpartfund erstattet w'urden, 
aus den Haushaltsrcdinungen der Vcrw'altung 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes und des 
Bundes. 


138, Hiernach harte der Bundesrechnungshof bei 
seinen Einfuhrprüfungen im wesentlichen vier 
Aufgalx^n zu erfüllen, nämlich 

Prüfung der Einfuhrprclsfestsetzungen, 
Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Ab- 
rechnungen der Einfuhrkontorc und Ab- 
srimmiing der Zahlungen mit der Bank 
dcutsdier Länder, 

Prüfung, ob dem GARIOA-Counterpart- 
fund die offenen Subventionsbeträge zuge- 
führt wmrden sind, 

Prüfung der Subventionsaibrechnungen, 
Auf Grund der Prüfungen des Bundesreda- 
nungshofs wmrden von den Einfuhrkontoren 
erhebliche Betrage an den GARIOA-Counter- 
partfund erstattet. Es handelte sich hiierbei 
im wesentlichen um Rückforderungen, die 
auf der irrtümlichen Auslegung von Abredm 
nuiigsbestimmtinigcn durch die Einfuhrkon- 
tore beruhten, iiiisbcsondere 'bei den für die 
verschiedenen Einfuhrzeiträume zugelassenen 
Kost enabzü gen und Einfuhr- und Verteilungs- 
spannen. Hiervon abgesehen hat der Bundes- 
rechnungshof bei seinen Prüfungen festgestellt, 
die Einfuhrkontore ihre Aufgaiben ord- 
nungsgemäß erfüllt haben. 

139. Die Prüfungen des Bundesrechnungshofs 
führten des weiteren zu erheblichen Erstat- 
tungen an den GARIAO-Counterparrfund 
aus Haushaltsmitteln als Ausgleich für offene 
Subventionen, dia zunächst zu Las^n des 
Fonds gewährt worden w^aren. 

140. Eine geschlossene und vollständige Übersicht 
über idas finanzielle Ergebnis der Gesamtein- 
fuhren und die daraus für den Bund entstan- 
denen Verpflichtungen kann der Bundesrech- 
nungshof nicht geben, 'da ihna d'ie hierfür er- 
forderlichen Unterlagen — insbesondere die 
der Militärrcgilemmgen — nicht voll zur Ver- 
fügung standen. 

1 4 1 , Hinderlich war insbesondere, daß dem Bun- 
desrechnungshaf die für die einzelnen Ein- 
fuhren von der JEIA eingegangenen I>evisen- 
verpflichtungen nur teilweise bekannt wniren. 
Oft konnten die von der Gemeinsamen 
Außenhandelskasse vereinnahmten RM-Zah- 
lungen nicht eindeutig als Einnahmen aus den 
GARlOA-'Fdnfuhrcn identifiziert w'crden. Es 
fehlte an Kontrollmöglichkeiten, so daß eine 
zuverlässige Soll- und Ist-Rcchraung, alageleitet 
aus vollständigen Unterlagen über die De- 
visen Zahlungen der JEIA und über die ein- 
geführten und der Verwailtung des Vereinigten 
Wirtsduftsgebictes / dem Bund berechneten 
Warenmengen, nicht möglich war. Die RM/ 



DM-Vcrpfliohtungen der Einfuhrkontore 
konnten daiher sehr oft nur an Hand der in 
ihren Händen befindlichen Unterlagen und 
Abrechnungen festig es teilt lund nur teilweise 
mit Unterlagen der JEIA labgestimmt werden. 

142. Es hat sich im Verlaufe der Prüfungen er- 
geben, daß die Einfuhrkontore eine Reihe 
von Einfuhren nicht befzahlt hatten, weil das 
zuständige Organ der JEIA die Zahlungen 
nicht angefordert hatte. Die deutschen Ver- 
waltungsstellen konnten diese Verbindlichkei- 

‘ten der Einfuhrkontore zunächst nicht ken- 
nen und ihnen nicht niachgehen, weil sie keine 
Unterlagen besaßen. Die Verpflichtungen 
wurden erst später bekannt. Dann wurden 
'bei den Elnifuhrkontoren noch erhebliche DM- 
Beträge eingezogen. 

Erstattung der Inlandtransportkosten für 
Liebesgabensendungen aus den USA 

(ERP -Sondervermögen) 

143. Das Abkommen ülber wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit zwtischen der Bundes repuiblik 
Deutschland und den Vereinigten Staaten von 
Amerika vom 15. Dezember 1949 bestimmt 
u. a.: 

„Die Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land wird aus allen Guthaben auf dem ERP- 
Sonderkonto DM-Beträge zur Verfügung 
st^en, die erforderlich sind, um die Trans- 
portkosten (einschließlich Hafen-, Lagerungs^, 
Manlipulations- und ähnlicher Kosten) im 
Falle von karitativen Sendungen, die 

entweder für freiwillige, nicht auf Erwerb 
gerichtete Wohlfahrtseinrichtungen der 
Vereinigten Staaten von Amerika gestiftet 
oder von solchen gekauft werden, oder aus 
den Vereinigten Staaten von Amerika stam- 
men und an in der Bundesrepuiblik wohn- 
hafte Einzelpersonen gerichtet sind, 
von jedem Grenzeingangsort bis zu dem vom 
Empfänger bestimmten Ablieferungsort zu 
decken.“ 

144. Zu Lasten des ERP- Sonderkontos wurden an 
Inlandtransportkosten für Liebesgabensen- 
dungen aus den USA gezahlt 

bis zum 31. März 1950 . 10 179 912,93 DM 
für die Zeit vom 
1. April 1950 

bis 31. Mäiz 1951 .... 19 019 567,70 DM 
für die Zeit vom 
1. April 1951 

bis 31. März 1952 ... 1 887 884,71 DM 


145. Ihlandtransportkosten für Liebesgabensen- 
dungen aus 'den USA entstanden 

a) für Sendungen im direkten Postverkehr, 

b) für Sendungen, die über Handels- und Spe- 
ditionsfirmien den Empfängern zugestellt 
wurden, 

c) für Sendungen von amerikanischen karita- 
tiven Organisationen an freie deutsche 
Wohlfahrt sveribäinde zur Weiterleitung an 
die unterstützungsbedürftige deutsche Be- 
völkerung. 

Die Erstattung der Inlandtransportkosten 
zu Lasten ides ERP-Sonderkontos wurde zu 

a) und b) auf Weisung der zuständigen ame- 
rikanischen Regierungsstellen im Rechnungs- 
jahr 1950 eingestellt. Vom Rechnungsjahr 
1951 an werden Inlandtransportkosten für 
Liabestgabensendungen aus 'den USA nur noch 
den freien deutschen Wohlfahrtsverbänden er- 
stattet. 

146. I>er Bundesrechnungshof hat die Erstattung 
der Inlandtransportkosten für Liebesgaben- 
sendungen aus den USA 

a) bei dem Posttechnischen Zentralamt in 
Darm Stadt, 

b) bei einer Anzahl von westdeutschen Han- 
dels- und Speditionsfirmen, 

c) bei der Transportleitstelle der freien Wohl- 
fahrtsverbände für CRALOG In Bremen 
und bei der CARE-Mission für Deutschland 
lin Bremen 

geprüft. 

Auf Grund dieser Prüfung wurden ins- 
gesamt 37 305 DM aus Mitteln des ERP- 
Sondervermögens zu Unrecht gezahlte In- 
landtransportkosten für Liebesgabensendun- 
gen aus den USA dam ERP-Sondervermögen 
zurückerstattet. 

Im übrigen hat der Bundesrechnungshof 
fest gestellt, daß 

a) idie von den deutschen Stellen getroffenen 
Organisations- und Verteilungsmaßnahmen 
die Möglichkeit einer unrechtmäßigen Ver- 
wendung der Liebesgabensendungen weit- 
gehend ausssch'ließen, 

b) die angeforderten und gezahlten Erstat- 
tungsbeträge sich innerhalb der tatsäch- 
lich entstandenen Kosten hielten, 

c) Ausgaiben, die hinsichtlich Ihrer Höhe oder 
ihrer Zweckbestimmung hätten beanstandet 
werden müssen, nicht Vorlagen. 

147. Der Bundesrechnungshof hat auf Grund sei- 
ner Prüfungen Hinweise gegeben, bei deren 
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künftiger Beachtung eine Ermäßigung der aus 
dem ERP-Sonderkonto zu erstattenden In- 
landtransportkosten zu erwarten ist. Diese 
Hinweise wurden als berechtigt anerkannt, sie 
sollen in Zukunft beachtet werden. 

So werden z, B. künftig Lagerkosten, um 
die hohen Kosten einer vorläufigen Binlaige- 
rung von Liebesgabensendungen in einem Bin- 
nenlager zu senken, nur noch für eine Lage- 
rungszeit bis ZU drei Monaten statt bisher bis 
zu acht Monaten aus dem ERP-Sonderkonto 
erstattet werden. 

Die Versicherungsprämie für die eingelager- 
ten Liebesgalben ist wesentlich gesenkt wor- 
den. 

Die CARE-Mission in Deutschland hat ihre 
bisher bestehenden Büros in Bremen und in 
Stuttgart aufgelöst. Hierdurch werden mo- 
natlich rund 25 000 DM eingespart. 

Für den Versand der Liebesgaben vom Bin- 
nenlager an die Endempfänger wollen die 
freien Wohlfahrts verbände in Zukunft die 
Deutsdie Bundesbahn mi teinschalten, sofern 
diese die Lagerunjg und den Transport der 
Liebesgaben zu den gleichen Bedingungen 
wie die bisher eingeschalteten Speditionsfir- 
men übernehmen kann. 


Bundesministerium des Innern 

(Einzelplan VI) 

Sonstige Bewilligungen 

Zuschuß für das Institut für angewandte 
Geodäsie in Frankfurt (Main) 

(Kapitel 2 Titel 6 nebst Wirtschaftsplan) 

148. Das Institut für angewandte Geodäsie ist aus 
der trigonometrischen Abteilung des frühe- 
ren Reichsamtes für Landesaufnahme hervor- 
gegangen. Am 1. April 1952 ist es in die Ver- 
waltung des Bundes ülbernommen worden. 

Da es auch vorher schon lauf idem Gebiete 
des Vermessungswesens Aufgaben von gesamt- 
ideutscher Bedeutung zu erfüllen hatte, bewil- 
ligte der Bundesminister des Innern Zu- 
sdiüsse; im Rechnungsjahr 1950 waren hier- 
für im Haushaltsplan 120 000 DM und im 
Reohnungsjahr 1951 235 800 DM vorge- 

sehen (Kapitel 2 Titel 6). Die Wirtschaftsfüh- 
rung sollte sich nach einem Wirtschaftspkn 
richten, der für beide Rechnungsjahre dem 
Einzelplan VI Kapitel 2 Titel 6 als Anlage 
bei gefügt war. 


Der Bundesminister des Innern hat im 
Herbst 1952 die Verwendung der Bundeszu- 
wendungen Örtlich geprüft und hierbei fest- 
gestellt, daß das Institut eine Reihe von un- 
rechtmäßigen Zahlungen in Höhe von rund 
38 000 DM geleistet hatte. 

Nach Verhandlungen kam es zu einem Ver- 
gleich zwischen dem Bundesminister des In- 
nern und dem Leiter des Instituts, wonach 
zum Ausgleich dieser und etwa noch auf- 
tretender sonstiger Ansprüche das Eigentum 
an 'den aus amerikanischen Mitteln besdiiafften 
Gegenständen im Werte von rund 79 000 DM 
kostenlos auf den Bund übertragen wurde und 
8 000 DM zu zahlen waren. 

VoT Abschluß des Vergleichs konnten die 
tatsächlichen Erstattungsansprüche des Bun- 
des nicht genau ermittelt werden. Dazu hätte 
es einer Prüfung der gesamten Wirtschafts- 
gebarung bedurft, um inslbesondere auch fest- 
zustellen, ob das Institut nicht bei sparsamer 
und wirtschaftlicher Geschäftsführung mit 
geringeren Zuschußmitteln hätte auskommen 
können. 

Der Bundesrechnungshof hat inzwischen 
festgestellt, daß die Mittel nicht nach dem 
Wirtschaftsplan bewirtschaftet worden sind. 
Das Institut ist aufgefordert worden, entspre- 
chende Übersichten über die gesamten Ein- 
nahmen und Ausgaben aufzustellen. In die- 
sem Zusammenhang werden die Eigentums- 
verhältnisse an den aus amerikanischen Mit- 
teln vor Abschluß des Vergleichs beschafften 
Gegenständen noch geklärt werden müssen. 
Die endgültigen Prüfungsergebnisse liegen 
noch nicht vor. Ich werde in einer späteren 
Denkschrift hierüber berichten. 

Für zentrale Maßnahmen auf dem Gebiet 
der Jugendwohlfahrt 
(Kapitel 2 Titel 61) 

149. Bei diesem Titel sind die Mittel zur Durch- 
führung des Bundesjugendplanes veranschlagt. 

Der Deutsche Bundestag hat in den Plenar- 
sitzungen am 28. April, 4. Mai und 23. Juli 
1950 den Willen zum Ausdruck gebracht, im 
Rahmen der Aufgaben und Möglichkeiten des 
Bundes der deutschen Jugend größte Hilfe an- 
gedeihen zu lassen. Dazu hat das Kaibinett am 
6. Dezem'ber 1950 eine Reihe von Maßnahmen 
auf dem Gebiete der Jugendwohlfahrt be- 
schlossen, die seither in 5 Bundesjugendplänen 
zur Durchführung gekommen sind. In den 
Rechnuingsjahren 1950 und 1951 waren je- 
weils 17,5 Mio DM ausgebracht. 
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Die tatsächlichen Ausgaben beliefen sich im 
Rechnungsjahr 1950 auf 13 526 456,60 DM 
und im Rechnungsjahr 1951 auf 19 019 008,77 
DM, so daß am Schluß des Rechnungsjahres 
1951 ein Ausgaberest in Höhe von 2 454 534,63 
DM verblieb. Der Ausgaberest ist zum Teil 
auf die Anlaufschwierigkeiten der Zusdiuß- 
empfänger und zum Teil darauf zurückzufüh- 
ren, daß die Laufzeit der Bundesjugendpräne 
sich nicht mit idem Rechnungsjahr deckte. 
Der 1 . iBundesjugendplan lief vom 1 . Oktober 

1950 bis 30. Juni 1951, der 2. vom 1. Juli 

1951 bis 30. April 1952. Es wird anzustre^ben 
sein, daß die Abreohnungszei träume für den 
Bundesjugendplain mit dem Rechnungsjahr 
übereinstimmen. Das würde auch zu einer 
Übereinstimimung mit den Abschlußterminen 
der Zuwendungsempfänger und damit zu 
einer Erleichterung der Abrechnung führen. 
Der Bundesrechnungshof hat auf die Anlauf- 
schwierigkelten der Zuwendungsempfänger 
Rücksicht genommen. In Fällen, in denen die 
Bücher und Belege unvollständig waren, 
mußte jedoch die Vervollständigung der Uin- 
terlaigen zum Nachweis der ordnungsmäßigen 
Verwendung der Mittel gefordert werden. 

150. Die Zuschüsse im Rahmen des Bundesjugend- 
planes sind Zuwendungen an außerhalb der 
Bundesverwaltung stehende Stellen zur Erfül- 
lung bestimmter Zwecke im Sinne des § 64 a 
Abs. 1 RHO. Für die Bewilligung und Zah- 
lung der Zuwendungen sowie für den Nach- 
weis der Verwendung gelten seit dem 1. April 
1953 die Richtlinien der Bundesregierung 
betr. Zuwendungen des Bundes an außerhalb 
der Bundesverwaltung stehende Stellen und 
für den Nachweis der Verwendung der Mit- 
tel nach § 64 a Abs. 1 RHO (Bundesgericht- 
linien 1953 zu '§ 64 a RHO). Daneben hat der 
Bundesminister des Innern im Einvernehmen 
miit dem Kuratorium für fugendfragen für 
die einzelnen Bundesjugendpläne besondere 
Richtlinien erlassen. 

151. Die Mittel wurden in Form von Schlüssel- 
zuweisungcn an die Länder und auf Grund 
von Anträgen an zentrale Jugend- und Wohl- 
fahrtsorganisationen verteilt. 

Nach den vorläufigen Richtlinien vom 
20. Dezember 1950 für die Gewährung von 
Zuschüssen zur Erstellung von Jugendwohn- 
heimen und anderen Einrichtungen, die der 
Erziehung und Erwerbsbefähigung der Ju- 
gend dienen, ist Vorausssetzung eines Bundes- 
zuschusses, daß das Land und die Träger der 
Maßnahmen zu der Einrichtung im Rahmen 
des ihnen nur irgendwie Möglichen beitragen. 


In den entsprechenden für den 2. Bundes- 
jugendplan geltenden Richtlinien vom 27. De- 
zember 1951 ist eine gestaffelte Kostenbetei- 
ligung der Länder vorgesehen. In den Rech- 
nungsjahren 1950 und 1951 sind rund 21 Mio 
DM, das sind rund 65 v. H. der Gesamtbewil- 
lilgungen, an die Länder gezahlt worden. Da- 
von entfallen auf 

1. Jugendwohnheime rund 12 Mio DM 

2. Grundausbilduingslehr- 
gänge, Jugenidgemein- 
schaf tswerke und andere 
Einrichtungen, die der 
Erziehunig und Erwerbs- 
befähigung der Jugend 

dienen rund 5 Mio DM 

3. Förderung der Jugend- 

arbeit in den Grenz- 
gebieten rund 3 Mio DM 

4. internationalen Jugend- 
austausch rund 1 Mio DM. 

152. Hinsichtlich der über die Länder geleiteten 

Zuwendungen des Bundes hat der Bundes- 

rechnungshof mit den Rechnungshöfen der 
Länder vereinbart, daß sie die Verwendung 
der Mittel aus dem 1. und 2. Bundesjugend- 
plan prüfen. Die dem Bundesrechnungshof bis 
jetzt vorliegenden Prüfungsergebnisse und 
Verwendungsnachweise lassen erkennen, daß 
nicht immer nach den Richtlinien für die Ge- 
währung von Zuschüssen aus Mitteln des Bun- 
desjugendplans verfahren worden ist. In einem 
Lande sind etwa 80 v. H. der Bundeszuschüsse 
aus dem 1. Bundesjugendplan für den inter- 
nationalen Jugendaustausch entgegen den 
vorräufigen Richtlinien vom 20. Dezember 
1950 an zentrale Organisationen gezahlt wor- 
den. Dadurch sind in einzelnen Fällen die 
gleichen Veranstaltungen sowohl vom Bundes- 
minister des Innern unmittelbar als auch aus 
seinen Zuwendungen an die Länder gefördert 
worden. In einem Falle sind für die gleiche 
Maßnahme 18 000 DM durch den zientralen 
Verband und 10 000 DM über das Land ge- 
zahlt worden. 

Der Bundesrechnungshof beabsichtigt im 
Hinblick auf die Höhe der Bundesmittel, sich 
vom 3. Bundesjugendplan ab an der Prüfung zu 
beteiligen. Über die Ergebnisse werde ich in 
einer späteren Denkschrift berichten. 

153. Die den zentralen Jugend- und Wohlfahrts- 
organisationen gewährten Zuschüsse sind im 
wesentlichen mit folgender Zweckbestimmung 
bewilligt worden: 

1. Zentrale Führungsaufgaben 
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2. Staatspolitische Erziehung 

3. Internationaler Jugendaustausch 

4. Jugendsdirifttum 

5. Ausbildungszwecke. 

Die Zuwendungsempfänger hatten die 
zweckentsprechende Verwendung der Zuwen- 
dungen durch Vorlage eines Verwendungs- 
nadiweises darzutun. In der Denkschrift 1949/ 
1950 S, 79 habe ich berichtet, daß die Ver- 
wendungsnachweise zum Teil noch ausstehen. 
Auch jetzt liegen dem Bundesredinungshof 
noch nicht alle Verwendungsnachweise für die 
Zuwendungen aus dem 1. und 2. Bundes- 
jugendplan vor. So sind z.B.für das im Som- 
mer 1951 mit einem Bundeszuschuß von 
491 000 DM durchgeführte Loreley-Lager 
trotz mehrfacher Erinnerung bis jetzt keine 
prüfungsfähigen Unterlagen vorgelegt worden. 
Das gleiche gilt für einen Zuschuß von 
192 000 DM zur Herstellung eines Loreley- 
films. Ein Teil der Verwendungsnachweise be- 
findet sich noch beim Bundesminister des In- 
nern zur Prüfung durch die Verwaltung oder 
zur Vorprüfung. Die Verzögerung ist darauf 
zurückzuführen, 'daß die Zuwendungsempfän- 
ger die Verwendungsnachweise schleppend und 
zum Teil mit erheblicher Verspätung einge- 
reicht haben und die Prüfung durch 
die Verwaltung sehr lange Zeit in 
Anspruch genommen hat. Die Rech- 
nungsprüfung ist dadurch erschwert und ver- 
zögert worden. Der Bundesminister des In- 
nern hat die Tatsache, daß er die Verwen- 
dungsnachweise noch immer nicht vollständig 
geprüft hat, mit Personalschwicrigkelten be- 
gründet; er hat eine beschleunigte Erledigung 
zugesagt. 

154. Der Bundesrechnungshof hat bei einer Anzahl 
zentraler Verbände die Verwendung der Zu- 
wendungen örtlich geprüft. Nach den Ergeb- 
nissen der Prüfungen, die sich in einigen Fäl- 
len auf die Abrechnungszelträume der drei 
ersten Bundesjugendpläne (Rechnungsjahre 
1950, 1951 und 1952) erstreckten, sind die 
Zuwendungen im großen und ganzen zweck- 
entsprechend verwendet worden. Allerdings 
liegen auch Prüfungsergebnisse vor, die nicht 
befriedigen können. Ein Teil ider Verbände 
hat die für die einzelnen Bundesjugendpläne 
geltenden Abrechnungszelträume nicht eingc- 
halten, sondern die zugewiesenen Mittel still- 
schweigend später verbraucht. Das ist in der 
Hauptsache darauf zurückzuführen, daß hohe 
Zuschüsse beantragt und bewilligt wurden, 
ohne daß die Voraussetzungen für eine zweck- 
entsprechende Verwendung im Zeitpunkt der 


Bewilligung Vorlagen. Bei rechtzeitiger Vor- 
lage und Prüfung der Verwendungsnachweise 
hätte sich die Bereitstellung weiterer Bundes- 
mitüel vor der Verwendung bereits zuge- 
wiesener Mittel vermeiden lassen. In anderen 
Fällen hätten die Zuwendungen ln der jeweils 
erforderlichen Höhe statt in einer Summe in 
angemessenen Ratenzahlungen gewährt wer- 
den können. Einem Verband sind aus Mitteln 
des 1. Bundesjugendplanes für zentrale Füh- 
rungsaufgaben zweimal 62 500 DM zugewie- 
sen worden, obwohl der Verband im Abrech- 
nungszeitraum nur Aufwendungen in Höhe 
von rund 29 200 DM hatte. Der gleiche Ver- 
band hat aus Mitteln des 1. Bundesjugendpla- 
nes 115 000 DM für staatspolitische Erziehung 
und 65 000 DM für internationalen Jugend- 
auistausch erhalten, während die Ausgaben im 
Abrechnungszeitraum nur rund 1 800 DM 
für staatspolitische Erziehung und rund 
4 770 DM für internationalen Jugendaus- 
tausch betrugen. Der Bundesreclinungshof 
hat darin einen Verstoß gegen § 26 Abs. 1 
RHO gesehen. Ich verweise auf die Einzel- 
bem.erkung Nr. 17. Einem anderen Verband 
wurden die beantragten M'lttel aus dem 3 . Bun- 
desjugendplain In gleicher Höhe wie aus deml. 
und 2. Bundesjugendplanbewilligt, obwohl kein 
näher begründeter Antrag vorlag und der Ver- 
band noch über einen Bestand an Bundes- 
mitteln verfügte, der fast so hoch war wie 
die zugewiesenen Mittel aus dem 3. Bundes- 
jugendplan. Der Bundesrechnungshof hat ge- 
fordert, daß die angefallenen Habenzinsen er- 
stattet werden. 

155. Auf die teilweise zu hohen Zuwendungen muß 
bis zu einem gewissen Grade zurückgeführt 
werden, idaß einzelne Verbände bei der Ver- 
wendung der Mittel zu großzügig verfahren 
sind. Das gilt z. B. für die Zahlung von Tage- 
und Übernachtungsgeldern. Ein Verband hat 
für die Bediensteten der Geschäftsstelle und 
für Tagungsteilnehmer allgemein Tagegelder 
in Höhe von 15 DM und Übcrnachtungsgel- 
der in Höhe von 10 DM gezahlt. Ein anderes 
Unternehmen hat trotz schlechter Wirtschafts- 
lage Tagegelder in Höhe von 19 DM gezahlt. 
Dasselbe Unternehmen hat mit den Bundes- 
zuwendungen Weihnachtsgratifikationen an 
die Bediensteten in Höhe eines halben Monats- 
gehaltes gezahlt. Der Zuschuß für zentrale 
Führungsaufgaben der Jugendverbände idarf 
nach den Richtlinien vom 27. Dezember 1951 
in der Regel nicht höher sein als die Mittel, 
die der Verband selbst für zentrale Führungs- 
aufgaben aufbringt. In den vorläufigen Richt- 
linien für die Gewährung von Zuschüssen zur 
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Jugendförderung vom 20. Dezember 1950 
fehlte eine entsprechende Bestimmung. Die 
inzwischen ergangenen Richtlinien für den 
5. Bundesjugendplan — Rcdinungsjahr 1954 — 
sehen eine Eigenleistung der Jugendverbände 
nur noch zu den Kosten -der zentralen Ge- 
schäftsstelle vor. Die Jugendverbände haben 
vielfach keine oder nicht den Richtlinien ent- 
sprechende Eigenleistungen nachgewiesen. Der 
Bundesrechnungshof hat dies beanstandet. 
Außerdem hat er in Fällen, in denen der über- 
wiegende Teil ider Personalausgaben aus Bun- 
desmitteln ibestritten wird, verlangt, daß dem 
Bundesminister des Innern ein Mitwirkungs- 
recht bei der Festsetzung der persönlichen Ver- 
gütungen eingeräumt wird (vgl. auch Nr. 59). 

156. Mit den Zuwendungen für zentrale Führungs- 
aufgaben sind zum Teil Einriditungsgegen- 
stände für die zentralen Geschäftsstellen, wie 
Möbel, Schreibmaschinen, Vervielfältigungs- 
apparate und Filmgeräte gekauft worden. Bei 
der Hergabe der Mittel aus dem 1. bis 4. Bun- 
desjugendplan hat der Bundesminister des In- 
nern sich von Fall zu Fall die Bestimmung 
über das Eigentum Vorbehalten und den Zu- 
wendungsempfängern aufgegeben, die ange- 
schafften Sachen in einem Inventarverzeichnis 
zu erfassen. Die Verzeichnisse sind vielfach 
nicht oder nicht vollständig geführt worden. 
Der Bundesrechnungshof, hat dem Bundes- 
minister des Innern empfohlen, über das Ei- 
gentum an den mit Bundesmitteln angeschaff- 
ten Sachen eine allgemeine Bestimmung zu 
treffen. Das ist in den Richtlinien für den 
5. Bundesjugendplan vom 12. März 1954 ge- 
schehen. Hinsichtlich der aus Mitteln des 1. 
bis 4. Bundesjugendplanes angeschafften Sachen 
hat der Bundesrechnungshof gefordert, daß 
Inventarlisten — soweit nicht geschehen — 
nachträglich aufgestellt werden und Bestim- 
mung über das Eigentum getroffen wird. Der 
Bundesminister des Innern hat zugesagt, daß 
der Forderung im Zusammenhang mit neuen 
Bewilligungen entsprochen werden wird. 

Einige Verbände haben mit den Bundeszu- 
schüssen teuere Diktiergeräte für ihre Ge- 
schäftsstellen angeschafft. Der Bundesrech- 
nugnshof hat den Standpunkt vertreten, daß 
solche Geräte nicht zu den unbedingt not- 
wendigen Einrichtungsgegenständen gehören. 

157. Die zentralen Organisationen leiten die Zu- 
wendungen vielfach zur Erfüllung des Ver- 
wendungszweckes an ihre Unterverbände wei- 
ter. Nach Nr. 6 Abs. 7 der Allgemeinen Be- 
willigungsbedingungen für die Gewährung 
von Zuwendungen des Bundes nach § 64 a 


RHO (Anlage zu den Bundesrichtlinien 1953) 
hat die zentrale Organisation die Weitergabe 
davon abhängig zu machen, daß der Letzt- 
empfänger einen Verwendungsnachweis er- 
bringt, der dem Gesamtnadiweis beizufügen 
ist. Das ist nicht immer beachtet worden. Der 
Bundesrechnungshof hat dies beanstandet und 
verlangt, daß die Verwendungsnachweise nach- 
träglich erbracht werden, idamit eine Kontrolle 
über den Verbleib der Bundesmittel und ihre 
zweckentsprechende Verwendung möglich ist. 

158. Die Zuwendungen sind nicht immer dem Ver- 
wendungszweck entsprechend verwendet wor- 
den. Die an Wohlfahrtspflegeorganisationen 
gezahlten Zuschüsse zur Förderung der zen- 
tralen Jugendwohl, fahrtspflege sind vielfach 
für individuelle Fürsorgemaßnahmen, die den 
Bezirks- und Landesfürsorgeverbänden ob- 
liegen, verbraucht worden. Bel diesen Maß- 
nahmen hat sich das Fehlen von Richtlinien 
im Zeitraum des 1. Bundesjugendplanes nach- 
teilig ausgewirkt. Einem Jugendverband sind 
im September 1952 für den Ankauf einer Ton- 
filmkopie 3650 DM bewilligt worden. Nadi 
dem Verwendungsnachweis des Verbandes ist 
der Zuschuß an einen Filmregisseur weiterge- 
leitet worden, der dafür eine Spezialkamera, 
ein Kopierwerk und Filmmaterial angeschafft 
hat. Eine spielfähige Tonfilmkopie ist bis jetzt 
nicht geliefert worden. Der Jugendverband 
konnte hei der örtlichen Prüfung durch den 
Bundesrechnungshof keine Auskunft über den 
Verbleib und idie Verwendung der angeschaff- 
ten Geräte geben. Der Bundesrechnungshof 
hat verlangt, daß der Zuschuß zurückgefordert 
wird, falls der Verband idie zweckentspre- 
chende Verwendung der Mittel nicht in Kürze 
nachweisen kann. Für internationale Jugend- 
begegnungen mit gemeinschaftsbildendem Cha- 
rakter sind in den hierfür erlassenen Richt- 
linien für den 1. und 2. Bundesjugendplan Zu- 
schüsse ln Höhe von 1,50 DM je Tag und 
Teilnehmer für Verpflegung und Unterkunft 
und 50 V. H. der tatsächlidi entstandenen 
Fahrtkosten vorgesehen. Die Verbände haben 
sich nicht immer an die Zweckbestimmung ge- 
halten. Ein Verband hat die Zuschüsse nicht 
in der im Verwendungsnachweis ausdrücklich 
erklärten Höhe an 'die Unterverbände weiter- 
geleitet, sondern zu einem erheblichen Teil für 
sich behalten. Der Bundesrechnungshof hat 
dieses Verhalten mißbilligt und die Erstattung 
der vom Verband einbehaltenen Mittel ge- 
fordert. Vielfach konnte der Bundesrechnungs- 
hof die Förderungswürdigkeit der mit Bun- 
desmitteln durchgeführten Auslandsfahrten 
nicht anerkennen, weil cs sich nicht um inter- 
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nationale Begegnungen mit gemeinschafts- 
bildendem Charakter, sondern um Fahrten 
handelte, die überwiegend der Erholung oder 
der Besichtigung des Landes dienten. Nach 
den Richtlinien für den 1. und 2. Bundes- 
jugendplan können im Rahmen der staats- 
polltischen Erziehung für Kurse, Lehrgänge 
und Arbeitstagungen Zuschüsse bis zu 3 DM 
je Tag und Teilnehmer gezahlt werden. Der 
Tagessatz von 3 DM ist ein Höchstzuschuß. 
Das ist häufig nicht beachtet worden. Die Ver- 
bände haben zum Teil 3 DM abgerechnet, ob- 
wohl die tatsächlichen Kosten, z. B. bei Zelt- 
lagern, nicht diesen Betrag erreichten. In eini- 
gen Fällen war nicht zu erkennen, ob die in 
den Verwendungsnachweisen angegebenen Ta- 
gessätze den Teilnehmern zugute gekommen 
sind oder ob der abgerechnete Betrag zur 
Deckung sonstiger Kosten verwendet worden 
ist. Die Angelegenheit schwebt noch. 

159. Zur Ermittlung des Zuschusses für internatio- 
nalen Jugendaustausch und staatspolitische Er- 
ziehung muß grundsätzlich eine Einzelabrech- 
nung der Kosten gefordert werden. Die ab- 
gerechnctcn Fahrtkosteu und die Zahl der 
Teilnehmer an Veranstaltungen sind nicht 
immer befriedigend nachgewiesen worden. Ein 
Verband z. B. hat im Verwendungsnachweis 
Kosten in Höhe von 1 866 DM und 72 Teil- 
nehmer angegeben, während die Original- 
belege nur 1 319 DM Kosten und 55 Teil- 
nehmer ausweisen. Ein Landesjugendring hat 
für die Verwendung eines Zuschusses aus Mit- 
teln des 1. Bundesjugendplanes in Höhe von 
200 000 DM nur Auszahlungsbelege für rund 
195 900 DM erbringen können. Der Bundes- 
rechnungshof hat bei den örtlichen Prüfungen 
den Wünschen der Verbände, die Kosten in 
einfachster Form belegen zu dürfen, weit- 
gehend Rechnung getragen. Er hat aber auf 
die Vorlage von Zahlungstbelegen und Teil- 
nehmerlisten zum Nachweis der Verwendung 
der öffentlichen Mittel nicht verzichten kön- 
nen. Soweit die Verwendung der Zuschüsse 
nicht belegt werden konnte, ist Rückzahlung 
gefordert worden. 

160. Die Bewilligung von Zuschüssen zur Förde- 
rung des Jugendschrifttums stützte sich durch- 
weg auf die von den Antragstellern angegebe- 
nen Umsatzzahlen. Der Bundesrechnungshof 
hat dem Bundesminister des Innern empfoh- 
len, in den Verwendungsnachweisen Angaben 
über Auflagenhöhe und Verkaufserlöse zu 
fordern, damit geprüft werden kann, ob die 
Zuschüsse ihrer Höhe nach notwendig waren. 
Der Bundesminister des Innern hat die Emp- 


fehlung in den Richtlinien für den 5. Bundes- 
jugendplan berücksichtigt. 

161. Die Durchführung des Bundesjugendplanes hat 
die Jugendverbände vor schwierige und zum 
großen Teil neuartige Aufgaben gestellt. Dar- 
auf hat der Bundesrechnungshof Rücksicht ge- 
nommen. Er hat es sich besonders angelegen 
sein lassen, die Jugendverbände zu beraten 
und ihnen zu helfen. Die Notwendigkeit und 
Zweckdienlichkeit der Prüfungen werden von 
den Jugendverbänden in zunehmendem Maße 
anerkannt. 

, Institut für Raumforschung 

(Kapitel 14) 

162. Im Anschluß an meine Ausführungen in der 
Denkschrift 1949/1950 S. 80 und 81 berichte 
ich folgendes: 

Die Rechnungsprüfung für die Rechnungs- 
jahre 1949, 1950 und 1951 konnte noch nidit 
abgeschlossen werden, da die Vorprüfungser- 
gebnisse noch nicht vollständig vorliegen. So 
steht die Regelung der Ansprüdie des Bundes, 
die sich aus der Führung eines sdiwarzen Kon- 
tos ergeben haben, noch aus. Zu den sonsti- 
gen Beanstandungen, die sich auf die Perso- 
nal- und Sachausgaben beziehen, hat der Bun- 
desminister des Innern mitgeteilt, daß noch 
geprüft werden soll, ob gegen die beteiligten 
Bediensteten Schadenersatzansprüche zu er- 
heben sind. Zu der zweifelhaften Frage, ob 
und inwieweit die Forschungsaufträge als er- 
füllt anzusehen sind, hat der Bundesminister 
des Innern ferner mitgeteilt, daß in einem 
Fall gegen einen Auftragnehmer Klage erho- 
ben worden ist. In erster Instanz wurde der 
Klage stattgegeben; in der Berufungsinstanz 
ist sie abgewiesen worden. In seiner Begrün- 
dung habe das Gericht ausgeführt, daß es sich 
bei den mit den Mitarbeitern des Instituts für 
Raumforschung abgeschlossenen Verträgen 
nicht um Werkverträge, sondern um befristete 
Dienstverträge gehandelt habe; die Bezeich- 
nung „Werkvertrag“ sei nur gewählt worden, 
um zum Ausdruck zu bringen, daß zwischen 
dem Institut für Raumforschung und den ein- 
zelnen Mitarbeitern keinArbelts- oder Dienst- 
verhältnis mit den sich daraus möglicherweise 
ergebenden tarifvertraglichen Bindungen zu- 
stande gekommen sei. Das Gericht habe den 
Standpunkt vertreten, daß die Vertragslei- 
stungen der einzelnen Mitarbeiter, Insbeson- 
dere des Beklagten, in einer freien, im wesent- 
lichen durch gelegentliche mündliche Bespre- 
chungen und Teilnahme an Sitzungen zu lel- 
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Stenden Mitarbeit, also in der Leistung „höhe- 
rer Dienste'L bestanden habe, für die monat- 
lich Vergütungen gezahlt worden seien, und 
daß der Beklagte seinen Verpflichtungen aus 
diesem Vertrage nachgekommen sei. 

163. Der Bundesminister des Innern vertritt die 
Auffassung, daß mit Rücksicht auf diese Ge- 
richtsentscheidung auch in den anderen Fällen 
der Nachweis der Nichterfüllung einer Ver- 
pflichtung nicht zu erbringen sein wird. Nach 
Ansicht des Bundesrechnungshofs liegen die 
Fälle aber nicht alle gleich. In mehreren Fällen 
hat er es deshalb für erforderlich erklärt, noch 
nachträglich die gutachtliche Stellungnahme 
des inzwisdien neu gebildeten Wissenschaft- 
lichen Rates darüber einzuholen, ob der Auf- 
trag überhaupt im Rahmen des Forschungs- 
programms des Instituts für Raumforschung 
hätte erteilt werden dürfen und ob die Hono- 
rare als angemessen angesehen werden könn- 
ten. In den Fällen, in denen die Geltend- 
machung eines Anspruchs gegen die Auftrag- 
nehmer nach der Gerichtsentscheidung keinen 
Erfolg verspricht oder der erfüllte Auftrag 
nicht im Rahmen des Forschungsprogramms 
hätte erteilt werden dürfen, wird der Bundes- 
minister des Innern die Frage der Amtspflicht- 
verletzung des damaligen Geschäftsführers zu 
prüfen haben. Der Bundesrechnungshof hat 
dem Bundesminister des Innern dazu mitge- 
teilt, daß erforderlichenfalls audi geprüft wer- 
den müsse, ob sich Schadenersatzansprüche ans 
der Verletzung einer Aufsichtspflicht herlei- 
ten lassen. Ich werde in einer späteren Denk- 
schrift weiter berichten. 

Bundesgrenzschutz, Beschaffungsstelle für den 
Bundesgrenzsdiutz, Seegrenzschutzverband, 
Behelfseinrichtungen und Beschaffungen für 
die Bereitschaftspolizeien der Länder 
(Kapitel 25 bis 27, E 34, E 35, E 37) 

164. Die Kapitel 25 bis 27 enthalten die Ausgaben 
für die nach dem Gesetz über den Bundes- 
grenzschutz und die Einrichtung von Bundes- 
grenzschutzbehörden vom 16. März 1951 er- 
richteten Mittelbehörden, Grenzschutzabtei- 
lungen, Grenzschutzschulen, die Beschaffungs- 
stelle für den Bundesgrenzschutz und den See- 
grenzschutzverband. 

Bei der Bewirtschaftung dieser Haushalts- 
mittel im Rechnungsjahr 1951 ist ungewöhn- 
lich häufig gegen die Bestimmungen der RHO, 
RWB, RRO und RKO verstoßen worden. Im 
wesentlichen handelt es sich um folgendes: 


a) Die Buchführung in den Grenzschutzkas- 
sen entsprach nicht den Bestimmungen 
(§§ 8 bis 17 RRO, 56 bis 65 RKO). 

b) In vielen Fällen sind Ausgaben bei unrich- 
tigen Titeln (§ 67 RHO) gebucht worden 
(rund 900, siehe Sammelbemerkungen über 
Buchungen an unrichtiger Stelle Nr. 30 
unter 7 und 8). Die unrichtigen Buchungen 
sind zum Teil vorgenommen worden, um 
bei anderen Titeln Überschreitungen der 
durch Kassenanschlag zugewiesenen Mittel 
zu vermeiden. 

c) Bei der Buchung von Einnahmen ist oft 
nicht beachtet worden, daß Einnahmen 
und Ausgaben getrennt nachzuweisen sind 
(Bruttoprinzip, § 69 Abs. 1 RHO). Nach 
ihrer Höhe sind diese Fälle jedoch ohne 
besonderen Einflul^ auf das Rechnungser- 
gebnis. 

d) Die Haushaltsmittel sind nicht immer 
wirtschaftlich und planmäßig verwaltet 
worden (§ 26 RHO). Oft sind Haushalts- 
mittel, die gegen Ende des Rechnungsjah- 
res nicht ausgegeben waren, noch vor Jah- 
resabschluß zu Vorratsbeschaffungen ver- 
wendet worden, die in diesem Zeitpunkt 
nicht notwendig waren. 

e) Größere Zahlungen sind häufig durch Bar- 
zahlung statt durch unbare Überweisung 
bewirkt worden (§ 23 Abs. 1 RKO). Dazu 
mußten die Grenzschutzkassen unnötig 
hohe Barmittel halten. 

f) Die Belegführung war mangelhaft. Die Be- 
lege waren ungenügend erläutert (§ 55 
RRO), die Feststellungen in sachlicher und 
rechnerischer Hinsicht (§§ 77 bis 78 RRO) 
ermangelten der Sorgfalt. In vielen Fällen 
wurden Rechenfehler festgestellt. 

165. In drei Fällen wurden Fehlbeträge festgestellt. 
Sie sind durch die verantwortlichen Beamten 
ersetzt worden. An einem dieser Fälle war 
eine Finanzkasse beteiligt, die im Einverneh- 
men mit dem Landesministerium mit der 
Wahrnehmung der Kassengeschäfte für eine 
Grenzschutzdienststelle beauftragt worden 
war. Da trotz der Erstattung der Fehlbeträge 
die Buchführung dieser Kasse zu Bedenken An- 
laß gab, regte der Bundesrechnungshof bei 
dem Landesministerium die Durchführung 
einer außerordentlichen Kassenprüfung an. 
Diese ergab Unterschlagungen des Kassierers 
von insgesamt 9 733,67 DM, vornehmlich 
durch Nichtabführung von Lohnsteuer. Die 
Bundeskasse ist um den anteiligen Steuerbe- 
trag nicht geschädigt, da der Fehlbetrag dem 
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Land zur Last fällt. Die Abwicklung erfolgt 
zu Lasten des Landes. 

166. Die f estgestellten Mängel lassen sich zum größ- 
ten Teil aus dem schnellen Aufbau des Bun- 
desgrenzschutzes erklären, dem die Verwal- 
tung nur unter Schwierigkeiten folgen 
konnte. 

Ein großer Teil der Fehler beruht auf un- 
zureichender Kenntnis von Vorschriften, auf 
Irrtümern in ihrer Auslegung und mangelnder 
Verwaltungserfahrung. Die besonderen Be- 
stimmungen für den Bundesgrenzschutz konn- 
ten durch das Bundesministerium des Innern 
erst nach und nach erlassen werden. In der 
ersten Zeit mußten viele Dienststellen mit 
nichteingearbeitetem, zahlenmäßig unzurei- 
chendem und überlastetem Personal arbeiten. 
Auch haben die uniformierten Einheiten den 
Belangen der Verwaltung nicht immer genü- 
gend Rechnung getragen. Die während des 
Krieges üblich gewordene Großzügigkeit in 
Verwaltungsangelegenheiten wirkte beim Bun- 
desgrenzschutz offenbar noch nach und beein- 
flußte die Einstellung zur Verwaltung. Die 
Einheiten mußten sich erst daran gewöhnen, 
daß ihre Möglichkeiten durch die Ansätze des 
Haushaltsplanes begrenzt werden. 

167. Sdiwerer sind die auf eine bewußte Um- 
gehung von Vorschriften abzielenden Ver- 
stöße zu werten (s. oben Buchstaben b und 
d). Es soll aber nicht verkannt werden, daß 
auch hierzu mitunter Umstände den Anlaß ge- 
geben haben, die außerhalb des Einflußbe- 
reichs des verantwortlichen Beamten lagen 
(verspätete Haushaltsaufstellung und Zuwei- 
sung von Haushaltsmitteln). 

168. In den folgenden Rechnungsjahren ist eine ste- 
tige fortschreitende Besserung erkennbar. Die 
Sammlung und Auswertung von Erfahrungen, 
die Auswirkungen der Vorprüfung und der 
Rechnungsprüfung sowie die allmählich sich 
bessernde personelle Besetzung der Grenz- 
schutzverwaltungsstellen lassen die Erwartung 
berechtigt erscheinen, daß die Mängel in ab- 
sehbarer Zeit erheblich zurückgehen werden. 

169. Kapitel E 34 enthält die Ausgaben für die 
nadi Nr. 9 und 10 des Verwaltungsabkom- 
mens über „die Errichtung von Bereitschafts- 
polizeien der Länder'^ dem Bunde obliegende 
Beschaffung der ersten Ausstattung der Be- 
reitschaftspolizeien der Länder mit Sanitäts- 
gerät, Waffen, Kraftfahrzeugen und Nach- 
richtenmitteln. 

Die Kapitel E 35 und E 37 enthalten die 
Ausgaben für die gesamte erste Ausstattung 


des Bundesgrenzschutzes und des Seegrenz- 
schutzverbandes mit Waffen, Munition, Be- 
kleidung, Gerät, Land- und Seefahrzeugen 
usw. 

170. Die Beschaffung wurde nach den Beschaffungs- 
anweisungen des Bundesministers des Innern 
durch die Beschaffungsstelle für den Bundes- 
grenzschutz durchgetührt. Der Bundesrech- 
nungshof hat festgestellt, daß die Vorschrif- 
ten über die öffentliche Ausschreibung (§ 46 
BnO, VOL und ergänzende Sonderbestim- 
mungen) oft nicht beachtet worden sind. Auf- 
fallend viele Aufträge sind freihändig verge- 
ben worden. Mitunter hatte das Bundesmini- 
sterium des Innern bereits vor der Beschaf- 
fungsanweisung bindende Absprachen mit Fir- 
men getroffen, so daß es der Beschaffungsstelle 
nicht möglich war, das wirtschaftlichste Ergeb- 
nis (§ 24 Abs. 3 VOL) zu erzielen. Die Auf- 
träge sind teilweise sehr breit gestreut in klei- 
nen Losen vergeben worden (Bekleidung); da- 
bei sind sehr unterschiedliche Preise bewilligt 
und nicht immer die wirtschaftlichsten Er- 
gebnisse erzielt worden. Die Planungen für die 
endgültige Form der Gegenstände, die vor der 
Auftragserteilung angestellt werden mußten, 
sind nicht immer ausreichend gewesen. Häufig 
wurden nach Auftragserteilung Änderungen 
und Zusätze verlangt (z. B. bei Schiffsbauten, 
Kraftfahrzeugen), die dann nicht mehr dem 
Wettbewerb unterlagen und die anfänglich 
vorhandene Wirtschaftlichkeit des Abschlusses 
nachträglich in Frage stellten. Die nach Ab- 
schnitt 5 der „vorläufigen Dienstanweisung 
für die Beschaffungsstelle“ bei Ausschreibun- 
gen jeder Art zu bildende Vergebungskom- 
mission ist nicht in allen Fällen zusammenge- 
treten. In Einzelfällen wurden Gegenstände 
nach Anforderung von Mustern verschiedener 
Firmen lediglich auf Grund der Begutachtung 
durch den Referenten des Bundesministeriums 
des Innern beschafft. Die Einrichtung und 
Führung ider Beschaffungsakten ließen zu 
wünschen übrig. Sie sind nicht einheitlich, oft 
unvollständig und unzweckmäßig geführt 
worden. Begründungen für die Abweichung 
von der öffentlichen Ausschreibung fehlten, 
die Vergebungsniederschriften waren oft un- 
zureichend erläutert. 

171. Der Bundesminister des Innern hat hierzu er- 
klärt, daß die Mängel durch die kurzfristigen 
Aufstellungstermine des Bundesgrenzschutzes, 
das dadurch bedingte Erfordernis schnellen 
Handelns und den Mangel an eingearbeitetem 
Personal bei der Beschaffungsstelle verursacht 
worden seien. In der Zeit des Aufbaus des 
Bundesgrenzschutzes im Jahre 1951 seien die 
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Fachdczenivite der Beschaffungsstelle noch 
nicht mit den erforderliclicn Fachkräften be- 
setzt gewesen. Um die Beschaffungen bei der 
kurzfristigen Aufstellung termingerecht durch- 
führen zu können, hätten die Fachreferate 
des Bundesministeriums des Innern eingeschal- 
tet und mit Aufgaben betraut werden müssen, 
die bei normalem Ablauf von der Beschaf- 
fungsstelle wahrzunehmen gewesen wären. 
Die Zuständigkeiten der Fachreferate und der 
Beschaffungsstelle seien inzwischen abgegrenzt 
und die Fachreferenten angewiesen worden, 
sich aller Erklärungen gegenüber Firmen und 
Firmenvertretern, denen auch nur der Schein 
eines rechtsverbindlichen Charakters beigelegt 
werden könnte, zu enthalten. In iden Besdiaf- 
fungsanweisungen an die Beschaffungsstelle 
werde, von Sonderfällen auf Spezialgebieten 
(z. B. Bewaffnung) abgesehen, auf die von der 
Beschaffungs stelle zu verantwortende Aus- 
wahl der Lieferanten kein Einfluß mehr ge- 
nommen. 

Der Bundesrechnungshof hat sich davon 
überzeugt, daß die Mängel jetzt im wesent- 
lichen abgestellt und die Dezernenten der Be- 
schaffungsstelle für den Bundesgrenzschutz so 
eingearbeitet sind, daß die Erzielung wirt- 
schaftlicher Ergebnisse bei den Vergaben zu 
erwarten ist. 

Bundesministerium der Finanzen 
(Einzelplan VIII) 

Bundesvermögens- und Bundesbauverwaltung 

(Kapitel 6) 

Allgemeines 

172. Auf Grund des Gesetzes über die Finanzver- 
waltung vom 6. September 1950 ist bei jeder 
Oberfinanzdirektion eine Bundesvermögens- 
und Bauabteilung eingerichtet worden. Sie hat 
im Oberfinanzbezirk das Bundesvermögen zu 
verwalten und die Bauaufgaben des Bundes 
zu erfüllen. Ihre örtlichen Aufgaben auf dem 
Gebiet der Vermögensverwaltung werden 
von Außenstellen wahrgenommen. Der Auf- 
bau der Bundesvermögens- und Bauabteilun- 
gen und ihrer Außenstellen war mit dem Ab- 
lauf des Rechnungsjahres 1952 im wesentlichen 
abgeschlossen. Vom Rechnungsjahr 1953 an 
besteht also eine bundeseinheitliche Verwal- 
tungsorganisation. 

Die Bauaufgaben des Bundes sind vorläufig 
den Landesbaubehörden übertragen worden; 
der Bund hat sich ein Weisungsrecht Vorbe- 


halten. Die Länder erhalten für die Durch- 
führung dieser Aufgaben eine Entschädigung, 
deren Flöhe aber noch nicht überall endgültig 
bestimmt Ist. 

InBerlin hatderBund seine Vermögens- und 
Bauverwaltung durch besondere Vereinbarung 
dem Land übertragen. Sie wird ausgeübt von 
der „Sonder Vermögens- und Bauverwaltung“ 
beim Landesfinanzamt Berlin, die dem Sena- 
tor für Finanzen untersteht. 

173. Die Verwaltung des ehemaliigen Reichsver- 
mögens lag anfangs Landesdienststellen ob. 
Auch nachdem das Gesetz zur vorläufigen 
Regelung der Rechtsverhältnisse ides Reichs- 
vermögens und der preußischen Beteiligungen 
vom 21. Juli 1951 — Vorschaltgesetz — und 
die Verordnung zur Durchführung des § 6 
dieses Gesetzes erlassen waren, wurde das ehe- 
malige Reichsvermögen, soweit die Verwal- 
tung dem Bund zufiel, im allgemeinen zu- 
nächst von den bisher zuständigen Landes- 
dienststdlen weiterverwaltet. Erst nachdem 
die Bundesvermögens- und Bauabteilungen bei 
den Oberfinanzdirektionen eingerichtet wa- 
ren, übernahmen diese -die Verwaltung. Un- 
klarheiten in tatsächlicher Flinsicht und Zwei- 
felsfragen in der Auslegung des Vorschaltge- 
setzes haben vielfach Meinungsverschiedenhei- 
ten darüber hervorgerufen, wem die Verwal- 
tung einer Liegensdiaft zustehe. Es kam zu 
langwierigen Verhandlungen zwischen Bund 
und Ländern, die auch heute noch nicht abge- 
schlossen sind. Die Prüfungen des Bundesrech- 
nungshofs haben wiederholt dazu geführt, daß 
Länder nachträglich Vermögenswerte des ehe- 
maligen Reichs an die Verwaltungsstellen des 
Bundes abgegeben haben. 

Der Bund konnte das Personal, das die Län- 
der für die Verwaltung des Reichsvermögens 
eingesetzt hatten, zum größten Teil überneh- 
men. Der Bundesrechnungshof hat durch Hin- 
weis auf die einschlägigen Haushalts-, Rech- 
nungslegungs- und Bewirtschaftungsvorschrif- 
ten dazu beigetragen, daß dieses Personal sich 
im allgemeinen bald mit den Bundesvorschrif- 
ten vertraut gemacht hat und die Verwaltung 
nach den bundesgesetzlichen Bestimmungen 
und in wirtschaftlicher Weise durchführt. 

174. Die Einnahmen und Ausgaben für das ehe- 
malige Reichsvermögen sind, wie ich schon in 
der Denkschrift 1949/1950 S. 118/119 näher 
dargelegt habe, in den Rechnungsjahren 1951 
und 1952 in einem Wirtschaftsplan veran- 
schlagt worden. In den Bundeshaushaltsrech- 
nungen beider Rechnungsjahre sind sie daher 
nicht im einzelnen nachgewiesen. 
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175. Zum Jahresabschluß haben sich, wie schon für 
1950, so auch für 1951 und 1952 bei den Kas- 
sen erhebliche Außenstände an Miet- und 
Pachtbeträgen ergeben. Die hohen Rückstände 
sind zum großen Teil darauf zurückzuführen, 
daß die Schuldner nicht oder nicht rechtzeitig 
an ihre Zahlungspflicht erinnert worden sind 
und die Beitreibung der Außenstände nicht 
eingeleitet oder doA nicht nachdrücklich ge- 
nug durchgeführt worden ist. 

Der Bundesrcdinungshof hat die Ober- 
finanzdirektionen immer wieder hierauf hin- 
gewiesen; er hat ferner veranlaßt, daß bei ver- 
späteter Zahlung Verzugszinsen erhoben und 
die idurch Mahnungen entstandenen Verwal- 
tungsunkosten den säumigen Mietern und 
Pächtern in Rechnung gestellt werden. 

176. In der Zeit vor Übernahme der Verwaltung 
durch iden Bund sind in den Bereichen fast 
aller Oberfinanzdirektionen oft Mieten und 
Pachten vereinbart worden, die der Orts- 
üblichkeit und dem objektiven Mietwert von 
vornherein nicht entsprachen oder doch jetzt 
nicht mehr entsprechen. Die Festsetzung der 
niedrigeii Mieten und Paditen ist zum Teil 
darauf zurückzuführen, daß die Länder an der 
Seßhaftmachung von Industrie- und gewerb- 
lichen Betrieben aus steuerlichen und wirt- 
schaftlichen Gründen ein besonderes Interesse 
hatten. Der Bundesrechnungshof hat veran- 
laßt, daß diese Mieten und Pachten auf ihre 
Angemessenheit überprüft und unter Beach- 
tung der vertraglichen Kündigungsfristen an 
den normalen und objektiven Miet- und 
Pachtwert herangeführt werden. 

Ferner haben örtliche Erhebungen ergeben, 
daß die nach der Verordnung PR 71/51 über 
Maßnahmen auf dem Gebiet des Mietpreis- 
rechts vom 29. November 1951 zulässigen 
Wohnraummieten — insbesondere für die 
nach dem 31. Dezember 1949 durch Wieder- 
aufbau erstellten Wohnungen — noch nicht 
überall erhoben werden und -daß Maßnahmen 
zur Erhöhung der Mieten für gewerblich ge- 
nutzte Räume auf Grund des Geschäftsraum- 
mietengesetzes vom 25. Juni 1952 in zahlrei- 
chen Fällen noch nicht eingeleitet worden sind. 
Auch hier hat der Bundesrechnungshof die 
Festsetzung ider Miet- und Pachtbeträge im 
Rahmen der gesetzlichen Vorschriften und der 
vertraglichen Abmachungen gefordert. 

Durch diese Maßnahmen haben sich die Ein- 
nahmen an Mieten und Pachten erheblich ver- 
mehrt. 

177. Wie ich bereits In meiner Denkschrift 1949/ 
1950 S. 121 erwähnt habe, werden zahlreiche 


Liegenschaften des Reichs für soziale und kul- 
turelle Zwecke als Krankenhäuser, Schulen, 
Fieilanstalten, Alters-, Siechen- und Kinder- 
heime genutzt und hierfür ln den wehaus 
meisten Fallen nur Anerkennungsgebühren 
oder Mieten erhoben, die unter dem normalen 
und objektiven Mietwert liegen. Die vom Bun- 
desrechnungshof hinsichtlich der Krankenhäu- 
ser vorgeschlagene allgemeine Regelung hat 
der Bundesminister der Finanzen inzwischen 
getroffen. Er ist im Bundeshaushaltsplan 1954 
durch den Fiaushaltsvermerk zu Kapitel 0806 
Titel 15 ermächtigt, das Krankenhauszwecken 
dienende ehemalige Reichsvermögen zu einem 
Mietzins von 3 v. Fi. des gemeinen Wertes 
zu vermieten und für die ausschließlich zu 
gottesdienstlichen Zwecken genutzten Liegen- 
schaften eine Anerkennungsgebühr von 
0,1 V. Fi. des Wertes nach dem Bauindex 1936 
zu fordern. 

178. Bei mehreren Oberfinanzdirektionen und der 
Sonder Vermögens- und Bauverwaltung in Ber- 
lin wurde das Bestehen von Feuerversicherun- 
gen für Dienstgebäude und von Haftpflicht- 
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gestellt. Da der Bund seine R.isiken nicht ver- 
sichert und im Schadensfälle die entstehenden 
Kosten aus Haushaltsmitteln trägt, hat der 
Bundesrechnungshof veranlaßt, daß die Ver- 
sicherungen in allen Fällen, In denen sie nicht 
auf Grund gesetzlicher Vorschrift bestehen 
bleiben müssen, zum nächstzulässigen Termin 
gekündigt werden. 

Einzelne Prüfungsergebnisse 

179. Ein Land hat vor dem Inkrafttreten des Vor- 
schaltgesetzes Liegenschaften des ehemaligen 
Reichs der staatlichen Flüchtlingsverwaltung 
zur Unterbringung von Heimatvertriebenen 
unentgeltlich zur Nutzung überlassen. 

Der Bundesrechnungshof hat nach dem 
Übergang der Verwaltung des ehemaligen 
Reichsvermögens auf den Bund unter Hinweis 
auf tden gemeinsamen Erlaß des Bundesmini- 
sters des Innern und des Bundesministers der 
Finanzen vom 10. Februar 1951, ider die An- 
mietung von Lagern des ehemaligen Reichs 
für die Unterbringung von Heimatvertriebe- 
nen regelt, veranlaßt, daß für -die Liegenschaf- 
ten eine jährliche Entschädigung in Höhe von 
1 oder 2 v. H. des gemeinen Wertes der An- 
lagen erhoben wird und ordnungsmäßige Ver- 
träge mit dem Land abgeschlossen werden. 

180. Vor dem Inkrafttreten des Vorschaltgesetzes 
hat ein Land größere Liegenschaften des ehe- 
maligen Reichs einer Landessiedlung GmbH 
zur Verwaltung überlassen. Aus den Grund- 
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Stücken, die im wesentlichen landwirtschaftlich 
genutzt werden, hat die Landessiedlung nicht 
unerhebliche Pachteinnahmen. 

Auf Anregung des Bundesrechnungshofs hat 
der Bundesminister der Finanzen das Land 
aufgefordert, die der Landessiedlung überlas- 
senen Grundstücke der Bundesvermögensver- 
waltung zu übergeben und über die nach dem 
1. August 1951 aus den Grundstücken erziel- 
ten Einnahmen mit dem Bund ordnungsmäßig 
abzurechnen. Das Ergebnis ist dem Bundes- 
rechnungshof noch nicht bekannt. 

181. Eine Oberfinanzdirektion hat verschiedenen 
wirtschaftlichen Unternehmen bei der erst- 
maligen Vermietung von reichseigenen Grund- 
stücken eine Ermäßigung der Mieten während 
der sogenannten „Anlaufzeiten“ bewilligt; so 
in einem Falle auf eine Miete von jährlich 
28 000 DM eine Ermäßigung von 75 v. H. für 
das erste Mietjahr und eine solche von 50v. H. 
für das zweite Mietjahr. 

Der Bundesrechnungshof hat unter Ffinweis 
auf § 26 RFIO gegen derartige Ermäßigungen 
Bedenken erhoben und die Öberfinanzdlrek- 
tion ersucht, für gewerblich genutzte Grund- 
stücke grundsätzlich eine Miete zu erheben, 
die dem vollen Wert des Grundstücks ent- 
spricht und ortsüblich Ist. 

182. In einem Lande sind reichseigene Grundstücke 
vor Übernahme der Verwaltung durch Bun- 
desdienststellen von gewerblichen Mietern 
ausgebaut oder wieder aufgebaut worden. Zu 
einem großen Teil mußten sie sich die nötigen 
Geldmittel auf dem Kreditwege beschaffen. 
Zur Sicherung dieser Kredite ließ das Land 
mehrere der reichseigenen Grundstücke mit 
Grundschulden und Hypotheken belasten. 

Um die Löschung dieser Belastungen zu er- 
reichen und zugleich die Verwaltungsarbeit zu 
ersparen, die mit der laufenden Verrechnung 
von Mieten und Aufbaukosten verbunden ist, 
hat der Bundesrechnungshof angeregt, den 
Mietern die noch nicht verrechneten Aufbau- 
kosten in der Form zu erstatten, daß In ent- 
sprechender Höhe ihre Kreditverpflichtungen 
aus Bundesmitteln abgedeckt werden. In zwei 
Fällen hat der Bundesminister der Finanzen 
für diesen Zweck bereits Teilbeträge bereitge- 
stellt. 

183. Nach § 1 Abs. 1 der VO zur Durchführung 
des § 6 des Vorschaltgesetzes ist für die An- 
erkennung ehemaligen Reichsvermögens als 
Verwaltungsvermögen der Länder Vorausset- 
zung, daß das Vermögen am 24. Mai 1949 von 
den Ländern zur Erfüllung bestimmter, in der 


Verordnung näher bezeichneter Aufgaben ge- 
nutzt wurde. 

Ein Land hat mehrere Grundstücke des ehe- 
maligen Reichs erst nach diesem Stichtag für 
solche Zwecke In Anspruch genommen, ohne 
jedoch Miete zu entrichten. 

Der Bundesrechnungshof hat gefordert, daß 
mit dem Lande Mietverträge geschlossen und 
für die Nutzung der Grundstücke angemessene 
Mieten erhoben werden. 

184. Eine Oberfinanzdirektion hat eine reichseigene 
Liegenschaft (frühere Werft), tdie von der 'ehe- 
maligen Marine als Zeugamt genutzt wurde, 
an zwei Gesellschaften auf 'die Dauer von 
30 Jahren verpachtet. Die Pächter haben -den 
Wiederaufbau der zerstörten und den Ausbau 
der beschädigten Gebäude und Anlagen auf 
eigene Kosten 'durchgeführt. Die von den 
Pächtern geschaffenen Bauten verbleiben nach 
30 Jahren entschädigungslos dem Bunde. Mit 
Rücksicht auf diese Vereinbarung ist die Pacht 
sehr gering gehalten. Die Pächter haben für 
die ersten zwei Jahre überhaupt keine Pacht 
zu zahlen, für idie folgenden fünf Jahre nur 
25 V. H., für die nächsten fünf Jahre 50 v. H. 
und für die darauffolgenden fünf Jahre 
75 V. H. des ermittelten Grundstückspreises, 
so daß erst vom 18. Pachtjahre an die volle 
Pacht erhoben wird. Bei einer Verzinsung des 
Wertes der Anlagen mit nur 5 v. H. müßte 
eine jährliche Pacht von rd. 350 000 DM er- 
hoben werden, so daß sich für idie ganze Pacht- 
zeit eine Pacht von rd. 10,5 Mio DM ergeben 
würde. Nach den Verträgen haben die Pächter 
jedoch für die ganze Paditzelt nur eine Pacht 
von rd. 3,3 Mio DM zu zahlen. Berücksichtigt 
man die von den Pächtern aufgewendeten Bau- 
kosten, die rd. 3,1 Mio DM betragen haben, 
so entsteht für den Bund ein Pachtausfall von 
rd. 4,1 Mio DM. 

Der Bundesrechnungshof hat gegen den Ver- 
trag Bedenken erhoben und vorgeschlagen, die 
Verträge im Wege der Vereinbarung mit den 
Pächtern zu ändern, die Baukosten aus Haus- 
haltsmitteln ZU erstatten und eine angemessene 
Pacht für die Gebäude und Anlagen zu er- 
heben. 

185. Ein Land hat vor dem Inkrafttreten des Vor- 
schaltgesetzes ein reichseigenes bebautes Grund- 
stück an ein Motorenwerk zum Preise von 
1 074 288 DM verkauft. Nach der amtlichen 
Wertermittlung hatte das Grundstück einen 
Wert von 2 316 300 DM, so daß sich ein Min- 
dererlös von 1 242 012 DM ergeben hat. Da- 
neben hat das Land 50 v. H. der Grunder- 
werbsteuer (39 480 DM) übernommen. Der 
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Kaufpreis ist deshalb so niedrig festgesetzt 
worden, weil das Land großen Wert darauf 
legte, das Werk ansässig zu machen. 

Der Bundesrechnungshof hat, zumal die 
Auflassung des Grundstücks bei dem Über- 
gang des Reichs Vermögens in die Verwaltung 
des Bundes noch nicht erteilt war, gefordert, 
daß der Mindererlös von dem Lande angefor- 
dert und dem Bundeshaushalt zugeführt wird. 

Die Angelegenheit soll durch Verhandlun- 
gen zwischen dem Bundesminister der Finan- 
zen und dem Land geregelt werden. 

186. Eine ehemalige reichseigene Flakkaserne ist auf 
Anordnung der amerikanischen Militärregie- 
rung im Jahre 1947 einer Wohlfahrtseinrich- 
tung zur Nutzung überlassen worden. Die 
Kaserne war nach dem Zusammenbruch mit 
erheblichen Mitteln aus dem Besatzungslasten- 
haushalt (rund 2 bis 2,5 Mio RM) zu einem 
Hospital für die Besatzungsmacht ausgebaut 
worden. 

Nadi den örtlichen Feststellungen ist ein 
Mietvertrag nodi nicht abgeschlossen worden; 
auch wurde ein Entgelt bisher nicht gezahlt. 

Der Bundesrechnungshof hat zur Vermei- 
dung weiteren Mietausfalls den Abschluß eines 
Vertrages und die Erhebung einer Miete ge- 
fordert, die gemäß Erlaß des Bundesministers 
der Finanzen vom 30. Oktober 1954 3 v. H. 
des gemeinen Wertes zu betragen hat. 

187. Eine Stadtverwaltung hat seit 1948 in einer 
ehemaligen reichseigenen Kaserne eine Fläche 
von 10 560 qm zur Unterbringung städtischer 
Dienststellen in Anspruch genommen. Für die 
Nutzung dieser Fläche zahlt die Stadt eine 
jährliche Miete von nur 10 000 DM, obwohl 
der objektive Mietwert mit 182 000 DM jähr- 
lich ermittelt worden ist. Ein Mietvertrag ist 
bisher nicht abgeschlossen worden. 

Eine andere Stadtverwaltung nutzt den 
größten Teil einer Kaserne für Wohnzwecke 
und zahlt keine Miete. 

Der Bundesrechnungshof hat in beiden Fäl- 
len iden Abschluß von Mietverträgen und die 
Erhebung angemessener Mieten gefordert. 

188. Rund 100 zum Teil massive Unterkunfts- 
baracken des Reichs werden von einer Stadt- 
verwaltung zur Unterbringung von Familien 
und für Schulzwecke unentgeltlich genutzt. 

Der Bundesrechnungshof hat die Ober- 
finanzdirektion ersucht, für die Nutzung der 
Baracken eine angemessene Miete oder, sofern 
sie für die Unterbringung Heimatvertriebener 
Verwendung finden, eine Anerkennungsge- 


bühr in Höhe von 1 oder 2 v. H. des gemei- 
nen Wertes zu erheben und Mietverträge mit 
der Stadt abzuschließen. 

189. Soweit die vorstehend erörterten Angelegen- 
heiten noch nicht abgeschlossen sind, über- 
wacht der Bundesrechnungshof ihre Erledi- 
gung. 

Bundesministerium 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(Einzelplan X) 

Allgemeines 

190. Den Ausgaben für die allgemeine Förderung 
der Landwirtschaft kommt zunehmende Be- 
deutung zu. Sie sind seit dem Rechnungsjahr 
1950 von 84 Mio DM auf 387,1 Mio DM im 
Rechnungsjahr 1954 gestiegen. Der Bundes- 
rechnungshof hat diesen Ausgaben von An- 
fang an besondere Aufmerksamkeit zugewen- 
det. Hierzu haben auch die Zweifel Anlaß ge- 
geben, die an der Zulässigkeit dieser Ausgaben 
insoweit bestehen können, als damit vielfach 
Aufgaben finanziert werden, die nach dem 
Grundgesetz zur Zuständigkeit der Länder ge- 
hören. 

Den Schwerpunkt der Zuwendungen bilden 
im Hinblick auf die agrarwirtschaftliche Be- 
deutung der zu fördernden Maßnahmen die 
Zuschüsse, die den Ländern für die Siedlung 
und Umlegung, für besondere Vorhaben auf 
dem Gebiet der Wasserwirtschaft und der 
Landeskultur, für die Beratung und Fachaus- 
bildung auf dem Lande, für die Bekämpfung 
der pflanzlichen und tierischen Schädlinge, vor 
allem der Reblaus, und für die Bekämpfung 
der Tierseuchen gegeben werden. 

Weitere In ihrer Höhe gleichfalls beachtliche 
Zuwendungen sind bestimmt als Betriebsbei- 
hilfen für die Landwirtschaft und die Fischerei 
zur Verbilligung von Dieselkraftstoff sowie 
für die allgemeine Förderung der Fischerei 
und des Saatgutwesens. Zahlreiche andere, in 
ihrem Umfange zum Teil nicht unerhebliche 
Zuwendungen dienen der Förderung aller son- 
stigen Zweige der Land- und Forstwirtschaft 
sowie des Wein- und Gartenbaues. Nicht un- 
wesentlich sind weiterhin die Zuwendungen 
für wissenschaftliche Zwecke. 

191. Die Richtlinien für Zuwendungen des Bundes 
an außerhalb der Bundesverwaltung stehende 
Stellen und für den Nachweis der Verwen- 
dung der Mittel nach § 64 a RHO (Bundes- 
richtlinien 1953) sehen vor, daß es der im 
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§ 64 a RHO vorgeschriebenen Beteiligung 'des 
Bundesrechnungshofs — von Ausnahmen ab- 
gesehen — nicht mehr bedarf, wenn nach den 
Richtlinien verfahren wird. Da im Berichts- 
zeitraum die Richtlinien noch nicht galten, 
hatte der zuständige Bundesminister vor Erlaß 
der Bestimmungen über den Nachweis der 
Verwendung der Mittel in jedem Einzelfalle 
das Benehmen mit dem Bundesrechnungshof 
herzustellen. Der Bundesrechnungshof hat sich 
hierbei nidit auf die Frage des Verwendungs- 
nachweises beschränkt, sondern schon in die- 
sem Zeitpunkt in vielen Fällen die Bewilligun- 
gen auch in sachlicher Hinsicht geprüft. 

192. Bei Prüfung der bestimmungsgemäßen Ver- 
wendung von Zuwendungen an außerhalb der 
Bundesverwaltung stehende Stellen untersuchte 
der Bundesrechnungshof regelmäßig auch, ob 
bei der Gewährung der Zuwendungen die In 
den Zweckbestimmungen gegebenen Weisun- 
gen beachtet worden sind. Hierbei haben die 
im Einzelplan „Bundesministerium für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten“ zum 
Teil recht allgemein gehaltenen Zweckbestim- 
mungen wiederholt zu Zweifeln Anlaß gege- 
ben, zumal auch die Erläuterungen die An- 
forderungen nicht immer genau umschreiben. 
Die Erläuterungen sollen so abgefaßt sein, daß 
„sie den Verwendungszweck der Anforderun- 
gen mit ausreichender Bestimmtheit erkennen 
lassen und auch eine geeignete Unterlage für 
deren sachgemäße Nachprüfung bieten“ (vgl. 
§ 6 Abs. 14 RWB). Das ist vor allem not- 
wendig, wenn mehrere Maßnahmen in einer 
Zweckbestimmung mit einem Gesamtbeträge 
veranschlagt sind und es nicht zweckmäßig er- 
scheint, die einzelnen Maßnahmen und die 
für sie vorgesehenen einzelnen Beträge ln der 
Zweckbestimmung selbst aufzuführen. Wenn 
in derartigen Fällen die einzelnen Maßnahmen 
und die für sie angesetzten Beträge für die 
Verwaltungen bindend sein sollten, ist es fer- 
ner erforderlich, ln den Erläuterungen statt der 
Worte „es sind veranschlagt“ die Worte „es 
entfallen auf“ zu verwenden; hierdurch wird 
verhütet, daß Mittel, die durch die Unterlas- 
sung oder planmäßige Einschränkung einer 
solchen Maßnahme erspart werden, für eine 
andere Maßnahme verwendet werden können 
(§ 34 Abs. 2 RHO, § 6 Abs. 13 RWB). 

Eine engere Bindung der Verwaltung an die 
veranschlagten Maßnahmen erscheint insbe- 
sondere bei Zuwendungen zur Förderung der 
Landwirtschaft und zu Forschungszwecken er- 
forderlich; Ihre Verwendung entsprach nach 
den Wahrnehmungen des Bundesrechnungs- 
hofs nicht immer der in den Zweckbestim- 


mungen und Erläuterungen zum Ausdruck ge- 
brachten Zielsetzung. Der Bundesrechnungs- 
hof hat die Verwaltung hierauf wiederholt 
hingewiesen; er wird auch weiter darauf hin- 
wirken, daß die Zweckbestimmungen und Er- 
läuterungen in Zukunft eine genauere Fassung 
erhalten, damit die oft zeitraubenden Ver- 
handlungen über ihre Auslegung im Einzel- 
ifalle vermieden werden. 

193. Der Bundesrechnungshof hat darauf geachtet, 
daß keine Zuwendungen für Maßnahmen ge- 
geben werden, die entsprechend der Zustän- 
digkeitsabgrenzung zwischen Bund und Län- 
dern, insbesondere wegen ihrer bloß örtlichen 
oder regionalen Bedeutung, den Einsatz von 
Bundesmitteln nicht vertretbar erscheinen las- 
sen. So hat der Bundesrechnungshof beispiels- 
weise die Bewilligung von Bundesmitteln aus 
Kapitel 1 Titel 35 (Förderung der Beratung 
und Fachausbildung auf dem Lande) für das 
Rechnungsjahr 1952 zur Errichtung eines 
Lehrstuhles ifür die Wirtschaftslehre des bäuer- 
lichen Haushalts an der landwirtschaftlichen 
Fakultät der Technischen Hochschule in Wei- 
he nstephan nicht für vertretbar gehalten. 
Durch Zuwendungen des Bundes insbesondere 
mit Beträgen von nur geringer Höhe für der- 
artige Maßnahmen wird eine wirksame För- 
iderung nicht erreicht; sie bedeuten nach Auf- 
fassung des Bundesrechnungshofs eine Zersplit- 
terung der verfügbaren Mittel. Die Verwen- 
dung von Bundesmitteln für soldie Zwecke 
könnte vermieden werden, wenn mehr als bis- 
her in der Zweckbestimmung oder auch in 
den Erläuterungen die überregionale oder all- 
gemein wirtschaftliche Bedeutung der zu för- 
dernden Maßnahme zur Voraussetzung ider 
Bewilligung von Bundeszuschüssen gemacht 
würde. Der Im Haushaltsplan für das Rech- 
nungsjahr 1954 beispielsweise bei Kapitel 1002 
Titel 618 (Förderung wasserwirtschaftlicher 
Maßnahmen) in die Zweckbestimmung auf ge- 
nommene Hinweis: „mit übergebietlicher Be- 
deutung im Binnenland (Bundes wasserwirt- 
schaftsfonds)“ ist auch sinngemäß für andere 
fiaushaltsansätze zu empfehlen. 

194. Der Bundesrechnungshof hat ferner darauf 
hinzuwirken versucht, daß die personellen und 
sachlichen Voraussetzungen für Maßnahmen 
im Zuständigkeitsbereich der Länder von die- 
sen getroffen und daß dafür in der Regel 
keine Bundeszuschüsse verwendet werden. 
Wenn die Länder entsprechend ihrer Verwal- 
tungsverantwortung für die jederzeitige Ein- 
satzbereitschaft und Leistungsfähigkeit ihrer 
Einrichtungen zu sorgen haben und die Bun- 
deszuschüsse im allgemülnen lediglich finan- 
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zielle Beihilfen für die materielle Ausführung 
der Maßnahmen darstellen, wird eine klare 
Abgrenzung der Verwaltungsverantwortung 
erreicht und die Prüfung der Verwendung der 
Bundesmittel nicht unwesentlich erleichtert. 
Die Verwaltung hat in verschiedenen Fällen 
geglaubt, sich diese Auffassung nicht zu eigen 
machen zu können und geltend gemacht, die 
Länder seien nicht in der Lage, die Mittel für 
den erforderlichen Personal- und Sachauf- 
wand bereitzustellen. Der Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten hat 
hierauf insbesondere bei den Zuwendungen 
für idie Erweiterung des Pflanzenschutzes hin- 
gewiesen. Bei seinen örtlichen Prüfungen hat 
der Bundesrechnungshof indessen diesen Ein- 
wand nicht bestätigt gefunden. 

195. Der Bundesrechnungshof hat weiterhin wie- 
derholt zum Ausidruck gebracht, daß eine an- 
gemessene Beteiligung der Länder und ande- 
rer an den Maßnahmen wirtschaftlich Interes- 
sierter Stellen sicherzustellen ist und daß die 
Länder sich verpflichten müßten, Bundes- und 
Landesmittel in gleichem Verhältnis ln An- 
spruch zu nehmen. Sonst ist nach den Erfah- 
rungen zu erwarten, daß die Länder die eige- 
nen Mittel schonen oder sogar einsparen, in- 
dem sie zunächst die Bundesmittel verwenden, 
örtliche Prüfungen haben das wiederholt be- 
stätigt. In einzelnen Fällen haben Länder 
trotz klarer Bestimmungen sich über die ent- 
sprechenden Anordnungen hinweggesetzt und 
im Hinblick auf die verfügbaren Bundeszu- 
schüsse nicht unerhebliche Haushaltserspar- 
nisse gemacht. 

196. Neben den Zuschüssen für Maßnahmen der 
Länder gewährt der Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten in zahl- 
reichen Fällen Zuwendungen zu den verschie- 
densten Förderungszwecken an andere Zu- 
wendungsempfänger. Bei der Mehrzahl dieser 
Zuwendungsempfänger handelt es sich um Ein- 
richtungen des privaten Rechts, meistens um 
eingetragene Vereine, deren Aufgaben oft be- 
rufsständischer Art sind oder die auf Veran- 
lassung oder mit Unterstützung des Bundes- 
ministers für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten ausschließlich zur Förderung der Er- 
nährung und Landwirtschaft auf wirtschaft- 
lichem oder wissenschaftlichem Gebiete errich- 
tet worden sind. Die zu Förderungszwecken 
errichteten Einrichtungen sind zuweilen Trä- 
ger wissenschaftlicher Institute. Die Zuwen- 
dungen, welche der Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten den Ein- 
richtungen gewährt, sind in der Regel zur 
Deckung des allgemeinen Finanzbedarfs be- 


stimmt und damit als Haushaltszuschüsse zu 
behandeln. 

197. Bel diesen Zuwendungen, insbesondere sol- 
chen an berufsständische Verbände, muß nach 
Auffassung des Bundesrechnungshofs noch 
mehr als bei den für die Länder bestimmten 
eine angemessene Beteiligung der Zuwendungs- 
empfänger an der Finanzierung der zu för- 
dernden Maßnahme erwartet werden, beson- 
ders, wenn die Zuwendungen dem eigenen, 
weitgehend wirtschaftlichen Interesse der Ver- 
bandsmitglieder dienen. Es erscheint beispiels- 
weise nicht vertretbar, die Kosten eines Fach- 
verbandes für die Beschickung einer ausländi- 
schen Messe voll auf den Bundeshaushalt zu 
übernehmen. So ist es vorgekommen, daß die 
kalkulierten Aufwendungen auch die Reise- 
kosten von Verbandsmitgliedern für den Be- 
such der Messe enthielten. 

198. Auch bei den Zuschüssen an außerhalb der 
Verwaltung stehende Einriditungen hat der 
Bundesrechnungshof sicherzustellen versucht, 
daß die Mittel nicht für Maßnahmen verwen- 
det werden, die nur örtliche Auswirkung ha- 
ben. Bei solchen Maßnahmen sind die Vor- 
aussetzungen für die Bewilligung von Bundes- 
mitteln nicht gegeben, auch wenn es sich bei 
den Zuwendungsempfängern um zentrale In- 
stitutionen handelt. Maßstab für die Bereit- 
stellung von Bundesmitteln kann xiur die über- 
regionale wirtsdiaftlichc oder kulturelle oder 
sonstige Bedeutung der zu fördernden Maß- 
nahme sein, nicht aber die organisatorische 
Form des Zuwendungsempfängers. Um eine 
diesem Grundsatz entsprechende Verwendung 
der Bundesmittel sicherzustellen und den par- 
lamentarischen Körperschaften einen besseren 
Überblick zu vermitteln, sollte Wert darauf 
gelegt werden, die Verwendungszwecke we- 
nigstens in den Erläuterungen möglichst genau 
zu bezeichnen. Bei Zuschüssen, welche seit 
Jahren dem gleichen Zuwendungsempfänger 
zur Fortführung derselben Förderungsmaß- 
nahme bewilligt werden, sollten in jedem 
Jahre die für dieses Jahr geplanten Maßnah- 
men In den Erläuterungen begründet und ver- 
anschlagt werden. Dem Ermessen der Ver- 
waltung In der Verwendung der Mittel wür- 
den hierdurch die notwendigen Grenzen ge- 
zogen werden. 

199. Zuschüsse an Forschungseinrichtungen zu wis- 
senschaftlichen Zwecken sind im Bundeshaus- 
haltsplan nicht selten zugunsten bestimmter, 
namentlidi genannter Institute ausgebracht. 
Diese Zuwendungen dienen im allgemeinen 
der Gesamtfinanzierung der Einrichtung; sie 
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sind dementsprechend, wie bereits an anderer 
Stelle zum Ausdruck gekommen ist, als Haus- 
haltszuschüsse zu behandeln. In diesen Fällen 
umfafk das Prüfungsrecht des Bundesrech- 
nungshofs die gesamte Haushalts-, Kassen- und 
Reclmungsführung. Weit häufiger sind jedoch 
Zuwendungen für bestimmte, meist zeitlich 
begrenzte Forschungsaufträge an Forschungs- 
anstalten und Institute, die im Bundeshaushalts- 
plan nicht namentlich aufgeführt sind. Der 
Bundesrechnungshof, dessen Prüfung sich in 
solchen Fällen auf die Durchführung des For- 
schungsauftrages beschränkt, hat mit Erfolg 
darauf hingewirkt, daß der Zuwendungsemp- 
fänger zur Beurteilung der Notwendigkeit und 
Angemessenheit der Zuwendung begründete 
Kostenanschläge statt der sonst zu fordernden 
Haushaltspläne vorlegt. Im Interesse einer 
möglichst zweifelsfreien Verwendung der Mit- 
tel hat der Bundesrechnungshof angeregt, in 
den Erläuterungen die Zuschüsse je nach ihrer 
Bestimmung als Haushaltszuschuß oder als 
Förderungsbeihilfe zu kennzeichnen. 

Bei der nicht geringen Zahl der bundes- 
eigenen Forschungseinrichtungen auf dem Ge- 
biete der Ernährung und Landwirtschaft 
braucht die Verwaltung für ihre Forschungs- 
aufträge andere wissenschaftliche Einrichtun- 
gen nur in begründeten Ausnahmefällen her- 
anzuziehen; grundsätzlich sollte sie ihre Auf- 
träge den bundeseigenen Anstalten und Insti- 
tuten erteilen, zumal deren Aufgabe darin be- 
steht, Zweckforschung zu betreiben. Wenn 
immer so verfahren würde, könnten erheb- 
liche Beträge eingespart oder für andere 
Zwecke verfügbar werden. Denn in der Regel 
werden die Bundesanstalten die Forschungs- 
aufträge des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten aus ihren eigenen 
Haushaltsmitteln zu finanzieren haben. Nur 
wenn in Sonderfällen diese Mittel nicht aus- 
reichen, wären unter den Voraussetzungen des 
§ 33 RHO und in Höhe entsprechender Ein- 
sparungen bei den Förderungsmitteln den 
Bundesanstalten ausnahmsweise zusätzliche 
Beträge über- oder außerplanmäßig zur Ver- 
fügung zu stellen. Der Bundesrechnungshof 
hat die Verwaltung wiederholt auf diesen Weg 
verwiesen. Ein Verfahren, bei dem die Bun- 
desanstalten die Zuwendungen des Bundes als 
Zusdiüsse Dritter vereinnahmen und entspre- 
chend verausgaben, ist unzulässig. Die Ver- 
waltung hat sich dieser Stellungnahme ange- 
schlossen. 

200. Wiederholt hat der Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten In den 
Verwendungsbedingungen für Zuwendungen 


an Vereine, Gesellscliaften oder ähnliche Ein- 
riditungen die Durdtführung und Überwa- 
chung von Forschungsaufträgen mit der Maß- 
gabe vorgesehen, dd.il die Aufträge Bundesan- 
stalten zu erteilen sind. In anderen Fällen sind 
die Zuwendungen den Zuschußempfängern 
ohne eine entsprechende Auflage zur Verfü- 
gung gestellt worden. Den Forschungsauftrag 
haben indessen auch in solchen Fällen, wie die 
spätere Prüfung ergeben hat, mehrfach Bun- 
desanstalten erhalten, ohne daß der Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hierüber unterrichtet war. Das Ver- 
fahren ist aus mehreren Gründen nicht zu bil- 
ligen. Die Regelung führt bei den Bundesan- 
stalten zu einer vermeidbaren Mehrbelastung 
an Arbeit insofern, als sie nach den Verwen- 
dungsbedingungen gegenüber den Vereinen 
oder sonstigen Zuwendungsempfängern über 
die Forschungsmittel besonders abzurechnen 
haben. Es kann aber nach Auffassung des Bun- 
desrechnungshofs auch nicht Aufgabe von 
Fachverbänden oder ähnlichen Einrichtungen 
sein, Bundesanstalten — insbesondere ohne 
Kenntnis der Verwaltung — Forschungsauf- 
träge zu erteilen, für welche ihnen der Bund 
die Mittel zur Verfügung gestellt hat. Die 
Verwaltung sollte unter Berücksichtigung der 
nur in begrenztem Umfange verfügbaren Mit- 
tel und der zahlreichen nach einer Klärung 
drängenden Forschungsthemen die Forschungs- 
tätigkeit der Bundesanstalten schwerpunkt- 
mäßig lenken und spezielle Forschungsaufträge 
erteilen. Fachverbänden oder wissenschaftli- 
chen Vereinigungen bleibt es unbenommen, 
hierfür entsprechende Anregungen zu geben; 
sie zu einer die wissenschaftliche Forschung 
fördernden Mitarbeit heranzuziehen, ent- 
spricht dem Bedürfnis. Zu einem Teil hat die 
Verwaltung den Empfehlungen des Bundes- 
rechnungshofs entsprochen. Die Verhandlun- 
gen über diese Fragen sind noch nicht abg > 
schlossen. 

201. Die vom Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten erteilten Forschungs- 
aufträge haben dem Bundesrechnungshof wie- 
derholt Veranlassung zu Rückfragen und Ver- 
handlungen mit der Verwaltung gegeben. Ein- 
zelne Forschungsaufträge waren sehr allge- 
mein gehalten, andere in eine Vielzahl von The- 
men unterteilt. Zu dem Umfang des For- 
schungsauftrages stand die Höhe des Zuwen- 
dungsbetrages nicht immer Im richtigen Ver- 
hältnis. Manchmal war die Annahme nicht 
unbegründet, daß die Zuwendung weniger der 
Klärung einer Forschungsfrage als der Dek- 
kung des allgemeinen Haushaltsbedarfs des In- 
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stitutes zu dienen bestimmt war. Im Interesse 
einer wirtsdnaftlidien und Erfolg verspredien- 
den Verwendung der Mittel hat der Bundes- 
rechnungshof die genaue Bezeichnung der For- 
schungsaufträge und die Vorlage von begrün- 
ideten Kostenanschlägen mit einer Übersicht 
über die Gesamtfinanzierung des Auftrages 
gefordert. 

202. Verschiedentlich sehen die Verwendungsbe- 
dingungen Vergütungen an Vorsitzende, Vor- 
standsmitglieder oder Geschäf tsf ührer von Ver- 
einen oder Gesellschaften vor, die ganz oder 
überwiegend aus Bunideszuschüssen unterhal- 
ten werden. Die Beträge werden in der Regel 
lals „Aufwandsentschädigungen" bezeichnet, 
sind aber oft als Nebenvergütungen anzuse- 
hen, zumal da außerdem Reise kosten Vergü- 
tungen und gelegentlich auch Sitzung stagegel- 
der gezahlt werden. Da die Zuwendungsemp- 
fänger sich Aufgaben widmen, deren Förde- 
rung den amtlichen Belangen des Bundesmini- 
sters für Emährung, Landwirtschaft und For- 
sten und zugleich dem wirtschaftlichen oder 
wissenschaftlichen Interesse der Zuwendungs- 
empfänger dient, müßte von der Zahlung einer 
Entschädigung für die Leitung der Geschäfte 
ider Zuwendungsempfänger jedenfalls dann ab- 
gesehen werden können, wenn Mitglieder des 
Vorstandes oder Geschäftsführer der Vereini- 
gungen Referenten desBundesmiinisteriums für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten oder 
führende Persönlichikeiten der beteiligten 
Wirtschafts- oder Wissenschaftszweige sind. 
Wenn bei diesen Einrichtungen aus besonde- 
ren Anrässen, z. B, im Verkehr mit entspre- 
chenden Organisationen ides Auslanids, Aus- 
gaben für außergewöhnlichen Aufwand not- 
wendig werden, bestehen nach Auffassung des 
Bundesrechnungshofs keine Bedenken, in dem 
Haushaltsplan »der Einrichtung in begrenztem 
Umfange einen Ausgabenansatz vorzusehen, 
woraus diese Ausgaben zu erstatten sind. Im 
übrigen wäre die Führung der Geschäfte und 
die Mitarbeit in diesen Einrichtungen ehren- 
amtlich wahrzunehmen. Eine solche Regelung 
würde der Sachlage am ehesten gerecht und 
entspräche auch der früher allgemein herr- 
schenden Auffassung, nach der die Mitwirkung 
bei Einrichtungen dieser Art als eine Auszeich- 
nung empfunden wurde, mit der die Entge- 
gennahme einer Entschädigung nicht verein- 
bar war. Verhandlungen ida rüber schweben 
noch. 

203. Die Bedeutung ider Verwendungsnachweise 
wird von der Verwaltung nicht immer genü- 
gend gewürdigt. Die Prüfung und Auswer- 
tung der Verwendungsnachweise, insbesondere 


des Sach- und Erfolgsberichts, ist nicht allein 
vom Standpunkt »der Kontrolle der öffent- 
lichen Ausgaben notwendig; sie bildet- auch 
eine wichtige Beurteilungsgrundlage dafür, ob 
und ggf. in welcher Höhe auf Grund der Er- 
fahrungen bei der Verwendung früherer Mit- 
tel neue Beträge in den folgenden Rechnungs- 
jahren im Haushaltsvoranschlag anzufordern 
sind. 

Der Bundesrechnungshof hat Wert darauf 
gelegt, daß durch zweckmäßige Kassen- und 
Rechnungsführung die Aufstellung des zah- 
lenmäßigen Nachweises weitgehend verein- 
facht und erleichtert wird. 

Einzelne Prüfungsergebnisse 

204. Nach den Verwendungsbedingungen haben 
die Zuwendungsempfänger die Verwendungs- 
nachweise in der Regel spätestens innerhalb 
von 2 Monaten nach Abschluß des Rechnungs- 
jahres vorzulegen. In überaus zahlreichen Fäl- 
len sind (die Zuw enidungsempfänger dieser Ver- 
pflichtung nicht nachgekommen. Zu einem Teil 
sind idie Verwendungsnachweise für das Rech- 
nungsjahr 1951 erst in den Jahren 1953 und 
1954 vorgelegt worden. Bei der Bedeutung 
der Verwendungsnachweise wird der Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten auf ihre fristgerechte Vorlage und auf 
die beschleunigte Auswertung durch die Fach- 
referate hinzuwirken haben. Der Bundesrech- 
nungshof hat hierauf hingewiesen und darauf 
auifmerksam gemacht, »daß das bestimmungs- 
widrige Verhalten der Zuwendungsempfän^er 
die Rückforderung der Zuwendungen recht- 
fertigen kann. Er hat empfohlen, Zuschüsse 
im neuen Rechnungsjahr von der fristgemä- 
ßen Vorlage der Verwendungsnachweise so- 
wie der Sach- und Erfolgsberichte aus »dem 
Vorjahr abhängig zu machen. 

205. Die „Deutsche Wissenschaftliche Kommission 
für Meeresforschung" (DWK) hat aus dem 
Bundeszuschuß für das Rechnungsjahr 1951 
fEinzelplan X Kapitel 1 Titel 50, Kosten der 
Deutschen Wissenschaftlichen Kommission für 
Meeresforschung in Bonn) an flscherel- und 
meereskundllche Wissenschaftler Forschungs- 
mittel in Höhe von 6 600 DM In 9 Elnzelbe- 

' trägen zwischen 200 und 1 350 DM verteilt. 
Unter den Zuwendungsempfängern befinden 
sich 3 Institutsleiter der Bundesanstalt für Fi- 
scherei mit 1 650 DM, 3 Professoren und Assi- 
stenten der Universität Kiel mit 2 300 DM, 
der Präsident des Deutschen Hyidrographischen 
Instituts in Hamiburg rnit 1 350 DM, 'der Or- 
dinarius für Fischerei an der Universität Ham- 
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bürg mit 800 DM und 1 Mitglied des Max- 
Planck-Instituts für Meeresbiolog.ie in Wil- 
helmshaven mit 500 DM. 

Es war von vornherein unwahrscheinlich, 
idaß mit den teilweise sehr geringen Zuwen- 
dungen selbständige Forschunesvorhaben fi- 
nanziert werden konnten. Die sadhlichen Be- 
richte haben diesen Eindruck bestätigt. Sie 
haben erkennen lassen, daß die Mittel in der 
Regel für Forschungsaufgaben verwendet wor- 
den sind, die zu den allgemeinen Aufgaben der 
Institute gehören und in der Mehrzahl der 
Fälle schon seit Jahren in Angriff genommen 
waren. Die Mittel haben offenbar nur zur 
Verstärkung der den Forschungseinrichtungen 
bewilligten allgemeinen Forschungsmittel ge- 
dient. Dieses Verfahren kann der Bundesrech- 
nungshof, insbesondere hinsich tlldi der Bun- 
desforschungsanstalten, aus den unter Nr. 200 
erörterten Gründen, nidht gutheißen. Er ist 
im übrigen der Auffassung, daß sidh die Deut- 
sche Wissenschaftliche Kommission für Mee- 
resforschung in erster Linie darauf beschrän- 
ken sollte, die internationalen factiiichen Be- 
ziehungen zu pflegen, die Mitarbeit der deut- 
sdien fisdherei- und meereskundllchen Insti- 
tute an internationalen Forschungen und Un- 
tersudhungen zu steuern und ihre eigenen Be- 
richte herauszugeben. Der Bundesrechnungs- 
hof hat dementsprechend angeregt, der Deut- 
schen Wissenschaftlidhien Kommission für Mee- 
resforschung Forschungsmittel -künftig nur in- 
soweit zur Verfü^ng zu stellen, als es sich um 
die Förderung Internationaler Maßnahmen 
handelt, welche größere Mittel erforderlich 
machen, und für die in den Flaushalten der 
zur Mitarbeit 'berufenen Institute Mittel nidht 
zur Verfügung stehen. 

Der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten hat hierzu bisher nicht 
Stellung genommen, 

206. Der Bundes minister für Ernährung, Lan-d- 
wirtschaft und Forsten hat mit Schreiben vom 
19. Februar 1951 die Länder ermächtigt, für 
die Reblausbekämpfung Schwefelkohlenstoff 
zu beschaffen,^ vorschußweise zu bezahlen und 
die verauslagten Beträge unter Beifügung d^r 
Belege zur Erstattung anzufordern. 

Aus den Belegen der Länder hat sich erge- 
ben, daß zwischen den Preisen nicht unerheb- 
liche Unterschiede bestanden, obgleich die Lie- 
feranten vielfach dieselben waren. Auch bei 
der Rabattgewährung ist sehr unterschiedlich 
verfahren worden. Einzelne Länder haben 
weder einen Mengenrabatt noch einen Bar- 
zahlungsskonto eingeräumt erhalten, andere 


dagegen einen Barzahlungsrabatt oder auch 
10 V. H. Mengenrabatt und 1 v. FI. Barzah- 
lungsrabatt. Ähnliche Beobachtungen hat der 
Bundesrechnungshof bei den Prüfungen hin- 
sichtlich der Beschaffung von Spritz- und 
Stäubemitteln für die Bekämpfung von Kar- 
toffelkäfern und anderen Schädlingen gemacht. 

Es hätte erwartet werden müssen, daß -der 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten den Sachverhalt zum Anlaß ge- 
nommen hätte, die Länder auf die Rabatt- 
und Preisunterschiede aufmerksam zu machen 
und sie zu veranlassen, nachträglich im Wege 
von Vereinbarungen entsprechende einheit- 
liche Preisnachrässe zu erwirken. Unter den 
gegebenen Umständen, Insbesondere im Flin- 
blick auf das Interesse an weiteren Lieferungs- 
aufträgen, hätte mit einem Entgegenkommen 
ider Lieferwerke gerechnet werden können. 

207. Durch eine Ergänzung der Zwechbestlmmung 
zu Einzelplan X Kapitel Eli Titel 21 für das 
Rechnungsjahr 1951 sind in die Fleizstoff Ver- 
billigung auf Grund des Notgesetzes für die 
Flochseefischerei vom 16. März 1950 auch die 
mit Fleizöl betriebenen Fischdampfer vom 
1. Januar 1950 bis zum Ablauf des Gesetzes 
am 30. Juni 1951 einbezogen worden. Gegen 
die vom Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten Im Fllnlbllck hierauf 
beabsichtigte Auszahlung eines Subventionsbe- 
trages je t Fleizöl in Flöhe der Differenz zwi- 
schen den Preisen gleicher Wärmeeinheiten 
für Kohlen und Fleizöl = 30,35 DM hat der 
Bundesrechnungshof Bedenken erhoben. Nach 
den Flaushaltserräuterungen war ein Verbil- 
ligungsbetrag zu gewähren, der unter Zu- 
grundelegung des kalorien- und preismäßigen 
Verhältnisses zwischen Bunkerkohle und Fleiz- 
öl dem im Notgesetz für inländische Bunker- 
kohle vorgesehenen Verbilligungsbetrag bis zu 
15 DM je Tonne verwendeter inländischer 
Bunkerkohle entsprach. Unter Berücksichti- 
gung der Schwankungen der Kohlen- und 
Fleizölpreise berechnete der Bundesrechnungs- 
hof hiernach Verb illigung^be träge von 22,45 
DM bis 24,80 DM. Der Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten hat 
sich der Auffassung des Bundesrechnungshofs 
angeschlossen und die Subventionsbeträge nur 
in dieser FFöhe gezahlt. Der Bund hat hier- 
durch etwa 68 000 DM erspart. 

208. Bei der Ausgabegruppe Subventionen, insbe- 
sondere auf dem Gebiet des Preisausgleichs für 
eingeführte Lebensmittel, zeichnete sich seit 
Vorlage meiner Denkschrift 1949/1950 eine 
Entwicklung ab, die weitgehend den Empfeh- 
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lungen entspricht, wcldie idi in jener Denk- 
schrift (S. 94) gegeben habe. Die Verhand- 
lungen unter den Ressorts über die Einfüh- 
rung des Cifpreises für Getreideeinfuhren sind 
inzwischen zum Abschluß gekommen. Für 
etwa drei Viertel der Getreideeinfuhren (Füll- 
weizen und Futtergetreide) ist derCifpreis ein- 
geführt worden; die bisher bei diesen Einfuh- 
ren aus öffentlichen Mitteln getragenen Wa- 
renbewegungskosten haben die Importeure 
zu übernehmen, die sie auf den Verbraucher 
abwälzen. Für die übrigen Einfuhren in Flöhe 
von etwa einem Viertel des Einfuhrbedarfes 
ist das Erstattungsverfahren für die Warenbe- 
wegungskosten vereinfacht worden. Es werden 
nicht mehr die von Fall zu Fall verschiedenen 
Kosten der Warenbewegung zu zahlreichen 
Paritätspunkten erstattet, vielmehr wird eine 
für neun Paritätszonen ermittelte Frachten- 
pauschale gewährt. Für den Bundeshaushalt er- 
gibt sich aus diesen Neuregelungen eine Ko- 
stenersparnis von jährlich rund 36 Millionen 
DM. 

Bei der Konsumbrotsubventionierung ist 
das Ergebnis der s. Z. auf Veranlassung des 
Bundesrechnungshofs eingeführten und auch 
nach Einstellung der Subventionszahlungen 
fortgeführten Prüfungen der angeforderten 
und gezahlten Subventionen im wesentlichen 
zu übersehen. Die systematisch durchgeführ- 
ten örtlichen Überprüfungen der Backbetriebe 
haben nach dem Stande vom 31. Dezember 
1953 Rückforderungsansprüche ln Flöhe von 
rund 5 Mio DM ergeben. Die Bemühungen 
des Backgewerbes um eine kurzfristige Ein- 
stellung dieser Prüfungen hat der Bundes- 
rechnungshof in Übereinstimmung mit dem 
Bundesminister der Finanzen nicht befürwor- 
ten können. Die beachtliche Flöhe der Rück- 
forderungsansprüche in Verbindung mit dem 
öffentlichen Interesse an einer gleichmäßigen 
Behandlung und Überprüfung aller Betriebe 
sowie der Umstand, daß nur etwa 10 v. Fi. 
des Prüfungsergebnisses auf den mit den Prü- 
fungen verbundenen Verwaltungskostenauf- 
wand entfallen, ließ den Antrag des Backge- 
werbes nicht gerechtfertigt erscheinen. 

209. Mit der Ausgabengruppe „Lebensmittelbevor- 
ratung“ hat sich der Bundesrechnungshof wie 
in den vergangenen Jahren (vgl. meine Denk- 
schrift 1949/1950 S. 97 ff.) nachhaltig beschäf- 
tigen müssen. Über die z. Z. bei allen Einfuhr- 
und Vorratsstellen (EVSt) noch laufenden 
Kostenuntersuchungen über die Vorratshal- 
tung werde ich nach Absdiluß dieser Prüfun- 
gen berichten. Das gilt auch wegen der gleich- 
falls noch schwebenden Prüfungen über den 


personellen und sächlichen Verwaltungskosten- 
aufwand der Einfuhr- und Vorratsstellen und 
der Einfuhrstelle für Zucker. 

210. Mit der Methode der staatlichen Vorratshal- 
tung hat sich der Bundesrechnungshof einge- 
hend befaßt. Im Frühjahr dieses Jahres hat er 
dem Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten vorgeschlagen, unab- 
hängig von den z. Z. laufenden Prüfungen 
grundsätzlich zu untersuchen, ob es noch ver- 
tretbar ist, daß der Bund Lebensmittelvorräte 
selbst einlagert (durch die Einfuhr- und Vor- 
ratsstellen), oder ob es zweckmäßiger ist, daß 
er die Einlagerung ganz oder zu einem Teil 
der Privatwirtschaft überläßt und diese dabei 
lediglich unterstützt, indem er Kapital ver- 
mittelt, Bürgsdiaften übernimmt oder Zins- 
verbilligungen gewährt. 

Zu einer solchen Untersuchung zwingt schon 
die Flöhe der Kosten, welche die staatliche 
Vorratshaltung verursacht. Es sind verausgabt 
worden 

im Rechnungsjahr 1949: 31,8 Mio DM, 

im Rechnungsjahr 1950; 34,9 Mio DM, 

im Rechnungsjahr 1951: 70,7 Mio DM, 

im Rechnungsjahr 1952: 168,4 Mio DM, 

im Rechnungsjahr 1953; 105,8 Mio DM. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofs 
machen es aber auch andere Gründe notwen- 
dig, mit den beteiligten Bundesressorts und 
den interessierten Wirtschaftskreisen zu unter- 
suchen, ob das derzeitige Verfahren der Vor- 
ratshaltungallgemein noch zu rechtfertigen ist. 

Bedeutsam ist vor allem, daß sich das Ziel 
der staatlichen Vorratspolitik seit Beginn der 
staatlichen Vorratshaltung geändert hat. Im 
Vordergrund steht heute — wenn man von 
Berlin absieht — niclit so sehr die Notwendig- 
keit, die Versorgung der Bevölkerung zu si- 
chern, als vielmehr das Bestreben, den Markt 
stabil zu halten. Seit Errichtung der EVSt 
haben sich ferner die innerdeutschen Verhält- 
nisse grundlegend geändert. Die Zwangswirt- 
schaft ist auf nahezu allen Gebieten beseitigt 
worden; die deutsche Landwirtschaft hat ihre 
Erträge, insbesondere bei Fleisch und Fetter- 
zeugnissen, beträchtlich steigern können und 
die privaten Unternehmer sind jetzt im allge- 
meinen so leistungsfähig, daß sie die Einlage- 
rung übernehmen können. 

Es wird zu prüfen sein, ob nicht zur Wah- 
rung des öffentlichen Interesses an einem aus- 
geglichenen Markt die Einfuhrschleuse der 
staatlichen Verwaltung grundsätzlich ausreicht. 
Im übrigen dürfte es entsprediend der Aufga- 
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benteilung zwischen der öffentlichen und der 
privaten Hand Angelegenheit der Privatwirt- 
schaft sein, ein zeitweiliges Überangebot am 
Markt durch vorübergehende private Einla- 
gerungen auszugieichen. Wenn die Privatwirt- 
schaft aus besonderen Gründen den Markt- 
überhang niclit voll übernehmen kann, könnte 
erwogen werden, ihr in der eingangs erwähn- 
ten Weise staatliche Hilfe zu gewähren. Ge- 
mäß diesen Grundsätzen könnte nach Ansicht 
des Bundesrechnungshofs auch bei den Waren- 
gattungen verfahren werden, von denen we- 
gen starker Ausiandsabhängigkeit im Interesse 
der nationalen Versorgung Vorräte ln einem 
Umfange gehalten werden müssen, die über 
die Bedürfnisse der Privatwirtschaft und ihre 
finanzielle Leistungsfähigkeit hinausgehen. 

Die Einsparungen, die sich aus einer solchen 
Änderung des Verfahrens ergeben würden, 
dürften beachtlich sein. 

Im einzelnen ist hierzu auszuführen: 

211. Brotgetreide muß die Bundesrepublik noch in 
großen Mengen einführen. Zur Sicherung einer 
ausreichenden und ausgeglichenen Versorgung 
der Bevölkerung könnte deshalb seine unmit- 
telbare staatliche Einlagerung auch weiterhin 
in Betracht kommen. Bei Futtergetreide und 
Kraftfuttermitteln dagegen könnte nach den 
Vorschlägen des Bundesrechnungshofs verfah- 
ren werden. 

212. Die staatliche Vorratshaltung von Fetten hat 
in den Jahren 1951 und 1952 erhebliche Ko- 
sten verursacht. Im Jahre 1951 betrugen die 
Gesamtverluste 42 Mio DM, von denen 
24 Mio DM auf Bevorratungskosten und 18 
Mio DM auf Preisverluste entfielen. Im Jahre 
1952 beliefen sich die Gesamtaufwendungen 
auf 33 Mio DM. Die Kosten der Vorratshal- 
tung maditen dabei 14 Mio DM und die Preis- 
verluste 19 Mio DM aus. 

Die Vorratshaltung von Butter durch die 
öffentliche Verwaltung könnte nach Auffas- 
sung des Bundesrechnungshofs aufgegeben 
werden. Die Einlagerungen idienen anerkann- 
termaßen ausschließlich der Marktgestaltung. 
Nach den Feststellungen des Bundesrechnungs- 
hofs lagert die Privatwirtschaft um so höhere 
Bestände ein, je geringer die Einlagerungen der 
Einfuhr- und Vorratsstelle sind. Das zeigt sich 
im besonderen auch bei den Vorräten an Mar- 
garinerohstoffen. Die eingelagerten Bestände 
der Privatwirtschaft decken im allgemeinen 
den Bedarf für zwei Monate und die Bestände, 
deren Lieferung fest zugesagt ist, den Bedarf 
für drei Monate. Es müßte geprüft werden, 


ob die Privatwirtschaft bereit ist, ihre Lager- 
haltung noch um die verhältnismäßig gerin- 
gen Bestände der EVSt zu erhöhen. Der Ist- 
bestand der EVSt hat in der Regel nicht mehr 
als die Hälfte des Einlagerungssolls für einen 
Monat betragen. 

Schmalz sollte nach Ansicht des Bundesrech- 
nungshofs nicht eingelagert werden. Es ist nur 
begrenzt lagerfähig, auch verursacht seine La- 
gerung besonders hohe Kosten. Sie haben im 
Rechnungsjahr 1952 im Durchschnitt 228 DM 
je t betragen, während sich der Durchschnitts- 
satz je t Margarinerohstoffe auf 123 DM be- 
lief. Ferner ist die Verwertung des Schmalzes 
schwierig und erfahrungsgemäß mit hohen 
Verlusten verbunden. Im Rechnungsjahr 1952 
beliefen sie sich bei einem Absatz von 19 000 t 
auf rund 5 Mio DM. 

213. Auf dem Gebiete der Vorratshaltung von 
Fleisch und Fleischerzeugnissen hat der Durch- 
schnittsbestand der öffentlichen Verwaltung 
im Rechnungsjahr 1953 rund 28 000 t betra- 
gen. Hiervon waren 24 000 t = 85 v, H. da- 
zu bestimmt, den Bedarf der Stadt Berlin zu 
decken. Für die Versorgung der Bundesrepu- 
blik waren lediglich rund 4 000 t verfügbar. Mit 
dieser Menge war der Bedarf des Bundes noch 
nicht für einen Tag gedeckt. Nach Auffassung 
des Bundesrechnungshofs fragt es sich hier- 
nach weniger, ob die Vorratshaltung von der 
öffentlichen Hand auf die Privatwirtschaft 
verlagert werden soll. Im Vordergrund steht 
vielmehr die Frage, inwieweit der Bund hier- 
für künftig noch entsprechende Einrichtungen 
unterhalten soll. Vom Bundesrechnungshof ist 
hierzu auf die Untersuchungen des Wissen- 
schaftlichen Beirats des Bundesministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
vom 5. und 6. Juni 1953 und die Feststellun- 
gen des Instituts für landwirtschaftliche Markt- 
ordnung in Braunschweig-Völkenrode hinge- 
wiesen worden. Die Möglichkeit eines Markt- 
ausgleiches mit Hilfe der Ein- und Auslage- 
rung öffentlicher Bestände ist hiernach be- 
grenzt. Zweckmäßiger und billiger wäre es da- 
nach, den Preisausgleich durch eine bessere 
Anpassung der Erzeugung an die jahreszeitlich 
unterschiedliche Nachfrage herbeizuführen. Die 
hohe eigene Erzeugung der deutschen Land- 
wirtschaft, die bei rund 95 bis 97 v. H. des 
Bedarfs der Bundesrepublik Hegt, ist bei den 
zu treffenden Entscheidungen nicht außer acht 
zu lassen. Wenn staatliche Maßnahmen bei 
dieser Sachlage für erforderlich erachtet wer- 
den, sollten sie sich auf die Einfuhrschleuse be- 
schränken. 
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214. Auf dem Gebiete der Zuckerwirtschaft hat sich 
der Bundesrechnungshof im wesentlichen dar- 
auf beschränkt, den Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten darauf 
hinzuweisen, daß die auf 3 Jahre geltenden 
Einfuhrabmachungen mit Cuba vom 10. Mai 
1953 mit der nahezu vollständigen Eigenver- 
sorgung der Bundesrepublik nicht im Einklang 
stehen. Er hat um Mitteilung der Gründe 
für die langfristigen Liefervereinbarungen ge- 
beten, zumal hieraus im Rechnungsjahr 1954 
nach vorläufigen Berechnungen aut den Bund 
Lager- und Finanzierungskosten in Flöhe von 
7 bis 10 Mio DM zukommen werden. Nach 
Auffassung des ßundesrechnungshofs müßte 
angestrebt werden, in Zusammenhang mit 
einer Auflockerung der in der Zuckerwirtschaf t 
noch in besonderem Maße bestehenden 
zwangswirtschaftlichen Verhältnisse, die La- 
gerhaltung von den beteiligten Wirtschafts- 
kreisen durcihführen zu lassen. Einer weit- 
gehenden staatlichen Fiilfeleistung, wie sie in 
den vergangenen Jahren in Fiöhe von bisher 
24,5 Mio DM gewährt worden ist und für 
das Zuckerwirtschaftsjahr 1953/54 voraussicht- 
lich in der oben erwähnten Fiöhe eintreten 
wird, bedürfte es dann nicht mehr. 

215. Der Bundesniimster für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten hat den Bundesrechnungs- 
hof auf die wirtschaftspolitische und allge- 
meinwirtschaftliche Natur der behandelten 
Fragen hingewiesen und mitgeteilt, daß eine 
Entscheidung des Kabinetts hierüber in Aus- 
sicht stehe. 

216. Unabhängig von den z. Z. noch laufenden 
Prüfungen über den persönlichen und säch- 
lichen Verwaltungskostenaufwand der Ein- 
fuhr- und Vorratsstellen und der Einfuhrstelle 
für Zucker wird schon jetzt die Organisation 
dieser Stellen sowie der Außenhandelsstelle des 
Bundesministeriums für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten überprüft werden müssen. 

Die Einfuhr- und Vorratsstellen sowie die 
Einfuhrstelle Zucker sind selbständige Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts. Ihre markt- 
ordnenden Aufgaben, die sie durch hoheit- 
liche Betätigung auf dem Gebiet der Einfuhren 
und durch kaufmännisch-wirtschaftliche Be- 
tätigung auf dem Gebiet der Vorratshaltung 
wahrnehmen, stehen in enger Verbindung mit 
denen der Außenhandelsstelle, die eine Bundes- 
oberbehörde ist und im wesentlichen die 
Tätigkeit einer Devisenverteilungsstelle auszu- 
üben hat. Diese Stellen können erfolgreich 
nur Zusammenwirken, wenn sie ihre Maß- 
nahmen laufend aufeinander abstimmen. 
Schon bei der Errichtung der Stellen hat 


seinerzeit der Rechnungshof im Vereinigten 
Wirtschaftsgebiet zum Ausdruck gebracht, daß 
im Interesse einer reibungslosen Zusammenarbeit 
eine andere Organisationsregelung in Betracht 
kommen könne. Die Erfahrungen der vergan- 
genen Jahre, die Untersuchungen des Arbeits- 
kreises „Einfuhr- und Vorratsstellen“ des 
Bundestages und Beobachtungen in neuester 
Zeit bestätigen, daß die weitgehende Selb- 
ständigkeit der Rechtsträger bei der engen 
Verflechtung der Aufgaben die Gefahr von 
Überschneidungen und gegensätzlichen Ent- 
scheidungen mit sich bringt. In Verfolg dieser 
Überlegungen hat inzwisdien auch die Ver- 
waltung Verhandlungen aufgenommen, um zu 
einer zweckmäßigen Neuorganisation zu ge- 
langen. 

217. Die in meiner Denkschrift 1949/1950 (S.9S) er- 
wähnten Ermittlungen wegen der Überschrei- 
tung des Fiaushaltsansatzes für die Lebens- 
mittelbevorratung im Rechnungsjahr 1952 
sind inzwischen zum Abschluß gekommen. 
Dem Gutachten, das ich auf Veranlassung des 
Bundesministers der Finanzen erstattet habe, 
hat sich dieser • angesdilossen. Nach den Er- 
mittlungen haben die Kosten der Lagerhaltung 
der Eintuhr- und Vorratsstellen für Getreide 
In Fiöhe von 114,6 Mio DM den für die Vor- 
ratshaltung von Getreide veranschlagten Be- 
trag von 63,3 Mio DM um 51,3 Mio DM 
überschritten. Dem Fiaushaltsansatz (Kapi- 
tel E 11 Titel 5) für die Vorratshaltung von 
Insgesamt 118 750 000 DM steht eine Gesamt- 
ausgabe von 168 358 711 DM gegenüber. Unter 
Berücksichtigung eines Ausgaberestes von 
39 317 100 DM aus dem Rechnungsjahr 1951 
beträgt die Überschreitung des Gesamthaus- 
haltsansatzes 10 291 611 DM. Das Gutachten 
ist zu dem Ergebnis gekommen, daß ein un- 
vorhergesehenes und unabwendbares Bedürf- 
nis für die Überschreitung insoweit anzuer- 
kennen ist, als sie durch Bevorratungen ver- 
ursacht war, die Im Rahmen des Bevorratungs- 
programmes der Regierung vom Jahre 1950 
lagen. Die Gestaltung der Versorgungs- und 
Bevorratungsplanung nach diesem Programm 
erschien vertretbar, da der Fiaushaltsplan für 
das Rechnungsjahr 1952 erst mit dem Gesetz 
vom 25. Juli 1952 festgestellt worden ist, 
während davon ausgegangen werden muß, daß 
die Versorgungsplanung zu Beginn des Wirt- 
schaftsjahres am 1. Juli fertiggestellt ist. Der 
Bundesminister der Finanzen hat auf Grund 
des Gutachtens einer überplanmäßigen Aus- 
gabe in Fiöhe der Überschreitung zugestimmt, 
aber darauf hingewiesen, daß die in dem Gut- 
achten festgestellten Unzulänglichkeiten bei der 
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Durchführung der Versorgungs- und Bevor- 
ratungsplanung künftig zu vermeiden seien. 

218. Auf Veranlassung des Bundesrechnungshofs 
hat der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten die Abrechnung der 
Erlöse aus dem Verkauf von Emballagen der 
durch die Militärregierung im Rahmen von 
Globalimporten eingeführten Lebensmittel, 
insbesondere die Abrechnung der Verkaufs- 
erlöse für gebrauchte Cubazuckersäcke geprüft. 
Die Prüfung hat ergeben, daß eine in die Er- 
fassung und Abrechnung der Erlöse eingeschal- 
tete Firma einen Betrag von rund 1,3 Mio DM 
nicht an die Außenhandelsstelle abgeführt hat. 
Über das Vermögen der Firma Ist inzwischen 
das Konkursverfahren eröffnet worden. Der 
Geschäftsführer der Gesellschaft ist wegen der 
Nichtabführung der Verkaufserlöse und wei- 
terer ln Zusammenhang hiermit begangener 
strafbarer FFandlungen in erster Instanz zu 
3 Jahren Zuchthaus und 10 000 DM Geld- 
strafe sowie zu Ehrverlust auf die Dauer von 
3 Jahren verurteilt worden. Das Urteil ist 
noch nicht rf-rhtskräfrio^ Nach dem bisherigen 
Ergebnis des Konkursverfahrens muß damit 
gerechnet werden, daß die Forderung des Bun- 
des in voller Fiöhe verloren ist. Über die 
Schuldfrage und eine etwaige Fiaftbarmachung 
der verantwortlichen Beamten und Angestell- 
ten für den entstandenen Schaden schweben 
noch Ermittlungen. 

Zwischen dem Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten und dem 
Bundesminister für Wirtschaft haben sich 
Meinungsverschiedenheiten darüber ergeben, 
welches Ressort für die Erfassung und Abrech- 
nung der Verkaufserlöse für Emballagen zu- 
ständig war und nunmehr die Angelegenheit 
weiter zu verfolgen hat. Die Meinungsver- 
schiedenheiten beruhen auf der unterschied- 
lichen Beurteilung des Ergebnisses der zahl- 
reichen Verhandlungen und Besprechungen, 
welche seinerzeit die Verwaltung für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten mit der 
Außenhandelsstelle und nachgeordneten Ein- 
richtungen der Verwaltung für Wirtschaft mit 
dem Ziele geführt hat, die Außenhandelsstelle 
von Aufgaben bei der Abwicklung der Global- 
einfuhren zu entlasten. Zu den Zweifelsfragen 
habe ich mich auf Wunsch des Bundesministers 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, 
der hierbei im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Wirtschaft gehandelt hat, gut- 
aclitlich geäußert. Die Stellungnahme sollte 
nach der Mitteilung der beteiligten Ressorts 
für sie verbindlich sein. Ich habe die Auffas- 
sung vertreten, daß für die Erfassung und Ab- 


rechnung der Verkaufserlöse für Emballagen 
die Verwaltung für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten verantwortlich gewesen und da- 
mit der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten als Nachfolgeeinrich- 
tung dieser Verwaltung auch für die Wahr- 
nehmung der Interessen des Bundes wegen der 
Forderung in Fiöhe von rund 1,3 Mio DM 
zuständig ist. 

Düngemittel-Einfuhren und -Subventionen 

(Kapitel Eil Titel 20)"') 

219. In der Denkschrift 1949/1950 S. 88 ff. habe 
ich die Ergebnisse der Prüfungen der Abrech- 
nungen von Düngemitteleinfuhren der Mili- 
tärregierungen mit Ausnahme der Einfuhr 
von Superphophat dargestellt. Die Prüfungs- 
feststellungen hinsichtlich dieser Einfuhren 
waren damals noch nicht abgewickelt. Nach- 
dem dies inzwischen geschehen ist, kann ich 
auch über diese, was die Subventionsaufwen- 
dungen der öffentlichen Fiand betrifft, bedeut- 
samste Einfuhr berichten. 

220. Die Militärregierungen führten In der Zeit 
von Juni 1946 bis zum 12. Mai 1950 insge- 
samt 1 026 143,033 t Superphosphat aus Bel- 
gien, den Niederlanden, Italien und den Ver- 
einigten Staaten von Amerika nach West- 
deutschland ein. Es handelte sich hierbei um 
Einfuhren der Warenkategorie A (siehe Nr. 128 
bis 131), deren Verkauf bis zum 30. Juni 1952 
dauerte und deren Abrechnung erst nach die- 
sem Zeitpunkt von. nu i I echnungshof ge- 
prüft werden konnte. 

221. Die Verwaltung für Wirtschaft im Vereinig- 
ten Wirtschaftsgebiet veranlaßte die Bildung 
eines „Superphosphat-Einfuhrkontors“ und 
beauftragte es, das eingeführte Superphosphat 
zu übernehmen, im Inland zu verkaufen und 
die Verkaufserlöse an die Gemeinsame Außen- 
handelskasse und später an die Bank deutscher 
Länder zur Vereinnahmung beim GARIOA- 
Counterpartfund abzuführen. 

222. Die Verwaltung für Wirtschaft hatte am 
27. September 1948 — rückwirkend vom 
21. Juni 1948 an — den Brutto-Abrechnungs- 
preis für eingeführtes Superphophat, der der 
Abrechnung des Blnfuhrkontors mit der Bank 
deutscher Länder zugrundezulegen war, auf 
24 DM je 100 kg Phosphorsäuregehalt festge- 
setzt. Bis zum 28. Februar 1949 konnten da- 
von bei der Abrechnung mit der Bank deut- 

*) Anmerkung. 

Soweit in diesem Haushaltsansatz Mittel für die Ver- 
billigung von Düngemitteln veranschlagt waren, hat 
sic der Bundesminister für Wirtschaft bewirtschaftet. 
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scher Länder bestimmte Kosten (siehe Nr. 129) 
abgezogen werden. Die Abnehmer in der 
Landwirtschaft hatten sowohl für eingeführ- 
tes als auch für inländisches Superphosphat 
einen von der Verwaltung für Wirtschaft fest- 
gesetzten „Abgabepreis“ zu entrichten, der 
nach den Absatzgebieten verschieden hoch war 
und 38 DM, 39 DM und 42 DM je 100 kg 
Phosphorsäuregchalt betrug. Der Devisenein- 
standspreis war wesentlich höher. Den Unter- 
schied zwischen dem für die Landwirtschaft 
festgesetzten Abgabepreis und dem vom Ein- 
fuhrkontor an die Bank deutscher Länder ab- 
zuführenden Abrechnungspreis — in der bri- 
tischen Bcsatzungszone z. B. 14 DM je 100 kg 
— hatte das Einfuhrkontor auf Anordnung 
der Verwaltung für Wirtschaft an eine „Preis- 
ausgleichskasse für Superphosphat“, die bei 
der Superphosphat-Industrie GmbH, Ham- 
burg — einer Verkaufsgemeinschaft inländi- 
scher Superphosphathersteller — geführt 
wurde, abzuführen. Da die Herstellungskosten 
für das im Inland erzeugte Superphosphat 
weit Über den oben genannten Abgabepreisen 
lagen, wurde den inländischen Herstellern der 
Unterschied zwischen dem Abgabepreis und 
dem höheren, aus den Herstellungskosten er- 
rechneten Erzeugerpreis aus den Einnahmen 
der Preisausgleichskasse vergütet. Diese Rege- 
lung galt bis zum 30. Juni 1949. Aus den 
Verkaufserlösen, die das Einfuhrkontor bis zu 
diesem Tage erzielte, floß der Preisausgleichs- 
kasse ein Anteil von 7 423 900,64 DM zu. Sie 
verwendete ihn voll für den Preisausgleich. 

223. Während das Einfuhrkontor bis zum 28. Fe- 
bruar 1949 von den Erlösen aus dem Verkauf 
des Import-Superphosphates nur den nach Ab- 
zug bestimmter inländischer Kosten und der 
Einfuhr- und Verteilungsspanne verbleiben- 
den Rest an den GARIOA-Counterpartfund 
abzuführen brauchte, änderte sich dies vom 
1. März 1949 an. Nach dem BICO-Memoran- 
dum (49) 4 vom 20. Januar 1949 waren dem 
GARIOA-Counterpartfund nunm.ehr für den 
Einfuhrzeitraum vom 1. März bis 30. April 
1949 die ungekürzten Erlöse aus den Abgabe- 
preisen und vom 1. Mai 1949 an die vollen 
Deviseneinstandspreise der Einfuhren — also 
ebenfalls ohne jeden Abzug — zu vergüten. 
Um eine Verteuerung des Import-Superphos- 
phates zu vermeiden, die für die Landwirt- 
schaft untragbar gewesen wäre, übernahmen 
die Verwaltung des Vereinigten Wirtschafts- 
gebietes, später der Bund für den Einfuhrzeit- 
raum vom 1. März bis 30. April 1949 die 
durch den Absatz im Inlande entstandenen 
Kosten und für die Zeit vom 1. Mai 1949 an 


den Unterschied zwischen dem Devisen-Ein- 
standspreis der Einfuhren und dem inländi- 
schen Abgabepreis und daneben die inländi- 
schen Absatzkosten als Subventionen zu Lasten 
der öffentlichen Hand. 

224. Das eingeführte Superphosphat konnte in der 
Reichsmarkzeit zügig ab Grenzeingangsstelle 
verkauft werden. Nach der Währungsumstel- 
lung traten jedoch Absatzschwierigkeiten ein, 
da der Markt in zunehmendem Maße aus der 
inländischen Erzeugung von Superphosphat 
versorgt wurde, die Verwaltung für Wirtsdiaft 
aber das Import-Superphosphat nicht zu Prei- 
sen abgeben konnte, die unter denen der in- 
ländisdien Erzeugung lagen, weil sie sonst die 
inländischen Hersteller in ernste Schwierig- 
keiten gebracht hätte. Der weitaus größere 
Teil der Ware mußte daher zunächst — auf 
Kosten der Verwaltung für Wirtschaft und 
des Bundes — eingelagert werden. Er konnte 
nur nadi und nach verkauft werden. Der Ver- 
kauf ider Lagerbestände erstreckte sich bis zum 
30. Juni 1952. 

Das Einfuhrkontor hatte in der Erkenntnis 
der Gefahren einer Überschwemmung des 
Marktes mit eingeführtem Superphosphat die 
Verwaltung für Wirtsdiaft bereits kurz nach 
der Währungsumstellung gebeten, bei den 
Militärregierungen darauf hinzuwirken, daß 
sie weitere Einfuhren von Superphosphat ein- 
stellten. Die Militärregierungen entsprachen 
dieser Bitte jedoch nicht, sondern setzten die 
Einfuhren bis zum 12. Mai 1950 fort. 

225. Infolge der den Bedarf weit übersteigenden 
Superphosphateinfuhren entstanden der Ver- 
waltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 
und dem Bunde erhebliche zusätzliche Auf- 
wendungen, u. a. für Mehrfrachtkosten durcii 
den Umweg der Ware über die Einlagerung, 
Einlagerungs- und Auslagerungskosten, Lager- 
mieten, Umlagerungskosten, Bearbeitungs- 
kosten für das durch die Lagerung hart ge- 
wordene Superphosphat, sonstige Schäden an 
der Ware während der Lagerung und Finan- 
zierungskosten. Diese Aufwendungen wären 
ZU einem erheblichen Teil nicht entstanden, 
wenn beim Absatz des Import-Superphospha- 
tes nicht auf die inländische Superphosphat- 
erzeugung hätte Rücksicht genommen werden 
müssen. Insofern sind die vorgenannten Kosten 
mittelbar zur Subventionierung der inländi- 
schen Superphosphatindustrie aufgewendet 
worden. 

226. Um örtliche Verkaufsmöglichkeiten und zu- 
gleich auch billigere Wasserfrachten auszu- 
nutzen, mußten Ende 1950 große, in Mann- 
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heim und Karlsruhe eingelagerte Bestände von 
Superphosphat auf andere, den landwirtsdiaft- 
lichen Absatzgebieten näher gelegene Lager 
verbracht werden, obwohl unter normalen 
Verhältnissen die norddeutsdien und rheini- 
schen Superphosphatfabriken ihre Ware zum 
Teil nach Süddeutschland bringen. Alle diese 
durch die volkswirtschaftlich unvertretbar 
hoben Superphosphat-Einfuhren entstandenen 
zusätzlichen Kosten gingen ausschließlich zu 
Lasten der öffentlichen Hand. 

227. Die Erlösrechnung stellt sich für die verschie- 
denen Einfuhrabschnitte wie folgt: 

Einfuhren in der Reichsmark-Zeit 
Eingeführt wurden rund 442 600 t Ware mit 
einem Phosphorsäuregehalt von rund 90 000 t. 
RM-Gegenwert zum De- 
visen-Einstandspreis . . . rd. 50 000 000, — RM 
Vom Einfuhrkontor aus 
den Verkaufserlösen an 
den GARIOA-Counter- 
partfund abgeführte RM- 
Gegenwerte rd. 28 000 000, — RM 

Minder erlöse: 

(Verdeckte Subventionen) rd. 22 000 000, — RM 

Einfuhren in der D-Mark-Zeit 

Z^eitraum vom 21. Juni 1948 bis 28. Februar 

1949 

Eingeführt wurden rund 330 000 t Ware mit 
einem Phosphorsäuregehalt von rund 62 500 t. 
DM-Gegenwert zum De- 
visen-Einstandsprels . . . rd. 35 000 000, — DM 
Vom Einfuhrkontor aus 
den Verkaufserlösen an 
den GARIOA-Counter- 
partfund abgeführte DM- 
Gegenwerte 2 938 831,99 DM 

Mindererlöse: 

(Verdeckte Subventionen) rd. 32 000 000, — DM 

Zeitraum vom 1. März 1949 bis 12. Mai 1950 
Eingeführt wurden rund 253 600 t Ware mit 
einem Phosphorsäurcgehalt von rund 42 600 t. 
DM-Gegenwert zum De- 
visen-Einstandspreis . . . 25 426 273,69 DM 

Vom Einfuhrkontor aus 
den Verkaufserlösen an 
den GARIOA-Counter- 
partfund abgeführte DM- 
Gegenwerte 2 577 992,20 DM 

Mindererlöse: 

(Offene Subventionen) . . 22 848 281,49 DM 


Hiernach ist die Devisenverschuldung von 
mehr als 60 Mio DM aus den Superphosphat- 
Einfuhren in der DM-Zeit nur mit rund 
5,5 Mio DM (= 9 V. H.) aus den vom Ein- 
fuhrkontor erzielten Erlösen gedeckt. 

228. Auf Grund der Prüfungen des Bundesrech- 
nungshofs wurden 401 867,23 DM, die vom 
Einfuhrkontor irrtümlich zu wenig an die 
Bank deutscher Länder abgeführt worden 
waren, eingezogen und dem GARIOA-Coun- 
terpartfund zugeführt. Im übrigen hat der 
Bundesrechnungshof durchgesetzt, daß das Im- 
port-Superphosphat bei der Bedienung des in- 
ländischen Marktes angemessen berücksichtigt 
wurde. 

229. Dem GARIOA-Counterpartfund sind die 
ihm zunächst für offene Subventionen 
(22 848 281,49 DM) entzogenen Verkaufs- 
erlöse für die Zeit vom 1. März 1949 an aus 
Llaushaltsmitteln erstattet worden. 

230. Die Rechnungslegung der in Nr. 222 behan- 
delten Preisausgleichskasse für Superphosphat 
wurde vom Bundeswirtscliaftsminlsterlum ge- 
prüft und an fiand seines Berichtes vom Bun- 
desrechnungshof überprüft. Auf Grund der 
Feststellungen des Bundeswirtschaftsministe- 
riums wurden 35 815,93 DM, mit denen die 
Superphosphatindustrie die öffentliche Hand 
zu Unreclit belastet hatte, wieder eingezogen. 


Bundesministerium für Arbeit 

(Einzelplan XI) 

Arbeitslosenhilfe 

(Kapitel 1 a) 

231. Die Arbeitslosenunterstützung (Alu) ist eine 
Leistung der Arbeitslosenversicherung. Sie 
wird nur solchen Arbeitslosen gewährt, die 
sich durch eine arbeitslosenverslcherungspflich- 
tige Tätigkeit eine Anwartschaft darauf er- 
worben haben und auch nur für eine begrenzte 
Zeit, die sich nach der Dauer der Beschäfti- 
gung richtet. Die Ausgaben dafür bestreitet 
die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung aus den Beiträgen 
zur Arbeitslosenversicherung, die je zur Hälfte 
von den Arbeitgebern und den Arbeitnehmern 
aufgebracht werden. 

Die Arbeitslosenfürsorge ergänzt die Ar- 
beitslosenversicherung. Arbeitslosenfürsorge- 
unterstützung (Alfu) wird den Arbeitslosen 
zuteil, die arbeitsfähig, arbeitswillig und für 
den Arbeitsmarkt verwendbar sind, aber keine 
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Alu erhalten können und sonst der öffentli-* 
dien Fürsorge zur Last fallen würden. Ihre 
Sätze sind geringer als die der Alu; sie ist audi 
nur bei Bedürftigkeit zu bewilligen. Die Aus- 
gaben für die Alfu trägt der Bund. 

Im Rechnungsjahr 1951 betrug die Zahl der 
Unterstützungsempfänger in den Bundeslän- 
dern (ohne Berlin) 
in der Arbeitslosenversicherung 

durchschnittlich . . . 417 266 
in der Arbeitslosenfürsorge 

durchschnittlich . . . 775 910. 
Für das Rechnungsjahr 1952 ergaben sich fol- 
gende Durchschnittszahlen (ohne Berlin): 

Arbeitslosenversicherung ... 443 400 
Arbeitslosenfürsorge ...... 713 552. 

Die Ausgaben für die Unterstützungen (ein- 
schließlich der Krankenversicherung der Ar- 
beitslosen) beliefen sich 

Im auf Arbeitslosen- Arbeitslosen- 

Rechn. Versicherung fürsorge 

Jahr 

1951 754 517 000 DM 1 119 802 000 DM 

1952 821 038 000 DM 1 042 611 000 DM. 

(In den Ausgaben sind die Im Lande Berlin 
geleisteten Zahlungen enthalten.) 

Der Aufwand des Bundes für die Arbeits- 
losenfürsorge ist so hoch, daß es angezeigt er- 
scheint, sie in dieser Denkschrift eingehender 
zu würdigen. 

Die Alfu wird in den Ländern der briti- 
schen Besatzungszone nach der Militärregie- 
rungs-Verordnung Nr. 117, in den Ländern 
der amerikanischen und französischen Besat- 
zungszone und in Berlin auf Grund von Län- 
dergesetzen gewährt, die Im allgemeinen in 
den Jahren 1947 bis 1950 erlassen worden 
sind. Die Bestimmungen weichen voneinander 
ab und führen zu einer unterschiedlichen Be- 
treuung der Arbeitslosen; sie sind auch sonst 
in mancher Flinsicht unbefriedigend. 

232. So wird in einigen Ländern Alfu grundsätz- 
lidi gewährt, »wenn der Anspruch auf Alu er- 
schöpft ist. In den übrigen Ländern hängt die 
Zahlung der Alfu weder von der Erfüllung 
einer Anwartsdiaft, noch von der Erschöpfung 
des Anspruchs auf Alu ab. In Berlin setzt die 
Gewährung der Alfu zwar nicht die Erschöp- 
fung des Anspruchs auf Alu voraus, aber doch 
eine vorhergehende Besdiäftlgung von be- 
stimmter Dauer. 

233. Die Unterstützungssätze sind seit dem 1. April 
1951 auf Grund eines Bundesgesetzes In allen 


Ländern und in Berlin einheitlich festgesetzt. 
In den Ländern der britischen Besatzungs- 
zone und in Rheinland-Pfalz können die Alu- 
und Alfu-Empfänger Mietzuschläge und Son- 
derbelhilfen aus Mitteln der Arbeitslosenfür- 
sorge erhalten, in Berlin nur Mietzuschläge. In 
den übrigen Ländern bestehen diese Möglich- 
keiten nicht. 

234. In den Ländern, wo die Gewährung der Alfu 
von der Erschöpfung des Anspruchs auf Alu 
abhängig ist, und In Berlin kann verhältnis- 
mäßig leicht geprüft werden, ob der Antrag- 
steller arbeitslos ist. Auch dort, wo genügend 
freie Arbeitsplätze zur Verfügung stehen, er- 
geben sich Insoweit keine Schwierigkeiten. 
Dort bleibt auch die Zahl der Alfu-Empfänger 
verhältnismäßig gering, weil den Arbeit- 
suchenden häufig schon eine Arbeit zugewie- 
sen werden kann, bevor sie überhaupt einen 
Unterstützungsantrag stellen. Im übrigen 
aber, namentlich In Bezirken mit großer Ar- 
beitslosigkeit und dementsprechend großer 
Zahl 'der Antragsteller, gelten der Feststellung, 
ob die Antragsteller tatsächlich arbeitslos im 
Sinne des Gesetzes sind, die besonderen Be- 
mühungen der Arbeitsämter. Der Bundesrech- 
nungshof hat in diesem Zusammenhang sein 
Augenmerk vor allem auf Frauen gerichtet, 
die bisher nicht in Beschäftigung gestanden 
hatten, auf bisher Selbständige oder bisherige 
Flandelsvertreter, auf Jugendliche u. a. m. 

235. Schon in meiner Denkschrift 1949^1950 S. 104 
habe ich darüber berichtet, daß das Arbeits- 
amt einer Großstadt ln erheblicher Zahl 
Frauen in die Alfu übernommen hatte, ob- 
wohl es zweifelhaft war, ob sie die Voraus- 
setzungen zum Unterstützungsbezug erfüllten, 
in erster Linie Frauen, die vorher von der ört- 
lidi zuständigen Fürsorgebehörde unterstützt 
worden waren. Diese Feststellung gilt auch für 
andere Arbeitsamtsbezirke. Wiederholt ist es 
zu Meinungsverschiedenheiten der Arbeits- 
ämter und der Fürsorgebehörden über die Be- 
treuung der Frauen gekommen; teilweise muß- 
ten die Spruchinstanzen entscheiden. Dabei 
handelte es sich häufig um Frauen, die durch 
die Betreuung van Kindern oder sonstigen 
Angehörigen persönlich gebunden waren, also 
Arbeit gar nicht hätten übernehmen können. 
In mehreren Ländern gibt es aber Überein- 
kommen über die Abgrenzung des Personen- 
kreises, der jeweils von den Arbeitsämtern 
oder den Fürsorgebehörden zu betreuen ist. 
Mit Flllfe dieser Übereinkommen Ist es im 
Laufe der Jahre gelungen, die größten Schwie- 
rigkeiten zu beseitigen. 
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236. Nach der zur Zeit geltenden Fassung der 
Reichsversicherungsordnung tritt die Invali- 
dität schon bei einer Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit von mehr als 50 v. H. ein; Arbeits- 
unfähigkeit im Sinne des AVAVG ist jedodi 
erst gegeben, wenn die Erwerbsfähigkeit um 
mehr als 66^3 v. H. gemindert ist. Diese un- 
terschiedliche Regelung führt nach den Fest- 
stellungen des Bundesrechnungishofs oftmals zu 
unbefriedigenden Ergebnissen. So kann ein 
Invalidenrentner, obschon er für die Ausübung 
eines Berufs nicht mehr in Betracht kommt, 
doch noch Alfu erhalten, auf die seine Invali- 
denrente nur teilweise angerechnet wird. So- 
weit aber einzelne dieser Rentner noch ver- 
mittlungsfähig sind, wirkt das Zusammentref- 
fen beider Leistungen nicht gerade fördernd 
auf ihre Arbeitswilligkeit. Unbefriedigend ist 
auch, daß — abgesehen von einem Land — 
für die Gewährung der Alfu keine Hödhst- 
altersgrenze gezogen ist. So erhalten nach den 
Eeststellungen des Bundesrechnungshofs häufig 
noch Personen Alfu, die das 65. Lebensjahr 
schon vollendet haben und deshalb in aller 
Regel nicht mehr in Arbeit vermittelt werden 
können. Das ist besonders dort zu beobachten, 
wo die Rentner auf Grund der Arbeitsmarkt- 
lage nidtt damit zu rechnen brauchen, daß 
ihnen eine Arbeit angeb oten wird. 

237. Die Arbeitswilligkeit ist Voraussetzung für 
den Bezug der Alfu. Gleichwohl führt Arbeits- 
unwilligkeit, d. h. Ablehnung eines zumutba- 
ren Arbeitsangebots oder Verlust einer Ar- 
beitsstelle aus Gründen, die der Arbeitslose zu 
vertreten hat, nur in besonderen Wiederho- 
lungsfällen zu einem Ausschluß aus der Alfu. 
Im allgemeinen hat sie nur die Sperrung für 
eine bestimmte Zeitdauer (zwischen 2 und 8 
Wochen) zur Eolge. Während dieser Zeit müs- 
sen sich die Arbeitslosen bei fürsorgerechtlicher 
Flilfsbedürftigkeit an die Träger der öffent- 
lichen Fürsorge wenden, /die jedoch im allge- 
meinen erheblich geringere Beträge zahlen als 
die Arbeitsämter. 

In den Landern der britischen Besatzungs- 
zone und in Rheinland-Pfalz dagegen erhalten 
die Arbeitsunwilligen, und zwar nicht nur die 
Empfänger von Alfu, sondern auch die, die 
auf Alu Anspruch hätten, auch während der 
Sperre Alfu in der Flöhe dessen, was zum Le- 
bensunterhalt unerläßlich ist. Oft beträgt dann 
die Kürzung nur 10 v. Fi. der Alfu. Dadurch 
verliert nadh den Beobachtungen des Bundes- 
rechnungshofs die Sperrung an erzieherischem 
vWert. Nicht selten ziehen die Arbeitslosen die 
geringfügige Kürzung einer unerwünschten 
Arbeitsaufnahme vor. 


Die Bestimmungen über die Leistungen 
während der Sperrfristen sind also unbefriedi- 
gend. 

238. Die Alfu wird nur bei Bedürftigkeit gewährt. 
Die Bedürftigkeit wird nach anderen Grund- 
sätzen als denen der öffentlichen Fürsorge ge- 
prüft. Die in den einzelnen Ländern gelten- 
den Vorschriften sind nicht in allen Punkten 
einheitlich. In den Länidern der britischen Be- 
satzungszone, in Rheinland-Pfalz und Berlin 
kann der Freibetrag, der bei Anrechnung des 
Einkommens von Angehörigen einzuräumen 
ist (24 DM wöchentlidi), bis zu 50 v. Fi. er- 
höht werden. Von dieser Möglichkeit haben 
die Arbeitsämter in fast allen Fällen Gebrauch 
gemadit, denn der Freibetrag, der seit Ein- 
führung der Arbeitslosenfürsorge unverändert 
geblieben ist, entspricht nicht mehr den inzwi- 
schen zweimal erhöhten Unterstützungssätzen. 
In den süddeutschen Landern und in Fiessen 
ist jedoch die Freibetragserhöhung nicht zuge- 
lassen. 

239. Bei der Bedürftigkeksprüfung ist eine Vielzahl 
von gesetzlichen Bestimmungen zu beachten, 
die außerhalb der Alfu-Gesetzgebung liegen, 
nämlich das Bundesversorgungsgesetz, dasBun- 
desvertriebenengesetz, das Lastenausgleichs- 
gesetz, das Grundbetragserhöhungsgesetz, das 
Gesetz über die Gewährung von Zuwendun- 
gen an Kriegsopfer und Angehörige von 
Kriegsopfern, ferner allgemeine Bestimmungen 
und Richtsätze der öffentlichen Fürsorge 
u. a. m. Das erschwert die Bedürftigkeitsprü- 
fung außerordentlich, zumal teilweisie für den 
Fall der Konkurrenz von Ansprüchen auf Alfu 
mit anderen, ebenfalls von der Bedürftigkeit 
abhängigen Ansprüchen keine klare oder zweck- 
mäßige Regelung getroffen ist. So werden z. B. 
Leistungen der Unfallversicherung (Ausnahme: 
Pflegegelder, Übergangsrenten) auf die Alfu 
angerechnet, andererseits die Alfu aber auch 
auf die Zulagen nach dem Gesetz über Zula- 
gen und Mindestleistungen in der gesetzlichen 
Unfallversicherung vom 29. April 1952. Bei 
der Bedürftigkeitsprüfung ist auch zu unter- 
suchen, ob und wie Zuschläge für Mehrarbeit 
usw. von Angehörigen, Leistungen der Tbc- 
Hilfe und Tbc-Versorgung, Knappschaftssold, 
freiwillige Werksrenten, zusätzliche Renten- 
beträge der Versorgungsanstalt des Bundes und 
der Länder, das Vermögen von Arbeitslosen, 
die aus Anlaß der Wiedorverheiratung ge- 
währten Abfindungen nach § 44 BVG und an- 
dere Leistungen anzurechnen sind. 

Eine Vereinfachung der Bedürftigkeitsprü- 
fung, durch die auch Verwaltungskosten ein- 



gespart würden, ist nach Ansicht des Bundes- 
rechnungshofs notwendig. 

240. Bei der Bedürftigkeitsprüfung ist ferner das 
Einkommen aus der Nutzung land- oder forst- 
wirtschaftlicher Grundstücke zu berücksichti- 
gen. Hier ergeben sich bei der Feststellung und 
der Berechnung des Einheitswertes des Grund- 
stücks, der eigenen Arbeitsleistung und der der 
mitarbeitenden Familienangehörigen usw. be- 
sondere Schwierigkeiten. Die in den gesetz- 
lichen Bestimmungen gegebenen Richtlinien 
für die Bearbeitung soldier Fälle reichen nach 
den Beobachtungen des Bundesrechnungshofs 
im allgemeinen nicht aus. So wendet z. B. ein 
Arbeitsamt in Rheinland-Pfalz die in Nr. 11 
der 1. DVO zum Landesgesetz über Arbeits- 
losenhilfe gegebenen Richtlinien nur bei 
Kleinstbetrieben ohne Gespannhaltung an. Für 
die übrigen Fälle hat es sich eigene, strengere 
Anrechnungsgrundsätze geschaffen. Das Lan- 
desarbeitsamt hat dem Bundesrechnungshof 
dazu mitgetellt, daß sich die Bestimmungen 
in der Nr. 11 der genannten Durchführungs- 
verordnung in den meisten Fällen als un- 
brauchbar erwiesen hätten, und daß es daher 
zugelassen habe, daß die Arbeitsämter die 
Sätze der öffentlichen Fürsorge oder andere 
brauchbare Bemessungsgrundlagen anwenden. 
In anderen Bezirken war jedoch auch eine ge- 
genteilige Entwicklung erkennbar, beisonders 
bei geringem Besitz mit niedrigem Ertrags- 
wert. 

241. Durch das Gesetz über die Anrechnung von 
Renten in der Arbeitslosenfürsorge vom 
18. Juli 1953 ist nunmehr Klarheit darüber 
geschaffen worden, daß die Grundrente, die 
nach dem Bundesversorgungsgesetz gezahlt 
wird, von der Anrechnung auf die Alfu ausge- 
nommen bleibt. Die weiteren Bestimmungen 
dieses Gesetzes haben aber zu einer neuen Be- 
lastung des Unterstützungsverfahrens geführt, 
well nunmehr der Vergleich verschiedener Un- 
terstützungs- und Rentensätze miteinander 
erforderlich ist. 

242. Sein besonderes Augenmerk hat üer Bundes- 
rechnungshof auf die Anmeldung und Ab- 
wicklung der Ersatzansprüche gerichtet, -die 
den Arbeitsämtern auf Grund rückwirkender 
Rentengewährungen gegen Versorgungsämter, 
Versicherungsträger usw. zustehen. Nach An- 
fangsschwierigkeiten hat sich das Verfahren 
nunmehr eingespielt. Im allgemeinen teilen 
die Arbeitsämter den genannten Dienststellen 
ihren Ersatzanspruch, auch der Höhe nach, 
schon vor der Entziehung oder Herabsetzung 
der Alfu mit. Sie zahlen den bisherigen Satz 


bis zur ersten Rentenzahlung weiter; die er- 
stattungspflichtigen Dienststellen erstatten 
auch die während dieser Zeit zu Unrecht ge- 
zahlten Alfu-Beträge. Dieses Verfahren hat 
sich insofern bewährt, als dadurch die Einschal- 
tung der Fürsorgebehörden in der Zeit zwi- 
schen einer Entziehung oder Herabsetzung der 
Alfu und der ersten Auszahlung der Rente 
vermieden wird. Da das Arbeitsamt aber wäh- 
rend dieser Zeit auch für die zu Unrecht ge- 
zahlten Beträge Krankenversicherungsbeiträge 
an die Krankenkasse abführ en muß, sind dem 
Bund auf diese Weise erhebliche Ausfälle ent- 
standen, weil die Krankenversicherungsbeiträge 
weder von den Krankenkassen noch von üen 
Arbeitslosen und auch nicht von den Versor- 
gungsämtern usw. zurückgefordert werden 
können. Sofern es nicht gelingt, bei einer 
künftigen Regelung der Krankenversicherung 
der Arbeitslosen in dieser Hinsicht eine befrie- 
digende Lösung zu finden, wird geprüft wer- 
den müssen, ob das jetzige Verfahren trotz 
seiner unbestrittenen Vorteile aufrecht erhal- 
ten werden kann. Der Bundesrechnungshof 
wird die Angelegenheit weiter verfolgen. 

243. Oft wird einem verdienenden Angehörigen 
des Arbeitslosen ein Freibetrag wegen des Un- 
terhalts einer Person eingeräumt, für die der 
Arbeitslose bereits einen Familienzuschlag zu 
der Hauptunterstützung erhält. Der Bundes- 
rechnungshof hat wiederholt gefordert, daß 
mindestens der Freibetrag um den Familien- 
zuschlag ' gekürzt wird. Die Angelegenheit 
schwebt noch. Bei einer Reform des Alfu- 
Rechts wird darüber hinaus festzulegen sein, 
ob eine zweifache Berücksichtigung derselben 
Person zulässig sein soll. 

244. Die Bedürftigkeitsprüfung ist besonders 
schwierig, wenn zu einer Familiengemeinschaft 
mehrere Alfu-Empfänger gehören. Vielfadi 
sind die gewährten Unterstützungen zusam- 
men so hoch, daß ein beachtliches Familienein- 
kommen vorhanden ist, das sich häufig noch 
durch Renten usw. erhöht. Das Zusammen- 
treffen mehrerer selbständiger Unterstützungs- 
ansprüche in einer Familie führt zu vom Ge- 
setzgeber offensichtlich nicht beabsichtigten 
Wirkungen, besonders auch hinsichtlich der 
Arbeitswilligkeit der Betroffenen. Deshalb hat 
der Bundesrechnungshof unter Beziehung auf 
§ 6 Militärregierungs-Verordnung Nr. 117 und 
Nr. 7 (Satz 1) des Ersten Durchführungserlas- 
ses zur Verordnuing Nr. 117 (und die entspre- 
chenden Bestimmungen der anderen Länder) 
wiederholt eine allgemeine, auf die Verhält- 
nisse der Familie gerichtete Bedürftigkeitsprü- 
fung gefordert. Die Arbeitsämter sind dabei 
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nicht einheitlich verfahren, wie auch in der 
einschlägigen Fachliteratur mehrere Vorschläge 
für eine Lösung gemacht worden sind. Es mö- 
gen verschiedene Wege gangbar sein; eine ein- 
heitliche Regelung wird aber eingeführt wer- 
den müssen. Das vorher Gesagte gilt in beson- 
derem Maße für den Doppelbezug der Alfu 
durch Eheleute. Es handelt sich hier um ein 
Problem, das in Fachkreisen und in der Lite- 
ratur immer wieder behandelt wird. 

245. Der laufenden Nachprüfung der Unterstiit- 
zungsvoraussetzungen und der Bekämpfung 
des Unterstützungsmißbrauchs kommt beson- 
dere Bedeutung zu. Die Arbeitsämter unter- 
halten jetzt allgemein einen Ermittlungsdienst. 
Wie bereits in der Denkschrift 1949/1950 
S. 104 erwähnt, hat es aber vieler Prüfungs- 
mitteilungen des Bundes rechnungshofs bedurft, 
bis die Arbeitsämter dem Ermittlungsdienst 
die ihm zukommende Bedeutung beigemessen, 
ihn namentlich zahlenmäßig und fachlich aus- 
reichend besetzt haben. Häufig war auch die 
Organisation des Ermittlungsdienstes ände- 
rungsbedürftig, so daß der Bundesrechnungs- 
hof wiederholt Abhilfevorschläge machen 
mußte. Die finanzielle Auswirkung der An- 
regungen des Bundesrechnungshofs ergibt sich 
daraus, daß z. B. ein Arbeitsamt bis zur Prü- 
fung durch den Bundesrechnungshof nur in 
wenigen Fällen Gruppenermittlungen (Zu- 
sammenfassung mehrerer Ermittler) durchge- 
führt hatte, deren Ergebnis nicht befriedigen 
konnte, später aber bei 19 Gruppenermittlun- 
gen Insgesamt rund 19 000 DM Überzahlun- 
gen feststellte und Ordnungsstrafen von zu- 
sammen 2644 DM verhängte; in einem Falle 
hat dieses Arbeitsamt noch Strafanzeige er- 
statten müssen. Auch noch in jüngster Zeit 
mußte der Bundesrechnungshof den Ermitt- 
lungsdienst bei einzelnen Arbeitsämtern be- 
mängeln. Er wird auch künftig besonders prü- 
fen, ob die Arbeitsämter in genügendem Um- 
fange das Vorliegen der Unterstützungsvor- 
aussetzungen überwachen. 

246. Aus der Anwendung der Bedürftiekeitsbestim- 
mungen und der kufenden Überwachung der 
Unterstützungsempfänger durch den Ermitt- 
lungsdienst der Arbeitsämter sind Forderun- 
gen gegen die Unterstützungsempfänger und 
teilweise auch gegen die Versorgungsämrer 
usw. entstanden, die von den Arbeitsämtern 
im sogenannten Rückzahlungsverfahren einge- 
zogen werden. Der Bundesrechnungshof hatte 
bei seinen Prüfungen auch insoweit häufig An- 
laß zu Beanstandungen. Die Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung hat deshalb die Arbeitsämter nochmals 


auf die Bedeutung des Rückzahlungsverfahrens 
hingewiesen. 

247. Die Zahlung der Alfu ist auch davon abhängig, 
daß sich der Arbeitslose laufend beim Arbeits- 
amt meldet, um Arbeit zu erlangen. Wer dieser 
Meldepflicht nicht genügt, erhält für den Zeit- 
raum, für den die Meldung gilt, keine Unter- 
stützung. Die Meldepflicht ist durchweg auf 
2 Tage in der Woche beschränkt; der Zahltag 
gilt als Meldetag. Die Meldekontrolle wird in 
den Bezirken einzelner Arbeitsämter immer 
noch von den Gemeinden durchgeführt, ohne 
daß ein Angehöriger des Arbeitsamtes zugegen 
wäre. Dadurch verliert die Meldepflicht ihren 
ursprünglichen Sinn, weil Stellen außerhalb des 
Arbeitsamtes keine Arbeit vermitteln können. 
Der Bundes rechnungshof hat daher die Durch- 
führung der Meldekontrolle allein durch die 
Arbeitsämter empfohlen. 

248. Während des Unterstützungsbezuges sind die 
Alfu-Empfänger gegen Krankheit versichert. 
Da ihnen im Falle ihrer Erkrankung ein Kran- 
kengeld in voller Höhe der Alfu gezahlt wird, 
muß das Arbeitsamt Beiträge nach dem dop- 
pelten Unterstützungssatz der Alfu an die 
Krankenkassen abführen. Der Bundesrech- 
nungshof ist der Auffassung, daß die Beiträge 
zu hoch sind. Er hat schon sehr frühzeitig Un- 
tersuchungen über diese Frage angestellt. Sie 
mußten aber unvollständig bleiben, weil die 
Krankenkassen ihre Ausgaben für die Alu- 
und Alfu-Empfänger nicht getrennt von den 
Ausgaben für die übrigen Versicherten nach- 
gewiesen hatten. Nunmehr ist durch das Ge- 
setz zur Änderung und Ergänzung von Vor- 
schriften auf dem Gebiete der AAeitslosen- 
versicherungund der Arbeitslosenfürsorge vom 
24. August 1953 bestimmt worden, daß die 
Träger der Krankenversicherung die Einnah- 
men und Ausgaben der Krankenversicherung 
der Arbeitslosen getrennt von ihren sonstigen 
Einnahmen und Ausgaben zu buchen haben. 
Danach wird es in absehbarer Zeit möglich 
sein, zu einer abschließenden Beurteilung die- 
ser Frage zu gelangen. 

249. Das AVAVG hat für die Abführung der Bei- 
träge zur Krankenversichertmg keine Fristen 
festgesetzt. Meistens berechnen die Arbeits- 
ämter die Beiträge nach Ablauf eines Kalen- 
dermonats und führen sie im ersten Drittel 
des folgenden Monats ab. In vielen Fällen ha- 
lben sich die Krankenkassen jedoch eine oder 
mehrere Abschlagszahlungen während des 
Monats ausbedungen. Gegen die Abschlagzah- 
lung hat der Bundesrechnungshof keine Ein- 
wendungen erhoben. Jedoch hatte ein Landes- 
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arbeitsam t seine Arbeitsämter angewiesen, 
die gesamten Abschlagszahlungen nur aus 
Bundcsmitteln (Abu) zu zahlen, obwohl ein 
erheblicher Teil der Beiträge auf die Arbeits- 
losenversicherunig entfiel. Dadurch wurden 
seit dem Übergang der Kosten für die Arbeits- 
losenfürsorge auf den Bund am 1. April 1950 
erhebliche Bundesmittel in Anspruch genom- 
men. Der Bundesrechnungshof hat die Auf- 
hebung der Weisung veranlaßt. 

250. Die Arbeitsämter haben oft zunächst Alifu 
bewilligt, obwohl der Antragsteller, wie sich 
später herausgestelk hat, einen Anspruch auf 
Alu hatte; es ist aber auch vorgekommen, 
daß die Arbeitsämter Antragstellern zunächst 
eine Alu gewährten und spätere Feststellun- 
gen ergaben, daß sie nur Alfu beziehen konn- 
ten. In solchen Fällen haben die Arbeitsämter 
die bereits gezahlten Beträge an iden Kosten- 
träger (Bund Older Arbeitslosenversicherung), 
der zu Unrecht belastet worden war, nach- 
träglich im Wege der Umbuchung erstattet. 
Viele Arbeitsämter haben aber dabei ver- 
'säumt, auch die bereits gezahlten Krankenver- 
sicberungsbel träge zu erstatten. Der Bundes- 
rechnungshoif hat in mehreren Bezirken die 
nachträgliche Erstattung der Beiträge in die 
Wege geleitet. Das Ergeibnis ist noch nicht 
abzusehen, es wird sich um nicht geringe Be- 
träge handeln. 

251. Viele Arbeitsämter haben — teilweise auf 
Anordnung der Landesarbeitsämter — an An- 
tragisteller eine vorläufige Unterstützung aus 
Alfu -Mitteln gezahlt, wenn die Beschaffung 
der notwendigen Unterlagen für die Festset- 
zung der Alu noch einige Zeit In Anspruch 
nahm. Der Bundesrechnungshof hat dieses 
Verfahren beanstandet. Nach seiner Ansicht 
müssen diese vorläufigen Zahlungen aus Mit- 
teln der Arbeitslosenversicherung gezahlt 
werden, wenn der Arbeitslose aller Voraus- 
sicht nach Anspruch auf Alu hat. Kann das 
zweifelhaft sein, so sind die Antragsteller nach 
seiner Auffassung an die öffentliche Fürsorge 
zu verweisen; er folgert das u. a. aus § 111 a 
AVAVG, wonach die Arbeitsämter für die 
Zeit, für die sie nachträglich Alu oder Alfu 
bewilligen, den Trägern der öffentlichen Für- 
sorge die von diesen inzwischen geleisteten 
Zahlungen zu erstatten haben. Die Landes- 
arbeitsämter haben die Prüfungsmltteiilungen 
meistens dahin beantwortet, daß die Notwen- 
digkeit zu vorläufigen Zahlungen nach einer 
gewissen Übergangszeit nunmehr auf Aus- 
nahmefälle beschränkt :sei. 


Der Bundesrechnungshof wird der vorläu- 
figen Zahlung aus Bundesmitteln weiterhin 
seine Aufmerksamkeit zuwenden. 

252. Im alligemeinen bemißt sich die Fföhe der Alfu 
nach dem Arbeitsentgelt, das der Arbeitslose 
in den letzten 13 Wochen (3 Monaten) einer 
versicherungspflichtigen Beschäfcigung vor ider 
Arbeitslosmeldung erzielt hat. Ist die Fest- 
stellung des Arbeitsentgelts auf diese Weise 
nicht möglich, z. B. weil der Antragsteller bis- 
her in keiner entspredi enden Beschäftigung 
gestanden hat, so ist das am Wohn- oder Auf- 
enthahsort des Arbeitslosen igekende tarif- 
liche oder übliche Arbeitsentgek derjenigen 
Beschäftigung für die Bemessung 'der Alfu 
maßgebend, für die der Arbeitslose nach Le- 
bensalter, iGesundheltszustand und unter bil- 
liger Berücksichtigung seiner Ausbildung und 
seines Berufes in Frage kommt. Die Anwen- 
dung )dieser Bestimmung erfoTdert bei den 
AAeitsämtern umfassende Kenntniisse über 
die örtlichen Tarif- und Lohnverhältnlsse. 

253. Nach den Beobachtungen des Bundesrech- 
nungshofs hat in der Berichtszeit die Festset- 
zung der Alfu Schwierigkeiten bereitet, wenn 
Lehrlinge nach Beendigung ihrer Lehrzeit als- 
bald arbeitslos geworden waren. In dieser Zeit 
haben mehrere, sich teilweise widersprechende 
Auffassungen über 'die Einstufung dieser Per- 
sonen bestanden. Nach Wiedereinführung der 
Arbeitslosenversicherungspflicht während der 
letzten zwölf Monate eines Lehrverhältnisises 
durch das Gesetz vom 9. Dezember 1952 ist 
nunmehr in solchen Fällen für die Festsetzung 
einer Alfu meist kein Raum mehr. 

254. In der Berichtszeit haben zwei Landesarbeits- 
ämter Sonderbeihilfen bewilligt, sie aber nicht 
an die Arbeitslosen aus gezahlt, sondern an das 
Land überwiesen, weil dieses den Arbeitslosen 
eine Winter- (Weihnachts-) beihilfe aus Lan- 
desmitteln gewährt hatte. Auf diese Weise 
haben sie die Landesmiaßnahmen im Ergebnis 
mit Bumdesmitteln finanziert. Der Bundes- 
rechnungshof hat das beanstandet. Sondei^bei- 
hilfen dürfen nur gewährt werden, wienn ein 
Notstand vorliegt und ohne die Gewährung 
einer Sonderbeihilfe durch das Arbeitsamt ein 
„Eingreifen der öffentlichen Fürsorge“ not- 
wendig sein würde. Die Winter- (Weihnachts-) 
beihilf en waren aber keine Leistungen der 
öffentlichen Fürsorge, sondeirn zusätzliche 
Maßnahmen des Landes. Der Bundesminister 
für Arbeit ist der Meinung des Bundesrech- 
nungshofs bei getreten. Die notwendigen 
Schritte für die Erstattung dieser Beträge In 
Höhe von etwa 3,5 Mio DM an den Bund 
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sind eingeleitet worden. Wenn die Sonder- 
beihiil'fen, wie vorgesehen, ganz Wegfällen, 
v/erden diese Schwierigkeiten künftig nicht 
mehr auftaiuchen. 

255. Für das Redinungsjahr 1951 hat der Bund 
dem Sondervermögen der Arbeitslosenver- 
sicherung im Lande Berlin die VerwaJtungs- 
kosten für die Durchführung der Arbeitslo- 
senfürsorge erstattet. In die Berechnung sind 
Au:sgaben für Heimkehrer und die Teuerungs- 
zuilagen einbezogen worden, oibwohl für diese 
Leistungen Verwaltungskosten nach den ein- 
schlägigen Gesetzen nicht zu erstatten waren. 
Es sind rund 125 000 DM zu Unrecht gezahlt 
worden. Der Bundesminister der Finanzen 
und die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung haben die Rich- 
tigkeit der Auffassung des Bundes re chnungs- 
hofs anerkannt. Der Betrag wird den Bundes- 
mitteln wieder zugeführt. 

256. Nach dem Gesetz über die Errichtung der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitsloseniversicheriung sind idieser die Ver- 
waltungsik osten, idie durch die Arbeitslosen- 
fürsorge entstehen, in Form einer zwischen 
der Bundesregierung und der Bundesanstalt 
zu verieinbaronden Pauschale zu erstatten. 
Trotz längerer Verhandlungen hat sich eine 
Vereinbairung bisher nicht erzielen lassen. Ich 
werde, zugleich in meiner Eigenschaft als Bun- 
desbeaiuftragter für Wirtschaftlichkeit in der 
Verwaltung, nach Abschluß der bereits lau- 
fenden Prüfung ein Gutachten über die 
Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit des 
ge samten Aufbaues 'der Bundesanstalt abgeben 
und darin auch die Fragen der Verwaltungs- 
kostenerstattung behandeln. 

257. Neben der Alfu, den Kosten für die Kranken- 
versicherung der Alfu-Empfänger und den 
Aufwendungen für die Sonderbeihilfen und 
Mietzuschläge trägt der Bund auch die Kosten 
der Förderung der Arbeitsauf nähme und der 
beruflichen Bildungs- und Arbeitsbeschaf- 
furugsm aßnahmen, soweit sich diese Maßnah- 
men auf bisherige Alfu-Empfänger beziehen. 
Unter diesen Maßnahmen ibedarf die Wert- 
schaffende Arbeitslosenfürsorge besonderer Er- 
wähnung. Sie ergänzt die Programme zur Be- 
schaffung von Dauerarbeitspl ätzen durch eine 
direkte Einwirkung auf die Dauerarbeitslosig- 
keit. So hat auch das Sofortprogramm 1951, 
das aus Mitteln der Arbeitslosenversicherung 
finanziert worden ist, wesentlich zur Aribeits- 
vermlttlung langfristiger Alfu-Empfänger bei- 
getragen. Die Leistungen der Wertschaffenden 
Arbeitslosenfürsorge bestehen aus der Grund- 


förderung, die für die Alu-Empfänger aus Mit- 
teln der Arbeitslosenversicherung und für die 
Alfu-Empfänger aus Bundesmitteln fließt, 
und aus der verstärkten Förderung, die früher 
die Länder gewährten und die jetzt von ider 
Bundesianstalt, dem Bund und den Ländern 
getragen wird (Gesetz über die verstärkte 
Förderung von Arbeltsbeschaffungsmaßnah- 
men aus Mitteln der Bundesanstalt vom 
4. August 1953; Richtlinien über die ver- 
stärkte Förderung). 

Alis Träger solcher Notstandsmaßnähmen 
sind private, auf Erwerb gerichtete Unter- 
nehmen nicht zugelassen. Trotzdem sind in 
mehreren Bezirken Maßnah men 'des privaten 
Waldbesitzes gefördert und idaher Fö'rderungs- 
mittel zu Unrecht gezahlt worden. Der Bun- 
desrechinungsihof hat die Förderung dieser 
Maßnahmen beanstandet. Das Verfahren ist 
noch nicht abgeschlossen. 

Es dürfen nur zusätzliche Arbeiten, die ohne 
die Förderung überhaupt nicht, nicht in idie- 
sem Umfange oder nicht zu dieser Zeit durch- 
geführt werden könnten, gefördert werden. 
Der Bundesrechnungshof hat in vielen Fällen 
'die Zusätzlichkeit der geförderten Maßnahmen 
als nicht genügend begründet bezeichnen müs- 
sen und diaidurch erreicht, daß idie bewilligen- 
dien Stellen jetzt die Zusätzlichkeit der Maß- 
nahmen im allgemeinen vor der Bewilligung 
der Förderung eingehender prüfen. 

Die Förderung ider Miaßnahmen setzt vor- 
aus, daß der Träger der Maßnahmen die 
nach dem Finanzierungsplan verfügbaren Ei- 
genmittel voll in Anspruch nimmt. Der Bun- 
desrechnungshof hat wiederholt darauf hin- 
gewiesen, daß sich Einsparungen !?egenüber 
dem Finanzierungsplan auf die Höhe der För- 
derungsfbe träge lermäßigend auswirken müs- 
sen. Diesen Hinweisen haben die Richtlinien 
des Verwaltungsrats der Bundesianstalt für die 
verstärkte Förderung von Maßnahmen der 
Wertschaffenden Arbeitslo'senfürsorge vom 
10. März 1954 nun Rechnung getragen; es ist 
jetzt festgelegt, 'daß die Förderungsibetr’äge 
nur in dem Umfange zu zahlen sind, in dem 
siie nach Verwendung aller anderen in dem 
Antrag genannten Mittel noch erforderlich 
sind. 

258. Bei Prüfung der Ausgaben über Hilfsmiaß- 
nahmen für Heimkehrer hat der Bundesrech- 
nungshof vielfach festgestellt, daß die Helm- 
kehre reigenschaft (§ 1 HKG) nicht vorlag. Das 
gilt besonders für entlassene Kriegsgefangene, 
die sich innerhalb ides Bundesgebietes in den 
Durchgangsentlassungslagern In fremdem Ge- 
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waihrsam befunden haben. Die Landesarbeits- 
’ämter sind in dieser Frage unterschiedliich ver- 
fahren, bis durch einen Erlaß des Bundesimini- 
sters für Arbeit Klarheit geschaffen worden 
ist. 

Bei der Festsetzung der Heimkehrerausbld- 
dungsbeihiltfen haben die Landesarbeitsämter 
und Arbeitsämter vielfach die Einkommens- 
verhältnisse der erstverpflichteten Angehöri- 
gen (Eltern usw.) nicht genügend geprüft. 

259. Die finanzielle Auswirkung der Prüfung der 
gesamten Arbeitslosenfürsorge idurch den Bun- 
desrechnungshof läßt sich nur unvollkommen 
angebcn, da überzahlte Beträge von den Un- 
terstützungsempfängern nur zurückgefordert 
werden können, wenn sie die Überzahlung 
verschuldet haben. Der Wert der Prüfungs- 
tätigkeit liegt daher in erster Linie darin, daß 
sie für die Zukunft zur richtigen Anwendung 
der Vorschriften beiträgt und damit künftigen 
Oberzahlungen vorbeugt. 

260. Inzwischen ist der Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des AVAVG den 
gesetzgebenden Körperschaften zugegangen. 
Durch dieses Gesetz wird vor aussich tlidi min- 
destens ein Teil der geschilderten Rechtsun- 
gleichheiten und Schwierigkeiten beseitigt 
werden. 

Sozialversicherung 

(Kapitel 1 c) 

Allgemeines 

261. Auf dem Gebiete der Sozialversiicherung ist 
die Gesetzgebung in den Jahren 1951 bis 1953 
sehr rege gewesen. Die in diesen Jahren er- 
gangenen 'Gesetze haben die Leistungen der 
Sozialversicherung verbessert und ausgedehnt 
sowie neue Leistungen ider Sozialversicherung 
eiingeführt. Sie haben den Aufbau der Träger 
der Sozialversicherung und die Soziialgcrichts- 
barkeit neu geordnet, 'den Träger für die An- 
gestelltenversicherung (Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte) errichtet, die Einkom- 
mensgrenze in der Sozialversicherung dam 
gegenwärtigen Lohngefüge angepaßt sowie 
die Ansprüche der Vertriebenen und der Zu- 
wanderer aus der sowjetischen Besatzungs- 
zone und die Leistungen an Berechtigte im 
Ausland neu geregelt. Die wichtigsten in den 
Jahren 1951 bis 1953 ergangenen Gesetze sind 
folgende : 

Gesetz über die Gewährung von Zulagen in 
den gesetzlichen Rentenversicherungen und 


lüber Änderung des Gemeinlastverfahrens 
(Rentenzulagengesetz) vom 10. August 1951 
(BGBl. I S. 505) 

Gesetz zum Schutze der erwerbstätigen Mut- 
ter (Mutterschutzgesetz) vom 24. Januar 1952 
(BGBl. I S. 69) 

Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Ge- 
setzes über die Selbstverwaltung und über Än- 
derungen von Vorschriften auf dem Gebiet 
der Sozialversicherung (Selb st ver waltu ngsge- 
setz) vom 22. Februar 1951 (BGBl. I S. 124) 
— Neufassung dieses Gesetzes vom 13. Äugust 
1952 (BGBl. I S. 427) — 

Gesetz über die Erhöhung der Einkommens- 
grenzen in deir Sozialversicherung und der 
AiHbeitslosenversicherung und zur Änderung 
der Zwölften Verordnung zum Aufbau der 
Sozialversicherung vom 13. August 1952 
(BGBl. I S. 437) 

Gesetz zur Änderung der §§ 1274 ff. der 
Reichsversicherungsordnung vom 13. August 

1952 (BGBl. I S. 443) 

Gesetz über die Erhöhung der Grundbeträige 
in der Rentenversicherung der Arbeiter und 
der Rentenversicherung der Angestellten so- 
wie über die Erhöhung der Renten in der 
knappschaftlichen Rentenversicherung (Grund- 
betragserhöhungsgesetz) vom 17. April 1953 
(BGBl. I S. 125) 

Gesetz über Fremdrenten der Sozialversiche- 
rung an Berechtigte im Bundesgebiet und im 
Land Berlin, übeir Leistungen der Sozialver- 
sicherung an Berechtigte im Ausland sowie 
über freiwillige Sozialversicherung vom 7. Au- 
gust 1953 (BGBl. I S. 848) 

Gesetz über idie Errichtung der Bundesver- 
sicherungsanstalt für Angestellte vom 7. August 

1953 (BGBl. I S. 857) 

SoziaJgerichtsgesetz vom 3. September 1953 
(BGBl, I S. 1239). 

Der Bundesrechnungshof hat an der Vor- 
bereitung dieser Gesetze mitgearbeitet und in 
Ressortbesprechungen sowie in schriftlichen 
Stellungnahmen Vorschläge und Empfehlun- 
gen gebracht. Er hat vor allem mitgewirkt 
bei der Aufstellung und Abfassung der Be- 
stimmungen über die Abrechnung und Rech- 
nungslegung der vom Bund zur Verfügung 
zu stellenden Mittel. Der Bundesrechnungshof 
hat auch Vorschlläge und Anregungen zu den 
Fiaushaltsvoranschlägen beigesteuert. Sie er- 
streckten sich u. a. auf die Organisatlons- und 
Stellenpläne der für die Sozialversicheirung zu 
bildenden oberen Bundesbehörden (Bundes- 
sozialgericht und Bundesversicherungsamt). 
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Einzelne Prüfungsergebnisse 

Prüfung der Träger der Rentenver- 
sicherungen der Arbeiter und der An- 
gestellten und der knappschaftlichen 
R e nt e n v er s i che run g 

262. Nach § 4 Abs. 4 BRHG hat der Bundes- 
rechnungshof die Haushalts- und Wirtschaf ts- 
iführung »der Träger der Sozialversicherung 
zu prüfen, wenn sie Zuschüsse aus öffentlichen 
Mitteln erhalten. Hierbei handelt es sich im 
alilgemeinen um die Zuschüsse, die in § 17 des 
Ersten Überleitungsgesetzes aufgeführt sind 
und die nach § 1 Abs. 1 Nr. 11 dieses Ge- 
setzes mit Wirkung vom 1. April 1950 der 
Bund zu tragen hat, sowie um die Renten- 
zulagen nach dem Rentenzulagengesetz und 
um Zuschiüsise für die Tuberkulose-Bekämp- 
funig. Die Prüfungen des Bundesrechnungs- 
hofs bei den Trägern der Rentenversicherun- 
gen haben sich daher nicht nur auf den rech- 
nungsmäßigen Nachweis und auf die zweck- 
entsprechende Verwendung der ihnen zuge- 
wiesenen Bundesmittel sowie auf die Renten- 
bearbeitung, sondern auf ihre gesamte Wirt- 
s cha f t sf ü hru ng er s t re ck t . 

263. Der Bundesrechnungshof ihat besonders darauf 
geachtet, ob die Rentenabteilung der Renten- 
versicherungsträger ausreichend mit Personal 
ausgestattet, ob die Geschäfte auf die Bearbei- 
ter zweckmäßig aufgeteilt sind und ob die 
Arbeitsvorgänge in diesen Abteilungen wirt- 
schaftlich und ordnungsmäßig ausgeführt 
werden. Um eine straffe und geordnete Ge- 
schäftsführung zu erzielen, hat der Bundes- 
rechnungshof iden überprüften Trägern der 
Rentenversicherungen empfohlen, das Ar- 
beitsverfahren für die P^entenbearbeitung 
in einer Dienstanweisung festzulegen und 
einen Arbeitsverteilungsplan taufzustellen. 
Diese organisatorischen Maßnahmen er- 
möglichen auch die Herausbildunig ver- 
gleichbarer Schlüsselzahlen (Personalmeßzah- 
len), die als Grundlage für eine dem regel- 
mäßigen Arbeitsanfall entsprechende und an- 
gemessene Personalausstattung idienen. 

264. Im einzelnen hat der Bundesrechnungshof in 
seine Prüfungsmittellungen noch Anregungen 
und Ausführungen aufgenommen über 

die Zuständigkeit der Dezernenten und 
Hilfsdezernenten zur Abgabe von Willens- 
erkrärungen der Träger der Rentenversiche- 
rungen der Arbeiter und der Angestellten 
nach §§ 1631 und 1633 RVO, die an sich 
ider Geschäftsführung Vorbehalten sind, 


die einheitliche und geordnete Führung und 

Ablage der Rentenakten, 

die Bedeutung der Personenstandsnachweise 

(Geburts-, Heirats- und Sterbeurkunden) als 

Beweismittel, 

die Bedeutung und den Wert der eidesstatt- 
lichen Erklärungen, 

die rechtzeitige Einleitung und die Durch- 
führung der Nachuntersuchungen von Ren- 
tenempfängern, 

die Aufstellung, Gestaltung und Verwaltung 
der Vordrucke. 

265. Auch zu der innerbetrieblichen Prüfung hat 
er Stellung genommen und darauf hinge- 
wiesen, idaß es bei dem Umfange der Leistun- 
gen der Versicherungsträger notwendig ist, die 
Ausgaben einer systematischen Prüfung zu 
unterziehen. Er hat dargelegt, wie der Prü- 
fungsdienst so besetzt und — zweckmäßiger- 
weise durch eine Prüfungsordnung — so gere- 
gelt werden könne, daß er einer Vorprüfung 
1. S. des § 92 RHO und der VPOB gleich- 
komme. 

266. Die Träger der Rentenversicherungen können 
auf Rückforderung zu Unrecht gezahlter Lei- 
stungen verzichten (§ 1305 RVO, § 45 AVG 
und § 57 RKG). Nach den Prüfungsfest- 
stellungen des Bundesrechnungshofs ist dabei 
nicht immer sachgemäß verfahren worden. 
Mitunter hat über den Verzicht eine unzu- 
ständige Stelle entschieden, auch waren die 
Entscheidungen nicht selten nur unzureichend 
begründet. Die Frage, ob die Überzahlung der 
Leistungen auf dem Verschulden eines Be- 
diensteten beruht, war öfter nicht erörtert 
worden. Der Bundesrechnungshof hat in 
seinen Prüfungsmitteilungen die erforderlichen 
Hinweise gegeben. 

267. Wie örtliche Prüfungen ergeben haben, sind 
Rückforderungen aus Überzahlungen, Ersatz- 
ansprüdie nadi § 1542 RVO sowie Erstat- 
tungsansprüche gegen Fürsorgeverbände, So- 
forthilfeämter, Versorgungsämter, Träger der 
Rentenversicherungen usw. nidit mit dem 
nötigen Nachdruck geltend gemacht worden. 
Zahlungspflichtige sind oft auch bei erheb- 
lichem Zahlungsverzug nicht erinnert worden. 
In vielen Fällen standen Forderungen offen, 
die bereits vor Jahren geltend gemacht wor- 
den waren. Dabei handelte es sich zum Teil 
um erhebliche Beträge, die für die Träger der 
Rentenversicherungen beträchtliche Ver- 
mögensteile darstellten. Der Bundesrechnungs- 
hof hat die nachhaltige Verfolgung dieser 
Ansprüche gefordert und eine Ergänzung der 
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von den Vcrsichcrungsträgcrn geführten Er- 
stattungslisten angeregt, um den Nachweis der 
Forderungen und die Überwachung des Geld- 
eingangs zu sichern. 

Überwachung der Einkommensver- 
hältnisse der Teuerungszulagen- 
Empfänger 
(Kapitel 1 c Titel 44) 

268. Der Bundesrechnungshof hat bei seinen ört- 
lichen Prüfungen festgestellt, daß die Träger 
der Rentenversicherungen der Arbeiter und 
der Angestellten die Einkommensverhältnisse 
der Teuerungszulagen-Empfänger nicht über- 
wachen. Die Notwendigkeit hierzu dürfte 
sich aus § 5 Abs. 4 des Teuerungszulagen- 
gesetzes ergeben. Danach ist die Teuerungs- 
zulage zu entziehen, sobald festgestellt wird, 
daß das Einkommen den nadi § 4 des Teue- 
rungszulagengesetzes zu berechnenden Betrag 
übersteigt. Daß die Einkommensverhältnisse 
der Teuerun^tszulaeen-Empfänger nachgeprüft 
werden sollen, läßt auch § 10 Buchstabe b des 
Teuerungszulagengesetzes erkennen. Er er- 
mächtigt u. a. die Bundesregierung, mit Zu- 
stimmung des Bundesrates durcliRechtsverord ■ 
nung Vorschriften über die Nachprüfung des 
für die Gewährung der Tcu«.i ungszulage maß- 
gebenden Einkommens zu erlassen. Eine solche 
Rechtsverordnung ist noch nicht ergangen. Es 
besteht Grund zu der Annahme, daß die An- 
gaben über die Einkommensverhältnisse in 
vielen Fällen überholt sind und daß daher viele 
Rentenempfänger die Teuerungszulage zu Un- 
recht erhalten. Da die Teuerungszulage sdion 
seit dem 1. Juli 1951 gezahlt wird, hält der 
Bundesrechnungshof die Nachprüfung der 
Einkommensverhältnisse für dringend erfor- 
derlich. Er hat den Bundesminister für Arbeit 
auf die Notwendigkeit hingewiesen, die Ein- 
kommensverhältnisse der Teuerungszulagen- 
Empfänger zu überwachen. 

Flüchtlingsrenten in den Rentenver- 
sicherungen der Arbeiter und der 
Angestellten 
(Kapitel 1 c Titel 36) 

269. Das Gesetz über die Regelung der Ansprüche 
der Flüchtlinge aus der Sozialversicherung 
(Flüchtlingsrentengesetz), das der Süddeutsche 
Länderrat am 9. September 1947 beschlossen 
hat, regelt die Ansprüche der Flüchtlinge und 
ihrer Hinterbliebenen gegen nicht mehr vor- 
handene oder nicht erreichbare Sozialversiche- 
rungsträger. Es ist von den Ländern der ame- 
rikanischen Zone gleichlautend in den ersten 
Tagen des Monats Dezember 1947 erlassen 


und verkündet worden. Die Leistungen aus 
dem Gesetz haben frühestens am 1. März 1948 
begonnen. 

Nicht unter dieses Gesetz fallen u. a. die 
Zuwanderer aus der Sowjetzone, Evakuierte 
sowie Flüchtlinge aus Staaten, mit denen 
keine Gegenscitigkeitsverträge über Sozial- 
versidierung abgesclilossen waren. 

270. Nach § 3 Abs. 1 des Gesetzes waren den 
Rentenversicherungsträgern die Kosten, die 
ihnen durch die Leistungen auf die Ansprüche 
der Flüchtlinge aus der Invaliden- und Ange- 
stelltenversicherung entstehen, vom Lande 
des Wohnortes vorlagsweise zu erstatten, vor- 
behaltlich der Regelung der endgültigen 
Kostentragung und Ersatzgewährung. Das 
Sozialversldierungs- Anpassungsgesetz und sei- 
ne DVO haben den LJmfang dieser Erstattun- 
gen erheblich eingeschränkt. Danach sind die 
Flüchtlingsrenten, die die Rentenversicherungs- 
träger nach deutschem Recht festgesetzt haben 
— mit Ausnahme der darin enthaltenen 
Grundbeträge aus der Rentenversicherung der 
Arbeiter — , in die Gemeinlast der Rentenver- 
sicherungsträger einbezogen worden, d. h. die 
Rentenversicherungsträger des Bundesgebietes 
tragen sie gemeinsam und regeln den Aus- 
gleich untereinander. Nur soweit die Renten- 
versidierungsträger der amerikanischen Zone 
nach diesem Ausgleich noch belastet bleiben, 
haben sie noch Anspruch auf Erstattung. Zu 
erstatten sind ihnen ferner Leistungen, die 
nldit in die Gemeinlast einbezogen worden 
sind, also die Grundbeträge aus der Renten- 
versicherung der Arbeiter und die Flüchtlings- 
renten, die nach fremdem Recht festgesetzt 
worden sind. 

Die Pflicht zur Erstattung der Aufwendun- 
gen an Flüchtlingsrenten ist vom 1. April 1950 
an nach § 1 Abs. 1 Nr. 11 in Verbindung mit 
§ 17 Buchstabe f des Ersten Überleitungs- 
gesetzes auf den Bund übergegangen. Der 
Bund trägt diese Last nur gegenüber den So- 
zialversicherungsträgern der amerikanischen 
Zone, da nur die in dieser Zone gelegenen 
Bundesländer Flüchtlingsrentengesetze erlassen 
haben. 

271. Der Bundesrechnungshof hat bei seinen ört- 
lichen Prüfungen festgestellt, daß Rentenver- 
sicherungsträger der amerikanischen Zone bei 
der Anmeldung ihrer Erstattungsforderungen 
in zahlreichen Fällen die gesetzlichen Bestim- 
mungen nicht richtig angewendet hatten. 
Häufig waren Flüchtlingsrenten, die in die Ge- 
meinlast einzubeziehen waren, und Renten, die 
keine Flüchtbngsrenten waren, als vom Bund in 
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voller Höhe zu tragende Flüchtlingsrenten 
bezeichnet und deshalb zu Unrecht vom Bund 
angefordert und erstattet worden. 

272. Angesichts des Ausmaßes, den diese Fehler bei 
einer Landesverslcherungsanstalt angenommen 
hatten, hat der Bundesrechnungshof veranlaßt, 
daß sämtliche Renten dieses Versicherungs- 
trägers einer systematischen Nacliprüfung 
unterzogen werden und -daß der Ausgleich 
rückwirkend bis zum 1. April 1950 durchzu- 
führen ist. Das endgültige finanzielle Ergebnis 
dieser Nachprüfung liegt noch nicht vor, da 
der Ausgleidi in die Gemeinlastabrechnung 
übergreift und erst in der nächsten Gemein- 
lastabrechnung für das Rechnungsjahr 1952 
vorgenommen werden kann. 

In welchem Umfange bei dieser Landesver- 
sicherungsanstalt unrichtig bezeichnete Flücht- 
lingsrenten gezahlt worden sind, ist aus den 
nachstehenden Angaben zu ersehen. 

In der Zeit vom 1. April 1950 bis 31. März 
1954 sind gezahlt worden: 

a) an Renten, die zu Un- 
recht als vom Bund voll 
zu tragende Flüchtlings- 
renten bezeichnet worden 
sind, 

in der Invalidenversiche- 
rung rd. 3 396 000 DM 

in der Angestellten Ver- 
sicherung rd. 5 389 000 DM 

b) an Renten, die zu Un- 
recht als in die Gemein- 
last einzubeziehende 
Fl ü cht li n gs r e n te n be zei eb- 
net worden sind, 

in der Invalidenversiche- 
rung rd. 491 000 DM 

in der Angestelltenver- 
sicherung rd. 171 000 DM. 

273. Über die endgültige Höhe der vom Bund zu- 
viel angeforderten Aufwendungen der Träger 
der Rentenversicherungen der Arbeiter und 
der Angestellten für Flüchtlingsrenten werde 
ich in einer späteren Denkschrift berichten. 
Hierbei werde ich auch die Flüchtlingsrenten 
der knappschaftlichen Rentenversidierung 
innerhalb der amerikanischen Zone erörtern. 

Entwicklung der Ausgaben des Bundes für 
die Sozialversicherung 

274. Die Ausgaben des Bundes für den Einzelplan XI 
Kapitel 1 c — Sozialversicherung — sind in 
den Rechnungsjahren 1951 und 1952 gegen- 


über dem Rechnungsjahr 1950 erheblich ge- 
stiegen. Sie betragen für das 
Rechnungsjahr 1950 700 169 365,66 DM 

Rechnungsjahr 1951 1 374 252 002,04 DM 

Rechnungsjahr 1952 1 724 649 730,01 DM. 

Die Ausgaben für das Rechnungsjahr 1952 er- 
höhen sich um einen Betrag in Höhe von rund 
170 Mio DM für Rentenzulagen, den der Bund 
den Trägern der Rentenversicherungen nicht 
bar, sondern in Form von Schuldbuchforde- 
rungen erstattet hat. Für das Rechnungsjahr 
1953 werden die Ausgaben den Betrag von 
2 Mrd. DM erheblich überschreiten. 

Das Ansteigen dieser Ausgaben ist in der 
Hauptsache darauf zurückzuführen, daß in 
den Jahren 1951 und 1952 in den gesetzlichen 
Rentenversicherungen und in der gesetzlichen 
Krankenversicheruns: Leistungen und Lei- 
stungserhöhungen eingeführt worden sind, die 
ganz oder überwiegend vom Bund getragen 
werden, nämlich 

a) seit dem 1. Juni 1951 

die Rentenzulagen (Gesetz über die Ge- 
währung von Zulagen in den gesetzlichen 
Rentenversicherungen und über Ände- 
rung des Gemeinlastverfahrens vom 
10. August 1951 — BGBl. I S. 505 — ) 

b) seit dem 1. Juli 1951 

die Teuerungszulagen an Empfänger von 
Kranken- und Hausgeld (Gesetz über die 
einstweilige Gewährung einer Teue- 
rungszulage zur Abgeltung von Preis- 
erhöhungen bei Grundnahrungsmitteln 
vom 10. August 1951 — BGBl. I 
S. 507 — ) 

c) seit dem 6. Februar 1952 

die Leistungen nach dem Gesetz zum 
Schutze der erwerbstätigen Mutter 
(Mutterschutzgesetz) vom 24. Januar 
1952 (BGBl. I S. 69) 

d) seit dem 1. Juli 1952, 

und zwar rückwirkend vom 1. Juli 1951 
an, die Teuerungszulagen an Empfänger 
von Sozialversicherungsrenten (Gesetz 
über die einstweilige Gewährung einer 
Teuerungszulage zur Abgeltung von 
Preiserhöhungen bei Grundnahrungs- 
mitteln in der Fassung vom 25. Juni 1952 
— BGBl. I S. 354 — ) 

e) seit dem 1. Dezember 1952 

die Erhöhung der Grundbeträge (Gesetz 
über die Erhöhung der Grundbeträge in 
der Rentenversicherung der Arbeiter 
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und der Rentenversicherung der Ange- 
stellten sowie über die Erhöhung der 
Renten in der knappschaftlichen Renten- 
versicherung vom 17. April 1953 — 
BGBL I S. 125 — ), 

Zum Teil ist die Steigerung der Ausgaben 
auch verursacht durch die Zunahme der Zahl 
der Empfänger von Sozialversicherungsrenten 
und durch die Einbeziehung der So zialv er Siche- 
rung im Lande Berlin (Grundbeträge) sowie 
durch idie Erhöhungen der Löhne und Gehäl- 
ter, soweit sich die Berechnung der Zuschüsse 
des Bundes nach den Arbeitsverdiensten richtet. 
Schließlich ist in einzelnen Titeln das Ansteigen 
der Ausgaben darauf zurückzuführen, daß die 
von den Trägern der Rentenversicherungen 
vorlagsweise gezahlten Leistungen und Lei- 
stungsteile erst in den Rechnungsjahren 1951 
und 1952 vom Bund erstattet worden sind. 

Die Steigerung der Ausgaben im Rechnungs- 
jahr 1952 gegenüber dem Rechnungsjahr 1951 
erklärt sidi hauptsächlich dadurch, daß sich 
die Leistungen nach a bis c erst im Rech- 
nungsjahr 1952 voll ausgewirkt haben und 
zu diesen Leistungen noch die Aufwendungen 
für die Teuerungszulagen an Empfänger von 
Sozialversicherunigsrenten (d) und für die Er- 
höhung der Grundbeträige (e) hinzugetreten 
sind. 

Bundesministerium für Verkehr 

(Einzelplan XII) 

1, Wasserstraßen 

(Kapitel 1, 2, 4 bis 8, E 11, E 12, E 14, E 16 
bis 18) 

Allgemeines 

Wiederaufbaudarlehen für die See- 
schiffahrt (vgl. Denkschrift 1949/1950 
S. 105 bis 107) 

275. Während der Rechnungsjahre 1951 und 1952 
hat sich die verwaltungstechnische Hand- 
habung der Wiederaufbaufinanzierung zufrie- 
denstellend eingespielt. Die Verwaltung hat 
den Beanstandungen, Anregungen und Hin- 
weisen des Bundesrechnungshof's anläßlich der 
Rechnungsprüfung für das Rechnungsjahr 
1951 entsprochen und die Mängel abgesteUt. 
Insbesondere hat sie nunmehr sichergestellt, 
daß alle Voranschläge, Baupläne und Baube- 
schreibungen für Neu- bzw. Umbauvorhaben, 
soweit für sie eine mittelbare oder unmittel- 
bare Finanzierung mit Bundesmitteln in Be- 


tracht kommt, unter schiffahrtstechnischen 
Gesichtspunkten überprüft werden. Eine solche 
Prüfung — für deren Durchführung auf An- 
regung des Bundesrechnungshofs ein Schiffbau- 
fachmann eingestellt worden ist — bietet eine 
Gewähr für die zweckentsprechende und wirt- 
schaftliche Verwendung der Bundesdarlehen. 
Im übrigen regelt sich die formelle Seite der 
Darlehensverwaltung nach Sondervorschriften, 
die vom Bundesminister für Verkehr in enger 
Zusammenarbeit mit dem Bundesrechnungshof 
erlassen worden sind; sie beinhalten u. a. eine 
klare Abgrenzung der Zuständigkeiten aller 
an der Wiederaufbaufinanzierung beteiligten 
Stellen. Schwierigkeiten in der kassenmäßigen 
Behandlung der von den Darlehensschuldnern 
zu leistenden Zins- und Tilgungszahlungen 
wurden ebenfalls im Zusammenwirken mit 
dem Bundesredinungshof durch Erlaß beson- 
derer Anordnungen behoben. 

276. Der Bundesrechnungshof hat die Vergebung 
der Wieder au'fbaudarlehen in einer Anzahl 
von Fällen auch in sachlicher Hinsicht geprüft. 
Zu Beanstandungen hat er keinen Anlaß ge- 
funden. Zwar hat sich gezeigt, daß die Dar- 
lehen zumeist nicht im banküblichen Sinne 
(z. B. durch eine Schiffshypothek oder eine 
Bürgschaft von zahlungsfähiger Seite) gesi- 
chert worden sind. Nur rund 26 v. H. der im 
Rechnungsjahr 1952 ausgezahlten Wiederauf- 
baudarlehen sind gegen Sicherheit gegeben 
worden. Dieser weitgehende Verzicht auf 
Sicherung der Darlehen liegt aber, wie ich in 
der Denkschrift 1949/1950 S. 106 ausgeführt 
habe, in der Linie des Wiederaufbaugesetzes 
und seiner Durchführungsverordnung. Die un- 
zureichende Sicherung der Darlehen wird in 
gewissem Maße dadurch ausgeglichen, daß die 
Deutsche Revisions- und Treuhand AG gut- 
achtlich eingeschaltet ist und vor der Darle- 
henshergabe die Kreditwürdigkeit des Antrag- 
stellers eingehend prüft, besonders auch im 
Hinblick auf seine Wirtschaftskraft, wie sie 
sich nach Durchführung der Gesamtfinanzie- 
rung mutmaßlidi ergeben wird. Der Bundes- 
rechnungshof teilt die Auffassung der Ver- 
waltung, daß die vorstehend erwähnte Form 
der Antragsprüfung eine nach Lage der Dinge 
höchstmögliche Gewähr für eine zweckent- 
sprechende und gesicherte Darlehensgewäh- 
rung bietet. 

277. Im Rechnungsjahr 1951 sind die Darlehen 
noch ausnahmslos zu den für den Darlehens- 
nehmer sehr günstigen Bedingungen des Wie- 
deraufbaugesetzes gegeben worden, weil das 
Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags 
zum Bundeshaushaltsplan für das Rechnungs- 
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jahr 1951, das die Zweckbestimmung zu Kapi- 
tel E 11 Titel (5) des außerordentlichen Haus- 
halts änderte, erst nach Ablauf des Rechnungs- 
jahres, im August 1952, verkündet worden ist. 
Nach diesem Gesetz dürfen die Darlehen auch 
„zu sonstigen Bedingungen“ gegeben werden 
(vgl. auch Denkschrift 1949/1950 S. 106). 

278. Aber auch im Rechnungsjahr 1952 sind die 
Darlehensmittel — z. T. mit gewissen leich- 
ten Abwandlungen — im wesentlichen zu den 
Bedingungen des Wiederaufbaugesetzes gege- 
ben worden. Nur in wenigen Fällen sind bank- 
übliche Bedingungen gestellt worden. Sie sind 
wesentlich schärfer als die des Wiederaufbau- 
gesetzes und kamen vor allem zur Anwen- 
dung, wenn die Konzernbeziehungen des An- 
tragstellers undurchsichtig waren, wenn er an 
den eigenen Betrieb oder an andere Reeder 
Darlehen nach § 7 d EStG gegeben hatte, um 
das steuerliche Betriebsergebnis zu beeinflus- 
sen, das für die Höhe der Tilgungen (§ 6 des 
Gesetzes) und der Zinsen (§ 7 des Gesetzes) 
maßgebend ist, ferner wenn er über ausrei- 
chende oder überdurchschnittliche eigene Mit- 
tel verfügte oder wenn er schiffahrtsfremden 
Kreisen angehörte. In diesen Fällen wurde der 
Zinssatz erhöht, die Laufzeit der Darlehen 
verkürzt und das Darlehen an bereitester Stelle 
und mit Unterwerfungsklausel hypothekarisch 
gesichert. 

279. Vom Jahre 1953 an richtet sich die Finan- 
zierung des laufenden Neubauprogramms 
1952/54 nach festen, im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen festgelegten 
Grundsätzen, denen der Bundesrechnungshof 
im ganzen zugestimmt hat. Diese sehen die 
Gewährung von Wiederaufbaudarlehen vor 

a) zu den Bedingungen des Wiederaufbau- 
gesetzes, 

b) zu gewissen verschärften Bedingungen und 
schließlich 

c) zu noch schärferen, annähernd bankmäßi- 
gen Bedingungen mit voller Rückzah- 
lungsverpflichtung. 

280. Die Leistungen des Zins- und Tilgungsdien- 
stes seitens der Darlehensnehmer waren bisher 
und sind noch unbefriedigend. Auf die zu- 
nächst berechneten Zinsen und Tilgungen im 
Rechnungsjahr 1952 in Höhe von rund 
1,5 Mio DM sind bisher nur rund 432000 DM, 
das sind rund 28, 8 v. H. der Gesamtforderun- 
gen, gezahlt worden. Für das Rechnungsjahr 
1953 ist das Bild noch ungünstiger; bei einem 
Gesamtsoll von rund 11 Mio DM sind rund 
2,1 Mio DM entrichtet worden, das sind nur 
knapp 20 v. H. 


Der Grund für die unzureichende Darlehens- 
tilgung und Zinszahlung dürfte im wesent- 
lichen darin zu suchen sein, daß das Wieder- 
aufbaugesetz die Rückzahlungsansprüche eng 
mit dem steuerpflichtigen Gewinn oder Ver- 
lust verknüpft. Da sich die Feststellung dieses 
Gewinns oder Verlustes meist jahrelang hin- 
zieht, bleiben die Ansprüche des Bundes aus 
vielen Gründen (verzögerte Fertigstellung der 
Bilanzen, Einlegung von Rechtsmitteln usw„) 
zwar nicht ihrem Rechtsgrunde, wohl aber 
ihrer tatsächlichen Höhe nach für die Dauer 
des steuerlichen Feststellungsverfahrens in der 
Schwebe. Eine Verpflichtung zu Vorauszahlun- 
gen auf die erwähnten Leistungen besteht zur 
Zeit nicht. Der Bundesrechnungshof halt es für 
erforderlich, daß die Bundesregierung von der 
ihr in § 9 Abs. 1 Nr. 2 des Wiederaufbau- 
gesetzes erteilten Ermächtigung Gebrauch 
macht und durch Rechtisverordnung Bestim- 
mungen über die Leistung von Vorauszahlun- 
gen erläßt. Der Entwurf einer entsprechen- 
den Verordnung liegt dem Bundesrechnungs- 
hof zur Stellungnahme vor. 

281. Der Bundesrechnungshof hat es bereits sehr 
frühzeitig als einen grundlegenden Mangel der 
Wiederaufbaufinanzierung bezeidinet, daß die 
Verwaltung in der zum Jahresende 1954 aus- 
laufenden Aufbauperlode auf einen bestimm- 
ten Plan verzichtete und die Einzelprogramme 
im wesentlichen aus den Anmeldungen der 
Reeder zusammenstellte. Für die Aufnahme 
eines Projektes in ein Programm war seiner- 
zeit neben dem Nachweis von Kriegs verlusiten 
maßgebend, daß die Finanzierung des Vor- 
habens gesichert war. In diesem Zusammen- 
hang ist der Umstand bedeutungsvoll, daß die 
vom Reeder nachzuweisenden sonstigen Mittel 
im Sinne des § 3 Abs. 2 des Wiederaufbauge- 
setzes nicht einmal teilweise echte Eigenmittel 
zu sein brauchten; in der Tat ist der Anteil 
solcher Mittel, gemessen am Investitionswert 
des einzelnen Objektes, in der Mehrzahl der 
Fälle sehr gering. 

Angesichts der bekannten Konjunkturge- 
bundenheit der Seeschiffahrt und der durda 
den Mangel an Eigenkapital bedingten Krisen- 
empfindlichkeit der deutschen Reedereien hat 
der Bundesrechnungshof eine auf den volks- 
wirrsdiaft liehen Bedarf ausgerichtete General- 
planung unter bestimmten, im einzelnen ge- 
nau bezeidineten Fragestellungen gefordert. 
Bestimmend hierfür war auch der Umstand, 
daß im Hinblick auf den Tonnageüberhang in 
der Weltschiffahrt und die in den letzten Jah- 
ren im allgemeinen fallende Entwicklung der 
Frachtraten der Rentabilitätsgedanke bei der 
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Entscheid^ing über einen weiteren Ausbau der 
deutschen Handelsflotte berücksichtigt werden 
muß. Die Aussichten des Staates, die von ihm 
— nach dem Willen des Gesetzgebers unter 
für den Darlehensnehmer ungewöhnlich gün- 
stigen Bedingungen — vergebenen öffentlichen 
Mittel zurückzuerhalten, hängen entscheidend 
davon ab, ob die vorhandene Tonnage mög- 
liclist vollständig und rentabel ausgenutzt wer- 
den kann. 

282. Aus dem gleichen Grunde hat der Bundesrech- 
nungshof im Zusammenhang mit der Liberali- 
sierung der Frachten die Frage aufgeworfen, 
ob die Bundesrepublik im Hinblick auf die bei 
anderen schiffahrttreibendon Nationen zu be- 
obachtenden dirigistischen Maßnahmen auf 
dem Gebiet des Seetransports — in Abkehr 
von einer Politik der Liberalisierung um jeden 
Preis — auf dem Gebiet der Seeschiffahrt nicht 
Maßnahmen in Erwägung ziehen sollte, die 
eine möglichst vollständige Ausnutzung der 
vorhandenen deutschen Tonnage sicherstellen. 
Von sachkundiger Seite ist fest gestellt worden, 
daß im Jahre 1953 lediglich 23. v. H. der Ge- 
samtausfuhr der Bundesrepublik auf deutschen 
Schiffen befördert worden sind, obwohl ge- 
nügend Frachtrauni zur Verfügung stand. 

283. Die Verwaltung hat, dem Wunsch des Bun- 
des rcchnungshofs entsprechend, eine volkswirt- 
schaftlich geschulte Kraft mit der Bearbeitung 
der vom Bundesrechnungshof erörterten Fra- 
gen beauftragt. 

284. Zusammenfassend hält es der Bundesrechnungs- 
hof für erforderlich, daß bei der Durchfüh- 
rung des weiteren Wiederaufbaues in Zukunft 
vor der Entscheidung über den Einsatz öffent- 
licherMittel die volkswirtschaftliche und schiff- 
fahrtspolitisdie Bedeutung sowie die Renta- 
bilität der beabsichtigten Neubauten mehr als 
bisher geprüft werden. 

Einzelne Prüfungsergebnisse 

285. Die Wasserbaudienststellen haben nicht immer 
vor der Auftragserteilung bei Bauvorhaben die 
Angemessenheit der in den Angeboten gefor- 
derten Preise durch eine eigene Preisermitt- 
lung geprüft (VOB DIN 1960). Wie bei den 
Ausgaben für Hochbauten (vgl. meine Aus- 
führungen unter Nr. 92) hat auch hier der 
Bundes rechnungshof von der Verwaltung ver- 
langt, künftig eigene Preisermittlungen vorzu- 
nehmen. 

286. Der Bundesrechnungshof hat auch im Bereich 
der Verwaltung der Wasserstraßen und der 
Bundesfernverkehrsstraßen festgestellt, daß 


Bauvorhaben nicht immer sorgfältig vorberei- 
tet und geplant waren (vgl. Nr. 83 ff.); es 
fehlten beispielsweise die Baugenehmigung 
oder ordnungsmäßig ausgearbeitete Entwürfe 
mit eingehenden Kosten- und Massenberech- 
nungen. Infolgedessen konnte manchmal von 
den zugewiesenen Haushaltsmitteln im laufen- 
den Rechnungsjahr nur ein geringer Teil ver- 
braucht werden (in einem Falle von einem Be- 
trag von 1 Mio DM nur 77 000 DM). In an- 
deren Fällen hatten diese Planungsmängel zur 
Folge, daß die Kassenanschlagmittel erheblich 
überschritten wurden. 

Der Bundesrechnungshof hat die Beachtung 
der geltenden Bestimmungen, insbesondere des 
§ 14 RHO gefordert. 

287. Die Veranschlagung und Buchung der Bau- 
leitungskosten entsprach bei einigen Wasser- 
und Schiffahrtsdirektionen nicht den Vor- 
schriften. Ausgaben für persönliche und sach- 
liche Bauleitungskosten wurden als solche nicht 
immer oder nicht vollständig in den Kosten- 
anschlägen berücksichtigt und fielen daher den 
fortdauernden Ausgaben des ordentlidien 
Haushalts zur Last. Wo sie in den Kostenan- 
schlägen enthalten waren, wurden zum Teil 
persönliche Ausgaben trotzdem zu Lasten der 
fortdauernden Ausgaben des ordentlichen 
Haushalts gebucht. Der Bundesrechnungshof 
hat beim Bundesminister für Verkehr ange- 
regt, einen Erlaß des früheren Reichsverkehrs- 
ministers über die Veranschlagung von Bau- 
leitungskosten den jetzigen Verhältnissen ent- 
sprechend neu zu bearbeiten und den Wasser- 
und Schiffahrtsdirektionen zuzuleiten. Der Ent- 
wurf eines solchen Erlasses befindet sich zur 
Zeit beim Bundesminister für Verkehr in Ar- 
beit. 

288. Im Bereich einer Wasser- und Schiffahrtsdirek- 
tion wichen die einzelnen Wasser- und Schiff- 
fahrtsämter in Geschäftsführung und Organi- 
sation erheblich voneinander ab. Das ging zum 
Teil so weit, daß die Einheitlichkeit der Ver- 
waltungsführung in Frage gestellt war. Nach 
Ansicht des Bundesrechnungshofs erklären sich 
diese Unterschiede vor allem daraus, daß die 
vorgesdiriebenen Geschäftsprüfungen unter- 
blieben waren. Auch bei anderen Wasser- und 
Schiffahrtsdirektionen waren Geschäftsprüfun- 
gen nur selten oder — wie in einem Falle — 
seit Jahren überhaupt nicht durchgeführt wor- 
den. 

Auf Anregung des Bundesrechnungshofs hat 
der Bundesminister für Verkehr die Durch- 
führung von Geschäftsprüfungen im Bereich 
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der Was'serstraßenverwaltung allgemein ange- 
ordnet und im einzelnen geregelt. 

289. Gibt der Bund Zuwendungen für Forschungs- 
und sonstige wissenschaftliche Allheiten (Erfin- 
dungen, Entwicklungen, Versuchsarbeiten u. a.), 
die zum Erwerb gewerblicher Schutzrechte 
führen können, ist tunlichst eine Beteiligung 
des Bundes an den Erträgen der Schutzrechte 
auszubedingen. Das ist mehrfach nicht gesche- 
hen, so in einem Falle, in dem es von vornher- 
ein wahrscheinlich war, daß die Arbeiten zum 
ErweA gewerblicher Schutzrechte führen wür- 
den. Der Bundes rechnungshof hat die Ver- 
waltung darauf hingewiesen, daß diese Frage 
sorgfältiger geprüft werden muß (vgl. jetzt 
Nr. 13 Abs. 5 der Bundesrichtlinien 1953). 

290. Eine Wasser- und Schiffahrtsdirektion hat im 
Rechnungsjahr 1950/51 für die Instandsetzung 
eines durch Kriegseinwirkung beschädigten 
Motorbootes insgesamt rund 120 000 DM und 
im Rechnungsjahr 1951, dem ersten Betriebs- 
jahr, für die laufende Unterhaltung und den 
Betrieb insgesamt 26 000 DM aufgewendet. 
Nach dem Erläuterungsbericht zu dem Kosten- 
anschlag für die Instandsetzung des Bootes ist 
das Boot nicht nur für Bereisungszwecke, son- 
dern auch zur Verwendung als Schleppfahr- 
zeug geeignet und für diesen Einsatz vorge- 
sehen. Tatsächlich hat das Boot im Betriebs- 
jahr 1951 nur an etwa 9 Tagen Schleppdienst 
geleistet und auch als Bereisungsboot nur iji 
geringem Umfang Verwendung gefunden. 

Der Bundesrechnung'shof hat die unwirt- 
schaftliche Verwendung des Bootes im Rech- 
nungsjahr 1951 beanstandet (§ 26 RFiO) und 
von der Wasser- und Schiffahrtsdirektion ge- 
fordert, daß das Boot möglichst weitgehend 
für alle Dienststellen des Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektlons-Bereichs nutzbar gemacht 
wird, da nur dann die hohen Instandsetzungs- 
kosten sowie die beträchtlichen Unterhaltungs- 
und Betriebskosten verantwortet werden kön- 
nen. 

291. Nach einer Vereinbarung zwischen dem frühe- 
ren Reichsverkehrsminister und den Weserlot- 
sen, zusammengeschlo'ssen in der Weserlotsen- 
brüderschaft, sollen die Mehrkosten, die der 
Dampfbetrieb des Lotsenversetzschiffes gegen- 
über dem früheren Segelschiffbetrieb verur- 
.sacht, den Weserlotsen aus Fiaushaltsmitteln 
erstattet werden, wenn ihr Einkommen so zu- 
rückgeht, daß es zuzüglich eines Zuschlages 
von 9 V. Fi. zum Lotsenentgelt zur Aufbrin- 
gung dieser Mehrkosten nicht mehr ausreichen 
sollte. Diese Voraussetzung war während des 
Krieges infolge des Rückgangs des Schiffsver- 


kehrs eingetreten. Nach dem Kriege sind die 
Lotsengeldeinnahmen wieder so gestiegen, daß 
die Weserlotsen nach Auffassung des Bundes- 
rechnungshofs die Dampfermehrkosten wieder 
übernehmen können. Im Rechnungsjahr 1951 
sind jedoch aus Flaushaltsmitteln noch 
164 000 DM gezahlt worden. 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundes- 
ministerium für Verkehr auf die Bedenken 
hingewiesen, die gegen eine weitere Tragung 
der Dampfermehrkosten durch den Bund be- 
stehen. Die Verwaltung hat die Bedenken des 
Bundesrechnungshofs als berechtigt anerkannt 
und eingeräumt, daß das bisher geübte Verfah- 
ren bei der Erstattung der Dampfermehrkosten 
nidit mehr den heutigen Verhältnissen ent- 
spricht. Der Bundesminister für Verkehr be- 
absichtigt, Dampfermehrkosten nicht mehr zu 
erstatten; die tatsächlich entstandenen Betriebs - 
kosten sollen aus dem Lotsengeldaufkommen 
gedeckt werden. 

292. Eine Wasser- und Schiffahrtsdirektion berech- 
net und erhebt für die Lotsenbrüderschaft ne- 
ben den eigentlichen Lotsengeldern auch noch 
Distanzgelder, Liege- und Wartegelder usw., 
die auf 15 000 DM im Jahr geschätzt v/erden. 
Für die Einziehung der eigentlichen Lotsen- 
gelder werden Verwaltungskosten erhoben, 
dagegen nicht für die Einziehung der Distanz- 
gelder usw. Der Bundesrechnungsho'f hat den 
Bundesminister für Verkehr gebeten, unbe- 
schadet der beabsichtigten Neuregelung der 
Lotsengebühren die betreffende Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion schon jetzt anzuweisen, 
gegebenenfalls im Benehmen mit der Lotsen- 
brüderschaft, auch für die vorbezeichneten be- 
sonderen Gebühren einen angemessenen Ver- 
waltungskostenzuschlag berechnen und einzie- 
hen zu lassen. 

293. Eine Wasser- und Schiffahrtsdirektion hat mit 
Zustimmung des Bundesministers für Verkehr 
eine umfangreiche, mit den neuesten Maschi- 
nen und Einrichtungen ausgestattete „Baustoff- 
prüfanstalt“ eingerichtet. Neben der Durch- 
führung von Baustoff- und Eignungsprüfun- 
gen, Untersuchung der Zuschlagstoffe, Zusam- 
menstellung der Betonmischungen, Untersu- 
chung der Betonbindemittel — Arbeiten, die 
Aufgaben einer Örtlldien Baustoffprüfstelle 
sind — beschäftigt sich die Prüfanstalt noch 
mit baustoff chemischen Untersuchungen, Was- 
seruntersuchungen, Abwasseruntersuchungen 
zur Reinhaltung der Gev/ässer, Prüfung von 
Farben und Anstrichstoffen, Bitumen und As- 
phalten, Kraftstoffen, Schmiermitteln, ölen, 
Fetten usw. Außerdem befaßt sie sich mit Ar- 
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'beiten, die bereits auf dem Gebiet der For- 
schung liegen. Die Kosten für den Bau und die 
Einrichtung der Baust offprüfanstalt sowie die 
Personal- und Sachausgaben tragen anteilig 
mehrere Baufonds der betreffenden Wasser- 
und Schiffahrtsdirektion. Schon anläßlich der 
Rechnungsprüfung 1949 und bei der Organi- 
sations- und Wirtschaf tlichkeitsprüfung bei der 
Wasserstraßenverwaltung hat der Bundesrech- 
nungshof die Wasser- und Schiffahrtsdirektion 
darauf hingewiesen, daß für sie eine Baustoff- 
prüfstelle für die üblichen Baustoff- und Be- 
tonuntersuchungen genügt und alle sonstigen 
Prüfungen von den vorhandenen zusitändigen 
Bundesanstalten vorgenommen werden sollten. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundes- 
minister für Verkehr um Mitteilung gebeten, 
weshalb der Errichtung einer so umfangrei- 
chen und kostspieligen Baustoffprüfanstalt zu- 
gestimmt worden ist. Der Minister hat die 
Notwendigkeit der Baustoffprüfanstalt bei der 
betreffenden Wasser- und Schiff ahrtsd'rektion 
im wesentlichen damit begründe^, daß eine 
zentrale Baustoffprüfung wirtschaftlicher sei 
als die andernfalls erforderliche Einrichtung 
kleiner Prüfstellen bei den einzelnen Bauvor- 
haben. Auf die Frage, weshalb sich die Anstalt 
auch mit Arbeiten befaßt, die über die üb- 
lichen Baustoff- und Betonuntersuchungen hin- 
ausgehen und zum Teil auf dem Gebiet der 
Forschung liegen, ist der Bundesminister bis- 
her nicht eingegangen. Der Bundesrechnungs- 
hof hat deshalb bei dem Bundesminister noch- 
mals angeregt, zu prüfen, ob nicht derartige 
Arbeiten einer Bundesanstalt zuzuwersen sind; 
er wird die Angelegenheit weiter verfolgen. 

2, Bundesfernverkehrsstraßen (Bundesstraßen 
und Bundesautobahnen) 

(Kapitol 12 und E 22) 

Allgemeines 

Gestaltung des Haushaltsplans beiden 
Bundesfernstraßen 

294. Die Straßenbaulast an den früheren Reichs- 
straßen und Reichsautobahnen ist am 1. April 
1950 auf den Bund übergegangen. In den Bun- 
deshaushalten 1950, 1951 und 1952 wurden 
die Mittel für Unterhaltung, Um- und Ausbau 
der Bundesfernstraßen (Bundesstraßen und 
Bundesautobahnen) in je einem Titel (Kapitel 
12 Titel 31 und 33) ausgebracht. Die Unter- 
teilung der Mittel in den Erläuterungen unter 
„es sind veranschlagt“ bedeutete keine haus- 
haltsrechtliche Bindung der Verwaltung an 


diese Unterteilung. Der Bundesminister für 
Verkehr durfte vielmehr innerhalb dieser Titel 
die Mittel ohne Einschränkung ausgleichen. 
Außerdem waren die einzelnen Bauvorhaben, 
aucli die großen, aus dem Haushaltsplan nicht 
ersichtlich. Diese der Regelung vor 1945 im 
wesentlichen entsprechende Gestaltung des 
Haushaltsplans war mit dem § 30 a RHO (in 
der Fassung des § 8 des Haushaltsgesetzes 1951) 
nicht zu vereinbaren; nach dieser Vorschrift 
dürfen aus den zur baulichen Unterhaltung 
ausgebrachten Ausgabemitteln die Kosten für 
Um- und Erweiterungsbauten nur insoweit be- 
stritten werden, als diese Kosten im Einzelfall 
50 000 DM nicht überschreiten. 

Die Nichtaufführung der größeren Bauvor- 
haben und ihrer Kosten im Flaushaltsplan 
hatte vor allem zur Folge, daß sie den gesetz- 
gebenden Körperschaften die Kontrolle der 
Veranschlagung erschwerte. Daneben ist eine 
klare Aufgliederung der Ausgaben nach einzel- 
nen größeren Bauvorhaben auch erforderlich, 
um dem Bundesrechnungshof eine Grundlage 
für die Prüfung zu geben, ob die Mittel wirt- 
schaftlich verwendet worden sind. Der Bundes- 
rechnungshof hat daher dem Bundesminister 
für Verkehr und dem Bundesminister der Fi- 
nanzen eine Gliederung des Haushaltsplans 
vorgesdilagen, welche die oben geschilderten 
Naditeile vermeidet. Diese Vorsdiläge haben 
erstmalig im Haushaltsplan 1953 Berücksichti- 
gung gefunden. Der Haushaltsplan enthält 
nach dieser Neugestaltung Angaben über alle 
größeren Um- und Ausbauten der Bundes- 
fernstraßen sowie über die Kosten dieser Stra- 
ßenbauten und gibt damit den gesetzgebenden 
Körperschaften die tatsächlichen Unterlagen 
zur Ausübung des parlamentarischen Bewilli- 
gungsrechts bei der Veranschlagung dieser 
Haushaltsmittel. 

Einzelne Prüfungsergebnisse 

295. Eine Straßenbauverwaltung hat erhebliche 
Zahlungen auf noch nicht bewirkte Lieferun- 
gen geleistet, die Belege aber gleichwohl mit 
den Bescheinigungen über die „Richtigkeit der 
Lieferung“ versehen. Diese Zahlungen waren 
unzulässige Vorauszahlungen; durch die fal- 
schen Bescheinigungen sollte das verdeckt wer- 
den. Der Bundesrechnungshof hat unter Hin- 
weis auf § 28 Abs. 1 RHO und VOBDIN 1961 
§ 16 die Abstellung dieses Verfahrens verlangt. 
Die Verwaltung hat das Erforderliche veran- 
laßt. 

296. Mehrfach hat der Bundesrechnungshof festge- 
stellt, daß für ieinfachero Entwurfsarbeiten, 
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einfachere statische Berechnungen und Ge- 
ländeaufnahmen Privatfirmen herangezogen 
worden sind, obwohl den betreffenden Stra- 
ßenbauverwaltungen Kräfte und Einrichtun- 
gen zur Verfügung standen, die solche Arbei- 
ten hätten erledigen können. Eine Planungs- 
abteilung hat z. B. für Entwurfsbearbeitung 
an eine Privatfirma einen Betrag von 
31 000 DM verausgabt, ein Autostraßenamt 
aus gleichem Anlaß rund 5 900 DM, eine 
Straßenbauverwaltung für statische Unter- 
suchungen und Entwurfsaiibeiten rund 
16 000 DM. Der Bundesrechnungshof hat die- 
ses Verfahren beanstandet. 

297. Eine AuftiragsverwaltiUinig (Land) hat zur Ein- 
richtung von Neubauabteilungen Büroeinrich- 
tungsgegenstände, Büroma schiinen, Zeichenge- 
iräte und Vermessungsinstrumente, Elektro- 
und Kachelöfen beschafft und die Kosten da- 
für, aber auch für Garagemieten, Fernsprech- 
igc'bühren, Treibstoff usw., aus dem Bundes- 
haushalt bestritten. Diese Verwaltungsausga- 
ben waren nach Artikel 85 Abs, 1 GG in Ver- 
bindung miit § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die 
vermögensrechtlichen Verhältnisse der Bun- 
desautobahnen und sonstigen Bundesstraßen 
des Fernverkehrs vom 2. März 1951 von der 
Auftragsverwaltung zu tragen. 

Der Bundesrechnungshof hat die Auftrags- 
verwaltung aufgefordert, dem Bund die rund 
10 000 DM zu erstatten, mit denen er zu Un- 
recht belastet worden ist. 

Auch in anderen Fällen, in denen derartige 
Ausgaben aus Bundesmitteln bestritten wor- 
den sind, hat der Bundesrechinungshof die Er- 
stattung verlangt. 

Flugsicherung 

(Kapitel 15 und E 25) 

298. Die Bundesanstalt für Flugsicherung ist über 

vier Funksendcstellen an das internationale 
Decca-Funknavigationssy Stern angeschilossen, 

welches für die Navigierung auch von Luft- 
fahrzeugen, in der Hauptsache jedoch von 
Seeschiffen von Bedeutung ist. Die gesamten 
Kosten für die Errichtung der Decca-Kette 
wurden aus Besatzungskostenmitteln bestrit- 
ten. Die Unterhaltungskosten des deut- 
schen Zweiges der Decca-Kette wer- 
den von der Bundesanstalt für Flug- 
sicherung überschläglich auf künftig rund 
420 000 DM jährlich berechnet. Auf Anregung 
des Bundesrechnungshofs untersucht die Ver- 
waltung zur Zeit, ob die Einrichtung trotz 
dieser Kosten beibehalten werden muß und 


ob sie : — wenn dies zu bejahen ist — wegen 
ihres fast ausschließlichen Nutzens für die See- 
schiffahrt wieder wie vor Errichtung der Bun- 
desanstalt für Flugsicherung einer Wasser- 
und Schiffahrtsdirektion des Küstenbereichs 
anzuschließen wäre. Die Untersuchung ist 
noch nicht abgeschlossen. 


Bundesministerium für Wohnungsbau 

(Einzelplan XIV) 

Sozialer Wohnungsbau 

299. Für den sozialen Wohnungsbau standen in 
den Rechinungsjahren 1951 und 1952 Bundes- 
haushalltsmittel, Soforthilfemittel, Beträge aus 
dem Aufkommen an Umstellungsgrundschul- 
den und Landesbausihaltsmittel zur Verfü- 
gung. Im Bundeishaushaltsplan sind 
im Rechnungsjahr 1951 375,6 Mio DM, 

im Rechnungsjahr 1952 368,8 Mio DM 

v e ran s chl agt worden . 

In den Bauprogriammen 1951 und 1952 ha- 
bien die Soforthilfe mittel und die Mittel aus 
dem Aufkommen an Umstellungsgrundschul- 
den einen wesentlichen, wenn nicht den größ- 
ten Anteil an den öffentlichen Mitteln für 
'den sozialen Wohnungsibau ausgemacht. An 
zweiter Stelle staniden meist die Bundeshaus- 
haltsmittel; in einigen Ländeirn nahmen die 
Landesmittel die zweite Stelle ein. Ein kleiner 
Teil 'der Länder bat keine Landesmittel einge- 
setzt. 

Für den Einsatz der Bundesmittel hat der 
Bundesminister für Wohnungsbau wie im 
Rechniungsjabr 1950, so auch in den Rech- 
nungsjiahren 1951 und 1952 besondere Rlcht- 
llniien erlassen. Die Mittel dienten zur nach- 
stelligen Finanzierung des sozialen Wohnungs- 
baues. Sie sind auf idie Länder nach dem mit 
ihnen vereinbarten Schlüssel verteilt und ihnen 
darlehnsweise gegeben worden. Während die 
für 1950 zur Verfügung gestellten Bundes- 
mittel von den Ländern mit jährlich 1 v. H. 
zu tilgen und mit jährlich 1 v. H. zu verzin- 
sen sinid, haben idie Länder die ihnen vom 
1. April 1951 an zugeteilten Bundesmittel mit 
jährlich 1 v, H. zu tilgen und an Zinsen die 
Teile des gesamten Zinsaufkommens aus den 
im Rechnungsjahr bewilligten öffentlichen 
Mitteln an den Bund abzuführen, die dem 
Anteil der Bundeshaushaltsmittel an diesen 
öffentlichen Mitteln entsprechen. Da über die 
Auslegung dieser Bestimmungen unter den 
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Ländcirn verschiedene Auffasscungen bestan- 
den, hat der Bundesminister für Wohnungs- 
ibau im Einvernehmen mit dem Bundesrech- 
nungshof am 13. März 1953 eine emheithche 
und vereinfachte Regelung über -die Feststel- 
lung und Aufteilung des Zinsaufkommens ge- 
troffen. 

300. Um zu verhüten, daß die Bundesmittel vor- 
zeitig abgerufen werden, hat der Bundesmini- 
ster für Wohnungsbau unter dem 19. März 
1951 Verfahrensrichtlinien für den Abruf und 
die Verwaltung ider Bunideshaushaltsmittel 
durch die zuständigen obersten Landesbehör- 
den auf gestellt. Außerdem hat er den Län- 
dern, da diesen zur Finanzierung ihres Woh- 
nuiagsbauprogramms neben den Bundesmit- 
teln (So'f orthilfemittel, Aufkommen aus Um- 
stellungsgrundschulden, Bundesihaushaltsmit- 
tel) auch eigene Mittel zur Verfügung stehen, 
auferlegt, den jeweiligen Anteil der Bundes- 
haushaltsmittel an iden insgesamt eingesetzten 
öffentlichen Mitteln festzustellen und dieses 
Verhältnis bei der Anfofderung des monat- 
lichen Barbedarfs zu berücksichtigen. 

Bei den örtlichen Prüfungen ergab sich, daß 
die Riditlinien des Bundesministers für Woh- 
nungsbau nicht immer beachtet worden sind. 
So wurden von einigen Ländern Bundesmittel 
vorzeitig abgerufen, obgleich Zahlungsver- 
pflichtungen noda nicht Vorlagen. Am Schlüsse 
der Rechnungsjahre standen den Ländern zum 
Teil erhebliche Bestände aus Bundeshaus- 
haltsmitteln zur Verfügung. Bei einem Land 
belief sich der Betrag auf 7 Mio DM. Dieser 
Fall gab dem Bundesrechnungshof Anlaß zur 
Aufstellung einer Bemerkung zur Bundeshaus- 
haltsrechnung 1951 (vgl. Nr. 25). In ande- 
ren Fällen haben die Länder die Bundesmittel 
voll abgerufen, ohne die sonstigen zur Ver- 
fügung Stehenden öffentlichen Mitteln — 
namentlich die Landesmittel — im angemes- 
senen Umfange in Anspruch zu nehmen. Of- 
fensichtlich haben in diesen Fallen die von den 
Ländern bei der Anifoirderung der Bundes- 
haushaltsmittel abgegebenen Erklärungen 
über ihren Finanzbedarf den tatsächlichen 
Verhältnissen nicht entsprochen. Die Mängel 
haben sich ln der Flauptsache in den Jahren 
1950 und 1951 ergeben; sie dürften zum Teil 
auf die noch fehlende Übersicht beim Anlau- 
fen des sozialen Wohnungsbaues zurückzu- 
führen sein. 

Der Bundesrechnungshof hat den vorzeiti- 
gen Abruf und die vorzeitige Einsetzung der 
Bundesmittel gerügt. Im Jahre 1952 sind ge- 
gen das Abrufverfahren im allgemeinen keine 


wesentliclien Beanstandungen mehr zu erhe- 
ben gewesen. Verhandlungen über die Ver- 
zinsung der von den Ländern vorzeitig ab- 
gerufenen Bundeshaushaltsmittel sind einge- 
leitet. 

301. Die Länder haben im Rahmen der ihnen im 
Ersten Wohnungsbaugesetz vom 24. April 
1950 erteilten Ermächtigungen eigene Richt- 
linien zur Durchführung des sozialen Woh- 
nungbaues herausgegeben, die von Land zu 
Land verschieden sind. Diese Unterschiede 
wirken sich nach den Beobaditungen des Bun- 
desrechnugshofs Im Bewilligungsverfahren 
und in der Verwaltung der Darlehen naditei- 
lig aus. Sie betreffen Insbesondere die Fiöhe 
der Darlehen — auf die Wohnungseinheit 
bezogen — und die Flöhe der Verwaltungs- 
gebühren. Auch die Richtsatzmieten werden 
von den Ländern unterschiedlich festgesetzt. 
Während einige Länder für die verschiedenen 
Ortsklassen jeweils einen festen Richtsatz 
kennen, haben andere für jede Ortsklasse 
einen Mindest- und einen FFöchstsatz festge- 
legt und damit den Bewilligungsstellen die 
Möglichkeit gegeben, die Mieten je nach Lage 
und Ausstattung der Wohnungen innerhalb 
der Spanne festzusetzen. Manche Lander sind 
dazu übergegangen, die Richtsatzmieten nach 
Bauklassen oder Land- und Stadtgemeinden, 
gestaffelt nach der Einwohnerzahl, zu bestim- 
men. Ferner haben einige Länder die Bewilll- 
gung'sstellen ermächtigt, Ausnahmen von den 
Grundsätzen des sozialen Wohnungsbaues zu- 
zulassen, z. B. die Förderung von Wohnungs- 
bauvorhaben für Personen, deren lahreseln- 
kommen die In § 22 des Ersten Wohnungs- 
baugesetzes gezogene Grenze überschreitet, die 
nachträgliche Beleihung bereits begonnener 
oder fertiggestellter Bauten, die Förderung 
von Wohnungsbau maßnahmen mit überdurch- 
schnittlichem Aufwand in der Ausstattung und 
teilweise auch in der Größe. Manche dieser 
Ermächtigungen sind mit den Grundgedanken 
des sozialen Wohnungsbaues und der Zweck- 
bestim.mung der öffentlichen Mittel schwerlich 
zu vereinbaren. 

302. In fast allen Ländern 'sind viele Bauvorhaben 
schon seit längerer Zeit fertiggestellt, aber 
noch nicht abgerechnet. Oft sind die großen 
Bange sellschaiften durch den Wohnungsbau so 
stark in Anspruch genommen, daß darüber 
die Abrechinung zu kurz kommt. Bisweilen 
sind auch die Bauherren den Auflagen des Be- 
willigungsbescheides nicht nachgekommen und 
scheuen deshalb die Vorlage der Schlußabrech- 
nung. 
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Die sdileppende Abrechnung bedeutet eine 
starke Belastung für die die Mittel bewirtschaf- 
tenden Stellen und die Bewilligungs- und Treu- 
handstellen, Bei den Örtlichen Prüfungen hat 
der Bundesrechnungshof immer wieder auf 
die Notwendigkeit der sdinellen und ord- 
nungsmäßigen Abrechnung der Bauvorhaben 
hingewiesen. Teilweise sind die Länder gegen 
Bauherren, die ohne ersichtlichen und vor tret- 
baren Grund die Abrechnung verzögern, auch 
in geeigneter Welse vorgegangen. Sie haben 
z. B. das Baudarlehen um den Betrag der 
Schlußrate, die in der Regel 10. v. H. des 
Baudarlehens beträgt, gekürzt. 

303. örtlidie Feststellunigen haben öfter ergeben, 
daß sogenannte Einliegerwohnungen in Ei- 
genheimen, bei denen zwei Wohnungen mit 
öffentlichen Darlehen gefördert worden sind, 
vom Bauhorrn mitbewohnt werden oder daß 
die Einliegerwohnung überhaupt nicht gebaut 
worden ist. In anderen Fällen ist an Stelle der 
zwei geförderten Wohnungen eine Wohnung 
gebaut worden, deren Größe das zulässige 
Maß überschreitet. Auch sonst ist von den 
baupolizeilich genehmigten Zeichnungen, die 
die Unterlage für die Bewilligung des Dar- 
lehens bildeten, ohne Mitteilung an die Bau- 
polizei nachträglich abgogangen worden. Der 
Bundes rechnungshof hat die Länder auf gef or- 
dert, solche Verstöße gegen die Bewilligungs- 
bedingungen zu unterbinden, namentlich die 
Einhaltung der Bewilligungsbedingungen durch 
die mit der Örtlichen Bauüberwachung beauf- 
tragten Stellen sowie die Wohnungsämter 
überprüfen zu lassen. 

Wohnungsfürsorge für Verwaltungsangehö- 
rige des Bundes 

304. Der Wohnungsbau für Vorwaltungsangehö- 
rige des Bundes — ausgenommen die der Bun- 
desbahn und der Bundespost, die eine eigene 
Wohnungsfürsorge durchführen — wurde in 
den Rechnungsjahren 1951 und 1952 in fast 
gleichem Umifange wie 1950 mit Bundesdar- 
lehen gefördert. Von den ausgezahlten Bun- 
desdarlehen entfielen im Rechnungsjahre 1951 
etwa 65 v. H., irru Rechnungsjahre 1952 etwa 
35 V. H. auf den Wohnungsbau im Raume 
Bonn, der Rest auf den Wohnungsbau im 
übrigen Bundesgebiet und in Berlin. 

305. Um Mieten zu ermÖglichien, die den Verwal- 
tung sangehörigen zumutbar sind, kann der 
Zinssatz für die Bundesdarlehen entsprechend 
ermäßigt werden. Dabei sind die Oberfinanz- 
direktionen in den Jahren 1951 und 1952 
unterschiedlich verfahren. Der Bundesrech- 


nungshof hat sich für eine Vereinheitlichung 
und Vereinfachung eingesetzt und erwirkt, 
daß der Bundesminister für Wohnungsbau 
und der Bundesminister der Finanzen am 
1. Juli 1953 eine entsprechende gemeinsame 
Anweisung an idle Oberfinanzdirektionen und 
an iden Senator der Finanzen in Berlin heraus- 
gegeben haben. 

306. Bei der Prüfung der Bundesdarlehen im 
Raume Bonn hat der Bundes rechnungshof 
festgestellt, daß der Bundesminister für Woh- 
nungsbau, der die Bundesdarlehen für Bau- 
vorhaben in diesem Gebiet selbst verwaltet, 
seit 1951 den Bauträgern die Darlehensraten 
schon ausgezahlt hatte, bevor noch die Dar- 
lehnsverträge abgeschlossen waren. Der Grund 
für die Verzögerung der Vertragsabschlüsse 
lag hauptsächlich in den damaligen Preisstei- 
gerunigen. Schließlich hatte der Bundesminister 
für Wohnungsbau bestimmt, daß die Verträge 
erst nach Abrechnung der Bauvorhaben und 
Feststellung der endgültigen Gesamtfinanzie- 
rung abzuschließen seien. 

Der Bundestrechnungshof hat darauf hinge- 
wiesen, daß dieses Verfahren mit den Grund- 
sätzen einer ordnungsmäßigen Finanzierung 
von Bauvorhaben nicht vereinbar ist und hat 
mehrfach verlangt, daß die Bomier Bauvor- 
haben beschleunigt abgerechnet werden. 
Trotzdem sind die Abrechnungen der 1950 
und 1951 durchgeführten Bauvorhaben, ab- 
gesehen von einigen Fällen, auch heute noch 
nicht abgeschlossen. 

307. Der Aufwand für die mit Bundesdarlehen ge- 
förderten Wohnungen, ihre Ausstattung und 
Größe sind sehr verschieden. Die festgesetzten 
Mieten, die meistens in ungefährer Höhe ider 
Richtsatz mieten des sozialen Wohnungsbaues 
liegen, zum Teil auch etwas höher sind, stehen 
im allgeimeinen nicht in richtigem Verhältnis 
zu den Wohnwerten, die nach Ansicht des 
Bundesrechnungshofs nach bestimmten objek- 
tiven Merkmalen der Wohnungen (Bauaus- 
stattung, Lage, Ortsklasse, sonstige Vor- und 
Nachteile) ermittelt werden müßten. Sie sind 
innenhalb des Bundesgebietes niht genügend 
aufeinander abgestimmt, so daß starke Un- 
ebenheiten im Mietengefüge bestehen. Der 
Bundesrechnungshof hat den Bundesminister 
für Wohnungsibau erstmalig im September 
1952 unter Darlegung seiner Feststeillungen 
bei vershledenen Bonner Wohnungsbauten 
auf die Notwendigkeit einer Mietenberech- 
nung nach einheitlichen Gesichtspunkten hln- 
gewiesen. Diese Mitteilungen sind bisher nicht 
befriedigend beantwortet worden. Die Ange- 
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legenheit wird vom Bur^desrechnungshof wei- 
terverfolgt. 

Bergarbeiterwohnungsbau 

308. Auf 'Grund des Gesetzes zur Förderung des 
Bergarbeiterwohnungsbaues im Kohlenberg- 
bau vom 23. Oktober 1951 erhebt der Bund 
eine Abgasbe von den Kohlenbergbauunter- 
nehmen. Das Aufkommen betrug im Rech- 
nungsjahr 1951 70 064 367,86 DM. Es war als 
Treuhandvermögen des Bundes zur zusätz- 
lichen Befriedigung ides Wohnungslbedarfs der 
Arbeitnehmer im Kohlenbergbau zu verwen- 
den und diente zur Deckung der Ausgaben bei 
Einzelplan XIV Kapitel 1 Titel 35 (zur För- 
derung des Biergairbeiterwohnungsibaues im 
Kohlenbergbau). Die Verteilung der Mittel an 
die bergbautreibenden Länder obliegt dem 
Bundesminister für Wohnungsbau im Einver- 
nehmen mit den für das Wohnungs- und 
Siedlungswesen zuständigen obersten Landes- 
ibchönden, der Deutschen Koblenbergbaulei- 
tung, den Organisationen der Arbeitgeber und 
der Arbeitnehmer des Kohlenbergbaues und 
den wohnungswirtschaftlichen Spitzenverbän- 
den. Nach dem Gesetz sind Treuhandstellen 
vorgesehen, die das Treuhandvermögen für 
den Bund, getrennt von anderen Vermöigen, 
zu verwalten und die Entscheidungen der Be- 
willigungsstellen auszufüihren haben. Die 
Treuhandstellen unterliegen gemäß § 19 Abs. 2 
des Gesetzes vom 23. Oktober 1951 der Prü- 
fung durch den Bundesrechnungshof. Dieser 
hat sich auf die Prüfung des rechnungsmäßi- 
gen Nachweises der Ausgaben des Bundesmini- 
sters für Wohnungsbau bei Einzelplan XIV 
Kapitel 1 Titel 35 beschränkt, weil eine wei- 
tergehende örtliche Prüfung erst beim Vor- 
liegen der Abschlüsse der Bundestreuhandstel- 
len zum 31. Dezemiber 1952 Erfolg verspricht. 

Grundsteuerbeihilfen für Arbeiterwohnstätten 

309. Auf Grurud des § 29 Abs. 1 in Verbindung 
mit § 34 des Grundsteuergesetzes in der Fas- 
sung vom 10. August 1951 hat der Bund mit 
Wirkung vom 1. April 1951 für Arbeiter- 
wohnstätten, die in der Zeit vom 1. April 
1937 bis zum 31. März 1945 bezugsfertig ge- 
worden sind, eine Beihilfe in Höhe der 
Grundsteuer auf die Dauer von 20 Jahren zu 
gewähren. Vor dem 1. April 1951 hatten die 
Länder die Grundsteuerbeihüfen zu tragen. 
Die Beihilfen werden in der Regel von den 
Finanzkassen der Länder gezahlt, die auch den 
rechnungsmäßigen Nachweis zu führen haben. 

Bei den örtlichen Prüfungen der Ausgaben 
für die Redinungsjahre 1951 und 1952 hat der 


Bundesrechnungshof festgestellt, daß der Bund 
vielfach auch mit Beihilfen für die Rechnungs- 
jahre 1950 und firüher belastet worden ist, die 
von den Ländern zu tragen waren, und daß 
häufig die Beihilfen weitergezahlt worden 
waren, obwohl die Voraussetzungen dafür 
weggefallen waren. 

Auf Veranil assiung des Bundesrechnungsbofs 
sind die Beträge, mit denen der Bund zu Un- 
recht belastet worden ist, zum größten Teil 
bereits wieder eingezogen. 

Förderung der Bauforsdiung und des Woh- 
nungs- und Siedlungswesens Im zentralen 
Aufgabenbereich 

310. Dem Bundesminister für Wohnungsbau stan- 
den in den Jahre 1951 und 1952 wiederum 
Mittel für diesen Zweck zur Verfügung 
(Kapitel 1 Titel 31). Die Ausgaben waren 
nicht durch Verwendungsnachweise nach 
§ 64 a RHO belegt. Der Bundesrechnungshof 
hat die Vorlage der Verwendungsnachweise 
gefordert. Der größte Teil dieser Nachweise 

• ist noch nicht erbracht worden. 

Aus den Mitteln hat der Bundesminister für 
Wohnungsbau auch vielfach Beträge für idie 
„Förderung von Nachwuchskräften“ als Sti- 
pendien, für die unentgeltliche Abgabe von 
Zeitschriften und bautechnischen Merkheften 
oder für Tagungen von Studenten und Do- 
zenten der technischen Hochschulen bereitge- 
stellt. Der Bundesrechnungshof hält die Ver- 
ausgabung solcher Beträge nicht für zulässig, 
da sie der Zweckbestimmung nicht entspricht 
und das Erziehungs- und Bildungswesen nach 
dem Grundgesetz Aufgabe der Länder ist. Er 
hat daher gefordert, daß für diese Zwecke 
Bundesmittel künftig nicht mehr zur Verfü- 
gung gestellt werden. 

Einzelne Prüfungsergebnisse 

311. Der Verband für das Kleingartenwesen hat im 
Rechnungsjahr 1951 einen Zuschuß von 
5 000 DM aus den Mitteln des Einzelplancs 
XIV Kapitel 1 Titel 36 (Zur Unterstützung 
von Vorhaben der Bundesorganisation des 
Kleingartenwesens) erhalten. Wie aus dem 
Verwendungsnachweis des Verbandes hervor- 
geht, sind von diesen Mitteln rund 4 200 DM 
für eine Festveranstaltung zur Deckung ider 
Ausgaben an Saalmiete, für IXkorationen, 
Musik, Lautsprecher usw. verwendet worden. 
Nach den Erläuterungen im Bundeshaushalts- 
plan zu Titel 36 sollen die Zuschüsse jedoch 
nur für die Fachberatung und Herausgabe von 
Fachbüchern gegeben werden. 
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Der Bundes, rechnungshol hat veranlaßt, 
daß Zuschüsse künftig nur entsprechend der 
Zweckbestimmung im Bundeshaushaltsplan 
gewährt werden. 

312. Die Richtlinien für den Einsatz der Bundes- 
mittel für den sozialen Wohnungsbau sahen 
bis zum Jahre 1953 die Mitwirkung der Deut- 
schen Bau- und Bodenibank AG beim Abruf, 
bei der Überwachung des Zins- und Tilgungs- 
(dienstes und bei der Berichterstattung der 
Länder (Verwendungsnachweis) vor. Dafür 
sollte die Bank einen Pauschibetrag von monat- 
lich 1 000 DM erhalten. Nach einer gewissen 
Zeit sollte festgestellt werden, ob die Ver- 
gütung zu erhöhen oder zu ermäßigen sei. 
In den Rechnungsjahren 1950 und 1951 wur- 
den daraufhin 500 DM je Monat an idie Bank 
gezahlt. Der Bundesrechnungshof hat auf 
Grund seiner Prüfungen die Mitwirkung der 
Bank nicht für erforderlich gehalten, weil 
sie mit Aufgaben betraut war, die von den 
mittelbewirtschaftenden und rechnunglegen- 
iden Stellen auszuführen sind. Die Zahlungen 
an die Bank wurden auf Veranlassung des 
Bundesrechnungshofs vom Rechnungsjahr 
1952 an eingestellt. In den Richtlinien für den 
Einsatz der Bundesmittel für den sozialen 
Wohnungsbau für das Jahr 1954 ist die Mit- 
wirkung der Bank nicht mehr vorgesehen. 

313. Die Bundeshaushaltsmittel für den sozialen 
Wohnungsbau werden von den Ländern im 
Rahmen der ihnen zugeteilten Kontinigente 
bekn Bumdesminister für Wohnungsbau ab- 
igerufen und von idiesen zur Auszahlung an- 
gewiesen. Auszahlende und rechnunglegende 
Stelle ist die Amtskasse des Bundesministers 
für Wirtschaft. Diese hat auch die Rückflüsse 
aus Darlehen auf Grund der vom Bundes- 
minister für Wohnungsbau erteilten An- 
nahmeanordnungen anzunehmen und zu bu- 
claen. Um den Bundesminister für Wohnungs- 
bau von dieser Verwaltungsarbeit, die nicht 
miniisteriellen Aufgaben entspricht, zu ent- 
lasten, hat der Bundesrechnungshof vor ge- 
schlagen, die am Sitze der Landesregierungen 
befindlichen Oberfinanzdirektionen mit der 
Verwaltung der den Ländern darlehnsweise 
gegebenen Bundeshaushaltsmittel zu beauf- 
tragen. Die Rechnungslegung würde alsdann 
den Oberfinanzkassen der Oberfinanzdirek- 
tionen zufallen. Der Bundesminister für Woh- 
nungsbau hat diesem Vorschläge grundsätzlich 
zugestimmt. Der Zeitpunkt, von dem an ent- 
sprechend verfahren werden soll, wird noch 
bestimmt werden. 


Allgemeine Finanzverwaltung 

(Einzelplan XXIII) 

Umsatzsteuer 

(Einnahmen Kapitel 2 Titel 1) 

314. Die Bearbeitung der Umsatzsteuer ist seit 
1951 durch die mehrfachen Änderungen des 
Umsatzsteuergesetzes und der (Durchfüh- 
rungsbestimmungen zum Umsatzsteuergesetz 
ungünstig beeinflußt worden. 

Die einschneidendste Änderung brachte das 
Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuergeset- 
zes vom 28. Juni 1951, durch das der Steuer- 
satz von 3 auf 4 v.H. (bzw. von V 4 auf 1 v.H. 
für Umsätze im Großhandel) erhöht wurde. 
Ihm folgten bis zum 23. Mai 1953 drei wei- 
tere Änderungsgesetze. Die Umsatzsteuer- 
duTchführungsbestimmungen wurden in der 
Zeit vom 30. Juni 1951 bis 5. August 1953 
durch sechs Verordnungen geändert. 

Die Umstellung auf die .neuen Bestimmun- 
gen brachte den Steuerpflichtigen und den 
Finanzämtern erhebliche iMehrarbeit. Darüber 
hinaus wurde die Handhabung des Umsatz- 
steuerrechts durch neue Ausnahmevorschriften 
und durch die Änderung bestehender Vor- 
schriften erschwert, z. B. 

durch die Befreiung der Umsätze der Kran- 
kenhäuser, der amtlich anerkannten 
freien Wohlfahrtsverbände und des 
deutschen J ugendh erber gswerks, 

durch die Änderung der Be freiungs vor Schrif- 
ten für die Gewährung von Beherber- 
gung, Beköstigung usw. durch Perso- 
nen und Anstalten, die Erziehungs- 
und Ausbildungszwecken dienen, für 
Theater, Volkshochschulen und Blinde, 

durch die Änderung der Freiliste 2, des Ver- 
zeichnisses der besonders zugelassenen 
Bearbeitungen und Verarbeitungen 
und des Anrechnung, sverfahrens in der 
Textilwirtschaft, 

durch die Einführung eines ermäßigten Steuer- 
satzes für wichtige Nahrungsmittel 
(Frischmilch, Nahrungsfette, Zucker, 
Grieß und Teigwaren), 

durch die Aufhebung der erhöhten Umsatz- 
steuer für Einzelhandelsunternehmen 
mit mehr als 1 Mio DM Jahresumsatz 
und die Ausdehnung der Zusatzsteuer- 
pflicht auf Hersteller, die selbstherge- 
stellte Ware im Einzelhandel umsetzen, 
und 
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durch die zahlreichen Änderungen der Vor- 
schriften über die Ausfuhr- und Aus- 
fuhr h ä n d 1 e r ve r gü t u nge n . 

315. Mehrere der neu eingeführten Bestimmungen 
erwiesen sich schon nach kürzester Zeit in der 
Praxis als unzulänglich und mußten geändert 
werden. 

Das gilt besonders für die zunächst sehr 
weitgehenden Bestimmungen über die Zusatz- 
steuer. Viele Steuerpflichtige versuchten, der 
Steuerpflicht auszu welchen, indem sie die Art 
der Abwicklung ihrer Geschäfte änderten. In 
der jetzt gültigen Fassung sieht das Gesetz so 
viele Ausnahmen von der Steuerpflicht vor, 
daß das Aufkommen kaum in angemessenem 
Verhältnis zu dem Arbeitsaufwand der Finanz- 
ämter Steht und kein ausreichender Ersatz ist 
für den Wegfall der erhöhten Umsatzsteuer. 

316. Die zahlreichen z. T. rückwirkenden Ände- 
rungen der Bestimmungen über »die Aus- 
fuhr- und die Ausfuhrhändlervergütungen 
machten das Vergütungsverfahren so schwie- 
rig, daß die Bearbeitung nür besonders 
geeigneten Beamten übertragen werden kann. 
Solche Spczialkräfte stehen aber J^icht überall 
zur Verfügung oder können nicht immer 
genügend von anderen Aufgaben entlastet 
werden. Das wirkte sich besonders nachteilig 
aus, weil gleichzeitig infolge der Entwicklung 
des Exports zahlreiche neue Antragsteller 
hinzukamen. 

317. Der erhöhte Arbeitsanfall hat zusammen mit 
dem fortbestehenden Mangel an Personal 
wesentlich dazu beigetragen, daß den Finanz- 
ämtern weiterhin Fehler unterlaufen sind, 
wie sie schon in der Denkschrift 1949/1950 
S. 111 bis 113 genannt sind, und daß sich die 
Maßnahmen der Oberfinanzdirektionen zur 
Verbesserung der Bearbeitung der Umsatz- 
steuer nicht so ausgewirkt haben, wie es 
seinerzeit erwartet wurde. 

318. Die überwiegende Zahl der Finanzämter hat 
die örtlichen Prüfungen sowohl der steuer- 
begünstigten Umsätze als auch der Umsatz- 
steuervergütungen auch jetzt noch nicht in 
dem erforderlichen Umfange durchgeführt. 
Die Nachforderung von Steuern wird gerade 
auf diesen Gebieten sehr erschwert, je weiter 
die Prüfungen hinausgeschoben werden, weil 
die Steuerpflichtigen immer wieder einwen- 
den, sie hätten infolge der jahrelangen Aner- 
kennung steuerbegünstigter Umsätze durch 
die Finanzämter in gutem Glauben die nach- 
geforderte Umsatzsteuer bei ihren Preiskalku- 
lationen nicht berücksichtigt. 


Der Bundesrechnungshof hat zur Vermei- 
dung von Doppelarbeit und mehrfacher Be- 
anspruchung der Steuerpflichtigen den Finanz- 
ämtern empfohlen, bei der örtliclien Prüfung 
der Vergütungsanträge auch die in den Um- 
satzsteuererkrärungen angegebenen steuer- 
freien Ausfuhrumsätze zu prüfen, damit unter- 
schiedliche Angaben sogleich geklärt und Un- 
richtigkeiten beseitigt werden können. 

Beförderungsteuer 

(Einnahmen Kapitel 2 Titel 2) 

319. Bei der Prüfung der Beförderungsteuer waren 
wiederum die ungenügende Steueraufsicht und 
die mangelnde Auswertung der bei Verkehrs- 
kontroJlen gefertigten Kontrollmitteilungen 
zu beanstanden (vgl. die Denkschrift 1949/1950 
S. 113). Das gleiche gilt für die Zusammen- 
arbeit der Beförderungstcuerstellen mit den 
Veranlagungsstellen, insbesondere für den 
Austausch von Kontrollmitteilungen über die 
Höhe der Beförderungsentgelte. 

320. Die Beförderungsteuer enthält noch erhebliche 
Reserven. So hat z. B. die Beförderungsteuer- 
stelle eines süddeutschen Finanzamts im, Laufe 
eines Jahres auf Grund von örtlichen Nach- 
prüfungen bei rund 150 Beförderungsunter- 
nehmern Insgesamt rund 130000 DM Beförde- 
rungsteuer nacherhoben. Bei einem großen 
norddeutschen Finanzamt betrugen die Steuer- 
nachforderungen in 278 geprüften Fällen rund 
625 000 DM. Hinzu kommen erhebliche Nach- 
forderungen von Einkommensteuer und Ge- 
werbesteuer. 

321. Die Beförderungsteuerstellen sind vielfach 
auch jetzt nodi zu schwach besetzt. In ausge- 
dehnten Bezirken leidet die Außenprüfung 
unter dem Mangel oder der unzureichenden 
Ausstattung der Finanzämter mit Kraftfahr- 
zeugen. Der Bundesrechnungshof hat auf die 
Abstellung dieser Mängel hingewirkt. Eine 
Oberfinanzdirektion hat erklärt, zusätzliche 
Arbeitskräfte nicht zur Verfügung stellen zu 
Eönnen. Der Bundesrechnungshof hat die An- 
gelegenheit dem B'UndesmInlster der Finanzen 
mitgeteilt. Nach Ansicht des Bundesrechnungs- 
hofs ist die Verwaltuiigskostenentschädigung, 
die der Bund bisher den Ländern zahlt, so 
reichlich bemessen, daß die erforderlichen Per- 
sonalverstärkungen möglich und zumutbar 
sind. 

322. Die Zahl der Unternehmer, die Arbeiter be- 
stimmter Betriebe mit Autobussen oder Last- 
kraftwagen von und zur Arbeitsstelle beför- 
dern (Arbeitermassenbeförderung), hat ständig 
zugenommen. Die Beförderungsteuerstcllen 
haben nicht ausreichend geprüft, ob die Vor- 
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aussctzungeii für die Inanspruchnahme des 
ermäßigten Steuersatzes erfüllt sind. In einer 
Reihe von Fällen ergaben sich Steuernach- 
forderungen, weil das Beförderungsentgelt je 
Personenkilometer den vorgeschriebenen 
Höchstsatz überschritt oder zwischen den An- 
fangs- und den Endpunkten der Strecken ent- 
gegen den Bestimmungen Fahrgäste aufgenom- 
men oder abgesetzt worden waren. 

323. Die Wohnsitzfinanzämter erledigten die an sie 
gerichteten Ersuchen um Einziehung rück- 
ständiger Beförderungsteuer oft sehr schlep- 
pend. Der Bundesrechnungshof hat auf eine 
beschleunigte Erledigung der Amtshilfeersuchen 
hingewirkt. Er hat ferner auf die Möglichkeit 
hiingewiesen, bei erfolgloser Zwangsvollstrek- 
kung die Auftraggeber der Beförderungsunter- 
nehmer in Anspruch zu nehmen. Wiederholt 
nicht rechtzeitige Steuerentrichtung hätte den 
Genehmigungsbehörden gemäß § 78 Abs. 3 
GüKG mitgeteilt werden müssen. 

Ip den Fällen, in denen die nicht rechtzeitige 
Entrichtung der Beförderungsteuer ein Steuer- 
vergehen darstellte und der Unternehmer 
wegen dieses Vergehens rechtskräftig be- 
straft worden war, waren häufig keine 
Säumniszuschläge für die bis zur Nachforde- 
rung verflossene Zeit erhoben worden. 

324. In der Denkschrift 1949/1950 habe ich auf 
S. 111 darauf hingewiesen, daß noch überprüft 
werden müßte, ob die Überleitung der am 
31. März 1950 vorhanden gewesenen Beför- 
derungsteuerrückstände der ehemaligen Deut- 
schen Reichsbahn überall den Grundsätzen 
und dem Sinn des Überleitungsgesetzes ent- 
spricht. 

Der Bundesminister der Finanzen hat in- 
zwischen hinsichtlich der noch aus der RM-Zeit 
stammenden Beförderungsteuerrückstände für 
idie britische Zone in Höhe von rund 21 MioRM 
— 2,1 Mio DM um eine Prüfung nach § 20 
des Überleitungsgesetzes gebeten. Die Erörte- 
rungen zwisclien den beteiligten Rechnungs- 
höfen sind noch nicht abgeschlossen. Über das 
Ergebnis werde ich in einer späteren Denk- 
schrift berichten. 

Zölle und Verbrauchsteuern 

(Einnahmen Kapitel 3) 

325. Der am 1. Oktober 1951 in Kraft getretene 
neue Zolltarif brachte mit der Einführung des 
Wertzolls eine grundlegende Änderung. Der 
Übergang vom spezifisdien Zoll, der auf die 
Menge bezogen ist, zum Zoll nach dem Wert 
der Ware (Wertzoll) bedeutete ein für Verwal- 


tung wie Wirtschaft gleich wichtiges Ereignis. 
Nunmehr bildet die Erhebung des Wertzolls 
die Regel. Der spezifische Zoll ist nur noch 
für wenige Waren beibehalten worden; diese 
Waren erbringen jedoch einen wesentlichen 
Anteil am Gesamtzollaufkommen. Das neue 
Wertzollsystem hat zu einer nicht unerwarte- 
ten erheblichen Erschwerung der Zollfest- 
setzung geführt. Es war erforderlich, eine be- 
sondere Zollwertnachprüfung einzurichten und 
sie in die Rechnungsprüfung einzugliedern. 

Die Prüfungen des Bundesrechnungshofs er- 
gaben, daß die Zolldienststellen die Schwierig- 
keiten, idie sich beim Wiederaufbau der Ver- 
waltung zeigten, mehr und mehr überwunden 
haben. Trotzdem hatte der Bundesrechnungs- 
hof zahlreiche Verstöße gegen Formvorschrif- 
ten zu beanstanden, durch die das Zoll- und 
Steueraufkommen gefährdet war. 

Wiederholt wurde festgestellt, daß Eingangs- 
abgaben in gesetzlich unzurässiger Weise von 
der einen Zollstelle an eine andere zur Ein- 
ziehung von Empfänger oder Abnehmer über- 
wiesen wurden oder für an sich zulässige 
Überweisungen ungerechtfertigt lange Zah- 
lungsfristen gewährt wurden. Derartige Fälle 
hatten zur Folge, «daß idie Abgaben verspätet 
in die Bundeskasse flössen. 

In einem Falle war einem Zdllbeteiligten 
ein dreimonatiger zinsloser Zahlungsaufschub 
für Zölle und Verbrauchstouern in Höhe von 
1,5 Mio DM ohne Sicherheitsleistung bewilligt 
worden, obschon nur eine Aufschubfrist von 
höchstens 1 Monat vertretbar war. 

Von verschiedenen Zollstellen hat der Bun- 
desrechnungshof gefordert, daß die Beitreibung 
rückständiger Abgaben wesenclich beschleunigt 
und nachdrücklicher durchgeführt werde. 

Sicherheitsleistung für Zahlungsaufschub 

326. Auf Grund der örtlichen Prüfung eines Haupt- 
zollamts hat der Bundesrechnungshof darauf 
aufmerksam gemacht, daß siich Hypotheken 
und Grundschulden nicht als Sicherheiten eig- 
nen, wenn hinsichtlich des Grundstücks, auf 
dem sie ruhen, Rückerstattungsansprüchc gel- 
tend gemacht worden sind. Der Bundesminister 
der Finanzen hat alle Obertinanzdirektionen 
in diesem Sinne angewiesen. 

Entsprechend der weiteren Anregung des 
Bundesrechnungshofs hat der Bundesminister 
der Finanzen gleichzeitig angeordnet, Hypo- 
theken und Grundschulden als Sicherheiten 
nur anzunehmen, wenn sich der Grundstücks- 
eigentümer der sofortigen Zwangsvollstrek- 
kung unterworfen hat. 
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Erstattungsverfahren für Rückware bei der 
Mineralölsteuer 

327. § 24 Abs. 1 der Verordnung zur Durchfüh- 
rung des Mineralölsteuergesetzes (MinöStDV) 
alter Fassung wurde verschiedentlich so aus- 
gelegt, daß das dort vorgeschriebene Erlaß- 
oder Erstattungs verfahren entbehrlich sei, 
wenn aus dom Herstellungsbetrieb bereits ent- 
ferntes Mineralöl (Rückv/are) vor der Anmel- 
dung zur Versteuerung wieder in den Betrieb 
aufgenommen wurde. Die Mineralölhersteller 
haben demgemäß die Befreiung von der Mine- 
ralölsteuer in der Weise herbeigeführt, daß 
sie die Rückware ohne das formelle Erstat- 
tungsverfahren von 'den zur Versteuerung an- 
zumeldenden Mengen eigenmächtig abgesetzt 
haben. 

Auf Anregung des Bundesrechnungshofs 
hat der Bundesminister der Finanzen bei der 
Neufassung der MinöStDV (im § 37 Abs. 1) 
bestimmt, daß der Antrag auf Erlaß oder Er- 
stattung der Mineralölsteuer für Rückwaren 
stets 'dann erforderlich ist, wenn für das zu- 
rückgenommene Mineralöl die Steuersdiuld 
durch Entfernung aus dem. Herstellungsbetrieb 
unbedingt entstanden ist. 

Nacherhebung von Säumniszuschlägen für 
hinterzogene Abgaben 

328. Bei der Nachforderung von Steuern sind für 
die bis zur Nachforderung verflossene Zeit 
Säumniszuschläge zu erhoben, wenn die nicht 
rechtzeitige Entrichtung der Steuer ein Steuer- 
vergehen darstellt und der Steuerschuldner 
wegen dieses Steuervergehens rechtskräftig be- 
straft worden ist (§ 1 der Zweiten Verord- 
nung zur Durchführung des Zweiten Gesetzes 
zur vorläufigen Neuordnung von Steuern). 

Ein Hauptzollamt hatte diese Vorschrift 
nicht beachtet. Auf Verlangen des Bundes- 
rechnungshofs sind Säumniszuschräge in der 
Gesamthöhe von rund 4400 DM nacherhoben 
worden. 

Einnahmen aus dem Branntweinmonopol 

(Einnahmen Kapitel 3 Titel 7) 

329. Da die Bundesmonopolverwaltung für Brannt- 
wein ihre Gewinne aus betrieblichen Erwä- 
gungen nur zu einem geringen Teil an die 
Bundeshauptkasse abgeführt hat, hat der Bun- 
desrechnungshof sie darauf hingewiesen, daß 
grundsätzlich alle Reingewinne an den Bund 
abzuliefern sind, soweit sie nicht für Investi- 
tionen benötigt werden und soweit die Liqui- 
dität es zuläßt. 


Die Bundesmonopolverwaltung sollte in Zu- 
kunft für Betriebsmittel- oder sonstige Ver- 
waltungszwecke nur den Teil ihrer Gewinne 
zurückbehalten, der in nächster Zeit für 
laufende Verpflichtungen benötigt wird. 
Voranschlag der Bundesmonopolverwaltung 
für Branntwein 

330. Die Bundesmonopolverwaltung hält sich 
unter Hinweis auf § 5 BranntwMonG zu einer 
autonomen Finanzgebarung für befugt. Dem- 
gegenüber ist der Bundesrechnungshof der An- 
sicht, daß die Bundesmonopolverwaltung dem 
Bundesminister der Finanzen als dem nach § 4 
a. a. O. berufenen Aufsichtsorgan rechtzeitig 
vor Beginn jedes Geschäftsjahres einen beleg- 
baren Voranschlag über die geplanten Investi- 
tionen sowie über die zu erwartenden Erträge 
und Aufwendungen vorlegen muß. Der von 
der Bundesmonopolverwaltung bisher aufge- 
stellte Voranschlag, die sogenannte Spritbilanz, 
bedarf insoweit einer Ergänzung. Es ist nach 
Ansicht des Bundesrechnungshofs außerdem 
erforderlich, baß der Bundesminister der 
Finanzen als Aufsichtsbehörde Richtlinien für 
die Bundesmonopolverwaltung erläßt. Darin 
wird zu regeln sein, wieweit die Bundesmono- 
polverwaltung Abweichungen von dem Vor- 
anschlag, die sich im Laufe des Geschäftsjahres 
aus der Geschäftslage ergeben, selbst vor- 
nehmen kann und wann sie die Zustimmung 
des Bundesministers der Finanzen einzuholen 
hat. Daraus ergibt sich dann von selbst die 
bislang fehlende, in Anbetracht der Höhe der 
Geldmittel aber erforderliche Möglichkeit, das 
veranschlagte Soll mit dem Ist abzustimmen 
und so die Finanzgebarung der Bundesmono- 
polverwaltung zu steuern. Über entsprechende 
Anregungen des Bundesrechnungshofs ist eine 
Entscheidung noch nicht ergangen. 

Ergebnisse auf Grund der Überprüfung nach 
§ 20 des Ersten Überleitungsgesetzes 

331. Das Erste Überleitungsgesetz regelte u. a., 
Vielehe Steuern vom 1. April 1950 an auf den 
Bund übergingen. Nach § 18 dieses Gesetzes 
waren alle bis zum 31. März 1950 eingegange- 
nen Einnahmen und geleisteten Ausgaben in 
den Haushaltsrechnungen der Länder, alle 
späteren Einnahmen und Ausgaben aber in der 
Haushaltsrechnung des Bundes nachzuweisen. 

Der Bundesminister der Finanzen hat den 
Bundesrechnungshof auf Grund des § 20 des 
Ersten Überleitungsgesetzes in einer Reibe von 
Fällen ersucht, eine Überprüfung vorzuneh- 
men, ob das finanzielle Ergebnis der Überlei- 
tung 
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a) den Grundsät'zen des § 18 entspricht, 

b) durch Maßnahmen beeinflußt worden ist, 
die mit dem Sinn der Überleitung nicht 
vereinbar sind. 

Der Bundesrechnungshof und die obersten 
Rechnungsprüfungsbehörden der Lander 
haben gemeinsam diese Fälle untersucht und, 
wo Verstöße gegen die Überleitungsrcgelung 
Vorlagen, dahin entschieden, daß die Lander 
die von ihnen vereinnahmten Betrage an den 
Bund abzuführen haben. Es handelt sich um 
insgesamt rund 6,8 Mio DM. 

332. In einem Falle haben der Bundesrechnungshof 
und die oberste Rechnungsprüfungsbehörde 
des Landes einen Vergleich vorgeschlagen, wo- 
nach das Land idie Hälfte der streitigen Tabak- 
steuerforderung (V 2 von 1 125 000 DM —) 
562 500 DM dem Bund erstatten sollte. Der 
Bundesminister ider Finanzen hat nach Ab- 
schluß des Vergleichs seinen Antrag nach § 20 
des Ersten Überleitungsgesetzes zurückgezogen. 

Einkommensteuer, Körperschaftsteuer 
(Einnahmen Kapitel 9) 

Allgemeines 

333. Der Bund nimmt auf Grund des Art. 106 
Abs. 3 GG vom Rechnungsjahr 1951 an einen 
Teil der Einnahmen der Länder aus der Ein- 
kommensteuer und der Körperschaftsteuer in 
Anspruch. Der Bundesanteil betrug für das 
Rechnungsjahr 1951: 27 v. H. und für das 
Rechnungsjahr 1952: 37 v. H. Er ermäßigte 
sich, wenn der Anteil eines Landes im Rech- 
nungsjahr 1952 105 V. H. des ihm im Rech- 
nungsjahr 1951 verbliebenen Anteils nicht er- 
reichte (§ 2 Abs. 1 des Gesetzes vom 25. Juli 
1952). Eine Kürzung des Bundesanteils ergab 
sich bei den Ländern Hamburg und Nieder- 
sachsen und dem Kreise Lindau. Ein Land hat 
nach Feststellungen des Bundesrechnungshofs 
den Bundesanteil für das Rechnungsjahr 1951 
um rund 2 Mio DM zu niedrig berechnet. Der 
Bundesrechnungshof hat die nachträgliche Ab- 
führung veranlaßt. 

Die dem Bund zufließenden Einnahmen aus 
der Einkommensteuer und Körperschaft- 
steuer werden auf trags weise durch die Landes- 
finanzbehörden verwaltet (§34 Abs. 1 Nr. 4 
FVG vom 6. September 1950). 

334. Seit der Bund an der Einkommensteuer und 
Körperschaftsteucr beteiligt ist, prüft der 
Bundesrechnungshof auch die Veranlagung und 
Erhebung dieser Steuern. Das Prüfungsrecht 
beruht auf § 4 Abs. 2 und 5 des BRHG. Da- 


nach ist der Bundesrechnungshof auch zustän- 
dig, wenn Stellen außerhalb der Bundesver- 
waltung Teile des Bundeshaushalts ausführen 
oder Bundesmittel verwalten. Die Prüfung ist 
in diesen Fällen gemeinsam mit den obersten 
Rechnungsprüfungsbehörden der Länder 
durchzuführen. 

335. Der Bundesrechnungshof hat eine Anzahl gro- 
ßer und mittlerer Finanzämter zusammen mit 
den Landesrechnungshöfen örtlich geprüft. Das 
gute Einvernehmen und eine den beiderseiti- 
gen Prüfungsbelangen angepaßte Arbeitstei- 
lung ermöglichten einen glatten und raschen 
Ablauf der gemeinsamen Prüfungen. Soweit 
der Bundesrechnungshof an den örtlichen Prü- 
fungen, insbesondere bei kleineren Finanzäm- 
tern, nicht teilnahm, prüften die Landesrech- 
nungshöfe die Bundesabgaben im Rahmen 
ihrer Prüfung mit. 

336. Die Hauptarbeit der Finanzämter in den Rech- 
nungsjahren 1951 und 1952 bestand in den 
Veranlagungen für idie Veranlagungszeiträume 
11/1948, 1949, 1950 und dem Beginn der Ver- 
anlagung 1951. Die Veranlagungsarbeiten ka- 
men verspätet in Gang. Größtenteils lag dies 
daran, daß wesentliche Bestimmungen des 
D-Mark bilanzgesetzes und der dazu erlassenen 
steuerlichen Richtlinien nachträglich geändert 
und ergänzt wurden. Viele buchführungs- 
pflichtige Gewerbetreibende beantragten weit- 
gehende Fristverlängerungen für die Abgabe 
der Einkommensteuererklärungen für die er- 
sten beiden DM- Abschnitte. Auch die Unge- 
wißheit über die endgültige Regelung des La- 
ste nausgleichs veranlaßte zahlreiche Steuer- 
pflichtige, die Abgabe der Steuererklärungen 
hinauszuschieben. Deshalb konnten diese Ver- 
anlagungen meist erst zuletzt und aus Zeit- 
mangel nicht mit der gebotenen Gründlichkeit 
vorgenommen werden. Die Folge davon war, 
daß die oft recht hohen Abschlußzahlungen 
verspätet zur Erhebung kamen. Darüber hin- 
aus wurde der Eingang noch durch zahlreiche 
Stundungsanträge verzögert. 

Die vielen zur Milderung der übermäßigen 
Steuerbelastung und zur Förderung der Inve- 
stitionstätigkeit eingeführten Sondervorschrif- 
ten über Steuerbegünstigungen und Steuerer- 
leichterungen erschwerten die Veranlagungen 
erheblich. Die Vorschriften wurden vom 1. Ja- 
nuar 1950 an teilweise erweitert, jedoch durch 
das Änderungsgesetz vom 27. Juni 1951 mit 
Wirkung vom 1. Juli 1951 an wieder einge- 
schränkt und zum Teil aufgehoben. Die wie- 
derholten Änderungen und Übergangsrege- 
lungen haben das Einkommensteuergesetz in 
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einem Maße unübersidittlich und schwierig ge- 
macht, das verwaltungsmäßig kaum noch trag- 
bar ist. 

Nach den Feststellungen des Bundesrech- 
nungshofs haben sich die Finanzämter nach 
Kräften bemüht, .die Veranlagungen ordnungs- 
mäßig .durchzuführen. Wenn dennoch bei den 
örtlidien Prüfungen zahlreiche Fehler und 
Mängel vorgefunden wurden, erklärt sich das 
vor allem aus der außerordentlichen Arbeits- 
überlastung der Finanzämter, ihrer vielfach 
noch unzureicheniden Personalbesetzung und 
der Unübersichtlichkeit .der gesetzlichen Vor- 
schriften. 

Einzelne Prüfungsergebnisse 

337. Bei außergewöhnlich hohen Wertaufstockun- 
gen in der DM-Eröffnungsbilanz war nicht ge- 
prüft worden, ob .die Höchstwert Vorschriften 
der §§ 18, 20 DMBG beachtet waren. Die 
Wertansätze des Vorrat Vermögens blieben 
häufig unbeanstandet, obwohl nach den An- 
gaben der Steuerpflichtigen im Bestandsver- 
zeichnis zum 20. Juni 1948 ein Teil der Vor- 
räte durch (die wirtschaftliche Entwicklung 
nach der Währungsumstelilung wertlos oder 
schwer verkäuflich geworden war und daher 
ein Abschlag für Wertminderung hätte ge- 
macht werden müssen. 

338. Die Herkunft größerer Neueinlagen w^ar oft 
nicht untersucht worden. Erfahrungsgemäß 
stammten Neueinlagen in der ersten Zeit nach 
der Währungsumstellung häufig aus nichtver- 
steuerten sogenannten oR-Geschäften (oR = 
ohne Rechnung) oder aus der Veräußerung 
von Vorräten, 'die im Bestandsverzeichnis zum 
20. Juni 1948 nicht aufgeführt waren. 

339. Bewertungsfreiheit nach § 7 a EStG war auch 
dann zugelassen worden, wenn es sich nidit 
um Ersatzbeschaffungen i. S. dieser Vorschrift, 
sondern um Neuanschaffungen ihandelte. 

340. Bei Inanspruchnahme der Steuerbegünstigung 
des § 7 c EStG waren entgegen den Vorschrif- 
ten enidgültige Veranlagungen durchgeführt 
worden, obwohl der Wohnungsbau erst ge- 
plant oder noch nicht fertiggestellt otder nur 
vorläufige 7 c-Bescheinigungen eingereicht 
waren. 

Bei hoben 7 c-Zuschüssen an leitende An- 
gestellte hätte geprüft werden müssen, ob ein 
echter Zuschuß oder eine steuerpfliditige ver- 
deckte Gehaltserhöhung oder Sondervergü- 
tung vorlag. 

Bei außergewöhnlich hohem Bauaufwand 
für Einfamilienhäuser war nicht untersucht 


worden, ob Bauart und Ausstattung die 
Steuerbegünstigung zuließen. 

Bel 7 c-Zusdiüssen an Abkömmlinge war 
die Frage der Schenkungsteuerpflicht nicht 
immer geprüft worden. 

341. Die buchmäßig ausgewiesenen Privatentnah- 
men waren häufig so niedrig, daß sie kaum 
der Lebenshaltung des Steuerpflichtiigen und 
seiner Familie entsprechen konnten. Die Auf- 
wendungen für die private Benutzung von 
Personenkraftwagen waren vielfach den Pri- 
vatentnahmen nicht zugerechnet worden. Die 
Kosten für Personenkraftwagen waren oft 
auch dann in voller Höhe als Betriebsausgaben 
anerkannt worden, wenn die Fahrzeuge aus 
außerbetrieblichen Gründen angeschafft wor- 
den waren. 

342. In zahlreichen Fällen wurden die erklärten 
Gewinne der Verantlagung zugrunde gelegt, 
obwohl sie unwahrscheinlich niedrig waren 
und in einem offenbaren Mißverhältnis zu den 
brancheüblichen Verdienstspannen und den 
Ergebnissen vergleichbarer Betriebe standen. 
Die Aufklärung wurde meist einer späteren 
Betriebsprüfung überlassen. Da die Betriebs- 
prüfungsstellen die Prüfung oft erst nach Jah- 
ren durchführen können, ergeben sich häufig 
so hohe Steuernachforderungen, daß sie, wenn 
überhaupt, nur mit erheblldiem Verwaltungs- 
aufwand eingezogen werden können. 

Deshalb müssen ln solchen Fällen die Tat- 
bestände soweit wie möglich im Veranlagungs- 
verfahren geklärt und (die Gewinne ggf. ge- 
schätzt werden. 

343. Die Unübersichtlichkeit der Bestimmungen 
über die Sonderausgaben, den steuerfreien 
nicht entnommenen Gewinn und seine Nach- 
versteuerung bei Mehrentnahmen in den fol- 
genden Veranlagungszeiträumen war die Ur- 
sache besonders vieler Fehler. Nach der neue- 
ren Rechtsprechung können 'die fehlerhaften 
Veranlagungen nicht ohne weiteres berichtigt 
werden. Die nicht unerheblichen Steuermehr- 
beträge werden daher in vielen Fällen nicht 
mehr nachgef ordert werden können. 

344. Bei der Stundung von Abschlußzahlungen ver- 
fuhren 'die Flnanzämiter vielfach zu groß- 
zügig. Insbesondere hätte nicht gestundet wer- 
den dürfen, wenn die Steuerschuldner ohne 
Rücksicht auf die Höhe der noch zu leistenden 
Abschlußzahlungen inzwischen erhebliche Mit- 
tel steuerbegünstigt angelegt hatten. Der Bun- 
desrechnungshof hat darauf hingewirkt, daß 
die Finanzämter bei S tun dun gs an trägen sorg- 
fältiger prüfen, ob die Voraussetzungen für 
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eine Stundung vorliegen. In vielen Fällen hät- 
ten sich die hohen Abschlußzahlungen vermei- 
den lassen, wenn die Vorauszahlungen recht- 
zeitig angepaßt worden wären. 
Steuervereinharungen 

345. Die Finanzministerien einzelner Länder haben 
in einer Reihe von Fällen Sonderabschreibun- 
gen und Steuererleichterungen zugebilligt, die 
erheblich über die gesetzlichen Vorschriften 
hinausgehen. Begünstigt wurden hauptsächlich 
gewerbliche Unternehmen, die hen Ort der 
Geschäftsleitung in das hetreffende Land ver- 
legten, dort neue Betriebe eröffneten oder 
vorhandene Betriebe erweiterten. U. a. wurde 
für mehrere Jahre Steuerfreiheit zugesichert 
oder ein niedriger jährlicher Pauschbetrag ver- 
einbart. In einem Falle wurde eine größere 
Körperschaftsteuerabschlußzahlung für 1950 
langfristig unter ^der Bedingung gestundet, daß 
die Gesellschaft einen gleichhohen Betrag als 
Darlehen zur Finanzierung eines Fiotelneu- 
baues zur Verfügung stellte. 

Nach Ansicht des Bundesrechnungshofs ver- 
bietet der Grundsatz der Gleichmäßigkeit der 
Besteuerung idie Einräumung besonderer 
Steuervorteile. Soweit die Voraussetzungen 
des § 131 AO gegeben sind, muß sich die Ent- 
scheidung in den Grenzen billigen Ermessens 
halten. Maßnahmen zur Förderung der Wirt- 
schaft sollten grundsätzlich durch Bereitstel- 
lung von Haushaltsmitteln finanziert werden, 
damit eine parlamentarische Kontrolle ge- 
währleistet ist. 

Nach § 1 Abs. 3 des Zweiten Gesetzes über 
die Finanzverwaltung vom 15. Mai 1952 be- 
dürfen Vereinbarungen oder vereinbarungs- 
ähnliche Maßnahmen der vorgenannten Art 
nunmehr der Zustimmung des Bundesmini- 
sters 'der Finanzen. Der Bundesrechnungshof 
hat um Stellungnahme gebeten, wenn aus den 
Steuerakten nicht zu ersehen war, ob diese Zu- 
stimmung vorliegt. 

Zusammenarbeit mit den Landesrechnungs- 
höfen 

346. Die Prüfung der von den Finanzämtern ver- 
walteten Steuereinnahmen erfordert über die 
gemeinsame Prüfungstätigkeit hinaus (vgl. 
hierzu Denkschrift 1949/1950 S. 61) eine enge 
Zusammenarbeit mit den Landesrechnungs- 
höfen. Notwendig sind vor allem der Aus- 
tausch der Prüfungserfahrungen, die Erörte- 
rung und Behandlung der 'durch die Unbe- 
ständigkeit der Steuergesetzgebung entstehen- 
den zahlreichen Zweifelsfragen steuerrecht- 
licher Art sowie die Fortentwiicklung des Prü- 
fungsverfahrens. Mit diesen Aufgaben hat die 


Arbeitsgemeinschaft der obersten Rechnungs- 
prüfungsbehörden des Bundesgebiets einen 
Arbeitskreis (Arbeitskreis für die Prüfung der 
Organisation und der Abgabenerhebung bei 
den Behörden der Finanzverwaltung) betraut. 
Gemeinsam erörtert wurden unter anderem 
die Regelung der Vorprüfung auf dem Gebiet 
der Abgabenerhebung, Fragen des Personal- 
wesens, insbesondere der Personalbedarfsbe- 
rechnung, Angelegenheiten des Kassen- und 
Rechnungswesens sowie Fragen der Verwal- 
tungsvereinfachung. Hervorzuheben sind in 
diesem Zusammenhang auch idie Untersuchun- 
gen, die der Bundesminister der Finanzen un- 
ter Beteiligung der Länder durchführt, um idie 
Möglichkeiten einer Vereinfachung der Steuer- 
verwaltung durch Verwendung des Lodikar- 
tenverfahrens zu prüfen. Mehrere großstädti- 
sche Finanzämter bearbeiten seit einiger Zeit 
die Kraftfahrzeugsteuer im Lochkarten verfah- 
ren. Ob die Fjinführung dieses Verfahrens auch 
für andere Steuerarten zweckmäßig ist, hängt 
von idem Ergebnis ider z. Z. laufenden Ver- 
suche ab. 

Beitrag der Länder zur Deckung des Fehlbe- 
trages aus dem Rechnungsjahr 1949 

(Einnahmen Kapitel 11) 

347. Im Nachtrag zum Bundeshaushaltsplan für das 
Rechnungsjahr 1951 sind als Beitrag der Län- 
der 205 786 700 DM mit folgender Erläute- 
rung veranschlagt worden: 

„Der Fehlbetrag des Bundes- 
haushalts aus dem Rechnunigs- 
jahr 1949 beträgt .... 244 007 091 DM, 
hiervon bezahlen 

1. die Länder nach § 11 des 
Gesetzes über die Aufstel- 
lung und Ausführung des 
Bundeshaushaltsplans für 
das Rechnungsjahr 1949 
usw. vom 7. Juni 1950 den 

Betrag von 149 734 579 DM, 

2. die Länder rückständige Be- 
träge aus der 11. Subven- 
tionsperiode für 1949 (der 
Bund ist seinerzeit in Höhe 
dieses Betrages für die Ver- 
pflichtung der Länder in 

Vorlage getreten) . . . 24 451 473 DM, 

3. das Land Niedersachsen für 
rückständige Steuerabliefe- 
rungen aus dem Rech- 
nungsjahr 1949 .... 31 600 719 DM. 

zusammen . . . 205 786 771 DM 
abgerundet ... 205 786 700 DM.“ 
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über den Unterschied von (244 007 091 — 
205 786 771 38 220 320 DM sagt die Er- 

läuterung nichts. Sie deckt sich mit der Er- 
läuterung zum Abschluß in der Bundeshaus- 
haltsrechnung 1949 S. 37. Dort ist jedoch noch 
folgendes ausgeführt: 

„Der Restbetrag (38 220 318,50 DM) fällt 
als echter Fehlbetrag dem Bund zur Last. 
In diesem Betrag ist insbesondere ein dem 
Land Sdileswlg-Holstein gegebener Kassen- 
kredit von 38 Mio DM enthalten, der im 
Rechnungsjahr 1949 (21. September 1949 
bis 31. März 1950) als außerplanmäßige 
Ausgabe in den Haushaltsplan eingestellt 
wurde.“ 

348. § 11 Abs. 1 und 2 des Haushaltsgesetzes 1949 
vom 7. Juni 1950 bestimmt: 

„(1) Soweit idie Ausgaben in den Einnah- 
men keine Deckung finden und eine gesetz- 
liche Regelung über die Inanspruchnahme 
der zum Haushaltsausgleich erforderlichen, 
nach dem Grundgesetz dem Bunde zuste- 
henden Einnahmequellen nicht erfolgt Ist, 
ist der Bundesiminister der Finanzen er- 
mächtigt, mit Zustimmung des Bundesrates 
von den Ländern die hierfür erforderlichen 
Mittel einzufordern. Den Umlageschlüssel 
bestimmt der Bundesrat. 

(2) Die Länder der französischen Zone 
sind an dem Fehlbetrag nur insoweit betei- 
ligt, als er den Fehlbetrag der Haushalts- 
rechnung der Verwaltung des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes am 21. September 1949 
zuzüglich des Fehlbetrages aus dem Preis- 
ausiglelch der Länder der amerikanischen 
und britischen Besatzungszone bis zum 
31. März 1950 übersteigt.“ 

349. Der Fehlbetrag des ordentlichen Haushalts 
des Rechnungsjahres 1949 im Sinne der §§ 75, 
77 RHO beträgt . . .374 215 409,02 DM. 
Er setzt sich zusammen aus 

a) dem Unterschied zwi- 
schen I steinnahmen und 
Ist ausgab en mit einer 

Mehrausgabe von . . . 244 007 091,12 DM 

b) aus den am Schluß des 
Rechnungsjahres 1949 
verbliebenen Haushalts- 
ausgaberesten, die wie 
wirklich geleistete Aus- 
gaben dem Ergebnis des 
Rechnungsjahres 1949 

zur Last fallen, mit . . 13 0 208 317,90 DM 

zusammen . . . 374 215 409,02 DM. 


Vgl. hierzu die Bundeshaushaltsrechnung 
1949 S. 36 und 37 sowie die Bemerkun- 
gen des Bundesredinungshofs zu den Bundes- 
haushaltsrechnungen 1949/1950 — Ab- 

schnitt B I Nr. 1 bis 3, S. 5. 

350. Auf Grund der Ermächtigung nach § 11 Abs. 1 
des Haushaltsgesetzes 1949 hat der Bundes- 
milnister der Finanzen den Präsidenten des 
Deutschen Bundesrates mit Schreiben vom 
8. Januar 1951 gebeten, „die Beschlußfassung 
des Bundesrates hinsichtlich des Umlageschlüs- 
sels für einen Betrag von 149 734 579,27 DM 
herbeizuführen“. 


Dieser Betrag ist nach dem Schreiben vom 
8. Januar 1951 auf folgende Weise ermittelt 
worden: 


„Der Bundesfehlbetrag für das Rechnungsjahr 
1949 beträgt 


243 786 772,62 DM. 

Von dem Fehlbetrag von 243 786 772,62 DM 
haben die Länder . . . 
die nachstehend genann- 
ten Beträge gesondert 
aufzubringen: 

1. Auf Grund von Ver- 
pflichtungen aus der 11. 

Subventionsperiode . 24 451 473,72 DM 

2. aus rückständigen 

Steuerablieferungen . 31 600 719,63 DM. 


Weiter soll der an das 
Land Schleswig-Holstein 
im Rechnungsjahr 1949 
gewährte Kassenkredit 

mit 38 000 000,— DM 

zunächst nicht umge- 
legt werden, so daß von 
dem Fehlbetrag insge- 
samt abzusetzen sind 94 052 193,35 DM 

Umzulegen bleiben da- 
nach 149 734 579,27 DM.“ 


Der Bundesrat hat in seiner 46. Sitzung am 
12. Januar 1951 der Einforderung eines Fehl- 
betrages für das Rechnungsjahr 1949 von den 
Ländern in Höhe von 149 734 579,27 DM zu- 
gestimmt und den Umlageschlüssel bestimmt. 

351. Bei der Ermittlung des im Schreiben des Bun- 
desministers der Finanzen vom 8. Januar 1951 
genannten Betrages von 243 786 772,62 DM 
wurde von dem Unterschied zwischen Isteln- 
nahme und Istausgabe (Mehrausgabe) ausge- 
gangen, wie er sich nach einem vorläufigen 
Abschluß der Bundeshaushaltsrechnung 1949 
Ende Dezember 1950 ergab. Beim endgültigen 
Abschluß, der zeitlich später lag, ist die Mehr- 
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ausgabe auf 244 007 091,12 DM festgestellt 
worden (vgl. Nr. 349 zu a). Um den Mehrbe- 
trag von 220 318,50 DM muß der nach 
Nr. 350 auf die Länder umgelegte Betrag noch 
erhöht werden. 

352. Bei der Festsetzung des Umlagebetrages von 
149 734 579,27 DM sind von dem als „Bundes- 
fehlbetrag für das Rechnungsjahr 1949“ bezeich- 
neten Betrag von 243 786 772,62 DM die in 
Nr. 350 unter 1 und 2 aufgeführten Beträge 
von 24 451 473,72 DM und 31 600 719,63 DM 
äbgesetzt worden. Bei diesen Beträgen 
handelt es sich der Sache nach um Haushaks- 
einnahmereste des Rechnungsjahres 1949 im 
Sinne des § 77 RHO, wie sich aus Folgendem 
ergibt: 

a) Im Haushaltsplan des VWG für das Rech- 
nungsjahr 1949 — 2. Nachtrag — sind ver- 
anschlagt: 

Einzelplan V Kapitel 1 Titel 16: Erstat- 
tung von Preisausgleichszahlungen für ein- 
geführte Lebensmittel durch die Länder 

des VWG 77 Mio DM. 

Die Haushaltsrechnung 1949 (VWG) weist 
keine Einnahmen nach, das Soll von 
77 Mio DM ist am 21. September 1949 
in den Bundeshaushaltsplan für das Rech- 
nungsjahr 1949 übergegangon. 

Die Haushaltsrechnung 1949 (Bund) Ein- 
zelplan X Kapitel 1 Titel 16 weist aus: 

Soll 77 Mio DM 
Ist rund 40,8 Mio DM 
weniger 36,2 Mio DM. 
Ein Einnahmerest ist nicht gebildet wor- 
den, obwohl noch Forderungen gegen die 
Länder in Höhe von rund 24,5 Mio DM 
bestanden, die Zweckbestimmung im Bun- 
deshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 
1950 nicht vorgesehen ist und mit dem 
Eingang des Restes bestimmt gerechnet 
werden konnte (§ 77 RHO, § 2 Abs. 1 
Nr. 22 a RWB). 

b) Die Steuerablieferungsrückstände von Nie- 
dersachsen (rund 31,6 Mio DM) aus dem 
Rechnungsjahr 1949 setzten sich zusam- 
men aus: 

1. Notopfer Berlin . . 3 876 645,64 DM 

2. Kaffeesteuer . . . 8 060 511,59 DM 

3. Teesteuer .... 6 912 914,31 DM 

4. Zölle 9 144 768,32 DM 

5. Umsatzausgleich- 
steuer 3 605 879,77 DM 

zusammen ... 31 600 719,63 DM. 
Die Rückstände sind durch Nichtabliefe- 
rung von Einnahmen der unter 1 bis 5 


bezeichneten Art entstanden, die gemäß 
Haushaltsplan des VWG für das Rech- 
nungsjahr 1949 und ab 21. September 1949 
gemäß Bundeshaushaltsplan für das Rech- 
nungsjahr 1949 dem VWG und dem Bund 
zustanden. Diese Einnahmen beruhten auf 
anderer Rechtsgrundlage als die dem Bund 
ab 1. April 1950 auf Grund des Ersten 
Überleitungsgesetzes zustehenden Steuer- 
einnahmen. Die Zweckbestimmungen für 
die gleichen Steuerarten im Bundes- 
haushaltsplan 1950 sind deshalb nicht als 
dieselben Zweckbestimmungen wie in den 
Haushaltsplänen 1949 anzusehen (§ 77 
RHO, § 2 Abs. 1 Nr. 22 a RWB). Auch 
die runid 31,6 Mio DM konnten daher in 
der Rechnung 1949 (Bund) als Einnahme- 
reste ausgewiesen werden. 

Die beiden Beträge sind im Abschluß der 
Bundeshaushaltsrechnung 1949 zwar nicht als 
Einnahmereste nachgewiesen worden, gegen 
ihre Absetzung vom Fehlbetrag bestehen je- 
doch sachlich keine Bedenken, weil die Bildung 
von Einnahmeresten in der Bundeshaushalts- 
rechnung 1949 zu dem gleichen Ergebnis ge- 
führt hätte, wie das bei der Umlegung des 
Fehlbetrages auf die Länder tatsächlidi geübte 
Verfahren. 

353. Von dem Betraee von 243 756 772,62 DM 
sind ferner 38 Mio DM abgesetzt worden mit 
der Erklärung: 

„Weiter soll der an das Land Schleswig-Hol- 
stein im Rechnungsjahr 1949 gewährte Kas- 
senkredit mit 38 Mio DM zunächst nicht 
umgelegt werden“ (vgl. Nr. 350). 

Hiermit hat es folgende Bewandtnis: 

Das Land Schleswig-Holstein hat im Rech- 
nungsjahr 1949 ein als „Kassenkredit“ bezeich- 
netes Darlehen von 38 Mio DM erhalten, das 
als Vorschuß gebucht wurde, weil eine haus- 
haltsmäßige Bewilligung zunächst nicht vorlag. 
Die Rückzahlung sollte bis zum 31. März 1951 
erfolgen. 

Nachdem der Haushaltsausschuß des Deut- 
schen Bundestages am 23. November 1950 der 
Übernahme des Kredites als Zuschuß auf den 
Bundeshaushalt 1949 zugestimmt hatte, ist 
der Betrag als außerplanmäßige Ausgabe bei 
Einzelplan XXIII Kapitel 5 hinter Titel 2 für 
1949 gebucht worden. 

Gegenüber dem Beschluß des Haushaltsaus- 
schusses hat der Finanzausschuß des Bundes- 
rates in seiner Sitzung am 30. November 1950 
die Auffassung vertreten, „daß es Treu und 
Glauben widerspreche, wenn der Kassenkredit 
im Haushalt 1949 nachträglich gebucht werde; 
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der Kassenkredit im Rechnungsjahr 1949 sei 
wie ein Vorschuß zu behandeln, der ins Rech- 
nungsjahr 1950 übergehe. Der Kassenkredit 
müsse im Rechnungsjahr 1950 als uneinbring- 
liche Forderung abgebucht werden; es handele 
sich aber nicht um einen Fall nach Art. 106 
Abs. 3 GG“. Der Bundesminister der Finan- 
zen hat dieser Auffassung widersprochen und 
auf § 68 RFiO hingewiesen, nach welchem der 
Kassenkredit „finanzwirtschaftlich dem Rech- 
nungsjahr 1949 zugerechnet und verbucht 
werden müsse. Mit der Übernahme auf 1950 
sei nichts erreicht, weil der Bund nach dem 
GG nicht aus seinen Mitteln ein Land dotie- 
ren dürfe ‘L 

Zur Frage der Umlage des Bundesfehlbe- 
trages 1949 auf die Länder gern. § 11 des 
Flaushaltsgesetzes 1949 hat der Finanzaus- 
schuß ides Bundesrates in der Sitzung am 14. De- 
zember 1950 beschlossen, daß der Bundesfehl- 
betrag 1949 „um den Schleswig-Fiolstein ge- 
währten Kassenkredit von 38 Mio DM er- 
mäßigt werden muß, da dieser Kredit erst im 
kommenden Flaushaltsjahr zu verrechnen ist“. 
Der Bundesmmister der Finanzen hat von die- 
sem Beschluß Kenntnis genommen und zuge- 
sagt, „den Kassenkredit — unter Aufrechter- 
haltung seines grundsätzlichen Standpunktes 
in dieser Frage — bei der Errechnung der An- 
teile der Länder offen zu lassen“. 

Entsprechend ist nach dem Schreiben des 
Bundesministers der Finanzen vom 8. Januar 
1951 und dem Beschluß des Bundesrates vom 
12. Januar 1951 verfahren worden. 

Zu den Beschlüssen des Finanzausschusses 
des Bundesrates vom 30. November 1950 und 
14. Dezember 1950 ist zu bemerken: 

Unabhängig davon, ob 'die 38 Mio DM als 
Darlehen mit Rückzahlungsfrist bis 31. März 
1951 oder als Zuschuß gewährt wurden, war 
die Auszahlung an das Land Schleswig-Hol- 
stein bereits im Zeitpunkt der Leistung, d. h. 
im Rechnungsjahr 1949 als Haushaltsausgabe 
zu buchen. Die Buchung als Vorschuß verstieß 
gegen § 27 RHO. Die Auffassung des Finanz- 
ausschusses des Bundesrates in den Sitzungen 
am 30. November 1950 und am 14. Dezem- 
ber 1950 findet in der RHO keine Stütze. 

Die „zunächst“ offen gelassene Entschei- 
dung über die Umlegung der 38 Mio DM auf 
die Länder ist bisher nicht getroffen worden. 

Der Betrag ist eine Haushaltsausgabe des 
Bundes im Rechnungsjahr 1949, die in den 
Einnahmen dieses Redmungsjahres keine Dek- 
kung findet (§11 des Haushaltsgesetzes 1949). 
Ein Rechtsgrund für einen Verzicht auf die 


Umlegung auf die Länder ist nicht ersichtlich. 
Die endgültige Entschließung des Bundesrates 
und des Bundesministers der Finanzen sollte 
nicht länger aufgeschoben werden. 

354. Der Bundesminister der Finanzen und der 
Bundesrat haben ihre Entschließungen — vgl. 
Nr. 350 — einen Fehlbetrag des Rechnungs- 
jahres 1949 aus dem Unterschied zwischen Ist- 
einnahme und Istausgabe von rund 243,8 Mio 
DM (statt rund 244 Mio DM — vgl. Nr. 
351) zugrunde gelegt. Die einen Teil des Fehl- 
betrages einer Bundeshaushaltsrechnung bil- 
denden Ausgabereste (vgl. § 77 RHO, § 2 
Abs. 1 Nr. 22 b RWB) von 130 208 317,90 
DM (S. 34 Spalte 2 der Bundeshaushaltsrcch- 
nung 1949) sind unberücksichtigt geblieben. 
(In diesem Zusammenhänge wird auf die Be- 
merkungen des Bundesrechnungshofs zu den 
Bundeshaushaltsrechnungen 1949/1950 — Ab- 
schnitt B I Nr. 2 und 3 S. 5 — und die Be- 
merkung zur Bundeshaushaltsrechnung 1951 
Nr. 26 hingewiesen). 

Ob die Nichtberücksichtigung der Ausgabe- 
reste mit § 11 des Haushaltsgesetzes 1949 ver- 
einbar ist, kann zweifelhaft sein. Ihrem Wort- 
laut nach stellt es die Bestimmung ganz allge- 
mein auf die „Ausgaben“ ab, nicht etwa auf 
die wirklich geleisteten Ausgaben, die Istaus- 
gaben. Da diese terminologische Unterschei- 
dung fester Bestandteil des Haushaltsrechts ist 
(vgl. § 77 RHO), spricht die Verwendung des 
allgemeineren Ausdrucks eher dafür, daß auch 
die Ausgabereste in die Ausgaben einzubezie- 
hen sind. Eine Bestätigung scheint diese Auf- 
fassung darin zu finden, daß die in § 11 ge- 
troffene Regelung dem Haushaltsausgleich die- 
nen sollte (vgl. den Gesetzeswortlaut und die 
amtliche Begründung zum Haushaltsgesetz 

1949 — Bundesanzeiger Nr. 19/1950 — S. 6). 
Daß damit nicht etwa der Ausgleich des Haus- 
haltsplans 1949, in dem als Beitrag der Län- 
der nur 125 990 000 DM veranschlagt waren, 
gemeint sein konnte, bedarf keiner näheren 
Darlegung. Beabsichtigt war vielmehr der ma- 
terielle Haushaltsausgleich, wie er sich nach der 
Haushaltsrechnung 1949 als notwendig erwei- 
sen würde (vgl. dazu auch den Bericht über 
die 22. Sitzung des Bundesrates am 25. Mai 

1950 gelegentlich der Beratung des Haushalts- 
plans 1949). Die Haushaltsrechnung wird aber 
durch die Ausgabereste ebenso belastet wie 
durch wirklich geleistete Ausgaben. Daß nicht 
nur der Unterschied zwischen Isteinnahmen 
und Istausgaben, sondern der Fehlbetrag des 
Rechnungsjahres 1949 (im Sinne des § 75 
RHO) auf die Länder umzulegen ist, findet 
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eine Stütze auch darin, daß Abs. 2 des § 1 1 
den nach Abs. 1 umzulegenden Betrag aus- 
drücklich als Fehlbetrag Bezeichnet. 

Für die Berücksichtigung der Ausgabereste 
im Umlagebetrag spricht ferner der Umstand, 
daß die in Nr. 352 bezeichneten Einnahme- 
reste aus dem Umlagesoll ausgeschieden wur- 
den. Sie haben den -der Umlage zugrundege- 
legten Fehlbetrag der Bundeshaushaltsrech- 
nung 1949 entsprechend vermindert. Wurden 
die Einnahmereste berücksichtigt, so mußte 
das folgerichtig auch mit den Ausgaberesten 
geschehen. 

Von der Klärung der Zweifelsfrage hinsicht- 
lich der Auslegung der Vorschrift des § 11 
Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 1949 durch die 
gesetzgebenden Körperschaften hängt die Ent- 
scheiidung darüber ab, ob der Betrag von 
130 208 317,90 DM noch auf die Länder um- 
zulegen ist. 

355. Bei nachträglicher Umlegung der in Nr. 351, 
353 und 354 genannten Beträge wird zu prü- 
fen sein, ob die Länder der französischen Be- 
satzungszone gemäß § 1 1 Abs. 2 des Flaus- 
haltsgesetzes 1949 an der Aufbringung des 
Umlagebetrages zu beteiligen sind. Bisher 
lagen die Voraussetzungen dazu nicht vor. 

Verteidigungslasten 

(iBinzelpläne XXIV, XXV und XXVII) 

Allgemeines 

356. Die Verteidigungslasten umfassen die Besat- 
zungskosten und Auftragsausgaben (Einzel- 
pläne XXIV und XXV) sowie die sonstigen 
Verteidigungslasten, seit dem Rechnungsjahr 
1953 „Verteldigungsfolgeko'sten“ genannt (Ein- 
zelplan XXVII). Auf beiden Ausgabengebie- 
ten traten mehr und mehr die Maßnahmen 
zur Verteidigung des Westens in Erscheinung. 
Neben dem Bau von Verteidigungsanlagen 
machte die Verstärkung der Streitkräfte und 
ihre Unterbringung den Einsatz erheblicher 
Mittel erforderlich. 

Im Rechnungsjahr 1951 lagen der Veran- 
schlagung der Besatzungskosten und Auftrags- 
ausgaben die Haushaltspläne der Besatzungs- 
mächte zugrunde. Die Verteidigungslasten des 
Landes Berlin wurden mit Wirkung vom 
1. April 1951 auf Grund des Dritten Über- 
leitungsgesetzes in den Bundeshaushalt über- 
nommen. 

Im Rechnungsjahr 1952 und in den folgen- 
den Jahren war die Aufstellung des Haushalts 
der Verteidigungslasten durch die Annahme 


beeinflußt, daß der Vertrag über die Euro- 
päische Verteidigungsgemeinschaft (EVG-Ver- 
trag) und der Deutschlandvertrag nebst seinen 
Zusatzverträgen am 1. November 1952 oder 
1. November 1953 in Kraft treten würden. 
Für das Bundesgebiet wurden deshalb für die 
Zeit vom 1. November 1952 bis 31. März 1953 
und vom 1. November 1953 an die Beiträge 
zur EVG in den Bundeshaushalt eingestellt. 
Für das Land Berlin, dessen besatzungsrecht- 
licher Status idurch die Verträge nicht berührt 
wird, wurden die Besatzungskosten und Auf- 
tragsausgaben weiterhin auf der Grundlage 
der von der Alliierten Kommandantur über- 
reichten Haushalte veranschlagt. 

An die Stelle des EVG- Vertrages und des 
Deutschlandvertrages vom Mai 1952 sind mit 
den Pariser Abkommen vom Oktober 1954 
neue Vertragswerke getreten (Beendigung des 
Besatzungsregimes — abgeänderter Deutsch- 
landvertrag — ; Beitritt der Bundesrepublik 
zum Brüsseler Vertrag — Westeuropäische 
Union — ; Aufnahme der Bundesrepublik in 
die NATO). Sie bedürfen noch der Ratifizie- 
rung. Bis zu ihrem Inkrafttreten sind weiter- 
hin Besatzungskosten und Auftragsausgaben 
zu zahlen, die für das Bundesgebiet seit 
1. April 1952 und vorläufig bis zum 31. De- 
zember 1954 auf monatlich 600 Mio DM be- 
grenzt sind. 

Da im Verteidigungslastenhaushalt höhere 
Verteidigungsbeiträge veranschlagt waren, 
haben sich in den Rechnungsjahren 1952 und 
1953 Einsparungen erheblichen Umfangs er- 
geben, die Haushaltsverschlechterungen auf 
anderen Gebieten ausgeglichen haben. 

Die Besatzungsmächte haben die für die Be- 
satzungskosten und Auftragsausgaben vorge- 
sehenen Beträge von monatlich 600 Mio DM 
nicht voll ausgeschöpft. Die Überhänge, die 
am Ende des Rechnungsjahres 1953 rund 
1 844 Mio DM betragen haben und die in- 
zwischen erheblich angestiegen sind, stehen 
den Besatzungsmächten weiterhin zur Verfü- 
gung, und zwar längstens bis 18 Monate nach 
Inkrafttreten des abgeänderten Deutschland- 
vertrages. Die Besatzungsmächte beabsichtigen, 
die Überhänge voll auszunutzen. 

Als Verteidigungsfolgekosten wurden die 
Verteidigungslasten veranschlagt, die die Be- 
satzungsmächte nicht als Besatzungskosten und 
Auftragsausgaben anerkennen, und sonstige 
Aufwendungen, die sich infolge von Maßnah- 
men der Besatzungsmächte im Interesse der 
Betroffenen als notwendig erweisen. 
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357. Die Verteidigungslasten stellen den größten 
Ausgabeblock des Bundeshaushalts dar. Die 
Istausgaben betrugen 

Rechnungsjahr Rechnungsjahr 
1951 1952 

DM DM 

Besatzungskosten u. 

Auftragsausgaben 7 554 308 485,19 7 363 946 007,39 
Verteidigungs- 

folgekosten 319 968 741,27 456 530 798,56 

insgesamt 7 874 277 226,46 7 820 476 805,95 
das sind in v, H. 

der Bundesausgaben 40,2 35,7. 

Der Überhang an Besatziungskosten und Auf- 
tragsausgaben sowie die Ausgabereste bei den 
Verteidigungsfolgekosten sind darin nicht be- 
rücksichtigt. 

Bel Inkrafttreten des Vertrages über die 
Aufnahme der Bundesrepublik in aie NATO 
hat die Bundesrepublik als Mitgliedstaat einen 
Verteiidlgungsbeitrag zu leisten, dessen Höhe 
nach den lür die NATO geltenden Grundsät- 
zen festgesetzt wird. Die Bundesrepublik hält 
einen Betrag von höchstens 9 Mrd. DM jähr- 
lich für tragbar. 

358. Der Bundesrechnungshof führt die Prüfung 
der Besatzungskosten und Auftragsausgaben, 
die nach dem Besatzungsstatut zu den vorbe- 
haltenen Gebieten gehören, im Bundesgebiet 
und im Lande Berlin weiterhin nach Maßgabe 
der Anordnungen der Alliierten Hohen Kom- 
mission (AHK) durch. Mit diesen Prüfungen 
verbindet er die Prüfung der Verteidigungs- 
folgekosten. 

Die Prüfungen werden örtlich durchgeführt; 
bei der Art der Ausgaben ist eine enge Füh- 
lungnahme mit den Behörden der Besatzungs- 
lastenverwaltung und anderen deutschen Be- 
hörden sowie mit den örtlichen Dienststellen 
der Besatzungsmächte notwendig. Es sind Lei- 
stungen aus allen Gebieten des Wirtschafts- 
lebens und Besatzungsschäden in ihrer vielfäl- 
tigen Art abzugelten. Die Bemessung der Ver- 
gütungen und Entschädigungen bereitet häufig 
Schwierigkeiten in rechtlicher und tatsächlicher 
Hinsicht. Sie erfordert insbesondere bei den 
Sach- und Werkleistungen, für deren Abgel- 
tung konkrete Regelungen nicht möglich sind, 
eingehende Kenntnisse der Marktentwicklung 
und der Preisgestaltung in allen Zweigen der 
Wirtschaft. Der Bundesrechnungshof hat es 
sich angelegen sein lassen, auf allen Gebieten 
Klärungen von Zweifelsfragen herbeizuführen 
und die geprüften Stellen laufend auf die 
Grundsätze für eine sachgemäße Abgeltung 
der erbrachten Leistungen hinzuweisen. 


Die Ergebnisse der Prüfung der Besatzungs- 
kosten und Auftragsausgaben, die nach den 
Anordnungen der AHK vertraulich zu behan- 
deln sind, hat der Bundesrechnungshof lau- 
fend den beteiligten deutschen und alliierten 
Dienststellen mitgeteilt; er hat ferner — wie 
in den Vorjahren — den Hohen Kommissa- 
ren zusammenfassende Jahresberichte über 
seine Prüfungstätigkeit übersandt. 

359. Die unterschiedlidie Organisation der Besat- 
zungslastenverwaltung in den Ländern habe 
ich in der Denkschrift 1949/1950 S. 125 ein- 
gehend dargestellt. Die mit dem neuen Ver- 
waltungsabkommen vom 23. März 1953 an- 
gestrebte Verstaatlichung der Verwaltung in 
den Ländern, in denen in der Unterstufe 
kommunale Behörden tätig sind, hat noch 
keine weiteren Fortschritte gemacht. 

Im Land Baden- Württemberg hat sich die 
Absicht, die Besatzungslastenverwaltung ein- 
heitlich ,im staatlichen Bereicli zu organisieren 
und durch geeignete Zusammenlassungen grö- 
ßere Besatzungskostenämter zu bilden, noch 
nidit verwirklichen lassen. Bei einer Vielzahl 
von Landkreisen bestehen nodi kleine und 
kleinste Besatzungskostendienststellen, die teil- 
weise nur mit einem Angestellten besetzt sind. 
Bei geringem Arbeitsanlall müssen sich die Be- 
arbeiter dieser Dienststellen mit allen Sachge- 
bieten und den für sie geltenden umfangrei- 
chen und häufig geänderten Abgeltungs- und 
Verfahrensbestimmungen vertraut machen; 
der dafür erforderliche Aufwand an Zeit und 
Arbeit ist unverhältnismäßig groß. Vielfach 
erlangen die Bearbeiter doch nicht die nötige 
Sachkunde, zumal ihnen die Möglichkeit des 
Erfahrungsaustausches fehlt. Die kleinen 
Dienststellen arbeiten danach unwirtschaftlich 
und sind, wie sich auch gezeigt hat, häufig 
nicht in der Lage, die mit großer finanzieller 
Verantwortung verbundenen Aufgaben in zu- 
friedenstellender Weise zu erledigen. Eine ge- 
eignete Zusammenfassung der vielen kleinen 
Dienststellen zu größeren Ämtern erscheint 
geboten. Der Bundesrechnungshof hat auf 
diese Gesiditspunkte cindringlicli hingewiesen. 
Im übrigen wird sich bei der Umorganisation 
nach den Erfahrungen, die in anderen Län- 
dern gemacht sind, eine Verstaatlichung der 
Besatzungskostenämter auch im Lande Baden- 
Württemberg empfehlen. 

Allgemein sollten die Länder organisato- 
rischen Maßnahmen, die geeignet sind, die Lei- 
stungsfähigkeit der Besatzungslastcn Verwal- 
tung zu erhöhen, und der Ausstattung der 
Dienststellen mit ausreichendem, quallfizier- 
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teiri Persona! weiterhin größte Aufmerksam- 
keit widmen. Soldic Maßnahmen etwa unter 
dem Gesichtspunkt zurückzustclien, daß sich 
die Entwicklung der Verhältnisse nach der 
Aulhebung des Besatzungsstatuts noch nicht 
übersehen lasse, wäre nicht gerechtfertigt. Die 
Besatzungslastenverwaltung ist im allgemeinen 
seit langer Zeit überlastet. Insbesondere auf 
dem Gebiet der Belegungsschäden sind, ausge- 
löst durch die Freigabeaktion und durch son- 
stige Maßnahmen der Besatzungsmächte, Rück- 
stände in erheblichem Umfange entstanden, 
die im Interesse der Betroffenen nicht länger 
verantwortet werden können; Personalver- 
stärkungen zur Aufarbeitung der Rückstände 
sind unerläßlich. An der Beschleunigten Ab- 
wicklung der Besatzungs- und Belegungs- 
schäden besteht zudem ein bedeutsames finan- 
zielles Interesse, weil die Bundesrepublik nach 
dem Inkrafttreten der neuen Vertragswerke 
verpflichtet ist, für die Abwicklung aller 
Schäden, die drei Monate vor Inkrafttreten 
des geänderten Deutschlandvertrages schon 
entstanden sind, aber nicht mehr zu Lasten 
der Bcsatzungskosten und Auftragsausgaben 
abgegolten werden konnten, allgemeine Haus- 
haltsmittel, also weitere Mittel einzusetzen. 
Im übrigen werden auch nach Beendigung des 
Besatzungsregimes weiterhin umfangreiche 
Aufgaben zu erfüllen sein. 

360. Die Besetzung der Vorprüfungsstellen in den 
Ländern mit hinreichendem und geeignetem 
Personal hat im allgemeinen Fortschritte ge- 
macht. Bei dem stark ausgeweiteten Umfang 
der Baumaßnahmen Heß jedoch die fachtedi- 
nischc und sachliche Vorprüfung der Baurech- 
nungen noch zu wünschen übrig. Die Vorprü- 
fungsstellen werden durch geeignetes tech- 
nisches Personal verstärkt werden müssen, um 
auch auf dem Baugebiet die Vorprüfung ge- 
genwartsnah und vollständig durchführen zu 
können. 

Besatzungskosten und Auftragsausgaben 

361. Die Entwicklung auf dem Gebiete der Be- 
satzungsbauten gibt Anlaß, in diesem Jahr 
über ihre Prüfung nähere Darlegungen zu 
machen. Die übrigen Ausgabearten sollen nur 
kurz gestreift werden. 

362. a) Die Ausgaben für Besatzungsbauten sind 
seit dem Jahre 1950 Im Zuge des Ausbaus der 
westlichen Verteidigung erheblich angestiegen. 

Die zeitliche Zusammendrängung der um- 
fangreichen Bauvorhaben, ihre örtliche Zu- 
sammenballung an gewissen Schwerpunkten, 


die außergewöhnlich kurzen Fristen für die 
Planung, Ausschreibung und Durchführung 
und die unterschiedlichen Vergabemethoden 
der einzelnen Besatzungsmächte haben für die 
Abwicklung der Baumaßnahmen ungewöhn- 
liche Verhältnisse mit sich gebracht. 

363. Bel der Auswahl des Baugeländes ist zuweilen 
nicht wirtschaftlich verfahren worden. Über 
geordnete militärische Gesichtspunkte oder 
einseitige Forderungen der Besatzungsmächte 
waren dafür nicht immer ursächlich. Nidit 
selten hat vielmehr den Ausschlag gegeben, daß 
Kommunalverwaltungen in dem Bestreben, 
günstiges und erschlossenes Bauland für sich 
zurückzuhalten, für Besatzungsbauzwecke nur 
solches Gelände angeboten haben, dessen Be- 
bauung umfangreidie Aufschließungsmaßnah- 
men und Gründungsarbeiten an Bauplatz und 
Zwischengelände erfordert hat. Nachdem nun- 
mehr die Oberfinanzdirektionen allgemein bei 
der Auswahl von Baugelände eingeschaltet 
worden sind, steht zu erwarten, daß Vor- 
kommnisse dieser Art sich nicht wiederholen. 

In einer Reihe von Fällen wurden die Kosten 
für die äußere Aufschließung von Bau- und 
Zwischengelänide und für den Straßenbau über- 
nommen, die von den betroffenen Gemeinden 
oder Straßenbaulastträgern selbst zu tragen 
waren. Der Bundesrechnungshof hat veranlaßt, 
daß die Ausgaben rückgängig gemacht oder 
die geleisteten Zahlungen in Darlehen umge- 
wandelt werden. 

364. Nur die britische und die französische Be- 
satzungsmacht haben im Berichtszeitraum in 
nennenswertem Umfang deutsdie Baubehör- 
den an iden Planungen beteiligt. Die amerika- 
nische Besatzungsmacht hat die Planungen im 
wesentlichen von freischaffenden Architekten 
durchführen lassen, wobei S'ie meistens auf die- 
selben Architekten zurückgriff. Die Planungen 
der amerikanischen Besatzungsmacht waren im 
Zeitpunkt der Ausschreibung der Bauvorhaben 
zuweilen noch nicht ausgereift. Die Baumaß- 
nahmen mußten deshalb während der Aus- 
schreibung und nach Inangriffnahme -der Bau- 
arbeiten ganz oder teilweise umgeplant wer- 
den, wodurch — meist freihändig erteilte — 
Zusatzaufträge erforderlich wurden, die zu 
Verteuerungen geführt haben. 

365. Das Verfahren bei der Ausschreibung von 
Bauvorhaben war uneinheitlich und wesent- 
lich von den Gepflogenheiten der drei Be- 
satzungsmächte abhängig. Die Bauvorhaben 
wurden in der Regel beschränkt ausgeschrie- 
ben, da die Ausführungsfristen oder zuweilen 
auch militärische Gründe eine öffentliche Aus- 
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Schreibung nicht zuließen. Die Einflußmöglich- 
keiten der deutschen Behörden — soweit sie 
zugezogen wurden — auf die Auswahl der zu 
beteiligenden Firmen und später bei der Zu- 
schlagserteilung waren gering. Vielfach wurden 
Arbeiten auch freihändig vergeben, ohne daß 
hierfür eine Notwendigkeit erkennbar ge- 
wesen wäre. 

Bei Aussclireibungen der britischen Be- 
satzungsmacht, die sich weitgehend der Mit- 
wirkung der deutschen Baubehörden bedient 
und diesen die Ausschreibung überläßt, ist in 
der Regel nach den Vorschriften der Verdin- 
gungsordnung für Bauleistungen (VOB) ver- 
fahren worden. Dagegen haben die amerika- 
nische und die französische Besatzungsmacht 
eigene Ausschreibungsverfahren entwickelt, die 
die Anwendung der Vorschriften der VOB nur 
insoweit zulassen, als nicht abweichende 
alliierte Bestimmungen entgegenstehen. 

366. Die amerikanische Besatzungsmacht hat die 
Durchführung ihrer Bauvorhaben im allge- 
meinen Generalunternehmern übertragen, die 
die ausgeschriebenen Gesamtleistungen zu Pau- 
schalpreisen anzubieten hatten. Den Bemühun- 
gen der deutschen Bauverwaltungen, in die 
Baudurchführung stärker eingeschaltet zu wer- 
den, blieb anfänglich der Erfolg versagt. In 
einer Anzahl von Fällen haben sich die deut- 
schen Baubehörden, um Einfluß auf die Bau- 
maßnahmen zu gewinnen und um die Kosten 
niedrig zu halten, an amerikanischen Ausschrei- 
bungen in Konkurrenz mit privaten General- 
unternehmern beteiligt; sie haben dabei viel- 
fach als billigste Bieter den Zuschlag erhalten. 

Die Übertragung ganzer Bauvorhaben an 
private Generalunternehmer bringt zwar für 
den Bauherrn Vereinfachungen und Erleichte- 
rungen mit sich. Sie erfordert aber einen höhe- 
ren Kostenaufwaiid als die Vergebung nach 
Fachlosen, da der Generalunternehmer bei 
seinen Kalkulationen auf die Nachunter- 
nehmerleistungen Zuschläge macht. Flinzu 
kommt, daß die Generalunternehmer erfah- 
rungsgemäß bei ihren Kalkulationen die Nach- 
unternehmerleistungen zu höheren Preisen 
einsetzen als sie von ihnen tatsächlich aufge- 
wandt werden. 

Die den Ausschreibungen zugrunde liegen- 
den Pläne, Leistungsverzeichnisse, Massen- 
berechnungen und Zeichnungen waren — be- 
dingt durch kurze Planungs- und Fertigungs- 
termine — vielfach unvollständig und ver- 
mittelten den zur Angebotsabgabe aufgefor- 
derten Unternehmern nicht immer einwand- 
freie Kalkulationsgrundlagen. Zuweilen war 


schon im Zeitpunkt der Ausschreibung zu er- 
kennen, daß Um- und Zusatzplanungen we- 
sentliche Veränderungen der geforderten Lei- 
stungen zur Folge haben würden. Bedeutende 
Baumaßnahmen wurden mehrfach so über- 
stürzt vergeben — beispielsweise in der Nacht 
vom 13. zum 14. Mai 1952 Bauaufträge im 
Gesamtwert von mehreren hundert Mio DM — , 
daß die anbietenden Unternehmer keine Mög- 
lichkeit zu einer ordnungsgemäßen Kalkulation 
hatten. Unter solchen Umständen mußten die 
Ausschreibungen zu Preisen führen, die mit 
den Baupreisvorschriften nicht im Einklang 
standen. 

Oftmals haben die Unternehmer in Fällen, 
in denen schon im Zeitpunkt der Ausschrei- 
bung spätere Änderungen und Erweiterungen 
der Bauvorhaben zu erkennen waren, Ange- 
bote mit zu niedrigen Preisen gemacht mit 
dem Ziele, zunächst den Auftrag zu sichern 
und die zu erwartenden Verluste durch unan- 
gemessene Mehrforderungen bei den freihändig 
vergebenen Zusatzaufträgen auszugleiclien. Be- 
günstigt durch die mangelhaften Ausschrei- 
bungsunterlagen haben sidi auch Ringbildun- 
gen von Unternehmern gezeigt, die zur Ab- 
gabe von Angeboten auf Grund vorheriger 
Preisabsprachen führten, ohne daß die ver- 
gebenden Stellen das erkannt haben (s. auch 
Nr. 94 ff.). 

An den Brennpunkten des Baugeschehens, 
vornehmlich im Lande Rh.^inland-Pfalz, waren 
bedenkliche Erscheinungen hervorgetreten. 
Amerikanische Dienststellen, deutsche Verwal- 
tungsbehörden und die von den Staatsanwalt- 
schaften in Kaiserslautern, Frankfurt (Main) 
und Stuttgart eingerichteten Sonderdezernate 
hatten unter Mitwirkung des Bundesrech- 
nungshofs Ermittlungen über Ringbildungen, 
Preisabsprachen, Bestecliungcn und sonstige 
Unregelmäßigkeiten durchzuführen. Die Ver- 
fahren sind zum großen Teil noch nicht abge- 
schlossen; in einer Reihe von Fällen sind Einzel- 
personen und Firmen bestraft worden. Beson- 
dere Vorteile aus den Besatzungsbauten hat 
die Firma Consolidated Engineering Ltd in 
Kaiserslautern gezogen, die von nicht den 
Streitkräften angehörenden Amerikanern ge- 
leitet wurde. Sie hat zunächst gegen hohe Pro- 
visionszahlungen Planungsaufträgc der Be- 
satzungsmacht an Architektenfirmen vermittelt 
und später, als sie selbst Planungs- oder Bau- 
leitungsaufträge ausführte, sich durch ihre ge- 
naue Kenntnis der geplanten und auszuschrei- 
benden Bauvorhaben unberechtigte Zahlungen 
von Unternehmern verschafft. Der Bundes- 
rechnungshof hat im Auftrag der Besatzungs- 
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macht bei der Firma eine Sonderprüfung vor- 
genommen. Ende des Jahres 1952 wurde die 
Firma bei der Durchführung von Besatzungs- 
bauten ausgcschaltet. 

Die dargelegten Zustände bei der Aus- 
schreibung und Vergebung haben dem Bundes- 
rechnungshof Anlaß gegeben, die amerika- 
nische Besatzungsmacht auf die Mißstände hin- 
zuweisen und Änderungen in den Methoden 
der Ausschreibung und der Vergebung anzu- 
regen. Dabei hat er auf eine stärkere Einschal- 
tung der deutschen Baubehörden hingewirkt. 

Die amerikanische Besatzungsmacht hat am 
8. März 1954 mit dem Bundesminister der 
Finanzen ein Abkommen geschlossen, nach 
dem ein wesentlicher Teil der Besatzungs- 
bauten in Zukunft von deutschen Baubehörden 
durchgeführt werden soll. Es steht zu erwarten, 
daß dieses Abkommen sich auf das gesamte 
Baugeschehen günstig aus wirkt. Die Durch- 
führung des Abkommens setzt voraus, daß 
leistungsfähige Baubehörden zur Verfügung 
stehen (vgl. hierzu Nr. 368). 

367. Bei der Nachprüfung der einzelnen Bauvor- 
haben hat der Bundesrechnungshof auf die 
Angemessenheit der Preise sein besonderes 
Augenmerk gerichtet. Soweit die Besatzungs- 
mädite Bauvorhaben ohne Beteiligung deut- 
scher Behörden durchgeführt hatten, standen 
vielfach keine hinreichenden Abrechnungs- 
unterlagen zur Verfügung. In idiesen Fällen 
wurde die Preisstellung durch Vergleich mit 
anderen Objekten und durch Prüfungen der 
Preisbehörden untersucht. 

In einer Reihe von Fällen haben die Be- 
satzungsmächte den Bundesrechnungshof ver- 
anlaßt, die berechneten Preise in den Betrie- 
ben nachzuprüfen. Es handelte sich um schon 
durchgeführte große Bauvorhaben, bei deren 
Abrechnung besonders schwierige bauwirt- 
sdiaftliche und preisrechtliche Fragen aufge- 
treten waren. Bei diesen Prüfungen konnten 
vielfach erhebliche Preisüberschreitungen fest- 
gestellt werden. Die Rückforderung der über- 
zahlten Beträge is-t veranlaßt. 

368. Der oftmals plötzliche Anfall umfangreicher 
und kurzfristig auszuführender Bauaufgaben 
hat schon in der Vergangenheit hohe Anforde- 
rungen an die Baubehörden der Länder ge- 
stellt. Ihre Ausstattung in personeller und ver- 
waltungsmäßiger FFinsidit hat nicht immer mit 
dem Anwachsen der Aufgaben Schritt ge- 
halten. Als nachteilig erwies es sich, daß ein- 
zelne Länder ihre Baubehörden nicht oder nur 
unzureichend mit Planstellen für leitende 
Beamte und Stellen für Dauerangestellte aus- 


gestattet haben; damit fehlte häufig die Vor- 
aussetzung, qualifiziertes Personal zu gewin- 
nen oder zu halten. Die unzureichende Per- 
sonalausstattung wirkte sich meistens zuun- 
gunsten der Abrechnungsarbeiten aus, die ver- 
spätet ln Angriff genommen oder oftmals nur 
unvollständig erledigt wurden. 

Die Länder müssen einer hinreichenden Aus- 
stattung der Baubehörden, denen idie Bauauf- 
gaben auf dem Gebiete der Verteidigungslasten 
obliegen, erhöhte Bedeutung beimessen. Die 
Aufgaben der Baubehörden werden durch die 
bereits eingeleitete oder sich anbahnende stär- 
kere deutsche Beteiligung an der Baudurch- 
führung eine erhebliche Erweiterung erfahren. 

369. b) Auch bei den sonstigen Sach- und Werk- 
leistungen stand die Prüfung der Preise wieder- 
um im Vordergrund. Es wurden zahlreiche 
Preisüberschreitungen festgestellt. Bei den Prü- 
fungen haben die Preisbehörden, deren Ein- 
schaltung in vielen Fällen erforderlich war, 
gute Dienste geleistet. Sie konnten jedoch den 
zahlenmäßig großen Anforderungen nicht 
immer mit der wünschenswerten Beschleuni- 
gung nachkommen, weil ihre personelle Aus- 
stattung im allgemeinen nicht ausreicht. Das 
gilt insbesondere in den Gebieten, wo sich 
große Aufträge — auch Bauaufträge — häufen. 
Der Bundesrechnungshof hat hierauf wieder- 
holt hingewiesen. Den Prüfungen der Preise 
bei Lieferungen an die Besatzungsniächte wird 
auch künftig besondere Bedeutung beizu- 
messen sein; es hat sich gezeigt, idaß bei diesen 
Lieferungen unangemessene Entgelte gefordert 
und bewilligt worden sind. Nadi dem Inkraft- 
treten der Verordnung PR Nr. 30/53 vom 
21. November 1953 über die Preise bei öffent- 
lichen Aufträgen, die grundsätzlich auf den 
Marktpreis abstellt, muß untersucht werden, 
ob keine höheren als marktgerechte Preise be- 
rechnet werden. Die Untersuchung ist wesent- 
lich, weil die Beschaffungen der Besatzungs- 
mächte nicht auf vertraglicher Grundlage, son- 
dern im Requisitionswege vorgenommen wer- 
den. Die nach der Verordnung PR Nr. 30/53 
zulässigen Preise können daher vielfach erst 
nachträglich festgestellt werden. Dabei spielt 
eine Rolle, daß die Marktpreise häufig wegen 
der bei den Besatzungslieferungen vorliegen- 
den besonderen Verhältnisse bestimmungsge- 
mäß unterschritten werden müssen. 

Ebenso wie auf dem Gebiet der Bau- 
leistungen hat der Bundesrechnungshof auf 
Veranlassung der Besatzungsmächte auch bei 
den sonstigen Lieferungen Prüfungen in Groß- 
betrieben selbst vorgenommen. Diese Prüfun- 
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gen haben zu erheblichen Preisherabsetzungen 
geführt und insbesondere dazu beigetragen, 
daß die weiteren Großlieferungen auf einer 
zutreffenden preislidien Grundlage abgerech- 
net werden. 

370. c) Für die Bemessung der Nutzungsvergütun- 
gen bei requirierten Grundstücken, Gebäuden 
und Einrichtungsgegenständen hat der Bundes- 
minister der Finanzen einheitliche Richtlinien 
ausgearbeitet. Sie liegen den Besatzungsmächten 
zur Genehmigung vor. 

371. In der britischen Zone und im britischen Sek- 
tor von Berlin kann u. a. die Festsetzung von 
Vergütungen vor den deutschen Verwaltungs- 
gerichten im Verwaltungsstrcitverfahren ange- 
fochten werden. Die Rechtsprechung der Ver- 
waltungsgerichte der Länder ist Insoweit nicht 
einheitlich. So sehen verschiedene Verwaltungs- 
gerichte die von den Finanzministern der 
Länder der britischen Zone (außer Hamburg) 
mit Ermächtigung der britischen Besatzungs- 
macht erlassene Erste Anordnung über die 
Entschädigung für die Requisition von Grund- 
stücken (1. GREAO) nicht als eine Rechts- 
verordnung, sondern als eine Verwaltungs- 
bestimmung an, die nur insoweit rechtsver- 
bindlich sei, als sie durch die ihr zugrunde 
liegenden Anweisungen der Besatzungsmacht 
gedeckt werde. 

Die Hoffnung, daß es nach Errichtung des 
Bundesverwaltungsgerichts als Revisionsinstanz 
auf dem Gebiet des Vergütungs- und Entschä- 
digungsrechts bei Besatzungsleistungen und Be- 
satzungsschäden zu einheitlichen Rechtsauffas- 
sungen kommen werde, hat sich nicht erfüllt. 
Das Bundesverwaltungsgericht vertritt jeden- 
falls bisher die Auffassung, daß sich die Ab- 
geltung der Besatzungsleistungen und Be- 
satzungsschäden auf Besatzungsrecht gründe, 
das kein Bundesrecht und deshalb im Sinne 
des § 56 des Gesetzes über die Errichtung des 
Bundesverwaltungsgerichts vom 23. September 
1952 nicht revisibel sei (Beschluß des zweiten 
Senats des Bundesverwaltungsgerichts vom 
11. Dezember 1953 — II B 62 . 53 — ), 

372. Zwischen den Rental Inspection Teams, durch 
die die britische Besatzungsmacht die Fest- 
setzung der Nutzungsvergütungen überwachen 
läßt, und den deutschen Behörden der Be- 
satzungslastenverwaltung ergeben sich häufig 
Meinungsverschiedenheiten über die Hohe der 
zu zahlenden Nutzungsvergütungen, die frü- 
her den reibungslosen Ablauf der Festsetzungs- 
verfahren erheblich behindert haben. Auf 
Grund eines zwischen dem Amt des Wirt- 
schaftsberaters der britischen Hohen Kommis- 


sion und dem Bundesminister der Finanzen 
festgelegten Verfahrens werden nunmehr Fälle, 
in denen auf Bezirks- und Landesebene eine 
Einigung über Meinungsverschiedenheiten nicht 
erzielt werden kann, über die zonale britische 
Dienststelle, dem Claims and HIrings Direc- 
torate, dem Bundesrechnungshof vorgelegt. 
Seine Stellungnahmen werden von beiden 
Seiten anerkannt. Das Verfahren hat sich 
schon jetzt gut bewährt. 

373. d) Über die Ausgaben für deutsche Arbeits- 
kräfte und über die Besatzungsschäden habe 
ich in der Denkschrift 1949/1950 S. 128 be- 
richtet. 

Die Kollektivvereinbarung, die die Arbeits- 
bedingungen und die Entlohnung bundescin- 
heitlidi regelt, haben die Besatzungsmächte 
noch nicht genehmigt. Bei ihrer Anwendung 
würde sich das Prüfungs verfahren wesentlich 
vereinfachen. 

Die Bearbeitung der Bcsatzungsschaden 
weist erhebliche Rückstände auf (vgl, Nr, 359). 
Auch hat der Bundesrechnungshof häufig die 
Höhe der festgesetzten Entschädigungen be- 
anstanden müssen. Der Bundesminister der 
Finanzen hat, nachdem in der Anwendung 
des Gesetzes Nr. 47 der AHK und der dazu 
ergangenen Durchführungsverordnungen wei- 
tere Erfahrungen gesammelt waren, seine um- 
fangreichen Erläuterungen ergänzt. Es steht 
nunmehr zu erwarten, daß die bisher aufge- 
tretenen Mängel bei den Entschädigungsfest- 
setzungen künftig vermieden werden. 

Verteidigungsfolgekosten 

374. Die Alliierte Hohe Kommission hat bisher 
nicht zugestimmt, daß die Bundesrepublik auf 
dem den Besatzungsmäditen vorbehaltenen 
Gebiet der Besatzungskosten und Auftrags- 
ausgaben eine gesetzliche Regelung für die 
Vergütung von Besatzungsleistungen und für 
die Abgeltung von Besatzungsschäden trifft. 
Um in Fällen, in denen nach den besatzungs- 
rechtlichen Vorschriften keine oder nicht hin- 
reichende Vergütungen und Entschädigungen 
zuerkannt werden können, den Betroffenen 
Hilfe zu gewähren, werden aus Mitteln der 
Verteidigungsfolgekosten Zahlungen geleistet. 
Ferner werden zur Milderung der Quartier- 
lasten und im Zusammenhang mit der Ver- 
stärkung der Streitkräfte erhebliche Mittel 
für die Erstellung von Ersatzgebäuden und für 
den Ankauf von Grundstücken verausgabt. 
Schließlich werden als Verteidigungsfolgekosten 
eine Reihe weiterer Aufwendungen geleistet, 
die durch Maßnahmen der Besatzungsmächte 
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veranlaßt, von Ihnen aber nicht als Besatzungs- 
kosten und Auftragsausgaben anerkannt 
Vierden. 

Alle diese Aufwendungen vielfältiger Art 
und für die verschiedensten Zwecke werden 
auf Grund von Verwaltungsbestimmungen 
des Bundesministers der Finanzen geleistet. 
Die Grundlage für ihre Übernahme auf den 
Bund bildet Art. 120 GG in Verbindung mit 
§ 6 des Ersten Überleitungsgesetzes in der Fas- 
sung vom 21. August 1951. Die Bundesregie- 
rung hat von dem Erlaß der Rechtsverord- 
nung, in dem die Leistungen näher bestimmt 
werden sollten, abgesehen, weil die Entwick- 
lung noch im Fluß ist und die Verhältnisse, 
die zur Übernahme von Aufwendungen An- 
laß geben, noch sehr dem Wechsel unterworfen 
sind. 

375. Der Bundesrechnungshof hat gegen die getroffe- 
nen generellen Regelungen Bedenken nicht er- 
hoben; sic sind als notwendig und sachgemäß 
anzuerkennen. Wenn bei den Hilfsmaßnahmen 
auch manche Wünsche der Betroffenen nicht 
erfüllt werden konnten, so ist zu bedenken, 
daß sich die Maßnahmen bei der angespannten 
Haushaltslage und den vielfachen Anforderun- 
gen, die sich als Folgen des Krieges ergeben, 
im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten 
halten mußten. Auch die in Aussicht genom- 
mene allgemeine gesetzliche Regelung wird 
die Hilfsmaßnahmen bei der Abgeltung der 
Bcsatzungslcistungen und Besatzungsschäden 
den finanziellen Gegebenheiten anpassen 
müssen. 

Soziale Kriegsfolgelasten 

(Einzelplan XXVI) 

Kriegsfoigenhilfe, Umsiedlung und 
Auswanderung 

(Kapitel 1 und 2) 

Allgemeines 

376. Der rechnungsmäßige Nachweis der Ausgaben 
und Einnahmen der Kriegsfolgenhilfe, Um- 
siedlung und Auswanderung für das Rech- 
nungsjahr 1951 hat sich gegenüber 1950 ver- 
einfacht, weil nach der vom 1. April 1951 an 
geltenden Fassung des Ersten Überleitungs- 
gesetzes in der Rechnung des Bundes nicht 
mehr der Gesamtbetrag dar Ausgaben und der 
Einnahmen nachgewiesen wird, sondern nur 
noch der dem Bund zur Last fallende An- 
teil von 85 V. H. an den Ausgaben und 
85 v.H. der Einnahmen. In einigen Ländern wa- 
ren 85 V. H. der Aufwendungen (Ausgaben ab- 


züglich der Einnahmen) gebucht worden. Da- 
mit im Bundeshaushalt die Ausgaben in voller 
Höhe und auch die Einnahmen erscheinen 
(Bruttoprinzip), hat der Bundesrechnungshof 
veranlaßt, daß entsprechend dem Haushalts- 
plan die Ausgaben und die Einnahmen ge- 
trennt nachgewiesen werden (vgl. § 21 des 
Ersten Überleitungsgesetzes). 

377. Für die Abrechnung der Aufwendungen der 
Kriegsfolgenhilfe, Umsiedlung und Auswan- 
derung war der gemeinsame Runderlaß der 
Bundesminister des Innern und der Finanzen 
vom 17. März 1950 maßgöbend. Nach Nr. 43 
dieses Runderlasses haben die Landesabrech- 
nungsstellen die Abrechnungen der Stadt- und 
Landkreise mindestens einmal im Rechnungs- 
jahr an Hand der Akten und Abrechnungs- 
unterlagen (Sachbücher, Belege usw.) zu prü- 
fen. In einem Lande sind auf Veranlassung 
des Bundesrechnungshofs Örtliche Prüfungen 
dieser Art in verstärktem Umfange vorge- 
nommen worden. Dabei hat sich gezeigt, daß 
sie notwendig sind, weil die Fürsorge- 
organe nicht genügend geschultes Personal 
haben und deshalb vielfach Fehlentscheidun- 
gen treffen, meistens zum Nachteil des Bun- 
des. 

378. Noch immer fehlt eine Rechtsverordnung 
über die nähere Abgrenzung der in § 7 des 
Ersten Überleitungsgesetzes genannten Perso- 
nengruppen und der in den §§ 8 bis 12 auf- 
geführten Fürsorgekosten und Aufwendungen 
für allgemeine Fürsorgemaßnahmen (lager- 
mäßige Unterbringung und Versorgung). Dar- 
aus sind nicht nur dem Bund erheibliche 
Mehrausgaben entstanden; darunter leidet 
auch die Rechtssicherheit, und der Verwaltung 
entsteht, weil immer wieder Entscheidungen 
berichtigt werden müssen, vermeidbare Mehr- 
arbeit. Die vom Bundesminister des Innern 
getroffenen Einzelentscheidungen wirkten sich 
meist nur örtlich begrenzt aus, weil sic selten 
als grundsätzlich bedeutsam allen Länderver- 
waltungen bekanntgegeben wurden. Wieder- 
holt haben ferner die Länder es unterlassen, 
die Bezirksfürsorgeverbände und die Lager- 
leiter über grundsätzliche Erlasse und Ent- 
scheidungen zu unterrichten. Der vom Bun- 
desrechnungshof empfohlene und vom Bun- 
desminister des Innern in neuerer Zeit auch 
eingeschlagene Weg, den Inhalt der Entschei- 
dungen von grundsätzlicher Bedeutung im 
Gemeinsamen Ministerialblatt zur allgemeinen 
Kenntnis zu bringen, dient daher der Verwal- 
tungsvereinfachung und einer gleichmäßigen 
Anwendung der Bestimmungen im Bundes- 
gebiet. 
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Einzelne Prüfungsergebnisse 

Ü b c r k i t u n g s r e g el un g 

379. Der Bundesminister der Finanzen hat auf 
Grund des § 20 des Ersten Überleitungsgeset- 
zes den Bundesrechnungshof gebeten, gemein- 
sam mit den obersten Rechnungsprüfungs- 
behörden der Länder bei den Länderverwail- 
tungen Örtliche Prüfungen durchzuführen, um 
festzustellen, ob auf dem Gebiete der Kriegs- 
folgenhilfe das finanzielle Ergebnis der Über- 
leitung auf den Bund den Grundsätzen des 
§ 18 des Ersten Überleitungsgesetzes ent- 
spricht oder durch Maßnahmen beeinflußt 
worden ist, die mit dem Sinne der Überlei- 
tungsregelung nicht vereinbar sind. 

Die Prüfungen haben ergeben, daß einige 
Länder gegen die Bestimmungen des § 18 des 
Ersten Überlcitungsgesetzes verstoßen haben, 
indem sie den Bundesanteil von 75 v. H. auch 
für solche Leistungen in Anspruch nahmen, 
die die Fürsorgeträger vor dem 1. April 1950 
erbracht hatten. Auf diese Weise ist der Bund 
mit insgesamt rund 4,5 Mio DM zu Unrecht 
belastet worden. Die Rückzahlung ist veran- 
laßt und bis auf einige Reste, bei denen die 
Verhandlungen noch nicht abgeschlossen sind, 
durchgeführt worden. 

Nachträgliche Verrechnung von 

Ausgaben der allgemeinen Fürsorge 
als Kriegsfolgenhilfe 

380. Im Rechnungsjahr 1951 haben die Fürsorge- 
träger der Stadt -und Landkreise vielfach Aus- 
gaben der allgemeinen Fürsorge aus den Vor- 
jahren auf die Flaushaltsstellen der Kriegsfol- 
genhilfc (Bundesanteil 85 v. FI.) umgeibucht, 
wenn und soweit diese Ausgaben hilfsbedürf- 
tige Personen betrafen, die den Status der 
Kriegsfolgenhilfe-Empfängcr besitzen oder ihn 
nach Eintritt der Flilfsbedürftlgkelt erlangt 
haben. In vielen Fällen blieb dabei unbeach- 
tet, daß der Bund di^ von den Füorsorgeträ- 
gern vor dem 1. April 1950 gezahlten Leistun- 
gen überhaupt nicht und die Aufwendungen 
im Rechnungsjahr 1950 nur zu 75 v. FI. zu 
tragen hatte. Der Bundesrechnungshof hat die 
Richtigstellung gefordert. Über die erheb- 
lichen finanziellen Auswirkungen können erst 
nach Abschluß der Prüfungen Zahlenangaben 
gemacht werden. 

Personenkreis der Kriegsfolgenhilfe- 
Empfänger 

381. Die Zugehörigkeit der Flilfsbedürftigen zum 
Personenkreis der Kriegsfolgenbilfe-Empfän- 


ger wird, wie der Bundesrechnungshof bei 
örtlichen Prüfungen festgestellt hat, von den 
Fürsorgeverbänden nicht immer mit der not- 
wendigen Sorgfalt ermittelt und aktenkundig 
gemacht. Der Status des Flilfsbedürftigen als 
Kriegsfolgenhilfe-Empfänger muß in den Für- 
sorgeakten in zweifelsfreier Form festgehal- 
ten werden. Wenn die Zugehörigkeit zu einer 
Fürsorgegruppe der Kriegsfolgenhilfe von ge- 
wissen Voraussetzungen abhängig ist (z. B. 
von der Antragstellung auf Versorgungslei- 
stungen nach dem Bundesversorgungsgesetz), 
muß der Fürsorgefall bis zur Entscheidung 
oder sonstigen Klarstellung überwacht wer- 
den. Bel Ablehnung des Antrages Ist der vom 
Bund übernommene Anteil des gesamten Für- 
sorgeaufwandes zurückzuzahlen; es ist daher 
unzulässig, die Fürsorgekosten erst vom näch- 
ten Zahltag an wieder auf die allgemeine Für- 
sorge zu übernehmen. 

Erstattung von Fürsorgeleistungen 

382. Bei örtlichen Prüfungen mußte der Bundes- 

rechnungshüf immer wieder beobachten, daß 
nicht die erforderliche Sorgfalt darauf ver- 
wendet wurde, Unterstützte und andere Ver- 
pflichtete zur Erstattung von Fürsorgeauf- 
wendungen Im Rahmen der Fürsorge- 
pflichtverordnung (§§ 21 a ff.) heranzu- 

ziehen. Bei manchen, insbesondere finanz- 
schwachen Fürsorgeträgern mangelt es an den 
organisatorischen Voraussetzungen für eine 
wirksame Kontrolle der Erstattungen. Der 
Bundesrechnungshof hat einem Land Verbes- 
serungsvorschläge gemacht; die Verhandlun- 
gen darüber schweben noch. 

Verwaltungskosten 

383. Wie im Vorjahre (vgl. Denkschrift 1949/1950 
S. 131) hat der Bundesrechnungshof auch im 
Rechnungsjahr 1951 f es tges teilt, daß im Zu- 
sammenhang mit den Leistungen der indivi- 
duellen Fürsorge der Bund mit Verwaltungs- 
kosten der Gebietskörperschaften anteilig be- 
lastet worden ist, die nach § 1 Abs. 3 des Er- 
sten Überleitungsgesetzes nicht vom Bund 
zu tragen waren. Hierzu gehören Insbesondere 
die Prüfungsgebühren für ärztliche Hono- 
rar- und Heilmittelrechnungen, Sach- und 
Verwaltungskosten der Krankenkassen bei 
vertragsmäßiger Leistung der Krankenhilfe 
an Stelle der Fürsorgeverbände gern. § 363 a 
RVO. Der Bundesrechnungshof hat die Rich- 
tigstellung veranlaßt. 
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Darlehen an Hilfsbedürftige 

384. Bei Gewährung von Darlehen an Kriegsfoh 
genhilfe-Empfänger, die ebenfalls zu 85 v. H. 
auf Bundesmittel verrechnet werden, wird 
nicht immer nach dem hierfür allein maß- 
gebenden § 11 Abs. 2 der Reichsgrundsätze 
über Voraussetzung, Art und Maß der öffent- 
lichen Fürsorge vom 4. Dezember 1924 ver- 
fahren. Soweit der Bundesrechnungshof fest- 
gestellt hat, daß die Fürsorgeorgane ihren Er- 
messen sspielraum überschritten hatten, hat er 
veranlaßt, daß «der zusätzliche Aufwand als 
freiwillige und daher nicht verrechnaings- 
fählge Für Sorgeleistung zurückgefordert wird 
(§ 11 Abs. 3 a.a.O.). 

Versorgung nach dem Gesetz zur Regelung 
der Rechtsverhältnisse der unter Art. 131 GG 
fallenden Personen 

(Kapitel 3 a und 3 b) 

Allgemeines 

385. Die Versorgung der verdrängten Beamten 
und Versorgungsiberechti'gten und der che- 
mal'igen berufsmäßigen Wehrmachtangehöri- 
gen ist durch das am 1. April 1951 in Kraft 
getretene Gesetz zur Regelung der Rechtsver- 
hältnisse der unter Art. 131 GG fallenden 
Personen vom 11. Mai 1951 (BRG) geregelt 
worden. Das Gesetz hat — im wesentlichen in 
Anknüpfung an die beim Zusammenbruch 
am 8. Mai 1945 bestehende Rechtslage — die 
Rechtsverhältnisse des betroffenen Personen- 
kreises für das ganze Bundesgebiet — vom 
1. Oktober 1951 an auch für Berlin (West) 
— einheitlich geregelt und die bis dahin in 
den einzelnen Bundesländern bestehenden, 
z. T. wesentlich voneinander abweichenden 
Versorgungsbestimmungen ersetzt. 

Neben der Regelung der Rechtsverhältnisse 
der verdrängten Beamten, Angestellten, Ar- 
beiter, Berufssoldaten und Reichsarbeitsdienst- 
führer (Kapitel I) behandelt das Gesetz in Ka- 
pitel II auch die Rechtsverhältnisse der nach 
dem Zusammenbruch wegen formeller poli- 
tischer Belastung von ihrem Amt oder Ar- 
beitsplatz entfernten oder durch Kürzung 
oder Entziehung ihrer Versorgungsbezüge ge- 
maßregelten Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes. 

Die Durchführung des Gesetzes obliegt im 
wesentlichen den Ländern; sie zahlen die Ver- 
sorgungsbezüge für Rechnung des Bundes, 
tragen aber gern. § 1 des Ersten Überleitungs- 


gesetzes die persönlichen und sächlichen Ver- 
waltungskosten. 

Einzelne Prüfungsergebnisse 

Überzahlungen infolge Verzögerung 

der endgültigen Festsetzung der Ver- 
sorgungsbezüge 

386. Das BRG machte die Neufestsetzung der Ver- 
sorgungsbezüge sämtlicher unter das Gesetz 
fallenden Versorgungsberechtigten erforder- 
lich, eine Aufgabe, der die meisten Pensions- 
fest setzungs)behÖrden wegen unzureichender 
personeller Besetzung längere Zeit hindurch 
nicht voll gewachsen waren. Die endgültige 
Neufestsetzung der Versorgungsbezüge wurde 
— in vielen Fällen zum Nachteil des Bundes — 
auch dadurch erheblich verzögert, daß die Durch- 
führungsverordnungen und Verwakungsvor- 
schriften erst verspätet erlassen wurden. 

Durch Beschluß vom 10. April 1951 hatte 
der Bundestag die Bundesregierung ersucht, 
alle Maßnahmen zu treffen, um eine alsbal- 
dige Zahlung der nach dem BRG zu gewäh- 
renden Bezüge sicherzustellen. Der Bundes- 
minister des Innern und der Bundesminister 
der Finanzen haben daraufhin mit Rund- 
schreiben vom 21. Mai 1951 zur Beschleu- 
nigung der Auszahlung der Bezüge Richt- 
linien erlassen, nach denen bis zum Erlaß 
der Ausführungsvorschriften verfahren wer- 
den sollte, Unterbrechungen in der Zahlung 
der Versorgungsbezüge sollten nicht eintre- 
ten. Soweit die endgültige Festsetzung der 
nach dem Gesetz zustehenden Versorgungs- 
ibezüge noch nicht möglich war, wurden die 
Bezüge nach den bisher In den Ländern gel- 
tenden Vorschriften weitergezahlt oder 
pauschalierte Abschlagszahlungen geleistet, 
für deren Errechnung die Richtlinien nähere 
Bestimmungen enthielten. Das war ohne 
Nachteil für den Bund, soweit die Versor- 
gungsbezüge nach dem BRG die bisherigen 
Vorschußzahlungen überschritten. Wo indes- 
sen die Versorgungsbezüge nach den Vor- 
schriften des BRG niedriger waren oder ein 
Versorgungsanspruch nicht anerkannt und 
auch ein Unterhaltsbeitrag nicht gewährt 
werden konnte, sind in nicht unbeträcht- 
licher Höhe Versorgungsbezüge überzahlt 
worden. Die Überzahlungen waren um so 
höher, Je länger die endgültige Festsetzung 
der Versorgungsbezüge nach den Vorschrif- 
ten des BRG auf sich warten ließ. So sind, 
ohne daß im Einzelfall eine absichtliche Ver- 
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Zögerung nachgewiesen werden konnte, z. T. 
bis zum Abschluß des Rechnungsjahres 1953 
Versorgungsbezüge auf der Grundlage des 
bisherigen Landesirechts gezahlt worden, die 
nach dem BRG nicht oder nicht in dieser 
Höhe hätten gewährt werden dürfen. 


und Regelungsbehörden nehmen im allge- 
meinen die entsprechenden Aufgaben auch für 
die Versorgungsberechtigten des Landes wahr. 
Bei diesen Stellen sind vielfach — und zwar 
sowohl in Eirizelfällen als auch hinsichtlich 
ganzer Gruppen von Versorgungsberechtig- 
ten — Versorgungsbezüge zu Lasten des Bun- 
deshaushalts ausgezahlt worden, die aus Lan- 
desmitteln hätten geleistet werden müssen. Tn 
solchen Fällen hat der Bundesrechnungshof 
die alsbaldige Übernahme der Versorgungslast 
auf den Landeshaushalt und die Erstattung der 
für die vergangene Zeit geleisteten Zahlungen 
gefordert. 


In den erwähnten Richtlinien haben sich 
die beiden Bundesminister damit einverstan- 
den erklärt, daß die auf diese Weise zuviel 
gezahlten Versorgungsbezüge in Ausgabe be- 
lassen werden. Dies geschah offenbar in der 
Erwägung, daß die Rückforderung der über- 
zahlten Beträge unverhältnismäßig viel Ver- 
waltungsaufwand kosten und erhebliche Un- 
ruhe in die betroffenen Kreise tragen würde. 
Wenn auch davon ausgegangen werden kann, 
daß bei der Abifassung ider Richtlinien mit 
einem schnelleren zeitlichen Ablauf der Um- 
stellungsarbeiten und damit gerechnet wurde, 
daß sich diese Maßnahme nicht allzu nach- 
teilig auswirken werde, so hat die tatsäch- 
liche Entwicklung zu einer nicht unerheb- 
lichen Mehrbelastung des Bundes geführt, die 
durch eine nur befristete Zustimmung zur 
Weiterzahlung der bisherigen Bezüge erheb- 
lich hätte verringert werden können. 

Der Bundesrechnungshof hat sich daher bei 
seinen Prüfungen für jede mögliche För- 
derung der endgültigen Festsetzung der Ver- 
sorgungsbezüge nach dem BRG eingesetzt. So- 
weit notwendig, hat er im Interesse der per- 
sonellen Verstärkung der Pensionsregelungs- 
behörden die Hilfe der zuständigen obersten 
Dienstbehörden in Anspruch genommen. 

Nicht selten ist die genannte Generalklau- 
sel über die Inausgabebelassung Überzahler 
Versorgungsbezüge zugunsten der Versorgungs- 
berechtigten dahin ausgelegt worden, daß — 
ohne Rücksicht auf ihre Ursache — sämtliche 
bis zur endgültigen Festsetzung der Versor- 
gungsbezüge geleisteten Zahlungen in Aus- 
gabe belassen wurden, auch wenn sie nicht 
auf der Änderung der Versorgungsbestim- 
mungen beruhten, sondern z. B. durch feh- 
lerhafte Berechnung oder falsche Anwendung 
der bisherigen 'landesrechtlichen Vorschriften 
verursacht worden waren. Der Bundesrech- 
nungshof ist dieser Auffassung nicht gefolgt 
und hat in idiiesen Fällen die Wiedereinziehung 
der überzahlten Beträge gefordert. 

Abgrenzung des unter Kapitel I des 
BRG fallenden Personenkreises 

387. Die für die Durchführung des BRG in den 
Ländern eingesetzten Pensionsfestsetzungs- 


Nachweds der Versorgungsberech- 
tlgunig 

388. Bei Örtlichen Prüfungen hat der Bundesrech- 
nungshof wiederholt festgestellt, daß die An- 
gaben der Versorgungsempfänger über die 
frühere Rechtsstellung, über Beförderungen 
usw. nicht hinreichend urkundlich belegt 
oder nicht glaubhaft gemacht waren. Eides- 
stattliche Versicherungen sind zuweilen schon 
dann als ausreichende Unterlage für die 
Anerkennung eines Versorgungsanspruchs 
hingenommen worden, wenn die Möglichkei- 
ten zur Beschaffung urkundlicher Nachweise 
noch nicht voll ausgeschöpft waren. In die- 
sen Fällen hat der Bundesrechnungshof ver- 
langt, daß ein Versorgungsanspruch auf Grund 
eidesstattlicher Versicherung nur anerkannt 
werden darf, wenn auch über die verschiede- 
nen Archive und Auskunftsstellen ein ur- 
kundlicher Nachweis über die Rechtmäßigkeit 
des Anspruchs nicht erbracht werden kann 
(vgl. au dl Nr. 72). 

389. Trotz — im allgemeinen — anerkennenswer- 
ten Einsatzes der Penslonsfestsetzungsbehörden 
ist bei der Durchführung des BRG vielfach 
auch gegen materiell rechtliche Vorschrif- 
ten des Gesetzes verstoßen worden. Das er- 
klärt sich nicht nur aus der Schwierigkeit 
der Gesetzesmaterie und der Vielzahl der zu 
berücksichtigenden gesetzlichen Bestimmun- 
gen. Es Ist auch darauf zurückzuführen, daß 
verschiedene Änderungsgesetze ergingen, die 
meistens die Neufestsetzung der Versorgungs- 
bezüge erforderlich machten. Dadurch wurden 
von den Pensionsfestsetzungsbehörden Arbeits- 
leistungen gefordert, die oft nur auf Kosten 
der Qualität bewältigt werden konnten, wenn 
die Versorgungsempfänger immer rechtzeitig 
in den Genuß der durch die Gesetzesänderun- 
gen bedingten erhöhten Versorgungsbezüge 
kommen sollten. 
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Kriegsopferversorgung 
(Kapitel 4) 

390. Auf dem Gebiet der Kriegsopferversorgung 
hat die Feststellung der Versorgungsbezüge 
nach dem im Dezember 1950 veröffentlich- 
ten Bundesversorgungsgesetz (BVG) im we- 
sentlichen erst am Schlüsse des Rechnungsjah- 
res 1953 abgeschlossen werden können. Über 
die Erfahrungen bei der Rechnungsprüfung 
werde ich zusammenhängend in der nächsten 
Denkschrift berichten. 


Die übrigen Einzelpläne 

391. Soweit Einzelpläne lin diesem Abschnitt nicht 
behandelt sind, hat sich Anlaß zur 
Berichterstattung nicht ergeben. Die Prü- 
fungsfeststellungen im Abschnitt „Allgemeine 
Prüfungsergebnisse“ beziehen sich auch auf 
diese Einzelpläne. 

Lastenausgleich 

392. An Lastenausgleichsabgaben 

sind auf Grund des Lastenausgleichsgesetzes 
zu erheben 

a) die Hypothekengewinnabgabe 

b) die Kredit ge winnabgabe und 

c) die Vermögensabgabe. 

Z u a) 

393. Die Hypothekengewinnabgabe ist an die 
Stelle der Umstellungsgrundschulden getreten, 
die dazu dienten, die aus der Umstellung von 
Grundpfandrechten entstandenen Schuldner- 
gewinne für den Lastenausglelch sicherzustel- 
len (HypSfchG). Hierüber habe ich in der 
Denkschrift 1949/1950 S. 133 berichtet. 

Z u b) 

394. Durch die Kreditgewinnabgabe werden die 
bei der Währungsreform innerhalb des Be- 
triebsvermögens entstandenen Schuldnerge- 
winne für den Lastenausglelch herangezogen. 
Der Abgabe unterliegen mit gewissen Ausnah- 
men alle gewerblichen Betriebe, die eine DM- 
Eröffnungsbilanz nach den Vorschriften des 
DMBG aufgestellt haben. Bemessungsgrund- 
lage ist der Mehrbetrag der Schuldnergewinne 
gegenüber den Gläubigerverlusten und den Be- 
triebsverlusten für die Zeit vom 1. Januar 
1945 bis 20. Juni 1948. 

Die Abgabepflichtigen hatten bis 10. Fe- 
bruar 1953 eine Kreditgewinnabgabe-Erklä- 
rung beim Finanzamt abzugeben und darin 


die Abgabeschuld und die vierteljährlichen 
Vorauszahlungen selbst zu berechnen. Die 
Finanzämter sollten die Erklärungen möglichst 
schnell prüfen. Nach den Feststellungen des 
Bundesrechnunghofs war dies nicht überall 
geschehen. 

Zweifelsfragen ergaben sich insbesondere in 
den Fällen, in denen die Abgabepflichtigen 
die DM-Eröffnungsbilanz im Hinblick auf die 
Kreditgewinnabgabe geändert hatten. Die mei- 
sten Zweifelsfragen wurden inzwischen durch 
den zweiten Sammelerlaß des Bundesministers 
der Finanzen zur Kreditgewinnabgabe vom 
12. Juli 1954 geklärt. 

Die endgültige Veranlagung steht noch aus. 
Nach den bisherigen Feststellungen wird sich 
eine Abgabcschuld nur in wenigen Fällen er- 
geben. 

Zu c) 

395. Die Veranlagung zur Vermögensabgabe, die 
an die Stelle der Soforthilfeabgabe getreten 
ist, ist ebenfalls noch nicht durchgeführt. Die 
Abgabepflichtigen entrichten meist noch die 
Vorauszahlungen nach den Vorschriften des 
Soforthilfegesetzes. Da sich nach den Bestim- 
mungen des Lastenausgleichsgesetzes vielfach 
ein höheres abgabepflichtiges Vermögen ergibt 
als nach dem Soforthilfegesetz, hätten in die- 
sen Fällen die Vorauszahlungen erhöht wer- 
den müssen (§ 75 Abs. 2 LAG). Soweit sich 
größere Mehrbeträge ergaben, hat der Bun- 
desrechnungshof die Neufestsetzung der Vor- 
auszahlungen veranlaßt. 

Lastenausgleichsleistungen 

396. Es entsprach der Zielsetzung des Soforthilfe- 
gesetzes als einer Übergangsregelung zum La- 
stenausgleichsgesetz, die wirtschaftliche Ein- 
gliederung der Geschädigten in Angriff zu 
nehmen. Die Bundesregierung hatte daher 
schon in ihren Richtlinien vom 13. Dezember 
1949 zum Ausdruck gebracht, daß die pro- 
duktiven Hilfsarten des SHG, die vornehm- 
lich der Eingliederung dienen, besonders zu 
fördern sind. Dieses Ziel konnte wegen der 
Notlage einer breiten Schicht von Geschädig- 
ten, denen vordringlich geholfen werden 
mußte, zunächst nicht erreicht werden. Im 
Rechnungsjahr 1950 sind die meisten Sofort- 
hilfemittel neben der Unterhaltshilfe für die 
Hausrathilfe, also für konsumptive Zwecke, 
verausgabt worden. 

Dagegen haben im Rechnungsjahr 1951, 
wie die Haushaltsrechnung zeigt, die Aus- 
gaben für die produktiven Hilfsarten die Lei- 
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stungen für Unterhaltshilfe und die Hausrat- 
hilfe überstiegen. Der Bundesrechnungshof 
hat dieser Entwicklung Rechnung getragen 
und von 'den Ausgaben des Soforthilfefonds 
in den Rechnungsjahren 1951 und 1952 vor- 
zugsweise die Leistungen für produktive 
Zwecke geprüft. Er hat sich bei seinen Prü- 
fungen insbesondere mit den Ausgaben für 
die Aufbauhilfe gemäß § 44 SHG (Darlehen 
für Existenzaufbau) und für die Ge- 
meinschaftshilfe gemäß § 46 SHG befaßt, 
und zwar bei dieser vornehmlich mit den Dar- 
lehen zur Schaffung von Dauerarbeitsplätzen 
und den Beihilfen und Darlehen für den Auf- 
bau und Ausbau von Heimen und sonstigen 
Wohlfahrtseinrichtungen. 

397. Die Existenzaufbauhilfe wurde Geschädigten 
zur Begründung oder Festigung eines Betrie- 
bes der gewerblichen Wirtschaft oder eines 
freien Berufes in Form von Darlehen gewährt. 
Diese waren jährlich mit 2 v. H. zu verzinsen 
und während der ersten drei Jahre mit 3 v. H., 
vom vierten Jahre an m'it 8 v. H. zu tilgen. 
Sie konnten anfänglich bis zu 8 000 DM und 
von Mitte 1951 an bis zu 12 000 DM im Ein- 
zelfalle betragen. Im Durchschnitt beliefen 
sie sich auf etwa 3 700 DM. Insgesamt haben 
die Soforthilfebehörden rund 124 000 Auf- 
baudarlehen im Gesamtbeträge von rund 
460 Mio DM bewilligt, so daß die in der 
Haushaltsirechnung 1951 unter dieser Zweck- 
bestimmung nachgewiesenen Ausgaben etwa 
30 V. H. des Gesamtbetrages ausmachen. Zur 
Entlastung der Soforthilfebehörden waren in 
die Auszahlung und Verwaltung der Dar- 
lehen Kreditinstitute aller Art eingeschaltet, 
unter denen der Darlehensnehmer wählen 
konnte. Die Aufgaben der Kreditinstitute 
hatte der Präsident des Hauptamts für Sofort- 
hilfe durch Bestimmungen geregelt, denen die 
Spitzenverbände der beteiligten Institute zu- 
gestimmt hatten. Die zentrale Überwachung 
der von den Kreditinstituten verwalteten 
Aufbaudarlehen hatte er der Bank für Ver- 
triebene und Geschädigte (Lastenausgleichs- 
bank) übertragen. Die Prüfungen des Bundes- 
rechnungshofs erstreckten sich daher nicht 
nur auf die Soforthilfebehörden, sondern auch 
auf die eingeschalteten Kreditinstitute. 

398. Das Bewilligungsverfahren der Soforthilfe- 
behörden gab dem Bundesrechnungshof An- 
laß zu Beanstandungen, deren Bedeutung je- 
doch im allgemeinen über den Einzelfall nicht 
hinausging. Die Fehler hielten sich, an der 
Zahl der bearbeiteten Fälle gemessen, in ver- 
tretbaren Grenzen und wurden mit zuneh- 


mender Erfahrung der Soforthilfebehörden 
seltener. Bedenklicher waren gewisse Fehler 
grundsätzlicher Art. So wurden mitunter Be- 
triebe gefördert, die bereits eine ausreichende 
Existenzgrundlage boten. Die Rentabilität von 
Vorhaben wurde nicht genügend geprüft, 
Empfehlungen der berufsständischen Organi- 
sationen wurden nicht beachtet. Nicht selten 
waren auch die Darlehen zu niedrig bemessen, 
so daß die erstrebte Festigung der Existenz- 
grundlage des Darlehensnehmers nicht eintre- 
ten konnte. Es ist jedoch bemerkenswert, daß 
bis zum 31. März 1953 nur etwa 5 v. H. der 
Existenzaufbaudarlehen notleidend gev/orden 
sind. 

Nach Ansicht des Bundesrechnungshofs 
haben die zweckmäßigen Weisungen und An- 
ordnungen des Präsidenten des Hauptamts 
für Soforthilfe dazu beigetragen, daß die Be- 
willigung der Existenzaufbaudarlehen im we- 
sentlichen reibungslos verlief. In zwei Fällen 
allerdings mußte der Bundesrechnungshof 
gegen die Anordnungen des Präsidenten des 
Hauptamts für Soforthilfe Bedenken erheben, 
weil sie mit dem SHG ln Widerspruch standen. 
Es handelte sich um Anordnungen, worin für 
die Gewährung von Aufbauhilfe an Professo- 
ren und Journalisten eine vom SHG abwei- 
chende Zuständigkeit begründet wurde. Der 
Bundesrechnungshof hat hierbei auch darauf 
hingewiesen, daß er Sonderverfahren für be- 
stimmte Berufsgruppen grundsätzlich für 
unzweckmäßig hält. 

399. Die Prüfung der Darlehensverwaltung bei den 
Kreditinstituten ließ alsbald Zweifel aufkom- 
men, ob die Zulassung sämtlicher Kredit- 
institute zur Verwaltung der Existenzaufbau- 
darlehen zweckmäßig war. Es zeigte sich vor 
allem, daß diese Zersplitterung zwar den Belan- 
gen der Geschädigten entgegenkam, weil sie 
sich ihrer gewohnten Bankverbindung bedie- 
nen konnten, daß aber der Lastenausgleichs- 
bank als zentraler Überwachungsstelle daraus 
eine erhebliche Mehrarbeit erwuchs. Außer- 
dem hat der Bundesrechnungshof festgestellt, 
daß kleinere Geldinstitute, insbesondere sol- 
che in ländlichen Bezirken, nur selten über 
Personal mit der nötigen Fachkenntnis ver- 
fügten. Hiervon abgesehen, hat sich jedoch 
nach Auffassung des Bundesrechnungshofs die 
Einschaltung der Kreditinstitute bewährt. 

Im einzelnen ergaben die Prüfungen 'des 
Bundesrechnungshofs, daß bei zahlreichen 
Kreditinstituten Mängel gleicher Art in der 
Darlehensverwaltung auftraten. Hierzu gehör- 
ten beispielsweise die ungenügende Bestellung 
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und nicht sorgfältige Ül>erwachung von 
Sicherheiten. Auch wurden häufig die für Dar- 
lehenszweckc bestimmten Soforthilfemittel von 
den Kreditinstituten zu früh abgerufen, so 
daß Zinsverluste des Soforthilfefonds ein- 
traten. Die Zins- und Tilgungsleistungen der 
Darlehensnehmer wurden von den Kredit- 
instituten mitunter dem Treuhandkonto des 
SofoTthilfefonds verspätet gutgebracht. Die 
Kreditakten und die Kreditunterlagen waren 
häufig unvollständig. Auch war nicht selten 
die fehlerhafte Berechnung der Verwaltungs- 
gebühren zu beanstanden. Der Bundesrech- 
nungshof hat diese und weitere Mängel in sei- 
nen Prüfungsmitteilungen zur Sprache ge- 
bracht und auch 'die Erstattung der Zinsver- 
luste und der zuviel erhobenen Verwaltungs- 
gebühren veranlaßt. Auf die Beanstandungen 
des Bundesrechnungshofs hat der Präsident des 
B u n d es a u s gle i c h s a m t s d i e Lasten ausgle i c h sb a n k 
als zentrales Überwachungsorgan gebeten, die 
Prüfungsmittellungen des Bundesrechnungs- 
hofs allgemein auszuwerten. Dieser Aufgabe 
kommt die Bank seitdem dadurch nach, daß 
sie in Rundschreiben an sämtliche Kreditinsti- 
tute die bei den Prüfungen des Bundesrech- 
nungshofs festgestellten wesentlichen Mängel 
behandelt. 

Nach den Prüfungsergebnissen des Bundes- 
rechnungshofs haben die verwaltenden Insti- 
tute ihre wichtigste Obliegenheit, nämlich die 
Zins- und Tilgungsraten einzuziehen, im all- 
gemeinen hinreichend erfüllt, wenn auch die 
Neigung nicht zu verkennen war, säumigen 
Schuldnern mehr als notwendig entgegenzu- 
kommen. Dem SoHaufkommen an Zinsen und 
Tilgungen am 31. März 1953 in Höhe von etwa 

6.8 Mio DM stand ein Ist von etwa 

5.8 Mio DM geg-enüber, so daß an diesem 
Stichtag einschließlich der gestundeten Beträge 
rund 14 V. H. der I.elstungen rückständig 
waren. In Anbetracht der angesoannten wirt- 
schaftlichen Lage der meisten Darlehensneh- 
mer werden diese Rückstände nicht als beson- 
ders hoch bezeichnet werden können. 

400, Die Darlehen zur Schaffung von Dauer- 
arbeitsplätzen wurden gesdiädlgten Betrieben 
gegeben, die sich zu verpflichten hatten, für die 
Laufzeit der Darlehen, iedoch mindestens für 
acht Tahre, zusätzliche Dauerarbeitsplätze neu 
zu schaffen und auf ihnen geschädigte Arbeit- 
nehmer zu beschäftigen. Die Gewährung der 
Darlehen bezweckte vornehmlich die Einglie- 
derung geschädigter Arbeitnehmer In den Ar- 
beitsprozeß. Gleichzeitig sollte auch der Auf- 
bau geschädigter Betriebe gefördert werden. 


Für jeden zusätzlichen Arbeitsplatz konnten 
dem Darlehensnehmer bis zu 3 000 DM, bei 
baulichen Investitionen bis zu 5 000 DM ge- 
währt werden. Die Darlehen waren mit 
5 V. H. jährlich zu verzinsen und nach ein bis 
zwei Freijahren in zehn gleichen Jahresraten 
zu tilgen. Für den Fall, daß die Darlehensneh- 
mer ihrer vertraglichen Verpflichtung zur 
Einstellung Geschädigter nicht nachkamen, 
waren eine Vertragsstrafe und ein vorzeitiges 
K ündl gun g s rech t v o r ge sehen. 

Mit der Gewährung dieser Darliehen wurde 
erst im Laufe des Jahres 1951 begonnen. Die 
Haushaksrechnung 1951, die Ausgaben von 
rund 6 Mio DM für diesen Zweck ausweist, 
läßt daher noch nicht die Bedeutung erken- 
nen, die dieser Hilfeleistungsart, die das LAG 
in etwas veränderter Form übernommen hat, 
tatsächlich beizumessen ist. 

Wie bei den Existenzaufbauidarlehen waren 
auch bei der Auszahlung und Verwaltung der 
Dauerarbeitsplatzdarlehen Kreditinstitute ein- 
geschaltet. 

401. Der Bundesrechnungshof hat bei seinen Prü- 
fungen festgestellt, daß der mit den Darlehen 
verfolgte Hauptzweck, für Geschädigte 
Dauerarbeitsplätze zu schaffen, in vielen Fäl- 
len nicht erreicht worden ist. Häufig hatten 
die Darlehensnehmer zusätzliche Arbeits- 
plätze überhaupt nicht oder nicht in der vor- 
gesehenen Zahl und auch nicht fristgemäß ge- 
schaffen. In mehreren Fällen hatten die Be- 
hörden auf Antrag des Darlehensnehmers Ar- 
beitsplätze von Geschädigten, die bereits im 
Betrieb beschäftigt waren, auf die Zahl der 
zusätzlich zu schaffenden Arbeitsplätze an- 
gerechnet. Die elngcschialteten Kreditinstitute 
hatten den Darlehensnehmern gegenüber eine 
auffällige Zurückhaltung geübt, wenn diese 
ihrer Verpflichtung zur Schaffung von neuen 
Arbeitsplätzen nicht nachgekommen waren. 
Von der Möglichkeit, eine Vertragsstrafe zu 
verhängen oder das Darlehen zu kündigen. Ist 
nur in Ausnahmefällen Gebrauch gemacht 
worden. 

Der Bundesrechnungshof ist der Ansicht, 
daß in einer Reihe von Fällen die erfolglose 
Hingabe von Darlehen hätte vermieden wer- 
den können, wenn die Bewilligungsstellen die 
Anträge sorgfältiger geprüft hätten. Ein ge- 
wisses Wagnis wird sich bei den Darlehen nie 
ausschließen lassen. In den fraglichen Fällen 
handelte es sich jedoch um Betriebe, die von 
vornherein nicht die Gewahr dafür boten, 
daß sie neue Arbeitsplätze und damit eine 
dauerhafte Erwerbsgrundlage für geschädigte 


128 



Arbeitnehmer schaffen konnten. Zum Teil 
hatten auch die sachverständigen Stellen 
(Wirtschaftsministerium, Industrie- und Han- 
delskammer, Handwerkskammer) gegen die 
Bewilligung der Darlehen Bedenken erhoben. 
Die Mehrzahl dieser Darlehen ist inzwischen 
notleidend geworden. Es bestand der Ein- 
druck, daß es manchen Antragstellern von 
Anfang an nur darauf ankam, zu günstigen 
Bedingungen Darlehen zu erhalten. 

Der Bundesrechnungshof hat in zahlreichen 
Fällen Maßnahmen einleiiten müssen, um die 
Darlehensbedingungen zur Geltung zu brin- 
gen. Er hat ferner dem Präsidenten des Bun- 
desausgleichsamts seine Auffassung mitgeteilt, 
daß in Zukunft die Erfolgsaussicht der einzel- 
nen Vorhaben eingehender geprüft und ins- 
besondere die Frage der Besetzung der Ar- 
beitsplätze sorgfältiger und nachdrücklicher 
behandelt werden muß, wenn das Hauptziel 
der Dairlehcnsgewährung, nämlich die Schaf- 
fung neuer Arbeitsplätze für gescliädigte Ar- 
beitnehmer, erreicht werden soll. 

402. Auf Grund des § 46 SHG und des § 47 
Abs. 2 SFIG konnte mit Soforthilfemlttein 
auch der Auf- und Ausbau von Gemein- 
schaftseinrichtungen, insbesondere von Hei- 
men, gefördert werden, wenn sie in bestimm- 
tem Umfang Geschädigten zugute kamen. Die 
Soforthilfebehörden konnten Mittel für Al- 
tersheime, Blindenheime, Säuglings- und Kin- 
derheime, Kindergärten, Mütterheime, Schüler- 
heime und ähnliche Einrichtungen zur Ver- 
fügung stellen. Insgesamt haben sie auf 
Grund des SHG rund 68 Mio DM bewilligt, 
von denen im Rechnungsjahr 1951 30,5 Mio 
DM ausgegeben wurden. Aus diesen Mitteln 
wurden zunächst Beihilfen und später nur 
Darlehen an die Träger der Heime gewahrt. 
Auch das Lastenausgleichsgcsetz sieht derar- 
tige Förderungsmaßnahmen vor. 

403. Der Bundesrechnungshof mußte bei seinen 
Prüfungen feststellen, daß die Soforthilfe- 
behörden und später die Ausgleichsbehörden 
vielfach nicht überwacht hatten, ob die 
Heimträger ihrer Verpflichtung, eine be- 
stimmte Zahl von Geschädigten aufzunehmen, 
nachgekommen sind. Die Ausgleichsbehörden 
hatten nach ihren Angaben eine Überprüfung 
der Heime vielfach zurückgestellt, well eine 
vom Bundesausgleichsamt in Aussicht gestellte 
allgemeine Anordnung über die Über- 
wachung der Heime noch nicht ergangen war. 
Nach entsprechenden Vorstellungen des Bun- 
desrechnunghofs hat der Präsident des Bun- 


desausgleiclisamts diese Anordnung im Ja- 
nuar 1954 erlassen. 

404. Die häufig mangelhafte Besetzung gewisser 
Arten von Heimen mit Geschädigten Ist nach 
Auffassung des Bundesrechnungshofs nur zu 
einem Teil auf die unzureichende Über- 
wachung durch die Ausgleichsbehörden zu- 
rückzuführen. Nicht selten bestanden Zweifel, 
ob der Bedarf vor der Bewilligung der Mittel 
ausreichend geprüft worden war. Das gilt 
insbesondere für Jugend- und Lehrlingswohn- 
heime, deren Bedarf überwiegend von der 
Anzahl der vorhandenen Lehrstellen abhän- 
gig Ist. Der ursprünglich große Mangel an 
derartigen Gemeinsdiaftseinrichtungen dürfte 
inzwischen auch weitgehend behoben sein. In 
einem Leinde mit hoher Flüchtlingszahl hat 
der Bundesrechnungshof In Übereinstimmung 
mit dem Landeseiusgleichsamt festgestellt, daß 
Heime aller Art oft Schwierigkeiten haben, 
ihre Plätze in dem vorgesehenen Ausmaß mit 
Geschädigten zu belegen. Der Bundesrech- 
nungshof hat daher den Präsidenten des Bun- 
desausgleichsamts gebeten, dieser Sachlage 
bei Zuweisung vzeitcrer Mittel Rechnung zu 
tragen. 

Nachweis des Bestandes des Soforthllfe- 
(Ausgleichs-)fonds 

405. Der Hauptrechnung der Zentralkasse beim 
Hauptamt für Soforthilfe über die Einnah- 
men und Ausgaben des Soforthilfefonds für 
das Rechnungsjahr 1951 sind als Beilagen 
Nachweise von Forderungen des Soforthilfe- 
fonds beigefügt (Anlagen VI und VII Bei- 
lagen e — Bundeshaushaltsrechnung 1951 
S. 1497, 1518 bis 1537). Nach § 79 Abs. 1 
Nr, 4 RHO war der Bestand des Sonderver- 
mögens Sofoirthilfefonds nachzuweisen. Unter 
Bestand sind das Vermögen und die Schulden 
des Fonds zu verstehen. Ein derartiger Nach- 
weis ist jedoch nicht erbracht. Die der 
Haupt rechnung beigefügten Nachweise be- 
treffen nur bestimmte Arten von Forderun- 
gen, die sich aus den Kassenrechnungen der 
Zentralkasse ergeben. Sie erfassen nicht die 
Foderungen des Soforthilfefonds, die von den 
Soforthilfeämter nachzuweisen sind, z. B. For- 
derungen aus Überzahlungen, Ansprüche 
gegen Versicherungsträger und Fürsorgever- 
bände u. a. Überdies enthalten die Nachweise 
verschiedene Ungenauigkeiten und Übertra- 
gungsfehler. Der Bundesrechnungshof hat sie 
dem Bundesminister der Finanzen mitgeteilt. 
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Er hat mit Rücksicht auf die damit verbun- 
denen Schwierigkeiten darauf verzichtet, daß 
für das Rechnungsjahr 1951 noch ein voll- 
ständiger Nachweis des Bestandes des Sofort- 
hilfefonds im Sinne des § 79 Abs. 1 Nr. 4 RHO 
erbracht wird. Dabei hat er jedoch den Bun- 


desminister der Finanzen darauf hingewie- 
sen, daß der ordnungsmäßige Nachweis des 
Bestandes zum 1. September 1952 unerläßlich 
sei, schon wegen des an diesem Tage einge- 
tretenen Übergangs des Soforthilfefonds auf 
den Ausgleichsfonds (§ 354 LAG). 


Die finanzielle Auswirkung der Prüfungstätigkeit des Bundesrechnungshofs 


406. Über die finanziellen Ergebnisse, die der Bun- 
desrechnungshof im Berichtszeitraum mit sei- 
nen Prüfungen erzielt hat, gibt die nach- 
stehende Zusammenstellung Aufschluß (Wie 
ich schon in meiner Denkschrift 1949/1950 


S. 139 ausgeführt habe, sind solche Zahlen 
allerdings nur ein unvollkommener Maßstab 
dafür, wie sich die Tätigkeit des Bundesrech- 
nungshofs auswirkt.): 


Nachträgliche Einnahmen oder rückgängig gemachte Ausgaben . 
nachträgliche Ausgaben oder rückgängig gemachte Einnahmen . 
bei Ausgleichung von Titelverwechselungen entstandene 

Wenigerausgaben 

Mehreinnahmen 

voraussichtliche 

einmalige Wenigerausgaben 

einmalige Mehreinnahmen 

jährliche Wenigerausgaben 

jährliche Mehreinnahmen 


Rechnungsjahr 
1951 19^ 


54 308 

357 

DM 

31 

059 

706 

DM 

287 

397 

DM 


54 

315 

DM 

32 

793 

DM 


21 

081 

DM 


650 

DM 



81 

DM 

919 

014 

DM 

2 

735 

181 

DM 

561 

928 

DM 

1 

576 

686 

DM 

1 446 

639 

DM 

38 

649 

142 

DM 

1 872 

165 

DM 

1 

116 

478 

DM. 


Diese Zahlen werden sich noch erhöhen, 
vor allem für das Rechnungsjahr 1952, weil 
viele Prüfungsverfahren noch nicht abgeschlos- 
sen sind. 

Außerdem sind noch nachträglich für das 
Rechnungsjahr 1950 ermittelt: 

nachträgliche Einnahmen oder 
rückgängig gemachte Aus- 
gaben 5 230 008 DM 

nachträgliche Ausgaben oder 
rückgängig gemachte Ein- 
nahmen 10 407 DM. 

voraussichtliche jährliche 

Wenigerausgaben 5(400 DM 

Mehreinnahmen 38 470 DM. 

Die Prüfungen führten ferner für die Rech- 
nungsjahre 1951 und 1952 zu einer Nachfor- 
derung an Landessteuern von 2 643 173 DM, 
die in den vorstehenden Ergebnissen nicht 
enthalten sind. 


V. Organisations- und Wirtschaftlich- 
keitsprüfungen 

407. Im Anschluß an meine Ausführungen in der 
Denkschrift 1949/1950 S. 140 ff. berichte ich 
über folgende größere Gutachten, die ich — 
auch als Beauftragter für Wirtschaftlichkeit in 
der Verwaltung — in der Zeit bis Mitte des 
Jahres 1954 erstattet habe. 

Bundespaßkon trolldienst 

408. Den Anlaß zu dieser Prüfung gab ein Antrag 
auf Vorwegbewilligung von Planstellen und 
Haushaltsmitteln für Zwecke des Bundespaß- 
kontrolldienstes, den der Bundesminister der 
Finanzen an den Haushaltsausschuß des Bun- 
destages gerichtet hatte. Der Haushaltsaus- 
schuß hatte seine Entscheidung von einer 
Überprüfung der Zweckmäßigkeit der Orga- 
nisation des Bundespaßkontrolldienstes durch 
mich abhängig gemacht. 

In meinem Gutachten bin ich zu dem Er- 
gebnis gekommen, daß es zweckmäßig sei, die 
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Paßnachschau an den Hauptübergängen einem 
besonderen Bundespaßkontrolldienst zu über- 
tragen, sie aber im übrigen durch die Zoll- 
verwaltung wahrnehmen zu lassen. Bei der 
Erörterung des Personalbedarfs habe ich dar- 
auf hingewiesen, daß im Falle der Errichtung 
einer neuen bundeseigenen Verwaltung mit 
besonderer Sorgfalt geprüft werden müsse, ob 
für die angeforderten Planstellen ein dauern- 
des Bedürfnis bestehe, da man nicht nur von 
den derzeitigen rechtlichen und verwaltungs- 
politischen Gegebenheiten auszugehen habe, 
sondern auch erwägen müsse, in welchem 
Ausmaße sich die Verhältnisse in absehbarer 
Zeit ändern könnten. Ich war der Auffassung, 
daß das PaßkontroUwesen bald vereinfacht 
und der Grenzübergang erleichtert werden wür- 
de. Ein neuer Personalbedarf sollte zweckmäßig 
durch Übernahme von Planbeamten anderer 
Verwaltungen und Einstellung von Personen 
gedeckt werden, die unter das Gesetz zu 
Art. 131 GG fielen. Die Entwicklung der Ver- 
hältnisse hat mir Recht gegeben. So sind die 
vom Comblned Travel Board vorgeschriebenen 
Karten, die von den Paßnachschaubeamten 
ausgefüllt werden mußten, weggefallen. Auch 
sonst sind im Grenzverkehr Erleichterungen 
eingetreten, die den Personalbedarf mindern. 

Das Gutachten gab mir auch Gelegenheit, 
zu der Frage Stellung zu nehmen, welche An- 
forderungen an die Vorbildung der Anwärter 
für den Paßkontrolldienst zu stellen sind. Ich 
habe die Auffassung vertreten, es sei nicht 
erforderlich, von jedem Anwärter die mättlere 
Reife oder eine entsprechende Schulbildung 
zu verlangen, und davor gewarnt, in der Öf- 
fentlichen Verwaltung, aber auch im Wirt- 
schaftsleben übertriebene Anforderungen an 
die Vorbildung der Bewerber zu stellen. 

Verwaltung des Deutschen Bundestages 

409. Der Auftrag ging, wie mir der Präsident des 
Deutschen Bundestages mitteilte, auf eine An- 
regung des Haushaltsausschusses zurück. Es 
war das Ziel der Prüfung, festzustellen, ob die 
Vorgefundene Organisation der Verwaltung 
des Bundestages als zweckentsprechend ange- 
sehen werden kann und ob die Verwaltung 
ihre Aufgaben unter Berücksichtigung des 
Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit erfüllt. Bei 
dem Organisationsvorschlag und der Bemes- 
sung der Zahl der erforderlichen Kräfte bin 
ich davon ausgegangen, daß dem Deutschen 
Bundestag, seinem Plenum, seinen Ausschüs- 
sen und seinen Abgeordneten in personeller 


und technischer Hinsicht in der Verwaltung 
ein Apparat zur Verfügung zu stellen ist, der 
den reibungslosen Ablauf der Tätigkeit des 
Bundestages sichert und alle berechtigten An- 
forderungen erfüllt. 

Deutsches Patentamt, München 

410. a) Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bun- 
destages hatte bei den Beratungen des Haus- 
haltsplanes 1950 den Wunsch ausgesprochen, 
das Deutsche Patentamt (DPA) zu überprü- 
fen. Der Bundes minister der Justiz als ersu- 
chende Stelle bat mich, dabei insbesondere zu 
der Frage Stellung zu nehmen, in welchem 
Umfang die Wiedereinführung des amtlichen 
Vorprüfungsverfahrens (Neuheitsprüfung) vom 

1. Januar 1952 an zu einer Personalvermeh- 
rung beim DPA führen würde. Die Einfüh- 
rung des Vorprüf ungsverfahrens hatte den 
Bundesminister der Justiz veranlaßt, einen 
Antrag auf Vorwegbewilligung aus dem 

2. Nachtragshaushalt 1951 zu stellen, in dem 
zahlreiche Kräfte für das DPA zusätzlich an- 
gefordert wurden. Zu diesem Anträge habe 
ich mich vorweg geäußert und in dem Gut- 
achten meine Stellungnahme im einzelnen be- 
gründet. Neben dem Vorschlag einer Perso- 
nalverstärkung habe ich eine Reihe von Ver- 
einfachungsvorschlägen gemacht, die das DPA 
in die Lage versetzen sollten, die rückständigen 
Patentanmeldungen, die ein nicht vorausseh- 
bares Ausmaß angenommen hatten, in abseh- 
barer Zeit aufzuarbeiten. 

b) Für den Haushalt 1954 hatte das DPA er- 
hebliche Mehranforderungen an Kräften, be- 
sonders für den höheren Dienst bei den Pa- 
tentabteilungen gestellt. Dazu habe ich mich 
auf Ersuchen der Bundesminister «der Finanzen 
und der Justiz in einem weiteren Gutachten 
geäußert. Bei der ersten Prüfung im Jahre 
1951 rechnete die Amtsleitung mit einem nor- 
malen Jahreseingang von rund 53 000 Neuan- 
meldungen an Patenten. Im Jahre 1952 haben 
sich die Neuanmeldungen auf nahezu 60 000 
erhöht. Die damit gegebene Mehrbelastung 
der Prüfungsstellen konnte von den vorhan- 
denen Prüfern nicht bewältigt werden. Außer- 
dem mußten 1952 rund 1 Million ausländische 
Patentschriften neu in den Prüfstoff eingeond- 
net werden. 

Entgegen der ursprünglichen Erwartung des 
Amtes erwies es sich als notwendig, daß die 
Prüfer bei der Einordnung eines großen Teils 
selbst tätig werden mußten, um die Patent- 
schriften nach Klasse und Güte auszuzeichnen. 
Sie wurden dadurch von ihrer eigentlichen 
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Prüfungstätigkeit abgezogen. Die vom DPA 
angeforderte Zahl der Kräfte konnte nur teih 
weise als berechtigt anerkannt werden. Im 
übrigen habe ich Erleichterungen für die Prü- 
fer angeregt und organisatorische Vorschläge 
gemacht, die zu einer schnelleren Erledigung 
der Patentanmeldungen führen werden. 

Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen 

411. Der Antrag auf Vornahme einer Organisa- 
tionsprüfung ging vom Minister selbst aus. 
Der ßundesminister der Finanzen hatte sich 
dem Anträge angeschlossen. Die Prüfung er- 
streckte sich sowohl auf die Abteilungen in 
Bonn wie auf die Abteilung in Berlin. Zur 
Feststellung der Aufgabenabgrenzung nahm ich 
auch mit dem BundesbevoUmächtigten und 
den Leitern der Dienststellen der übrigen 
Bundesministerien in Berlin Fühlung. Im Bun- 
desminiistcrium für gesamtdeutsche Fragen 
werden Aufgaben überwiegend politischer 
Art bearbeitet. Es handelt sich also nicht um 
ein Fachministerium, das auf einem genau 
abgegrenzten Arbeitsbereich tätig wird. Ich 
habe wegen der Gefahr der Aufgabenüber- 
schneidung empfohlen, sich auf die allgemei- 
nen politischen Funktionen zu beschränken 
und alles, was einer fachlichen Bearbeitung be- 
darf, den Fachministerien zu überlassen. Da es 
nicht meine Aufgabe sein kann, zu Fragen 
Stellung zu nehmen, die ausschließlich der 
Entscheidung politischer Zweckmäßigkeit un- 
terliegen, habe ich weder zu dem zweckmäßi- 
gen Dienstzitz des Ministeriums noch zu der 
Frage Stellung genommen, in welcher Form 
die Berliner Abteilung einzurichten wäre, son- 
dern mich auf die Untersuchung der Zweck- 
mäßigkeit der Vorgefundenen Organisation 
beschränkt. 

Suchdienststellen des Deutschen Roten Kreuzes 
in München und Hamburg 

412. Im Einzelplan XV des Bundeshaushaltsplans 
1951 waren für die Dokumentation der Kriegs- 
gefangenen und Zivilverschleppten bei Kapi- 
tel 1 Titel 37 und 39 Mittel bereitgestellt. In- 
folge Erweiterung der Dokumentationsauf- 
träge haben diese Mittel nicht gereicht. Der 
Bundesminister für Vertriebene forderte daher 
zusätzlich weitere Mittel an, die in einer Ka- 
binettsvorlage vom 15. Oktober 1951 noch 
erhöht werden sollten. Der Bundesminister 
der Finanzen hat mich auf G^und der Nach- 
forderungen gebeten, nachzuprüfen, 

auf Grund welcher Anordnungen die 

Dienststellen des Deutschen Roten Kreuzes 


(DRK) zu haushaltsmäßig nicht gedeckten 
rechtverbindlichen Ausgaben veranlaßt wor- 
den sind, 

ob die Ausgaben bei den Suchdienststellen 
des DRK zur Erreichung der ihnen gestell- 
ten Aufgaben als unbedingt notwendig und 
wirtschaftlich vertretbar angesehen werden 
können, 

ob der von den genannten Dienststellen zur 
Durchführung der Aufgaben in Anspruch 
genommene Material- und Personalaufwand 
als unbedingt notwendig anzu sehen und 

ob eine sparsame Verwendung ider Bundes- 
zuschüsse gewährleistet ist. 

Die Prüfung hat ergeben, daß die Such- 
dienst stellen mit den Bundesmitteln, die ihnen 
der Bundesminister des Innern und der Bun- 
desminister für Vertriebene zugewiesen hat- 
ten, sparsam gewirtschaftet haben. Ich habe 
empfohlen, in Zukunft sämtliche für die Such- 
dienstarbeiten auszubringenden Mittel im 
Haushalt nur eines Ministeriums nachzu wei- 
sen. Im übrigen habe ich es für notwendig ge- 
halten, die Suchdienststellen mit verstärkten 
Mitteln auszustatten, damit sie ihre aus wirt- 
schaftlichen, menschlichen und politischen 
Gründen gleich wichtigen Aufgaben erfüllen 
können. 

Deutsches Rotes Kreuz 

413. Bei Beratung der Bundeszuschüsse für das 
Deutsche Rote Kreuz (DRK) aus dem Einzel- 
plan des Bundesministers des Innern hatte der 
Haushaltsausschuß des Bundestages beschlos- 
sen, ein Gutachten des Bundesbeauftragten 
für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung über 
das Generalsekretariat des DRK einzuholen. 
Der Bundesminister des Innern hat mich von 
diesem Beschluß in Kenntnis gesetzt. Die Bun- 
desregierung hat das DRK am 26. Februar 
1951 als Träger aller derjenigen Aufgaben an- 
erkannt, die von den nationalen Gesellschaf- 
ten des Roten Kreuzes gemäß den auf den 
internationalen Rotkreuz-Konferenzen fest- 
gelegten Grundsätzen wahrgenommen wer- 
den, ohne das Bestehen einer eigenen Wehr- 
macht oder militärischer Gesetze vorauszu- 
setzen. Im Juli 1952 hat das Internatiionale 
Komitee vom Roten Kreuz das DRK aner- 
kannt, und die Liga der Rotkreuz-Gesell- 
schaften hat es als Mitglied aufeenommen. Die 
Genfer Abkommen und die Beschlüsse der in- 
ternationalen Rotkreuz-Konferenzen geben 
den nationalen Rotkreuz-Gesellschaften ver- 
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pflichtende Grundsätze für ideelle Haltung, 
Organisation und Aufgaben. Wegen der 
grundsätzlichen völkerrechtlichen und huma- 
nitären Fragen muß das DRK mit dem Inter- 
nationalen Komitee vom Roten Kreuz in 
steter Verbindung arbeiten; für alle prak- 
tischen Aufgabengebiete ist eine ständige Zu- 
sammenarbeit mit der Liga der Rotkreuz-Ge- 
sellschaften notwendig. 

Die Aufgaben des DRK werden im wesent- 
lichen durch die Landes-, Kreis- und Ortsver- 
bände durchgeführt, jedoch liegt die einheit- 
liche Lenkung der Arbeiten, die Aufstellung 
von Richtlinien und Ausbildungsprogram- 
men, die Verteilung und Einsetzung der 
zweckgebundenen Spenden und der zweck- 
gebundenen Bundeszuschüsse beim General- 
Siekretariat. Es leitet die satzungsgemäßen 
Aufgaben, die sich im wesentlichen aus den 
Genfer Abkommen ergeben, und führt sog. 
Mandatsaufgaben durch, die Bundesministerien 
ihm übertragen haben. Darunter fallen vor 
allem der Katastrophenschutz der Zivilbevöl- 
kerung und der Luftschutz-Sanitätsdienst. Für 
diese Mandatsaufgaben erhält das DRK Bun- 
deszuschüsse, mit denen die vom Bundesmini- 
ster des Innern gemeinsam mit dem DRK auf- 
gestellten Programme verwirklicht werden. 

Der Bewilligung der Bundeszuwendungen 
liegen die Bundesrichtlinien 1953 zu § 64 a 
RHO zugrunde. Die Nachweise über die Ver- 
wendung der Bundesmittel werden vom Bun- 
desminister des Innern und vom Bundesrech- 
nungshof geprüft. 

Der Haushaltsplan 1953 sah einen Bundes- 
zuschuß zu den allgemeinen Verwaltungs- 
kosten von 310 000 DM vor. Der Bau eines 
Verwaltungsgebäudes für das Generalsekre- 
tariat war damals erst geplant. Das Gebäude 
ist inzwischen bezogen. Ob durch die räum- 
liche Zusammenfassung außer sachlichen Er- 
sparnissen auch personelle Ersparnisse möglich 
sind, ließ sich damals noch nicht übersehen. 
Gegen die Verwaltungsführung waren Ein- 
wendungen nicht zu erheben. 

Haushalts- und Kassenlage des Landes Nieder- 
sachsen 

414. Im Aufträge des Niedersächsischen Staatsmini- 
steriums wandte sich Ende August 1950 der 
Niedersächsische Minister der Finanzen an 
mich mit der Anfrage, ob Ich bereit sei, ein 
Gutachten über die Haushalts- und Kassen- 
lage des Landes Niedersachsen zu erstatten. 
Die Lage des Landes erfordere die Hilfe des 
Bundes und der anderen Länder. Für Ver- 


handlungen hierüber werde das Gutachten 
einer außerhalb der Landesvcrwaltung stehen- 
den unabhängigen Behörde von besonderem 
Gewicht sein. Meinen Prüfungsauftrag habe 
ich so durchgeführt, daß er grundsätzlich nicht 
in die dem Landesrechnungshof vorbehalte- 
nen Zuständigkeiten übergreift. Meinem Gut- 
achten liegt keine Prüfung im Sinne der §§ 87 
ff. RHO zugrunde. Aber auch eine systema- 
tische und umfassende Organisations- und 
Wirtschaftlichkeitsprüfung lag außerhalb des 
Rahmens des mir erteilten Auftrages. 

Bei der mir für Niedersachsen gestellten 
Aufgabe handelte es sidi um die Prüfung und 
Beurteilung der finanzwirtschaftlichen Lage 
des Landes mit dem besonderen Ziel, die Frage 
einer finanziellen Hilfe durdi den Bund oder 
die Gemeinschaft der Länder zu klären. Wenn 
ich meiner Aufgabe gerecht werden sollte, 
konnte ich mich nicht damit begnügen, das 
zahlenmäßige Bild der Kassenlage In ihrem 
Zusammenhänge mit der Haushaltslage In 
einem bestimmten Zeitpunkt darzustellen und 
eine v/omögllch vorübergehende Saiwierlgkeit 
in der Kassenlage festzustcllen. Vielmehr war 
die Erforschung und kritische Würdigung der 
Umstände erforderlich, die für die entstandene 
Lage bestimmend gewesen waren. Es war zu 
untersuchen, ob und inwieweit diese Um- 
stände Folgen eigener Maßnahmen des Landes 
oder durch von außen her wirkende Tatbe- 
stände beeinflußt waren. Diese Ursachen 
brauchten nicht nur finanzwirtschaftlicher 
oder finanzpolitischer Art zu sein. Sie konn- 
ten auch verwaltungsorganisatorischer oder 
verwaltungspolitischer Art sein. Daher ergab 
sich für mich die Notwendigkeit, neben der 
Betrachtung der Entwicklungslinien in der 
Kassenlage und der Erforschung der Haus- 
haltswirtschaft auch 'den Verwaltungsaufbau 
und die Behördenorganisation in dem erfor- 
derlichen Umfang in die Prüfung einzube- 
ziehen. 

Ein Ausgleich unter den Ländern ist not- 
wendig, um ihnen je für sich und im Rahmen 
der durch das Grundgesetz geschaffenen Ge- 
meinschaft die bestmögliche Wirksamkeit zu 
sichern. Dabei kommt es nicht allein auf die 
Höhe der Finanzausgleichsmasse an, sondern 
auf die grundsätzliche Bereitwilligkeit jedes 
Landes, sich als Mitträger einer gemeinschaft- 
lichen Aufgabe zu fühlen. Eine geordnete Fi- 
nanzwirtschaft Ist nur bei rechtzeitigem ge- 
setzgeberischem und praktischem Tätigwerden 
aller Beteiligten möglich. An beiden Erforder- 
nissen hat es bisher mehrfach gefehlt. 
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Organisation und Wirtschaftlichkeit der Was- 
ser- und Schiffahrtsverwaltung 

415. Die bundeseigene Wasser- und Schiffahrtsver- 
wakung, idie ich Im Rahmen der Organisa- 
tionsprüfung des Bundes Verkehrsministeriums 
untersucht habe, umfaßt zahlreiche Mittel- 
und Unterbehörden. Meine Beauftragten ha- 
ben alle Wasser- und Schiffahrtsdirektionen, 
die damals noch als Ländereinrichtungen be- 
stehenden und Inzwisclien auf den Bund über- 
geführten Wasser- und Schiffahrtsverwaltun- 
gen Stade, Oldenburg und Au rieh, den Bun- 
idesschlcppbetrieb sowie nahezu sämtliche 
nachgeordneten Dienststellen örtlich geprüft. 
Mit diesen umfangreichen und zeitraubenden 
Feststellungen habe ich einmal das Ziel ver- 
folgt, den tatsächlichen Personalbedarf zu er- 
mitteln und die danach erforderlichen Dienst- 
posten entsprechend ihrer Bedeutung zu be- 
werten. Darüber hinaus gaben mir diese ört- 
liclicn Ermittlungen die Handhabe, Maßnah- 
men vorzuschlagen, durch die eine einheitliche 
Verwaltungsführung erreicht und die Wirt- 
schaftlichkeit der Verwaltung verbessert wer- 
den kann. 

Kraftfahrt-Bundesamt 

416. a) Durch die fortschreitende Motorisierung 
wächst anteilig auch die Arbeit des Kraftfahrt- 
Bundesamtes. In dem Gutachten habe ich zu 
dem vom Amt für den Haushalt 1952 ange- 
meldeten Mehrbedarf an Kräften Stellung ge- 
nommen. Dabei habe ich Vorschläge für eine 
bessere Organisation gemacht, durch die ein 
Teil der neu hinzugekommenen Aufgaben 
aufgefangen werden könnte. 

b) ln einem weiteren Gutachten habe ich zu 
dem Antrag des Kraftfahrt-Bundesamtes Stel- 
lung genommen, der auf eine Verstärkung des 
Personals noch innerhalb des Haushaltsjahres 
1953 und für 1954 gerichtet war. Ich habe 
darauf hingewieseii, daß die Arbeitsbelastung 
der einzelnen Dezernate jahreszeitlich unter- 
schiedlich sei und sich dadurch für den Leiter 
des Amtes die Möglichkeit biete, Arbeitsspit- 
zen durch einen beweglichen Personaleinsatz 
abzufangen. Für den Fall, daß bestimmte 
Richtzahlen bei den Kraftfahrzeugmeldungen 
in zwei aufeinander folgenden Monaten über- 
schritten werden, habe ich angeregt, in den 
Haushalt einen Gesamtbetrag für Hilfskräfte 
einzustellen, über den das Amt aber nur mit 
Zustimmung des Bundesministers für Verkehr 
verfügen kann. Die vom Kraftfahrt-Bundes- 
amt angeforderten Mittel für Mehrarbeiten, 


die durch Sonderwünsche der Länder bei der 
Aufbereitung der Werkfernverkehrstatistik 
verursacht werden könnten (135 000 DM), 
halte ich nicht für erforderlich. 

Den Personal- und Maschinenbedarf für das 
Aufarbeiten der Rückstände bei der Statistik 
des Güterfernverkehrs Im Rechnungsjahr 1954 
habe Ich berücksichtigt. 

Bei der Ermittlung des Personalbedarfs des 
Kraftfahrt-Bundesamtes war Ich auf Schätzun- 
gen angewiesen. Ihnen lag die Annahme zu- 
grunde, daß sich die nach oben gerichtete 
Entwicklung des Kraftfahrzeugwesens der 
letzten Jahre im Jahre 1954 fortsetzen wird. 
Ich habe empfohlen, notwendige Neueinstel- 
lungen zunächst nur auf Zeltdienstvertrag für 
hö'chstens sechs Monate vorzunehmen. Dadurch 
wurde erreicht, daß den am 1. Oktober 1954 
in der Lochkartenstelle frei werdenden, aus 
öffentlichen Mitteln ausgebildeten Fachkräf- 
ten andere Arbeitsplätze zugewiesen werden 
konnten, um sie bei eintretendem Bedarf wie- 
der zur Verwendung für Lochkartenarbelten 
zur Verfügung zu haben. 

Ich habe vorgeschlagen, die von der Bundes- 
anstalt für den Güterfernverkehr zu tragen- 
den, bei dem Kraftfahrt-Bundesamt entstehen- 
den Kosten für die Aufbereitung der Güter- 
fernverkehrstatlstik nicht durch einen Pausch- 
betrag ahgelten zu lassen, weil einwandfreie 
Unterlagen für die Festsetzung eines solchen 
Betrages fehlen. Vielmehr habe ich empfohlen, 
die Vergütung für die Lochkartenjarbeiten 
nadi dem vom Statistischen Bundesamt er- 
mittelten und bei Arbeit für Rechnung Drit- 
ter angewendeten Tarif zu berechnen. Die für 
diese Statistik aufzuwendenden Personal- und 
Sachkosten müssen einschl. eines Verwaltungs- 
kostenzuschlages mit ihrem tatsächlichen Be- 
trag in Rechnung gestellt werden. Es sollte 
mindestens vierteljährlich abgerechnet werden. 

Rationalisierungskuratorium der deutschen 
Wirtschaft 

417. Das Rationalisierungskuratorium der deut- 
schen Wirtschaft E. V. (RKW) in Frankfurt 
(Main) hat in den Rechnungsjahren 1950 und 
1951 erhebliche Zuschüsse aus Bundestmitteln 
erhalten. Diese Mittel sind dem RKW teils 
über iden Haushalt des Bundesministers für 
Wirtschaft, teils vom Bundesminister für den 
Marshallplan für Zwecke der Produktivitäcs- 
zentrale aus ERP-Mitteln zur Verfügung ge- 
stellt worden. Nachdem der Bundesminister 
für Wirtschaft für 1952 eine erhebliche Er- 
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höhung des Zuschusses beantragt hatte, bat 
mich der Bundesminister der Finanzen um 
Prüfung, ob die dem RKW gewährten Bun- 
desmittel ordnungsgemäß und sparsam ver- 
wendet werden. Der Bundesrechnungshof hat 
daraufhin eine Rechnungsprüfung vorgenom- 
men und zur gleichen Zeit halbe ich als Bun- 
desbeauftragter für Wirtschaftlichkeit in der 
Verwaltung eine Organisations- und Wirt- 
schiaftlichkeitsprüfung durchgeführt. Dabei 
wurden außer der Geschäftsstelle in Frankfurt 
(Main) auch idie RKW^Bezirksgruppen in 
München, Stuttgart, Frankfurt (Main), Flan- 
nover, Hamburg, der RKW-Stützpunkt Kiel 
und die Verbindungsstelle Bonn aufgesucht. 
Die satzungsmäßige Aufgabe, durch Pflege 
und Förderung der Rationalisierungsbestre- 
bungen der Gesundung und Erstarkung der 
deutschen Volkswirtschaft nicht nur in tech- 
nischer und wirtschaftlicher, scxndern auch in 
menschlicher Beziehung zu dienen, wurde 1950 
dadurch wesentlich erweitert, daß dem RKW 
vom Bundeswirtschaftsminister die Aufgaben 
einer Produktivitätszentrale übertragen wur- 
den. Die Produktivitätszentrale soll in Zusam- 
menarbeit mit den entsprechenden Einrich- 
tu rügen in den anderen Marshallplan-Ländern 
durch Erfahrungsaustausch und Studienrei- 
sen, Informations- und Beratungsdienst, Aus- 
stellungen und Musterschauen, Tagungen 
und Lehrgänge zu einer Steigerung der 
Produktivität anregen. Als Rationalisie- 
rungsträger kommen insbesondere ln Be- 
tragt: die Arbeitsgemeinschaft Deutscher 
Betriebsingenieure im VDI, der Ausschuß für 
wirtschaftliche Fertigung (AWF), der Aus- 
schuß für wirtschaftliche Verwaltung (AWV), 
der Deutsche Normenausschuß (DNA) mit 
dem ihm angeschlossenen Ausschuß für Liefer- 
bedingungen und Gütezeichen (RAL) und 
der Verband für Arbeitsstudien (Refa). 
Neben den Bundeszuschüssen hat das RKW 
Zuwendungen von einzelnen Ländern für die 
Bezirksgruppenaufgaben erhalten, weitere 
Einnahmen flössen aus den Mitgliedsbeiträ- 
gen, sonstigen privaten Zuwendungen und aus 
eigener Tätigkeit zu. Die Frage, ob es über- 
haupt notwendig ist, daß der Bund diese Ein- 
richtung mitfinanziert, habe ich aus folgen- 
den Gründen bejaht: Mit der Unterstützung 
des RKW in seiner Gründungs- und Entwick- 
lungszeit hat der Bund eine Aufgabe erfüllt, 
die auf andere Weise nicht zu lösen war. Ich 
bin aber auch der Auffassung, daß er damit 
ein Unternehmen gefördert hat, dessen Ziele 
der Förderung durch die öffentliche Hand be- 
dürfen. Die Tätigkeit des RKW dient nicht 


ausschließlich der Wirtschaft. An wichtigen 
Rationalisierungsaufgaben ist die öffentliche 
Hand unmittelbar interessiert. Diesen Zwek- 
ken dient der AWV als Rationalisierungsträ- 
ger. An weiteren Rationalisierungsaufgaben 
ist die öffentliche Verwaltung mittelbar, z. B. 
als Abnehmer und Auftraggeber interessiert. 
Darüber hinaus hat die öffentliche Hand ein 
allgemeines Interesse daran, daß die Wirt- 
schaft rationell arbeitet. Es seien hierbei nur 
die Fragen der Preisbildung, der Exportfähig- 
keit, der Bedarfsdeckung und der Wirtschaft- 
lichkeit der Betriebe erwähnt. 

Die Aufwendungen, die durch die Tätigkeit 
des RKW entstehen, können nicht immer be- 
stimmten Wirtschaftskreisen zugerechnet wer- 
den. Das gilt insbesondere für die koordinie- 
rende Tätigkeit, aber auch für einen Teil der 
Aufgaben, die sich aus der Arbeit im Rahmen 
des OEEC- Programms ergeben. Deshalb bin 
ich grundsätzlich der Meinung, daß der Bund 
den Aufwand des RKW, soweit er nicht aus 
Mitteln der Wirtschaft und der Länder ge- 
deckt werden kann, durch laufende Zuschüsse 
bestrelLen sollte. Die Höhe des Zuschusses 
konnte auf Grund meiner Vorsdiläge wesent- 
lich gesenkt werden. 

Bundespresse- und Informationsamt 

418. Im Hinblick auf die vom Finanzausschuß des 
Bundesrates geäußerten Bedenken gegen die 
sprunghafte Vergrößerung des Personalbe- 
standes des Bundespresse- und Informations- 
amtes (BPA) empfahl der Bundesrat, das Amt 
durch den ßundesbeauftragten für Wirtschaft- 
lichkeit in der Verwaltung zu überprüfen. 
Gleichzeitig war bereits im BPA eine derartige 
Überprüfung erwogen worden. Auf Grund 
dieser Erwägungen bat mich der Staatssekre- 
tär des Bundeskanzleramtes, namentlich mit 
Rücksicht auf 'die angeforderten Planstellen 
im Ergänzungshaushalt für das Rechnungsjahr 
1951 und im Nachtragshaushalt für das Rech- 
nungsjahr 1952, eine Überprüfung des Amtes 
vorzunehmen. Diesem Ersuchen sdiloß sich 
der Bundesminister der Finanzen an. Meinem 
Gutachten liegt der Organisations- und Stel- 
lenplan vom 31. Juli 1952 mit den bis zum 
1. Oktober 1952 vorgenommenen Änderun- 
gen zugrunde. Im Hinblick jedoch auf die bei 
den voraufgegangenen Haushaltsberatungen 
wiederholt geäußerte Besorgnis über eine un- 
absehbare Ausdehnung des Personalkörpers 
des Amtes habe ich audi den Entwurf des Or- 
ganisations- und Stellenplans für das Rech- 
nungsjahr 1953 in -die Betrachtung einbezogen 
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in der Ab:ticht, soweit dies aus der damaligen 
Lage heraus überhaupt möglich war, einen ab- 
geschlossenen Aufgabenkreis und damit eine 
Begrenzung des Umfangs des Personalkörpers 
für absehbare Zeit zu finden. 

Mit der überaus starken Technisierung des 
Nacliriditenwesens und seiner Verbreitung 
über Presse, Draht, Funk, Film und Fernsehen 
ist auch die Möglichkeit und die Gefahr der 
mißbräuchlichen Beeinflussung der öffentli- 
chen Meinung gewachsen. Jede politische Wil- 
lensbildung hat aber zur Voraussetzung eine 
möglichst objektive und möglichst vollständige 
Unterrichtung. Daher kann sich die Bundes- 
regierung bei Presse- und Ageriturmeldungen 
nur aus einem Vergleich der aus verschiedenen 
Quellen stammenden Nachrichten nach Inhalt 
und Färbung ein geschlossenes Bild ver- 
s dl affen. 

Ais weitere Aufgabe des BPA ist die staats- 
politisdie Aufklärung anzuerkennen, d. h. die 
Unterrichtung der Öffentlichkeit im Inland 
und Ausland über die Ziele der Maßnahmen 
der Bundesregierung. Es ist selbstverständlich, 
daß cs dabei die Grenze zwischen staatspoli- 
tisdier und parteipolitischer Aufklärung sorg- 
sam zu beachten und sich insbesondere von 
einseitiger Propaganda fernzuhalten hat; Par- 
teipolitik zu vertreten, ist Aufgabe der Par- 
teien selbst. 

Das Bundeskanzleramt erhält durch die ihm 
eingegliederte Pressestelle eine übergroße Aus- 
dehnung und eine Belastung mit Aufgaben, 
die nicht zu den eigentlichen Funktionen dieser 
Stelle gehören. Es kann auch durch die stets 
heiklen Fragen der Pressepolitik in einen Mei- 
nungsstreit hineingezogen werden, der seiner 
mehr neutralen Stellung innerhalb der Organisa- 
tion der Bundesregierung nur abträglidi sein 
kann. Man könnte daher daran denken, die 
Pressestelle zu einer Bundesoberbehörde zu 
machen. Die Entscheidung hierüber ist ln erster 
Linie eine polltisclie. Ich begnüge mich damit, 
auf die Problemstellung hingewiesen zu haben. 
Außer Betracht scheint mir die Überführung 
in ein privatwirtschaftliches Unternehmen zu 
liegen. Das Presseamt hat auch Aufgaben, die 
durch eine Stelle außerhalb der Bundesverwal- 
tung nicht wahrgenommen werden sollten. 

Bei der Eigenart der Aufgabe des Amtes 
mußte ich mich gegen die Neigung zu einer 
Vergrößerung des Beamtenkörpers ausspre- 
chen, Icli habe eine andere Organisation des 
Amtes Amrgeschlagen, die mehrere Lösungen 
zuläßt und nur einen Teil der für 1953 ange- 
meldeten Dienstposten anerkennt. 


Deutsche Dienststelle für die Benachrichti- 
gung der nächsten Angehörigen von Gefalle- 
nen der ehemaligen deutschen Wehrmacht in 
Berlin 

419. Die Stadt Berlin erhält auf Grund der Ver- 
waltungsvereinbarung vom 9. Januar/21. März 
1951 beachtliche Bundeszuschüsse zur Finan- 
zierung der Deutschen Dienststelle für die Be- 
nadirichtigung der nächsten Angehörigen von 
Gefallenen (WASt). 

Im Flinblick auf die Fiöhe dieser Bundes- 
zusdiüsse hat mich der Bundesminister )des In- 
nern gebeten, die WASt in organisatorischer 
und wirtschaftlicher Hinsicht zu prüfen. 

Die Dienststelle ist hervorgegangen aus der 
Wehrmachtauskunftsstelle für Kriegerverluste 
und Kriegsgefangene (WASt). Diese wurde 
am 28. August 1939 gemäß dem Mobilma- 
chungsplan und dem Genfer Abkommen vom 
27. Juli 1929 als eine dem Oberkommando 
der Wehrmacht nachgeordnete Dienststelle er- 
richtet. Die WASt wurde nach dem Zusam- 
mcnbrudi 1945 durch eine gemischte alLiierte 
Kommission besetzt und führte auf Grund 
internationaler Abkommen ihre Tätigkeit 
fort. 

Nachdem die Zentralkartei auf die noch 
nicht beurkundeten Stcrbefälle durchgearb eitet 
war und die amerikanische und englische 
Kommission sich am Fortbestand der WASt 
nicht mehr interessiert zeigten, beantragte die 
sowjetische Besatzungsmacht, das gesamte 
Material der WASt zu vernichten. Auf Ein- 
spruch der französischen Kommission wurde 
aber davon Abstand genommen und das Ma- 
terial der WASt durch Beschluß des Alliier- 
ten Kontrollrats vom 14. Juni 1946 der fran- 
zösisdien Gruppe des Kontrollrats zur Weiter- 
bearbeitung übergeben. 

Der Hohe Kommissar der Französilschen 
Republik legt diesen Beschluß dahin aus, „daß 
die Ardiive der WASt voll in das Eigentum 
der französischen Obrigkeit übergehen, die 
einzig und allein verantwortlich für den Ver- 
lauf der Arbeiten dieser Dienststelle Ist, ent- 
sprediend der Genfer Konvention“. Ich habe 
angeregt, die Frage zu prüfen, ob nicht Ver- 
handlungen mit dem Hohen Kommissar der 
Französischen Republik angebahnt werden 
sollen, um zu erreichen, daß das Eigentum an 
dem Material auf die Bundesrepublik über- 
geht. 

Die WASt ist eine Dienststelle von Berlin. 
Der Bund erstattet vom 1. April 1950 lan die 
Aufwendungen nach einem Haushaltsplan, der 
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zwischen 'dem Bundesminister des Innern und 
Berlin vereinbart wird. 

Es ist anzunehmen, daß der Geschäftsanfall 
höchstens noch zwei Jahre unverändert blei- 
ben wird. Dann ist mit einem allmählidien 
Rückgang zu rechnen. Ein Teil der Aufgaben 
der WASt wird jedoch bestehenbleiben, näm- 
lich die Aufgabengebiete, die nach dem ersten 
Weltkrieg durch das Zentralnachweiseamt für 
Kriegsverletzte und Kriegsigräber sowie das 
Zentralarchiv für Wehrmedizin wahrgenom- 
men wurden. Die Dienststelle beschäftigt nur 
Angestellte. 

Bundesministerium für Wirtschaft und 
Bundesstelle für den Warenverkehr der ge- 
werblichen Wirtschaft 

420. Der Bundesminister der Finanzen hatte mich 
gebeten, eine personelle und organisatorische 
Überprüfung der Bundesstelk für den Waren- 
verkehr der gewerblichen Wirtschaft (BfW) 
einschließlich der in diese übergehenden Bun- 
desstelle für Besatzungsbedarf durchzuführen. 
Mit Rücksicht darauf, daß der endgültige Auf- 
gabenbereich der Bundesstelk nodi nicht fesL- 
stand, wurde die Prüfung zunächst zurückge- 
stellt. Als dann aber das Gutachten vor dem 
Abschluß Stand, bat mich der Bundesminister 
für Wirtschaft im Hinblick auf den Haushalt 
1953 um eine entsprechende Prüfung seines 
Ministeriums. Das Gutachten über die BfW 
wurde daraufhin noch nicht abgeschlossen, da 
sich möglicherweise bei der Prüfung des Mini- 
steriums neue Ergebnisse für die Beurteilung 
der Organisation und des Aufgabenbereichs 
der BfW ergeben konnten. Beide Gutachten 
wurden dann zusammen vorgelegt. In dem 
Gutachten habe ich die Wirtschaftsverwaltung 
als Ganzes betrachtet. Bei der Ermittlung des 
staatlichen Aufgabenbereichs allgemein und 
bei der Festlegung der ministeriellen Zustän- 
digkeiten im besonderen stand nicht nur die 
Abgrenzung der Aufgaben zwischen dem 
Ministerium und einer nachgeordneten Bun- 
desobe rbehör de in Rede. Es mußte auch un- 
tersucht werden, ob und 'Inwieweit das Mini- 
sterium durch Übertragung von Aufgaben auf 
die Wirtschaftsministerien 'der Länder sowie 
auf die wirtschaftliche Selbstverwaltung ent- 
lastet werden kann. Schließlich habe ich bei 
meinen Untersuchungen und Vorschlägen 
Wert darauf gelegt, daß 'im Interesse der Ein- 
schränkung der Wirtschaftsverwaltung jede 
Art von Tätigkeit unterbleibt, für die ander- 
weit bereits Träger vorhanden sind: dies gilt 
insbesondere für das weite Gebiet der Stati- 


stik. Auch einer überspannten Planung oder 
Marktbeobaditung, Maßnahmen, die oft nur 
die Begründung für Ausdehnungsbestrebungen 
abgeben, muß energisch entgegengetreten wer- 
den. Bei rückläufiger Entwicklung in den be- 
treffenden Arbeitsbereichen dient eine 
schwache Personalbesetzung oftmals der Be- 
schleunigung des Aufgabenabbaues oder der 
Abwicklung. 

Der Frage der Dekonzentration und De- 
zentralisation von Aufgaben mußte ich schon 
im Hinblick auf die laufend ansteigende Zahl 
der Bediensteten im Ministerium besonderes 
Augenmerk zuwenden. Besteht keine Ober- 
behörde, idie zur Übernahme von Aufgaben 
in der Lage ist, so wäre bei neuen, an die 
staatliche Verwaltung herantretenden oder bei 
Ausweitung der bestehenden Aufgaben eine 
weitere Aufblähung des Ministeriums zu er- 
warten. Wird die Errichtung einer Oberbe- 
hörde unter dem Gesichtspunkt der Ent- 
lastung des Ministeriums gesehen, so wird der 
Einwand hinfällig, daß eine Behörde im Be- 
reiche der Wirtschaftsverwaltung nicht mit 
der Tatsache der freien Marktwirtschaft ver- 
einbar sei, daß sie vielmehr ein verkapptes 
„Lenkungsinstrument'' darstelle. Elnter diesen 
Umständen ist nicht die Frage zu stellen, ob 
eine Oberbehörde der Wirtschaftsverwaltung 
mit der derzeitigen Wirtschaftspolitik verein- 
bar oder ein Rest der Planwirtschaft sei, son- 
dern ob die gesamte staatliche Betätigung Im 
Bereich der Wirtschaftsverwaltung sich aus- 
schließlich im Ministerium entfalten soll oder 
ob es richtiger ist, das Ministerium als Füh- 
rungsinstrument von Verwaltungsaufgaben zu 
entlasten und diese einer nachgeordneten Stelle 
zu übertragen. In Gestalt der Bundesstelle ver- 
fügt der Bundesminister für Wirtschaft über 
eine Oberbehörde, die über den „Warenver- 
kehr" hinaus bereits heute eine Reihe wirt- 
schaftlicher Verwaltungsaufgaben wahrnimmt. 
Es handelt sich nicht darum, ob der Im Be- 
reich „Warenverkehr" allmählich absterben- 
den Bundesstene nun künstlich neue Lebens- 
berechtigung zugeführt werden soll. Wenn man 
aber die Frage der Beschränkung des Mini- 
steriums auf Führungsaufgaben bejaht, so liegt 
es nahe, eine bereits vorhandene Oberbe- 
hörde, in der umfassendes Fachwissen im Ge- 
sa mtbereich der Wirtschaft vereinigt ist, als 
Grundstock für eine zusammenfassende Ober- 
behörde im Bereich der Wirtschaftsverwaltung 
zu benutzen, der alle nichtministeriellen Auf- 
gaben Im Bereidi der Wirtschaftsverwaltung 
in Gegenwart und Zukunft zu übertragen 
wären. 
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Die eingehende Prüfung hat ergeben, daß es 
nicht zweckmäßig ist, die Zahl der Fachabtei- 
lungen des Ministeriums zu verringern. Da- 
gegen habe ich eine andere Verteilung der Re- 
ferate auf die Abteilungen und eine Verlage- 
rung von Aufgaben auf die BfW vorgeschla- 
gen. 

Bei meinen Vorschlägen für die Gliederung 
des Personalkörpers habe ich berücksichtigt, 
daß die Eigenart der Aufgaben des Ministe- 
riums ein anderes Zahlenverhältnis bei der 
Ausstattung mit Kräften des höheren und ge- 
hobenen Dienstes erfordert als bei anderen 
Ministerien. Ich habe jedoch den Eindruck ge- 
wonnen, daß eine Reihe von Arbeiten auf den 
gehobenen Dienst übertragen werden kann. 

Die BfW, deren Gesamtzahl an Kräften 
trotz Übernahme neuer Aufgaben aus dem 
Ministerium nach meinen Vorschlägen erheb- 
lich verringert werden konnte, ist inzwischen 
in der Abwicklung begriffen. Durch beson- 
deres Gesetz Ist ein Bundesamt für gewerbliche 
Wirtschaft errichtet worden, dessen Aufga- 
benbereich allerdings so eng begrenzt wurde, 
daß meine Vorschläge auf Verlagerung von 
Aufgaben nicht voll berücksichtigt werden 
können. 

Bundesausgleichstelle 

421. Das Gesetz zur Regelung der Rechtsverhält- 
nisse der unter Art. 131 GG fallenden 
Personen sieht* im § 65 eine Bundesausgleich- 
stelle (BASt) beim Bundesministerium des In- 
nern vor. Die Durchführung des Gesetzes ist 
im wesentlichen Aufgabe der Länder. Bei der 
Prüfung, die auf einen Beschluß des Haus- 
haltsausschusses des Bundestages zurückgeht, 
hatte der Bundesmiiilster der Finanzen ge- 
beten, auch die personellen Auswirkungen zu 
berücksichtigen, die sich aus der Novelle zum 
Gesetz nach Art. 131 GG ergeben. Ich habe 
darauf hingewiesen, daß eine klare Abgren- 
zung der Aufgaben zwischen dem Fachreferat 
des Bundesminlsteriiums des Innern und der 
BASt vorgenommen werden müßte. Die 
neuen nach der Novelle zum Gesetz zu er- 
wartenden Aufgaben konnten bei meinen 
Vorschlägen noch nicht berücksichtigt werden, 
da damals noch nicht feststand, welcher der 
drei vorliegenden Entwürfe die parlamentari- 
sche Mehrheit finden würde. Allerdings war 
bereits zu übersehen, daß eine gewisse Mehr- 
arbeit meiner Ansicht nach keine Vermehrung 
der Kräfte des höheren Dienstes notwendig 
machen würde. Eine zeitlich begrenzte Ein- 
stellung von Hilfsangestellten im gehobenen 


und mittleren Dienst würde ausreichen, wenn 
meinen Vorschlägen über die Organisation 
und über die Arbeitsweise Rechnung getragen 
würde. Ich konnte auch keiner Vermehrung 
der Planstellen für Beamte zustimmen, weil 
die Aufgaben der BASt von begrenzter Dauer 
und deshalb die Voraussetzungen nach § 4 
BBG in Verbindung mit § 1 1 a RHO für die 
Einrichtung von Planstellen nicht gegeben 
sind, 

Außenabteilung Koblenz des Beauftragten des 
Bundeskanzlers für die mit der Vermehrung 
der alliierten Truppen zusammenhängenden 
Fragen 

422. Der Beauftragte des Bundeskanzlers für die 
mit der Vermehrung der alliierten Truppen 
zusammenhängenden Fragen (Dienststelle 
Blank) hatte mich um ein Organisationsgut- 
achten über idle Außen ab teilung Koblenz sei- 
ner Dienststelle ersucht. Es handelte sich hier- 
bei nicht um die Untersuchung einer im Auf- 
bau bereits abgeschlossenen Einrichtung. Viel- 
mehr ist die Außenabteilung, wie überhaupt 
die Dienststelle Blank, noch’im Entstehen be- 
griffen. Gegenstand und Umfang, insbeson- 
dere der Wlederbewaffnung, standen und 
stehen im einzelnen noch nicht fest. Die 
Außenabteilung Koblenz wird als Abteilung 
V der Dienststelle Blank geführt. Sie ist 
räumlich unid In gewisser Hinsicht 
auch organisatorisch von den übrigen 
Abteilungen der Dienststelle abgesetzt und 
kann nur als eine vorübergehende organisa- 
torische Lösung betrachtet werden, für die Im 
Falle der Wiederbewaffnung eine andere, end- 
gültige Form gefunden werden muß. 

Mit dieser Einschränkung habe ich meine 
Vorschläge für die organisatorischen und per- 
sonellen Maßnahmen bei der Außenabteilung 
vorgelegt, soweit ich sie in diesem Zeitpunkt 
der Entwicklung für notwendig und vertret- 
bar gehalten haibe. 

Bundesanstalt für Flugsicherung 

423. Mit Wirkung vom 1. April 1953 übernahm 
die Bundesrepublik die volle Verantwortlich- 
keit für die verschiedenen Luftverkehrs- 
dienste, Navigationshilfen und Unfallunter- 
suchungen auf dem Gebiet der zivilen Luft- 
fahrt. Durch Gesetz über die Bundesanstalt 
für Flugsicherung vom 23. März 1953 wur- 
den die rechtlichen Grundlagen geschaffen. 
Auf Ersuchen der Bundeminister für Verkehr 
und der Finanzen habe Ich eine Organisations- 
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und Wirtsdiaftlilchkeitsprüfung vorgenomm^n 
und einen Vorbericht erstattet, damit eine 
Entscheidung über die Freigabe der im Haus- 
halt 1953 eingesetzten, aber bis zum Prüfungs- 
abschluß gesperrten Mittel getroffen werden 
konnte. Wenn auch die Überleitung des 
FlugslcheirungSidlenstes mit Ende Juni 1953 
abgeschlossen war, so war hiermit weder orga- 
nisatorisch und personell noch bei den Auf- 
gaben ein Abschluß erreicht. Ich habe mich 
daher ln meinem Gutachten darauf be- 
schränkt, für einen organisatorischen und 
wirtschaftlichen Aufbau einen allgemeinen 
Rahmen zu geben sowie Grundsätze für die 
Personalbesetzung aufzustellen, die auch bei 
neuen Aufgaben und bei Änderungen in den 
Methoden der Flugsicherung ihre Gültigkeit 
behalten. 

Die Neuheit der Aufgaben, die Auswirkung 
internationaler Abkommen, die Verpflichtung 
gegenüber den Besatzungsmächten, die tarif- 
vertragliche Bindung und das Fehlen der mei- 
sten vom Gesetz vorgesehenen Ancurdnungen 
setzten im Zeitpunkt der Prüfung der Gestal- 
tungsmöglichkeit Grenzen. 

Der Aufgabenbereich der Flugsicherung um- 
faßt zu einem gewissen Teil auch Aufgaben 
im Sinne des § 4 des Bundesbeamtengesetzes. 
Ich habe deshalb In meinem Vorschlag eine 
Anzahl von Beamtenstellen besonders In der 
Zentrale vorgesehen. Besondere Schwierigkei- 
ten ergaben sich bei der Bewertung der Dienst- 
posten der Angestellten, deren Bezüge bisher 
während der Tätigkeit für die Besatzungs- 
macht höher lagen. Ich habe vorgeschlagen, 
bei den künftigen Tarifvereinbarungen die 
Unklarheiten, die zu einer ungerechtfertigten 
Überhöhung der Bezüge führen, zu beseitigen. 

Bundesdruckerei 

424. Der Bundesminister der Finanzen hatte mich 
um eine gutachtliche Äußerung über den Um- 
fang und Äufbau eines Stellenplans für die 
Bundesdruckerei gebeten. 

Die Bundesdruckerei ist eine Bunde^be- 
behörde, die der Sach- und Dienstaufsicht des 
Bundesministeriums für das Post- und Fern- 
melde wesen untersteht. 


Die Bundesdruckerei Ist ein Betrieb im 
Sinne des § 15 RHO; ihre Einnahmen und 
Ausgaben werden im Bundeshaushaltsplan 
nicht getrennt veranschlagt, vielmehr wird in 
Ihn nur das voraussichtliche Endergebniis ein- 
gestellt. Das erhalten gebliebene Betriebsver- 
mögen der ehemaligen Reichsdruckerei steht 
auf Grund des Gesetzes Nr. 52 der Militär- 
regierungen noch unter der treuhänderischen 
Verwaltung des Magistrats von Berlin. Die 
Bilanz der Bundesdruckerei weist deshalb nur 
das Vermögen der beiden Betriebe in Frank- 
furt (Main) und Bonn und die in Berlin neu 
geschaffenen Werte als Eigenvermögen der 
Bundesdruckerei aus. Berlin ist jedoch auf 
Grund des Übernahmevertrages verpflichtet, 
das treuhänderisch verwaltete Eigentum der 
früheren Reichsdruckerei und ihre Einrichtun- 
gen unentgeltlich auf den Bund zu übertragen, 
sobald dies zulässig ist. 

Für die Beantwortung der Frage, in welchem 
Umfange Planstellen für Beamte vorgesehen 
werden können, müssen folgende Überlegun- 
gen maßgebend sein: 

Grundsätzlich ist davon auszugehen, daß 
für einen kaufmännisch eingerichteten Betrieb 
wie die Bundesdruckerei keine Beamtenstellen 
auszubringen sind, weil sich Aufgaben, die von 
Beamten wahrgenommen werden müssen (vgl. 
§ 4 BBG), in solchen Betrieben im allgemei- 
nen nicht stellen. Doch gibt es Ausnahmen 
von dieser Regel. Das kommt auch in § 15 
Abs. 2 RHO zum Ausdruck. Auch bei der 
Bundesdruckerei müssen m. E. Ausnahmen ge- 
macht werden. Mit dem Stellenplan habe ich 
auch eine Organisationsänderung vorgeschla- 
gen, die den Erfordernissen eines kaufmän- 
nischen Betriebes besser als die bisherige Rege- 
lung Rechnung trägt. 

VL Schlußbemerkung 

425. Der Darstellung der Prüfungsergebnisse und 
ihrer rechtlichen Würdigung hat der Große 
Senat des Bundesrechnungshofs zugestimmt. 

Frankfurt (Main), den 21. Dezember 1954 

Der Präsident des Bundesrechnungshofs 

Mayer 
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Verzeichnis der Hinweise und Abkürzungen 

Hinweise 


Aktiengesetz vom 30. Januar 1937 RGBL 

Allgemeine Dienstordnung (ADO) für 
nichtbcamtete Gcfolgschaftsmitglieder 
bei öffentlichen Verwaltungen und Be- 
trieben, insbesondere zur allgemeinen 
Tarifordnung für Gefolgschaftsmitglie- 
der im öffentlichen Dienst 

vom 30. April 1938 RGBl. 

Angcstelltenversicherung, siehe Sozial- 
versicherung 


S. 107 Erste Landesverordnung zur Durch- 

führung des Landesgesetzes über Ar- 
beitslosenhilfe, Rheinland-Pfalz 
vom 1. März 1950 


Artikel 131 des Grundgesetzes 

Gesetz zur Regelung der Reditsver- 
hältnisse der unter Artikel 131 GG 
fallenden Personen (BRG) 
vom 11. Mai 1951 


Arbcitslosenfürsorge, siehe Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung 

Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung 

Gesetz über — (AVAVG) 

vom 16, Juli 1927, in der Fassung 
vom 12. Oktober 1929 RGBl. 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung 

vom 9. Dezembr 1952 BGBl. 


Neufassung vom 1. September 1953 

Rundschreiben des Bundesministers 
des Innern und des Bundesministers 
der Finanzen zur Ausführung des Ge- 
setzes 

vom 21. Mai 1951 

S 1 62 

Bemerkungen 1949/1950 

Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofs zu den Bundeshaushaltsrechnun- 
gen für die Rechnungsjahre 1949 und 
S. 790 1950 


Verordnung Nr. 117 der britischen 
Militärregierung über Arbeitslosen- 
fürsorge Amtsblatt der 

britischen Militär- 
regierung S. 652 

Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung, Gesetz 
über die Errichtung einer — 

vom 10. März 1952 BGBl. I S. 123 


Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
von Vorschriften auf dem Gebiete der 
Arbeitslosenversicherung und der Ar- 
bcitslosenfürsorge 

vom 24. August 1953 BGBl. I S. 1022 


Gesetz über die Anrechnung von Ren- 
ten in der Arbeitslosenfürsorge 

vom 18. Juli 1953 BGBl. I S. 660 

Gesetz über die verstärkte Förderung 
von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
aus Mitteln der Bundesanstalt für Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung 

vom 4. August 1953 BGBl. I S. 719 


Richtlinien für die verstärkte Förde- 
rung von Maßnahmen der wertschaf- 
fenden Arbeitslosenfürsorge 
vom 10. März 1954 


Dienstblatt der 
Bundesanstalt für 
Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeits- 
losenversicherung 
S. 171 


Bergarbeiter- Wohnungsbau 

Gesetz zur Förderung des Bergarbei- 
ter-Wohnungsbaues im Kohlenbergbau 
vom 23. Oktober 1951 

Berlin 

Gesetz über die Stellung des Landes 
Berlin im Finanzsystem des Bundes, 
siehe Drittes Überleitungsgesetz 

Besatzungslasten 

Verwaltungsabkommen zwischen Bund 
und Ländern über die Durchführung 
der Aufgaben auf dem Gebiete der 
Besatzungslasten 
vom 16. März 1950 

desgl. auf dem Gebiete der Verteidi- 
gungslasten einschl. der Besatzungs- 
lasten 

vom 23. März 1953 

Abkommen zwischen den amerika- 
nischen Streitkräften und dem Bun- 
desminister der Finanzen über die 
Durchführung von Baumaßnahmen 
der amerikanisdien Streitkräfte durch 
die deutsche Bauverwaltung (Auftrags- 
bauten — Grundsätze — ABG 1954) 
vom 8. März 1954 


GVBl. Rheinland- 
Pfalz S. 223 


BGBl. I S. 307 
BGBl. I S. 1288 


GMBl. S. 123 


Drucksache 396 
Deutscher Bundes- 
tag 2. Wahl- 
periode 1953 


BGBl. I S. 865 


MinBlFin, S, 202 


MinBlFin. S. 763 


MinBlFin. S. 189 
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Besoldungsgesetz 

vom 16. Dezember 1927 

in der Fassung nadi der letzten Än- 
derung und Ergänzung durdb das 
Reichsgesetz 

vom 30. März 1943 

und durch das Zweite und Dritte Ge- 
setz zur Änderung und Ergänzung 
vom 20. August 1952 

und vom 27. März 1953 

Besoldungsvorschriften 

Ausführungsbestimmungen zum Be- 
soldungsgesetz vom 16. Dezember 
1927 in der ab 1. April 1940 gelten- 
den Fassung (Verordnung des RdF 
vom 15. Mai 1940 RBB S. 139) und 
unter Einarbeitung der Änderungen 
nach dem Erlaß des RdF vom 
8. August 1943 (RBB S. 167) sowie 
der Ersten und Zweiten VO zur Än- 
derung der Ausführungsbestimmun- 
gen zum Besoldungsgesetz vom 
6. August 1953 bzw. 23. Dezember 
1953 (BGBl. I S. 927 und S. 1588) 

Branntweinmonopolgesetz 

Gesetz über das Branntweinmonopol 
vom 8. April 1922 

Bundesanstalt für Flugsicherung, siehe 
Flugsicherung 

Bundesautobahnen 

Gesetz über die vermÖgensreditlichen 
Verhältnisse der — und sonstigen 
Bundesstraßen des Fernverkehrs 
vom 2. März 1951 

Bundesbeamtengesetz 
vom 14. Juli 1953 

Bundesbeauftragter für Wirtschaftlich- 
keit in der Verwaltung (BWV) 

Bekanntmachung über den — 
vom 30. Juni 1952 

Bundesgrenzschutz 

Gesetz über den — und die Errichtung 
von Bundesgrenzschutzbehörden 
vom 16. März 1951 

Bundesjugendplan, Erster 

vom 20. Dezember 1950 
Bundesjugendplan, Zweiter 
vom 24. November 1951 

Riditlinien für den Zweiten Bundes- 
jugendplan 

vom 27. Dezember 1951 

Richtlinien für den Fünften Bundes- 
jugendplan 

vom 12. März 1954 


RGBl. I S. 349 

RGBl. I S. 189 

BGBl. I S. 582 
BGBl. I S. 81 


RGBl. I S. 405 

BGBl. I S. 157 

BGBl. I S. 551 


Bundesanzeiger 
Nr. 128 

BGBl. I S. 201 

GMBl. S. 146 
GMBl. S. 279 

GMBl. S. 281 

GMBl. S. 137 


Bundesmonopolverwaltung für Brannt- 
wein 

Gesetz über die Errichtung der — 
vom 8. August 1951 

Bundespersonalausschuß, Verordnung 
über den — 

vom 15. Juni 1950 

Bundesrechnungshof (BRH) 

Gesetz über Errichtung und Aufgaben 
des — (BRHG) 
vom 27. November 1950 

Begründung zu diesem Gesetz 

Bemerkungen, siehe Bemerkungen 
1949/1950 

Denkschrift, siehe Denkschrift 1949/ 
1950 

Bundesrichtlinien 1953 zu § 64a RHO, 
siehe Zuwendungen 

Bundesversorgungsgesetz 

Gesetz über die Versorgung der 
Opfer des Krieges 

vom 20. Dezember 1950 

Verwaltungsvorsdiriften 
vom 1. März 1951 


Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte, siehe Sozialversicherung 

Bundesverwaltungsgericht 
Gesetz über das — 

vom 23. September 1952 

Denkschrift 1949/1950 

Denkschrift des Präsidenten des Bun- 
desrechnungshofs zu den Bundeshaus- 
haltsrcchnungen für die Rechnungs- 
jahre 1949 und 1950 

Deutsches Beamtengesetz (DBG) 
vom 26. Januar 1937 

Bundesfassung 
vom 30. Juni 1950 

D-Markbilanzgesetz 

Gesetz über die Eröffnungsbilanz in 
Deutscher Mark und die Kapitalneu- 
festsetzung 

vom 21. August 1949 

Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
(D-Markbilanzgesetz) 

vom 28. Dezember 1950 

Vcrwaltungsanordnung betr. steuer- 
liche Richtlinien zum D-Markbilanz- 
gesetz 

vom 6. Juli 1950 


BGBl. I S. 491 


BGBl. I S. 216 


BGBl. I S. 765 

Bundesanzeiger 
1950 Nr. 232 


BGBl. S. 791 


Bundesversor- 
gungsblatt 
Nr. 2a S. 1 


BGBl. I S. 625 


Drucksache 396 
Deutscher Bundes- 
tag 2. Wahl- 
periode 1953 


RGBl. I S. 39 


BGBl. S. 279 


WiGBl. S. 279 und 
BGBl. 1950 S. 2 


BGBl. S, 811 


MinBlFin. S. 431 


141 



Verwaltungsanordnung betr. Ände- 
rung und Ergänzung hierzu 

vom 28. Mal 1951 Bundessteuerblatt 

Ausg. A Teil I 
S. 174 

Einfuhrbewilligungsverfahren, siehe 
JEIA 

Einkommensteuer 

Einkommensteuergesetz in der Fassung 

vom 17. Januar 1952 (EStG 1951) BGBl. I S. 33 

Gesetz zur Änderung steuerlidier 
Vorschriften und zur Sicherung der 
Haushaltsführung 

vom 24. Juni 1953 BGBl. I S. 413 

Einkommensteuergesetz in der 
Fassung 

vom 15. September 1953 BGBl. I S. 1355 


Gesetz über die Inansprudmahme 
eines Teils der Einkommensteuer 
durch den Bund im Rechnungsjahr 
1952 

vom 25. Juli 1952 BGBl. I S. 389 

Siehe auch Steuern 


ERP-Sondervermögen, siehe wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit 

Finanzverwaltung 

Erstes Gesetz über die — 

vom 6. September 1950 BGBl, S. 448 

Zweites Gesetz über die — 

vom 15. Mai 1952 BGBl. I S. 293 

Flüchtlingsrentengesetz 

Gesetz über die Regelung der An- GVBl. Bayern 
Sprüche der Flüchtlinge aus der So- 1947 S, 215 
zialversicherung (Flüchtlingsrenten- Qyßj j^^gsen 

gesetz) beschlossen vom süddeutsdien 
Länderrat am 9. September 1947 

Flugsicherung 

Gesetz über die Bundesanstalt für — 

vom 23. März 1953 BGBl. I S. 70 


Fürsorgepflicht 

Verordnung der Reidisregierung 
über die — 

vom 13. Februar 1924 RGBl, I S. 100 

Reichsgrundsätze über Voraussetzung, 

Art und Maß der öffentlichen Für- 
sorge (RGr), in der Fassung 
vom 1. August 1931 RGBl. I S. 441 

Genfer Abkommen über Auskunftsstelle 
für Kriegerverluste und Kriegsgefangene 

vom 27. Juli 1929 RGBl. 1934 II 

S. 207 und 227 

Geschäftsraummietengesetz 

Gesetz zur Regelung der Miet- und 
Paduverhältnisse über Gesdtäftsräume 


und gewerblich benutzte unbebaute 
Grundstücke (Gesdiäftsraummieten- 
gesetz) 

vom 25. Juni 1952 

Gesetz Nr. 47 der Alliierten Hohen 
Kommission 

über Entsdiädigung für Besatzungs- 
sdiäden 

vom 8. Februar 1951 

Durchführungsverordnung Nr. 1 
vom 6. Februar 1952 

Durchführungsverordnung Nr. 2 
vom 6. März 1952 

Gesetz Nr. 52 der Militärregierung 


Gesetz Nr. 56 der Militärregierung — 
Dcutsdiland 

Amerikanische Zone und Land Bre- 
men: Verbot der übermäßigen Kon- 
zentration deutscher Wirtschaftskraft 
vom 1. April 1947 


Grundbetragserhöhungsgesetz, siehe 

Sozialversicherung 

Grundgesetz für die Bundes’republik 

Deuschland 

vom 23. Mai 1949 

Grundsteuer 

Gesetz zur Änderung des Grund- 
steuergesetzes 

vom 10. August 1951 

Grundstücke 

Erste Anordnung über die Entschädi- 
gung für die Requisition von Grund- 
stücken (1. GREAO) 
vom 31. Januar 1949 


Güterkraftverkehrsgesetz (GüKG) 
vom 17. Oktober 1952 

Handelsschiffe 

Gesetz über Darlehen zum Bau und 

Erwerb von — 

vom 27. September 1950 

Begründung 

Erste Durchführungsverordnung dazu 
vom 22. Dezember 1950 

Haushaltsgesetze 

Gesetz über die Aufstellung und Aus- 
führung des Bundeshaushaltsplans für 


BGBl. I S. 378 


Amtsblatt der 
Alliierten Hohen 
Kommission 
S. 767 


desgl. S. 1506 


desgl. S. 1548 

Amtsblatt der 
Militärregierung 
Kontrollgebiet 
der 21. Armeegr. 
Nr. 3 S. 18 


Amtsblatt der 
Militärregierung 
amcrik. Zone 
Ausgabe C 
S. 2 


BGBl. S. 1 


BGBl. I S. 515 


Ministerialblatt 
für das Land 
Nordrhein-West- 
falen S. 70 

BGBl. I S. 697 


BGBl. S. 684 

Bundesratsdruck- 
sache Nr. 308/50 

BGBl. 1951 I S. 69 
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das Rechnungsjahr 1949 sowie über 
die Haushaltsführung und über die 
vorläufige Rechnungsprüfung im 
Bereidi der Bundesverwaltung (Haus- 
haltsgesetz 1949 und Vorläufige 
Haushaltsordnung) 

vom 7. Juni 1950 BGBl. S. 199 


Gesetz über die Feststellung des Bun- 
deshaushaltsplans 

für das Rechnungsjahr 1950 

vom 29. Juli 1951 BGBl. II S. 125 

für das Rechnungsjahr 1951 

vom 7. Dezember 1951 BGBl. II S. 201 


Nachtrag dazu 

vom 20. August 1952 

für das Rechnungsjahr 1952 
vom 25. Juni 1952 

Nachtrag dazu 

vom 9. April 1952 

für das Rechnungsahr 1953 
vom 24. Juli 1953 

für das Rechnungsjahr 1954 
vom 26. Mai 1954 


BGBl. II S. 711 
BGBl. II S. 605 
BGBl. II S. 99 
BGBl. II S. 159 
BGBl. II S. 541 


Haushaltsrecht 

Reichshaushaltsordnung (RHO) 

vom 31. Dezember 1922, in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
14. April 1930 RGBl. II S. 693 

nebst Änderungen 


vom 13. Dezember 1933 
vom 23. März 1934 
vom 17. Juni 1936 
vom 30. April 1938 
vom 14. Juli 1953 


RGBl. II S. 1007 
RBGl. I S. 232 
RGBl. II S. 209 
RGBl. II S. 145 
BGBl. I S. 551 


Gesetz über die Aufstellung und Aus- 
führung des Bundeshaushaltsplans 
für das Rechnungsjahr 1949 sowie 
über die Haushaltsführung und über 
die vorläufige Rechnungsprüfung im 
Bereich der Bundesverwaltung (Haus- 
haltsgesetz 1949 und Vorläufige 
Hausnaltsordnung) 

vom 7. Juli 1950 BGBl. S. 199 

Siehe auch Bundesrechnungshof 


Heimkehrergesetz 

Gesetz über Hilfsmaßnahmen für 
Heimkehrer (Heimkehrergesetz) 

vom 19. Juni 1950 BGBl. S. 221 


Hochseefischerei 

Notgesetz für die deutsche Hochsee- 
fischerei 

vom 16. März 1950 BGBl. S. 44 


JEIA 

Anweisung Nr. 29. Einfuhrbewilli- 
gungsverfahren, in Kraft getreten am 
28. Februar 1949 


Kohlenbergbau, siehe Bergarbeiter- 
wohnungsbau 

Kreditgewinnabgabe 

2. Sammelerlaß des Bundesministers 
der Finanzen zur — 
vom 12. Juli 1954 


Kriegerverluste und Kriegsgefangene, 
siehe Genfer Abkommen 

Kriegsfolgenhilfe 

Runderlaß des Bundesministers des 
Innern und des Bundesministers der 
Finanzen, Abrechnung über die Auf- 
wendungen der Kriegsfolgenhilfe ab 
1. April 1950 
vom 17. März 1950 

Lastenausgleich 

Gesetz zur Sicherung von Forderun- 
gen für den Lastenausgleich 
(HypSichG) 

vom 2. September 1948 

Gesetz zur Änderung dieses Gesetzes 
vom 10. August 1949 

Erste DVO vom 7. September 1948 

Zweite DVO vom 8. August 1949 

Gesetz zur Milderung dringender 
sozialer Notstände (Soforthilfegesetz 
-- SHG) 

vom 8. August 1949 

Lastenausgleichsgesetz. Gesetz über 
den Lastenausgleich (LAG) 
vom 14. August 1952 

Laufbahnrichtlinien 

Verordnung über die Vorbildung 
und die Laufbahnen der deutschen 
Beamten 

vom 28. Februar 1939 
Bundesfassung 

Mietpreisrecht, siehe Preisbildung 

Mineralölsteuergesetz 

Gesetz zur Änderung des — 
vom 19. Januar 1951 

Verordnung zur Durchführung des 
Mineralölsteuergesetzes (MinöStDV) 
vom 25. März 1939 in der Fassung 
vom 26. Mai 1953 


Außenhandels- 
mappe d. Verwal- 
tung f. Wirtschaft 
des Vereinigten 
Wirtschafts- 
gebietes 


Bundessteuerblatt 
Ausg. A Teil I 
S. 350 


GMBl. S. 19 


WiGBl. S. 87 


WiGBl. S. 232 
WiGBl. S. 88 
WiGBl. S. 233 


WiGBl. S. 205 


BGBl. I S. 446 


RGBl. I S. 371 
BGBl. I 1951 S. 90 


BGBl. I S. 73 


BGBl. I S. 237 
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Mineralölwirtschaft 

Gesetz zur Aufhebung und Ergänzung 
von Vorschriften auf dem Gebiete 
der — 

vom 31. Mai 1951 
Muttersdiutzgesetz 

Gesetz zum Schutze der erwerbstäti- 
gen Mutter (Mutterschutzgesetz) 
vom 24. Januar 1952 

Preisbildung 

Verordnung über die Preise bei 
öffentlichen Aufträgen (VPÖ) 
vom 11. August 1943 

Verordnung über die Preisermittlung 
auf Grund der Selbstkosten bei Lei- 
stungen für öffentliche Auftraggeber 
vom 15. November 1938 

nebst Leitsätzen für die Preisermitt- 
lung auf Grund der Selbstkosten 
(LSÖ) 

Verordnung über die Baupreisbildung 
(Baupreisverordnung) 
vom 16. Juni 1939 

ersetzt durch Verordnung PR Nr. 32/ 
51, 5/52, 36/52 und 32/53 (vgl. nach- 
stehend) 

Verordnung über die Preisermittlung 
auf Grund der Selbstkosten bei Bau- 
Icistungen für öffentliche Auftrag- 
geber 

vom 25. Mai 1940 

nebst Leitsätzen für die Preisermitt- 
lung auf Grund der Selbstkosten 
(LSBÖ) 

Verordnung über die Änderung der 
Leitsätze für die Preisermittlung auf 
Grund der Selbstkosten bei Leistun- 
gen für öffentliche Auftraggeber 
(LSÖ) und 

der Leitsätze für die Preisermittlung 
auf Grund der Selbstkosten bei Bau- 
leistungen für öffentliche Auftrag- 
geber (LSBÖ) 
vom 12. Februar 1942 

Verordnung PR Nr. 32/51 über die 
Baupreisbildung für öffentliche und 
mit öffentlichen Mitteln finanzierte 
Aufträge (Baupreisverordnung) 
vom 11. Mai 1951 

Verordnungen zur Ergänzung der 
Verordnung PR Nr. 32/51 (Baupreis- 
verordnung) 

PR Nr. 5/52 vom 18. Januar 1952 
PR Nr. 36/52 vom 6. Mal 1952 
PR Nr. 32/53 vom 14. Dezember 1953 


BGBL I S. 371 


BGBl. I S. 69 


RGBl. I S. 482 


RGBL I S. 1623 


RGBl. I S. 1041 


RGBl. I S. 850 


RGBl. I S. 89 


Bundesanzeiger 
Nr. 92 


Bundesanzeiger 
Nr. 16 


Bundesanzeiger 
Nr. 91 


Bundesanzeiger 
Nr, 248 


Verordnung PR Nr. 30/53 über die 
Preise bei öffentlidien Aufträgen 
vom 21. November 1953 

nebst Leitsätzen für die Preisermitt- 
lung auf Grund von Selbstkosten 

Verordnung PR Nr. 71/51 über 
Maßnahmen auf dem Gebiete des 
Mietpreisrechts 

vom 29. November 1951 

nebst Änderungen durch 
Verordnung PR Nr, 78/52 
vom 22. Dezember 1952 

Verordnung PR Nr. 33/53 
vom 19. Dezember 1953 

Mieten für Geschäftsräume, siehe Ge- 
schäftsraummietengesetz 

Rechnungslegungsordnung für das Reich 
(RRO) 

vom 3. Juli 1929 


Reichsabgabenordnung (AO) 
vom 22. Mai 1931 

Reichsfürsorgepfliditverordnung (RFV), 
siehe Fürsorgepflicht 

Reichsgrundsätze über Einstellung, An- 
stellung und Beförderung 
vom 14. Oktober 1936 

Bundesfassung 

Rcichsgrundsätze über Voraussetzung, 
Art und Maß der öffentlichen Fürsorge 
(RGr), in der Fassung 
vom 1. August 1931 

Reichshaushaltsordnung (RHO), siehe 
Haushaltsrecht 

Reichskassenordnung (RKO) 

vom 6. August 1927 in der Fassung 
vom 8, Januar 1931 


Reichsknappschaftsgesetz (RKG), siehe 
Sozialversicherung 


Reidisverfassung, Weimarer Verfassung 
vom 11. August 1919 

Reidisvermögen 

Gesetz zur vorläufigen Regelung der 
Rechtsverhältnisse des — und der 
preußischen Beteiligungen (Vorschalt- 
gesetz) 

vom 21. Juli 1951 

Verordnung zur Durchführung des 
§ 6 dieses Gesetzes 
vom 26. Juli 1951 


Bundesanzeig/er 
Nr. 244 

BGBl. I S. 920 

Bundesanzeiger 
Nr. 250 

Bundesanzeiger 
Nr. 248 

Reichsministerial- 
blatt S. 439 

RGBl. I S. 161 

RGBl. I S. 893 
BGBl. I 1951 S. 88 

RGBl. I S. 441 

Reichsministerial- 
blatt S. 7 

RGBl. S. 1383 

BGBL I S. 467 

BGBL I S. 471 
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Reichsversicherungsordnung, siehe So- 
zialversicherung 

Rentenzulagegesetz, siehe Sozialversiche- 
rung 

Schleswig-Holstein 

Gesetz über eine Finanzhilfe für das 
Land Schleswig-Holstein 

vom 29. März 1951 BGBl. I S. 217 

Selbstverwaltungsgesetz, siehe Sozialver- 
sicherung 

Soforthilfe, siehe Lastenausgleich 

Sozialversicherung 

Reichsversicherungsordnung (RVO) 

vom 19. Juli 1911 RGBl. I S. 779 

in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 15. Dezember 1924 

Angestelltenversicherungsgesetz (AVG) 
vom 20. Dezember 1911 

in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 28. Mai 1924 RGBl. I S. 563 

Pvcichsknappschaftsgesetz (RKG) 

vom 23. Juni 1923 RGBl. I S. 431 

Gesetz über die Anpassung von Lei- 
stungen der Sozialversicherung an das 
veränderte Lohn- und Preisgefüge 
und über ihre finanzielle Sidierstel- 
lung (Sozialversicherungs- Anpassungs- 
gesetz) 

vom 17. Juni 1949 WiGBl. S. 99 

Verordnung zur Durchführung die- 
ses Gesetzes 

vom 27. Juni 1949 WiGBl. S. 101 

Gesetz zur Änderung und Er- 
gänzung des Gesetzes über die Selbst- 
verwaltung und über Änderungen 
von Vorscäiriftcn auf dem Gebiet der 
Sozialversicherung (Selbstverwaltungs- 
gesetz) 

vom 22. Februar 1951 BGBl. I S. 124 

Neufassung dieses Gesetzes 

vom 13. August 1952 BGBl. I S. 427 

Gesetz über die Gewährung von Zu- 
lagen in den gesetzlidien Rentenver- 
sicherungen und über Änderungen des 
Gemeinlastverfahrens (Rentenzulagen- 
gesetz) 

vom 10. August 1951 BGBl. I S. 505 

Gesetz über die einstweilige Gewäh- 
rung von Teuerungszulagen zur Ab- 
geltung von Preiserhöhungen bei 
Grundnahrungsmittein (Teuerungs- 
zuiagengesetz) 

vom 10. August 1951 
in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 25. Juni 1952 BGBl. I S. 354 


Gesetz über Zulagen und Mindest- 
leistungen in der gesetzlichen Unfall- 
versicherung und zur Überleitung des 
Unfallversidierungsrechts im Lande 
Berlin 

vom 29. April 1952 BGBl. I S. 253 

Gesetz über die Erhöhung der Ein- 
kommensgrenzen in der Sozialver- 
sicherung und der Arbeitslosenver- 
sicherung und zur Änderung der 
Zwölften Verordnung zum Aufbau 
der Sozialversicherung 

vom 13. August 1952 BGBl. I S. 437 

Gesetz zur Änderung der §§ 1274 ff. 
der Reichsversicherungsordnung 

vom 13. August 1952 BGBl. I S. 443 

Gesetz über die Erhöhung der Grund- 
beträge in der Rentenversicherung 
der Arbeiter und der Rentenversiche- 
rung der Angestellten sowie über die 
Erhöhung der Renten in der knapp- 
schaftlichcn Rentenversidierung 
(Grundbetragserhöhungsgesetz) 
vom 17. April 1953 BGBl. T S. 125 

Gesetz über Fremdrenten der Sozial- 
versicherung an Berechtigte im Bun- 
desgebiet und im Lande Berlin, über 
Leistungen der Sozialversicherung an 
Berechtigte im Ausland sowie über 
freiwillige Sozialversicherung 

vom 7. August 1953 BGBl. I S. 848 

Gesetz über die Errichtung der Bun- 
desversicherungsanstalt für Angestellte 

vom 7. August 1953 BGBl. I S. 857 

Sozialgerichtsgesetz 

vom 3. September 1953 BGBl. I S. 1239 

Steuern 

Zweite Verordnung zur Durchfüh- 
rung des Zweiten Gesetzes zur vor- 
läufigen Neuordnung von Steuern 

vom 5. Dezember 1949 WiGBl. S. 314 

Siehe auch Einkommensteuergesetz 

Teuerungszulagengesetz, siehe Sozial- 
versicherung 

Überleitungsgesetze 

Gesetze zur Überleitung von Lasten 
und Deckungsmitteln auf den Bund 

Erstes Überleitungsgesetz in den Fas- 
sungen 

vom 21. August 1951 BGBL I S. 779 

und vom 4. September 1953 BGBL I S. 1320 

Zweites Überleitungsgesetz 

vom 21. August 1951 BGBL I S. 774 

Drittes Überleitungsgesetz (Gesetz 
über die Stellung des Landes Berlin 
im Finanzsystem des Bundes) 

vom 4. Januar 1952 BGBL I S. 1 
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in den Fassungen 


vom 31. Januar 1952 

BGBl. 

I 

S. 

115 

und vom 20. Dezember 1952 

BGBl. 

I 

s. 

228 

und vom 28. März 1953 

BGBl. 

I 

s. 

88 

Umsatzsteuergesetz (UStG) 

vom 16. Oktober 1934 

RGBl. 

I 

s. 

142 

Anderungsgesetz 

vom 28. Juni 1951 

BGBl. 

I 

s. 

402 


Umsatzsteuervergütungen nadi der 
Währungsreform 

Verordnung über — 

vom 11, April 1949 WiGBl. S. 64 

Unfallversicherung, siehe Sozialver- 
sicherung 

Vermögen des Bundes 

Entwurf der Budiführungs- und 
Rechnungslegungsordnung für das — 

(VBRO) 

vom 16. März 1953 MinBlFin. S. 166 

Verordnung Nr. 117 der britischen 
Militärregierung über Arbeitslosen- 
fürsorge Amtsblatt der 

britischen Militär- 
regierung S. 652 

Verwendungsnachweis, siehe Zuwen- 
dungen 

Vorprüfungsordnung für die Bundes- 
verwaltung (VPOB) 

vom 12. Februar 1953 MinBlFin, S. 114 

Vorschaltgcsetz, siehe Reichsvermögen 

Weimarer Verfassung, siehe Reichsver- 
fassung 

Wertzoll, siehe Zolltarif 
Wetterdienst 

Gesetz über den Deutschen — 

vom 11. November 1952 BGBl. I S. 738 

Abkommen und Statut der Körper- 
schaft des öffentlichen Rechts „Deut- 
scher Wetterdienst in der US-Zone“ 

vom 24. Mai 1946 GBl. Bremen 1947 

S. 281 


Wiederaufbaugesetz 

Gesetz über Darlehen zum Bau und 
Erwerb von Handelsschiffen 

vom 27. September 1950 BGBl. S. 684 

Wirtschaftliche Zusammenarbeit zwi- 
schen den Vereinigten Staaten von 
Amerika und der Bundesrepublik 
Deutschland 

Gesetz betr. das Abkommen vom 
15. Dezember 1949 über — 

vom 31, Januar 1950 BGBl. S. 9 

Verordnung über die Kontrolle von 
Einfuhren, die mit Marshallplanmit- 
teln finanziert werden 

vom 6. Februar 1950 BGBl. S. 27 

Gesetz über die Verwaltung des ERP- 
Sondervermögens 

vom 31. August 1953 BGBl. I S. 1312 

Wirtschaftsbestimmungen für die Reichs- 
behörden (RWB) 

vom 11. Februar 1929 Reichsministerial- 

blatt S. 49 

Wirtschaftsstrafgesetz 

Bekanntmachung der Neufassung des 
Wirtschaftsstrafrechts (Wirtschafts- 
strafgesetz) 

vom 25. März 1952 BGBl. I S. 189 

Gesetz zur weiteren Vereinfachung 
des Wirtschaftsstrafrechts (Wirtschafts- 
strafgesetz 1954) 

vom 9. Juli 1954 BGBl. I S. 175 

Wohnungsbaugesetz, Erstes — 

vom 24. April 1950 BGBl. S. 83 

Neufassung 

vom 25. August 1953 BGBl. I S. 1047 

Zolltarif 

Verordnung zur Durchführung des 
Artikels II des Zolltarifgesetzcs 
(Wertzollordnung (~ WertZO — )) 

vom 21. September 1951 BGBl, I S. 835 

Zuwendungen des Bundes an außerhalb 
der Bundesverwaltung stehende Stellen 

Richtlinien der Bundesregierung betr. 

— und für den Nachweis der Ver- 
wendung der Mittel nach § 64 a 

Abs. 1 RHO 

vom 1. April 1953 MinBlFin. S. 369 
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Abkürzungen 




ABC Allied Bank Commission (Alliierte Bank-Kom- 

mission) 

ADO Allgemeine Dienstordnung 

AG Aktiengesellschaft 

AHK Alliierte Hohe Kommission 

Alfu Arbeitslosenfürsorgeunterstützung 

Alu Arbeitslosenunterstützung 

AN Amtliche Nachriditen für die Reidisversiche- 

rung 

AO Reichsabgabenordnung 

aplm. außerplanmäßig 

Art. Artikel 

ATO Allgeirieine Tarifordnung für Arbeitnehmer im 

öffentlichen Dienst 

AVAVG Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversidierung 

AVG Angestelltenversicherungsgesetz 

BBG Bundesbeamtengesetz 

Berner- Bemerkungen des Bundesrechnungshofs zu den 

kungen Bundeshaushaltsrechnungen für die Rechnungs- 

1949/1950 jahre 1949 und 1950, Drucksadie 396 Deut- 
scher Bundestag 2. Wahlperiode 1953 

BGBL Bundesgesetzblatt 

BICO Bipartite Control Office (Zweimächte-Kon- 

trollamt) 

BPA Bundespresse- und Informationsamt 

Branntw- Branntweinmonopol-Gesetz 

MonG 

BRG Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse 

der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fal- 
lenden Personen 

BBJHIG Gesetz über Errichtung und Aufgaben des 

Bundesrechnungshofs 

Bundes- Richtlinien der Bundesregierung vom 1. April 

richtlinien 1953 betr. Zuwendungen des Bundes an außer- 

1953 zu halb der Bundesverwaltung stehende Stellen 

§ 64a RHOund für den Nachweis der Verwendung der 
Mittel nach § 64 a Abs, 1 RHO 

BV Besoldungsvorschriften 

BVG Bundesversorgungsgesetz 

BWV Bundesbeauftragter für Wirtschaftlichkeit in 

der Verwaltung 


CARE Cooperative for American Remittances to 
Europe 

cif cost, Insurance, freight (frei von Kosten für 

Verladung, Versicherung und Fracht) 

CRALOG Council of Relief Agencies Licensed for 
Operation in Germany 

DBG Deutsdies Beamtengesetz 

Denkschrift Denkschrift des Präsidenten des Bundesrech- 
1949/1950 nungshofs zu den Bundeshaushaltsrechnungen 
für die Rechnungsjahre 1949 und 1950, Druck- 
sadle 396 Deutsdier Bundestag 2. Wahlperiode 
1953 

DMBG D-Markbilanzgesetz 
DPA Deutsches Patentamt 

DRK Deutsches Rotes Kreuz 

DVO Durdiführungsverordnung 

EGA Economic Cooperation Administration (Ver- 

waltung für wirtschaftliche Zusammenarbeit) 

Epl. Einzelplan 

ERP European Recovery Program (Europäisches 

Wiederaufbauprogramm) 

ERP-SV ERP-Sondervermögen 

EStG Einkommensteuergesetz 

EVG Europäische Verteidigungsgemeinschaft 

FOA Foreign Organization Administration (US-Amt 

für Auslandshilfe) 

FVG Gesetz über die Finanzverwaltung 

GARIOA Government and Relief in Occupied Areas 

(Regierungszuwendungen für die Unterstützung 
der besetzten Gebiete) 

GARIOA- GARIOA-Gegenwertfonds 
Counter- 
partfund 

GBL Gesetzblatt 

GG Grundgesetz für die Bundesrepublik 

Deutschland 

GMBl. Gemeinsames Ministerialblatt 

GüKG Güterkraftverkehrs-Gesetz 

GVBL Gesetz- und Verordnungsblatt 

HKG Helmkehrergesetz 
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RWß 


HypSidiG Gesetz zur Sicherung von Forderungen für den 

Lastenausgleich 

JEIA Joint Export Import Agency 

KU Kurzarbeiterunterstützung 

LAG Lastenausgleidisgesetz 

MinBlFin. Ministerialblatt des Bundesministeriums der 

Finanzen 

Mio Million 

Mrd. Milliarde 

MSA Mutual Security Administration (Amt für 

gemeinsame Sicherheiten) 

NATO North Atlantic Treaty Organization (Nord- 

atlantikpakt) 

NRW Nordrhein-Westfalen 

OEEC Organization for European Economic Co- 

operation (Organisation für europäische wirt- 
sdiaftliche Zusammenarbeit) 

RBB Reichshaushalts- und Besoldungsblatt 

RdErl. Runderlaß 

RdSchr. Rundschreiben 

RFV Reichsfürsorgepflichtverordnung 

RGBl. Reichsgesetzblatt 

RGr. Reichsgrundsätze über Voraussetzungen, Art 

und Maß der öffentlichen Fürsorge 

RHO Reichshaushaltsordnung 

RKG Reichsknappschaftsgesetz 

RKO Reidiskassenordnung 

RKW Rationalisierungskuratorium der deutschen 

Wirtschaft 

RRO Rechnungslegungsordnung für das Reich 

RVO Reichsversicherungsordnung 


Wirtschaftsbestimmungen für die 
Reichsbehörden 

SHG Gesetz zur Milderung dringender sozialer 

Notstände (Soforthilfe-Gesetz) 

SVAG Sozialversicherungs-Anpassungsgesetz 

TO.A Tarifordnung A für Angestellte im öffentlichen 

Dienst 

T2G Teuerungszulagengesetz 

1. ÜG Gesetz zur Überleitung von Lasten und Dek- 

kungsmitteln auf den Bund (Erstes Über- 
leitungsgesetz) 

2. ÜG Zweites Gesetz zur Überleitung von Lasten 

und Deckungsmitteln auf den Bund (Zweites 
Überleitungsgesetz) 

3. ÜG Gesetz über die Stellung des Landes Berlin im 

Finanzsystem des Bundes (Drittes Überleitungs- 
gesetz) 

USA United States of America (Vereinigte Staaten 

von Amerika) 

VBRO Entwurf der Buchführungs- und Rechnungs- 

legungsordnung für das Vermögen des Buiidei 

VO Verordnung 

VOB Verdingungsordnung für Bauleistungen 

VOL Verdingungsordnung für Leistungen (ausge- 

nommen Bauleistungen) 

VPÖ Verordnung über die Preise bei öffentlichen 

Aufträgen vom 11. August 1943 

VPOB Vorprüfungsordnung für die Bundesverwaltung 

VWG Vereinigtes Wirtsdiaftsgebiet 

Wiederauf- Gesetz über Darlehen zum Bau und Erwerb 
baugesetz von Handelsschiffen 

WiGBl. Gesetzblatt der Verwaltung des Vereinigten 

Wirtschaftsgebietes 
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